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Mlt dem Entwurf eines ,Vierten Gesetzes flr moderne Dienstlelstungen am Arbeits-

markt" werden
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fur vaerbsfahlge zu einer neuen, elnhe:thchen
‘Lmstung (Grundsicherung fiir Arbeﬁsuchende) zusammengeflhrt und

- ein bedarfsabhangiger Kinderzuschlag zur gezielten Forderung einkommensschwa-
cher Familien eingefiihrt. |

Dié( Vorlage ist Teil der MaBnahmen zur Gemeindefinanzreform. Das Gesetz soll am 1.
Januar 2004 in Kraft treten, damit die vargesehenen Entlastungen der Kommunen van

. Sozialhilfeausgaben im Jahr 2004 beginnen kénnen.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates,

Das Bundesministerium der Justiz hat die Rechtsprifung eingeleitet, aber noch nicht
abgeschlossen. '

Die Bundesministerien haben dem Entwurf zugestimmt.
Die zustandigen Ministerien und Senatsverwaltungen der Lander waren beteiligt.

Der Gesetzentwurf wurdedden Spitzenverbénden der Arbeitgeber, den Gewerkschaften,
den Wohlfahrtsverbénden, den Spitzenverbinden der Sozialversicherungstrager mit der
Mﬁglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme zugeleitet. '

Iﬁia Einflhrung der Grundsicherung filr Arbeitsuchende filhrt insgesamt zu einer Ent»
Iasfung der Kommunen durch den Wegfall der Sozialhilfe fiir Erwerbsfahige. Dem ste-
herin Mehraufwendungen des Bundes fir die Grundsicherung fir Arbeitsuchende ge-

geniber.

Fin die Wirfschaft entstehen durch die vorgesehenen Neuregelungen keine Kosten.
Negative Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten,
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Der Bundesbeauftragte fir Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung wurde beteiligt.

32 Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen-sind -beigefl'.'lgt.




Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

A. Problem und Ziel

1. Grundsicherung fir Arbeitsuchende

Wegen der konjunkturellen Krise, aber auch wegen struktureller Defizite am Arbeitsmarkt
ist die Entwicklung bei der Arbeitslosigkeit gegenwartig nicht zufriedenstellend. Die Bundes-
regierung hat deshalb im Jahr 2002 die Kommission Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt mit dem Auftrag eingesetzt, Vorschlage zur Herstellung einer neuen Ordnung
auf dem Arbeitsmarkt zu erarbeiten. Die von der Kommission vorgelegten Vorschlage sind
aus der Sicht der Bundesregierung geeignet, den Abbau der Arbeitslosigkeit nachhaltig zu
beschleunigen. Ein Teil der Empfehlungen der Kommission wurde zum 1. Januar 2003 im
Ersten und Zweiten Gesetz fur Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt umgesetzt. Mit
dem Dritten und Vierten Gesetz fir Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt soll die

Umsetzung der Vorschlage der Kommission abgeschlossen werden.

Die Kommission Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt hat dargelegt, dass das ge-
genwartige Nebeneinander zweier staatlicher Flrsorgesysteme — der Arbeitslosenhilfe und
der Sozialhilfe fir Erwerbsfahige — ineffizient, intransparent und wenig burgerfreundlich ist.
Mit den finanziellen Folgen einer effizienten Gestaltung der unterschiedlichen sozialen
Transfersysteme Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fur die Gebietskorperschaften hat sich die
Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen befasst. Nach ihrer Auffassung ist Abhilfe
nur durch eine Zusammenfuhrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fiur erwerbsfahige
Hilfebedurftige mdglich. Diese Auffassung wird durch die Zwischenergebnisse der Modell-
vorhaben zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Arbeitsamtern und Tragern der Sozi-

alhilfe (MoZArT) bestatigt. Zwischenergebnisse der Modellvorhaben ,Forderung der Ar-



beitsaufnahme — integriert und regular* (FAIR) zeigen, dass durch intensivere Unterstit-

zung der Hilfebedurftigen die Eingliederung in Arbeit deutlich beschleunigt werden kann.

2. Einfuhrung eines Kinderzuschlages

Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung kommt u.a. zu dem Ergeb-
nis, dass insbesondere Familien von Armut bedroht sein kénnen. Die Bundesregierung hat
sich deshalb zum Ziel gesetzt, alle Anstrengungen zu unternehmen, um Armut von Kindern
zu vermindern. Allein rd. 1.000.000 Kinder sind im heutigen Sozialhilfebezug und werden
mit ihren Familien in Zukunft i. d. R. Anspruch auf das neue ,Arbeitslosengeld II* haben.
Zusétzlich zu diesen werden nach der geplanten Zusammenfiihrung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe weitere Kinder und deren Familien aus der Arbeitslosenhilfe in das Arbeits-
losengeld Il wechseln. Es soll jedoch verhindert werden, dass Familien allein wegen der
Unterhaltsbelastung fir ihre Kinder auf Arbeitslosengeld Il angewiesen sind. Ergéanzend
hierzu ist ein Arbeitsanreiz durch eine gezielte Férderung einkommensschwacher Familien

erforderlich.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Mit der Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende wirde sich die Zahl der an-
spruchsberechtigten Wohngeldbezieher voraussichtlich von derzeit ca. 2,8 Mio. (Kosten ca.
4,5 Mrd. Euro fur Bund und L&nder zusammen) auf ca. 3,5 Mio. Personen (Kosten ca. 5,7
Mrd. Euro) erhéhen; hiervon waren ca. 2,5 Mio. Wohngeldbezieher zugleich Empfanger ei-
ner Transferleistung. Damit einhergehend wirden die Verwaltungskosten fur das Wohngeld

von zur Zeit 120 Mio. Euro auf rd. 300 Mio. Euro pro Jahr steigen.

. Losung
1. Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Zusammenfuhrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir erwerbsfahige Hilfebedirftige
zu einer Grundsicherung fur Arbeitsuchende und intensivere Unterstitzung der Hilfebedirf-

tigen bei der Eingliederung in Arbeit.

Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende soll die Eigeninitiative von erwerbsfahigen Hilfebe-
durftigen durch schnelle und passgenaue Eingliederung in Arbeit unterstitzen. Die Bun-
desagentur fur Arbeit kann daftir die im Dritten Buch geregelten Instrumente einsetzen und

dariber hinaus unter Berlcksichtigung der Grundsatze von Wirtschaftlichkeit und Spar-



samkeit alle im Einzelfall fir die Eingliederung erforderlichen Hilfen leisten. Soweit die Ein-
gliederung nicht mdglich ist, wird der Lebensunterhalt der erwerbsfahigen Hilfebeddrftigen
und der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen durch pauschalierte

bedarfsdeckende Leistungen und die Einbeziehung in die Sozialversicherung gesichert.

Die Eingliederung in Arbeit soll dadurch unterstiitzt und intensiviert werden, dass
ein Mitarbeiter der Agentur fir Arbeit als persénlicher Ansprechpartner fir jeden er-
werbsfahigen Hilfebedurftigen und die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen benannt wird,
ein Mitarbeiter der Agentur fir Arbeit kiinftig durchschnittlich nur noch 75 erwerbsfahige

Hilfebedurftige betreut.

Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende soll von der Bundesagentur fur Arbeit im Auftrag

des Bundes erbracht und aus Steuermitteln des Bundes finanziert werden.

Die Beauftragung der Bundesagentur flr Arbeit soll bundesweit die gleichmafige Anwen-
dung des Rechts fur vergleichbare Sachverhalte gewahrleisten, die Kompetenz der Bun-
desagentur fur Arbeit als Trager der Arbeitslosenversicherung und ihr bundesweites Netz
von Agenturen fur Arbeit nutzen. Die Kompetenz insbesondere der Kommunen bei der Ein-
gliederung Hilfebedurftiger in Arbeit soll im Rahmen von Vereinbarungen zwischen den A-

genturen fur Arbeit und den Kommunen genutzt werden.

Die Bundesagentur fur Arbeit soll nicht alle Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende selbst erbringen, sondern Einrichtungen und Dienste Dritter nutzen, soweit sie vor-

handen sind, ausgebaut oder in Kiirze geschaffen werden kdnnen.

Die Ubernahme der Finanzverantwortung durch den Bund soll nach geltendem Recht mdg-
liche Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kommunen verhindern und die Kommu-

nen finanziell entlasten.

2. Einfuhrung eines Kinderzuschlages

Einfihrung einer dem Arbeitslosengeld Il vorgelagerten einkommensabhangigen Leistung,
die zusammen mit dem Kindergeld und dem auf Kinder entfallenden Wohngeldanteil den
durchschnittlichen Bedarf von Kindern an Arbeitslosengeld Il bzw. Sozialgeld abdeckt. Die
neue Leistung ist auf das Arbeitslosengeld Il abgestimmt und verstérkt dessen Arbeitsan-

reize.

3. Reform des Wohngeldgesetzes



Zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes soll bestimmt werden, dass Transferleis-
tungsempfanger kein Wohngeld erhalten. Ihre Unterkunftskosten sollen ausschlief3lich auf
der Grundlage des jeweiligen Leistungsgesetzes abgedeckt werden. In diesem Zusam-
menhang soll in den Leistungsgesetzen ein teilweiser Ausschluss der Ruckforderung ver-

ankert werden.

Im Ubrigen sollen im Wesentlichen die Einkommensermittlungs- und Verfahrensvorschriften
des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumforderungsgesetzes sowie das Erste Buch So-

zialgesetzbuch geandert werden.

. Alternativen
1. Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Gesetzesantrag des Landes Hessen: Entwurf eines Gesetzes zum optimalen Férdern und
Fordern in Vermittlungsagenturen (OFFENSIV-Gesetz), Bundesrat-Drucksache 443/02 vom
21. Mai 2002

Gesetzesantrag des Landes Bayern: Entwurf eines Gesetzes zum Foérdern und Fordern ar-
beitsfahiger Sozialhilfeempfanger und Arbeitslosenhilfebezieher (Foérdern-und-Fordern-
Gesetz), Bundesrat-Drucksache 804/02 vom 29. Oktober 2002

2. Einfuhrung eines Kinderzuschlages

Verbleib der entsprechenden Familien im Bezug des Arbeitslosengelds Il.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Zu der dargestellten Vereinfachung sowie zu den beabsichtigten Ergdnzungen des Wohn-

geldrechts gibt es keine Alternative.

. Finanzielle Auswirkungen
. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Die Einfiinrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende mit der gleichzeitigen Anderung des
Wohngeldgesetzes hat folgende finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskdrperschaften
und die Bundesanstalt fir Arbeit:



Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Bundesanstalt flr Arbeit
Entlastung der BA bei Eingliederungsleistungen

Personalkosten, Unterhaltsgeld -3,1 -6,2 -6,2 -6,2
Belastung der BA durch Aussteuerungsquote 31 59 5,6 52
Saldo der Be-/Entlastung der BA 0,0 -0,3 -0,6 -0,9
Lander
Entlastung der Lander bei Eingliederungsleistungen
fur erwerbsfahige Bezieher von HLU -0,3 -0,5 -0,5 -0,5

Mehrausgaben der Lander fur Wohngeld aufgrund
der Einfihrung der Grundsicherung fiir Arbeit-

suchende 0,3 0,6 05 0,5
Minderausgaben der Lander fir Wohngeld aufgrund

der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung der Lander durch Verminderung des Umsatz-

steueranteils der Lander 1,2 2,4 2,3 24
Saldo der Be-/Entlastung der Lander 0,0 0,0 0,0 0,0

Kommunen

Entlastung der Kommunen durch Wegfall der

Sozialhilfeausgaben fir Erwerbsféhige -5,8 -11,6 -11,6 -11,6
Belastung der Kommunen durch die Ubergangsregelung

der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende 18 2,5 1,7 0,0

Belastung der Kommunen durch héhere Ausgaben fir
Unterkunftskosten fur verbleibende Sozialhilfe-
bezieher und Bezieher von Grundsicherung

aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 0,6 1,3 1,3 1,3
Belastung der Kommunen durch Verminderung des
Umsatzsteueranteils der Lander* 1,5 5,3 6,2 78

Saldo der Be-/Entlastung der Kommunen
zur Starkung der Investitionskraft und

zum Ausbau der Kinderbetreuung -1,9 -2,5 -25 -2,5
Bund

Belastung des Bundes durch Grundsicherung fiir

Arbeitssuchende*** 15,2 26,3 24,2 23,7
Entlastung des Bundes durch die Ubergangsregelung

der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende -1,8 -2,5 -1,7 0,0
Entlastung des Bundes durch den Wegfall der

Ausgaben fir Arbeitslosenhilfe -6,7 -12,8 -12,2 -12.4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von BA -3,1 -5,9 -5,6 -5,2
Minderausgaben des Bundes fiir Wohngeld aufgrund

der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4

Belastung des Bundes durch héhere Ausgaben fur Unter-
kunftskosten fir Bezieher der Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 1,9 3,7 34 34

Entlastung des Bundes durch Kompensation von
Landern und Kommunen (Erhéhung des Umsatz-

steueranteils des Bundes) -2,7 -1,7 -8,5 -10,2
Saldo der Be-/Entlastung des Bundes 15 -1,6 2,7 31
davon bereits in den Haushaltsplan eingestellt 15
verbleibender Saldo der Be-/Entlastung

des Bundes 0,0 -1,6 -2,7 -3,1

Annahmen: Okonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung
derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006

* es wird davon ausgegangen, dass die Lander die Belastungen durch Abgabe von Umsatzsteuerpunkten bei den Kommunen
refinanzieren, soweit sie nicht Entlastungen der Lander ausgleichen; vgl. Begriindung zu Art. 29 und 30 zur Anpasung
der Umsatzsteuerverteilung im Einzelnen




2. Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand

Die Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende fuhrt mittelfristig zur Einsparung
von rund 1,3 Mrd. Euro Personal- und Verwaltungskosten bei den Kommunen. Diesen Ein-
sparungen stehen entsprechende Mehraufwendungen fir Personal- und Verwaltungskos-
ten bei der Bundesagentur gegentber. Alle internationalen Erfahrungen belegen, dass eine
entscheidende Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit nur mit einer intensiven Betreuung
moglich ist. Die Bundesregierung plant deshalb eine erhebliche Aufstockung des Personal-
einsatzes fur die Integration von Langzeitarbeitslosen. Angestrebt wird ein Verhaltnis zwi-
schen Fallmanagern und Leistungsempfangern von 1:75. Im Vergleich zur Gesamtzahl der
bisher bei der Bundesanstalt fur Arbeit fir Arbeitslosenhilfe und bei den Sozialhilfetragern
beschaftigten Mitarbeiter ist hierfir der zusatzliche Einsatz von ca. 11.800 Mitarbeitern fur

die Betreuung erforderlich.

Den Mehrausgaben fir die zusatzlichen Fallmanager stehen deutlich héhere Einsparungen
durch eine Steigerung der Effizienz bei der verwaltungsmafigen Durchfiihrung der Grund-
sicherung fur Arbeitsuchende gegentber, die mittelfristig zu einem erheblichen Absinken

der Zahl der Leistungsbezieher fihren wird.

E. Sonstige Kosten

Keine.

F. Gleichstellungspolitische Bedeutung:

Das Gesetz berlcksichtigt die Prinzipien des ,Gender Mainstreaming“. Sein Ziel ist es, ge-
schlechtsspezifischen Nachteilen entgegenzuwirken. Das Gesetz sieht vor, dass die familien-
spezifischen Lebensverhaltnisse von erwerbsfahigen Hilfebedirftigen, die Kinder oder pflege-
bedirftige Angehdrige betreuen, zu beachten sind. Hilfebedurftigen, die ein eigenes Kind oder
ein Kind des Partners bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres betreuen, ist eine Arbeit
nicht zumutbar. Kindern Arbeitsuchender ist bevorzugt ein Platz in einer Tageseinrichtung zur

Verfligung zu stellen.



Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Entwurf
eines

Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistungen

am Arbeitsmarkt

Inhaltstbersicht
Artikel 1 Zweites Buch SozialgesetzbucCh ...
Artikel 2 Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch.............ccccccceveveunnnen.
Artikel 3 Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch..........cccccovevveerennnne,
Artikel 4 Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch...............ccccceeuenn....
Artikel 5 Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch..............cccccceuvenee....
Artikel 6 Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch............c..ccccuene....
Artikel 7 Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch...............ccccceurnen...
Artikel 8 Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch...............ccccceeuvnee....
Artikel 9 Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch..............ccccceuvnee..
Artikel 10 Anderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch..............c..cceuene....
Artikel 11 Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch..............cccceeveenan.n.
Artikel 12 Anderung des Infektionsschutzgesetzes.........cccooovveeeeeeeeeeceeeeene.
Artikel 13 Anderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes......................
Artikel 14 Anderung des Aufstiegsfortbildungsgesetzes........c.ccccoceevevveeeeeennnnen.
Artikel 15 Anderung des Gesetzes iiber den Abbau der Fehlsubventionierung
IM WORNNUNGSWESEN ...
Artikel 16 Anderung des Wohnraumforderungsgesetzes. ........coeevevvveveeveeeeennn
Artikel 17 Anderung des Bundesvertriebenengesetzes........cccoccvveeeeeeeecieseeenn
Artikel 18 Anderung des AUSIANAErgeSELZES.......ccvecveeieeeieeieeeeeee et
Artikel 19 Anderung des AsylverfanrensSgesetzes........cocovveceeeveeeecveeceeee e,
Artikel 20 Anderung des MiKOZENSUSGESELZES........cccoveeeeeeeeeeeeeeeeeeeee e eee e
Artikel 21 Anderung der ZivilprozessordnuUng......ccccceeveeeeeeveeeeeereeieeeeeeeeeeeeeeneens
Artikel 22 Anderung des SozialgerichtSgeSetzZes. ......cccovvevveieeceeeeie e,
Artikel 23 Anderung der VerwaltungsgerichtSordnung........ccccoceveeeeveeveceeeeeenen
Artikel 24 Anderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes............cccccoveevvenenne..
Artikel 25 Anderung des WohngeldgeSetzes. ........coccvveivecreiceeceeceeceeee e,
Artikel 26 Anderung des Gesetzes zur Hilfe fiir Frauen bei
Schwangerschaftsabbriichen in besonderen Fallen............................
Artikel 27 Anderung des Unterhaltssicherungsgesetzes..........cccoceeveveeeeeeeneanen.

44
45
51
52
55
58
59
59
59
60
60
61
61

61
62
64
64
65
65
66
66
66
67
67

73
73



Artikel 28
Artikel 29
Artikel 30
Artikel 31
Artikel 32
Artikel 33
Artikel 34
Artikel 35
Artikel 36
Artikel 37
Artikel 38
Artikel 39
Artikel 40
Artikel 41
Artikel 42
Artikel 43
Artikel 44
Artikel 45
Artikel 46
Artikel 47

Artikel 48
Artikel 49
Artikel 50
Artikel 51
Artikel 52
Artikel 53
Artikel 54
Artikel 55

Artikel 56

Artikel 57
Artikel 58
Artikel 59
Artikel 60
Artikel 61

Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes. .......cccoovveeeeeeeeeereernennns
Anderung des FinanzausgleichSgesSetzes.........ccoovevveeeeeeeeveeeeeeeennn
Anderung des Solidarpaktfortfilhnrungsgesetzes...........ccocooveeveeueennne...
Anderung der AbgabenordnuNg.......c.cccceveeeeceeeeeeeee e,
Anderung des BerlinfOrderungsgesetzes. .......ocovveveveeeceeeeeeceeeeeeenne.
Anderung des EinkommensteUErgesetzes. .......oovoveeeeeereeveeeeeeeenennn.
Anderung des LastenausgleichSgesetzes..........ccccocevveveeeeeeeeeeeeenn.
Anderung des Entwicklungshelfer-Gesetzes...........ccooovveeeeeeeernennnne.
Anderung des Kiindigungsschutzgesetzes............cccooveveeveveeeeeveeeennne.
Anderung des Gesetzes iiber Bergmannspramien.............ccoceeueeuee....
Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes...........c.ccccoeeeveeeeurenne..
Anderung des Berufsbildungsforderungsgesetzes..........c.cccccveeveenenn...
Anderung des Berufshildungsgesetzes.........cccoceeveveeeeeceeceeceeeeeene
Anderung des VorruhestandsSgesetzes..........coooveveeeeeeeveeceeeeeeeeeeeene,
Anderung des AltersteilzeitgeSetZes.  .....coouviveveeeeeeeeeeeeeeeee e
Anderung des Beitrage-Riickzahlungsgesetzes........ccocooveeveevrevvennnne..
Anderung des Bundesversorgungsgesetzes..........ocooveveeeeeeeueereeunennnn.
Anderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes........ccccccovvevevveeneennanen.
Anderung des Bundeskindergeldgesetzes...........ccooceeveeveeeceeceeeeneennn.

Anderung der Verordnung iiber die Ersatzleistungen an die zum
Luftschutzdienst herangezogenen Personen und Uber die

Erstattung fortgewahrter LeiStUNgen.............ueveeeieiiiiiniiiniienans
Anderung der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung...........cc.cocuue......
AuslandergeblhrenverordnUNg.... ... ... e e
Anderung der Arbeitsaufenthalteverordnung..........c.cccceeveveeveeeereenen..
Anderung der Freiziigigkeitsverordnung/EG..........c.ccceeceeeeveveecueeunnnn.
Anderung der Kindesunterhalt-Vordruckverordnung............cccccve.....
Anderung der Prozesskostenhilfevordruckverordnung.........c..c..........
Anderung der Wohngeldverordnung........c.oeeeeeeeeeeeeeeceeseeeeeee e

Anderung der Verordnung iiber die Berufsausbildung zum

Fachangestellten fur Arbeitsforderung 1999........cccooiiiiiiiiiiiii .
Anderung der Ausgleichsrentenverordnung..........occeeeeeveeeeeeieeeeneenen.
Aufhebung der Arbeitslosenhilfe Verordnung........cccccvviiiiiiiiiiiinnnnnnees
Ruckkehr zum einheitlichen Verordnungsrang........cccccueeeeevveviveeennnnnnnns
Neufassung des Wohngeldgesetzes.........ccovvvviveiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiienee
Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes..........cccccvvvviveieiiiiiinnnnnnnns
INKFAftErEIEN ...

73
74
74
75
75
75
76
78
78
78
79
79
79
80
81
81
81
82
83

86
86
86
87
87
87
88
88

89
91
92
92
92
93
93



Artikel 1
Zweites Buch Sozialgesetzbuch

- Grundsicherung fur Arbeitsuchende -

Kapitel 1 FOrdern UNA FOrUEIMN ..o e e e e e e e e e e e e e e 6
§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende...............cooiiiiiiicciii e, 6
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Artikel 1
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (ll)

Kapitel 1

Fordern und Fordern

§1
Aufgabe und Ziel der Grundsicherung fur Arbeitsuchende

(1) Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbsféhigen

Hilfebedurftigen und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, starken und

dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhangig von der Grundsicherung aus ei-

genen Mitteln und Kraften bestreiten konnen. Sie soll erwerbsfahige Hilfebedurftige bei der

Aufnahme oder Beibehaltung einer Erwerbstatigkeit unterstiitzen und den Lebensunterhalt

sichern, soweit sie ihn nicht auf andere Weise bestreiten kdnnen. Die Gleichstellung von Man-

nern und Frauen ist als durchgangiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen der Grundsiche-

rung sind insbesondere darauf auszurichten, dass

1. durch eine Erwerbstatigkeit Hilfebedurftigkeit vermieden oder beseitigt, die Dauer der Hil-
febedurftigkeit verkirzt oder der Umfang der Hilfebedurftigkeit verringert wird,

2. die Erwerbsfahigkeit des Hilfebedurftigen erhalten, verbessert oder wieder hergestellt
wird,

3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsféahigen Hilfebedlrftigen entgegengewirkt
wird,

4. die familienspezifischen Lebensverhaltnisse von erwerbsfahigen Hilfebedurftigen, die Kin-
der erziehen oder pflegebedurftige Angehoérige betreuen, bertcksichtigt werden,

5. behindertenspezifische Nachteile tberwunden werden.

(2) Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende umfasst Leistungen
1. zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedurftigkeit insbesondere durch Eingliede-
rung in Arbeit und

2. zur Sicherung des Lebensunterhalts.



§2
Grundsatz des Forderns

(1) Erwerbsfahige Hilfebedurftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen missen alle Moglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer Hilfebedurftig-
keit ausschopfen. Der erwerbsféhige Hilfebedirftige muss aktiv an allen MalBhahmen zu sei-
ner Eingliederung in Arbeit mitwirken, insbesondere eine Eingliederungsvereinbarung ab-
schlieRen. Wenn eine Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit
nicht maoglich ist, hat der erwerbsfahige Hilfebedirftige eine ihm angebotene zumutbare Ar-

beitsgelegenheit zu Gibernehmen.

(2) Erwerbsfahige Hilfebedurftige und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen haben in eigener Verantwortung alle Moglichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunterhalt
aus eigenen Mitteln und Kraften zu bestreiten. Erwerbsfahige Hilfebedurftige mussen ihre Ar-
beitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts fir sich und die mit ihnen in einer Bedarfs-

gemeinschaft lebenden Personen einsetzen.

§3
Leistungsgrundséatze

(1) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit kdnnen erbracht werden, soweit sie unter Berlck-
sichtigung der Grundsatze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Vermeidung oder Be-
seitigung, Verklrzung oder Verminderung der Hilfebeddrftigkeit fir die Eingliederung erforder-
lich sind. Bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind

1. die Eignung,

2. die individuelle Lebenssituation, insbesondere die familiare Situation,

3. die voraussichtliche Dauer der Hilfebedurftigkeit und

4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung

der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen zu bertcksichtigen. Vorrangig sollen Mafinahmen einge-

setzt werden, die die unmittelbare Aufnahme einer Erwerbstatigkeit ermoglichen.

(2) Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind in
eine Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln. Konnen Hilfebeduirfti-
ge ohne Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt werden, soll die Agentur fir Arbeit
darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit oder Arbeitsgelegenheit auch zur Verbesserung

ihrer beruflichen Kenntnisse und Fahigkeiten beitragt.



(3) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts durfen nur erbracht werden, soweit die

Hilfebedurftigkeit nicht anderweitig beseitigt werden kann.

§4

Leistungsarten

(1) Die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende werden in Form von

1. Dienstleistungen, inshesondere durch umfassende Betreuung durch einen persénlichen
Berater mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit,

2. Geldleistungen, insbesondere zur Eingliederung der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in
Arbeit und zur Sicherung des Lebensunterhalts der erwerbsfahigen Hilfebedirftigen und
der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, und

3. Sachleistungen

erbracht.

(2) Die Agentur fur Arbeit wirkt darauf hin, dass erwerbsfahige Hilfebedurftige und die mit ih-
nen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen die erforderliche Beratung und Hilfe

anderer Trager, insbesondere der Kranken- und Rentenversicherung, erhalten.

§5
Nachrang der Leistungen

(1) Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen anderer, insbesondere der Trager anderer
Sozialleistungen, werden durch dieses Buch nicht beriihrt. Ermessensleistungen dirfen nicht

deshalb versagt werden, weil dieses Buch entsprechende Leistungen vorsieht.

(2) Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem Buch
schliel3t Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwdlften Buches aus. Dies gilt nicht fir
Leistungen nach § 32 Abs. 1 sowie nach 35 des Zwdlften Buches, soweit sie nicht nach § 16
Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 dieses Buches zu Ubernehmen sind. Leistungen nach dem Gesetz Uber
eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sind gegenuber

dem Sozialgeld vorrangig.

(3) Stellen Hilfebedurftige trotz Aufforderung einen erforderlichen Antrag auf Leistungen eines
anderen Tragers nicht, kann die Agentur fur Arbeit den Antrag stellen. Der Ablauf von Fristen,

die ohne Verschulden der Agentur fir Arbeit verstrichen sind, wirkt nicht gegen die Agentur fur



Arbeit; dies gilt nicht fur Verfahrensfristen, soweit die Agentur fir Arbeit das Verfahren selbst
betreibt.

§6

Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Leistungen nach diesem Buch werden von der Bundesagentur fur Arbeit (Bundesagentur)
erbracht. Zu ihrer Unterstiitzung kann sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauf-

tragen.

Kapitel 2

Anspruchsvoraussetzungen

87
Berechtigte

(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die

1. mindestens 15 Jahre alt sind und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

2. erwerbsfahig sind,

3. hilfebedurftig sind und

4. ihren gewohnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben,
(erwerbsfahige Hilfebedurftige). Ausl&nder haben ihren gewoéhnlichen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland und erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn die Vorausset-
zungen nach § 8 Abs. 3 vorliegen; dies gilt nicht fir Leistungsberechtigte nach § 1 des Asyl-

bewerberleistungsgesetzes. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben unberihrt.

(2) Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in einer Be-

darfsgemeinschaft leben. Dienstleistungen und Sachleistungen werden ihnen nur erbracht,

wenn dadurch

1. die Hilfebedurftigkeit der Angehdrigen der Bedarfsgemeinschaft beendet oder verringert,

2. Hemmnisse bei der Eingliederung der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen beseitigt oder
vermindert

werden.



(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehdren
1. die Erwerbsfahigen,
2. als Partner der Erwerbsfahigen
a) der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte,
b) die Person, die mit dem Erwerbsféhigen in ehedhnlicher Gemeinschaft lebt,
¢) der nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartner,
3. die dem Haushalt angehdrenden minderjahrigen, unverheirateten Kinder des Erwerbsfa-
higen oder seines Partners, soweit sie nicht aus eigenem Einkommen und Vermoégen die

Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts beschaffen kénnen.

(4) Erwerbsfahige Hilfebediirftige, die sich in Ausbildung an einer Schule oder Hochschule

befinden oder stationar untergebracht sind, erhalten keine Leistungen nach diesem Buch.

§8
Erwerbsfahigkeit

(1) Erwerbsfahig ist, wer gegenwartig oder voraussichtlich innerhalb von sechs Monaten unter
den ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden taglich

erwerbstétig sein kann.

(2) Die Agentur fur Arbeit stellt fest, ob Hilfebedurftige erwerbsfahig sind. Teilt der Leistungs-
trager, der bei Erwerbsunfahigkeit zustandig ware, die Auffassung der Agentur fir Arbeit nicht,
entscheidet die Einigungsstelle nach § 45. Bis zu deren Entscheidung erbringt die Agentur fir

Arbeit Leistungen zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende.

(3) Im Sinne von Absatz 1 kénnen Ausléander nur erwerbstatig sein, wenn ihnen die Aufnahme
einer Beschéftigung ohne Beschrankung erlaubt ist oder durch die Bundesagentur erlaubt

werden konnte.

§9
Hilfebedurftigkeit

(1) Hilfebedurftig ist, wer seinen Lebensunterhalt, seine Eingliederung in Arbeit und den Le-
bensunterhalt der mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht

ausreichend aus eigenen Kréften und Mitteln, vor allem nicht

1. durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit,
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2. aus dem zu berticksichtigenden Einkommen und Vermdgen

sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehdrigen
oder von Tragern anderer Sozialleistungen erhalt. Bei Personen, die in einer Bedarfsgemein-
schaft leben, sind auch das Einkommen und Vermdgen des Partners zu berlcksichtigen. Bei
minderjahrigen unverheirateten Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Be-
darfsgemeinschaft leben und die die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht
aus ihrem eigenen Einkommen und Vermdgen beschaffen kénnen, sind auch das Einkommen
und Vermdgen der Eltern oder des Elternteils zu berlcksichtigen. Ist in einer Bedarfgemein-
schaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kraften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der

Bedarfsgemeinschaft im Verhéaltnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebedurftig.

(2) Das Einkommen und Vermdgen der Eltern oder eines Elternteils sind nicht zu bertcksichti-
gen, wenn sie mit einem Kind in Bedarfsgemeinschaft leben und dieses Kind schwanger ist

oder sein Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres betreut.

(3) Hilfebedurftig ist auch derjenige, dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwer-
tung von zu berlcksichtigendem Vermdgen nicht moglich ist oder fir den sie eine besondere

Harte bedeuten wirde; in diesem Falle sind die Leistungen als Darlehen zu erbringen.

(4) Leben Hilfebedurftige in Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten oder Verschwagerten, so
wird vermutet, dass sie von ihnen Leistungen erhalten, soweit dies nach ihrem Einkommen

und Vermogen erwartet werden kann.

810
Zumutbarkeit

(1) Dem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen ist jede Arbeit zumutbar, es sei denn, dass

1. er zu der bestimmten Arbeit kdrperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage ist,

2. die Ausubung der Arbeit ihm die kiinftige Austibung seiner bisherigen Uberwiegenden Ar-
beit wesentlich erschweren wirde, weil die bisherige Tatigkeit besondere korperliche An-
forderungen stellt,

3. die Austibung der Arbeit die Erziehung seines Kindes oder des Kindes seines Partners
gefahrden wirde; die Erziehung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist
in der Regel dann nicht gefahrdet, wenn und soweit unter Bertcksichtigung der besonde-
ren Verhéltnisse in der Familie die Betreuung des Kindes in einer Tageseinrichtung oder
in Tagespflege im Sinne der Vorschriften des Achten Buches sicher gestellt ist; die
Agentur flr Arbeit soll darauf hinwirken, dass Alleinerziehenden vorrangig ein Platz zur

Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird,

11



4. die Ausibung der Arbeit mit der Pflege eines Angehdrigen nicht vereinbar ware und die
Pflege nicht auf andere Weise sicher gestellt werden kann,

5. der Ausiibung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.

(2) Eine Arbeit ist nicht allein deshalb unzumutbar, weil

1. sie nicht einer friheren beruflichen Tatigkeit des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen ent-
spricht, fur die er ausgebildet ist oder die er ausgeubt hat,

2. sie im Hinblick auf die Ausbildung des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen als geringerwertig
anzusehen ist,

3. der Beschaftigungsort vom Wohnort des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen weiter entfernt
ist als ein fruherer Beschéaftigungs- oder Ausbildungsort,

4. die Arbeitsbedingungen ungunstiger sind als bei den bisherigen Beschéaftigungen des er-

werbsfahigen Hilfebedurftigen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten fur die Teilnahme an Mal3nahmen zur Eingliederung in Arbeit
entsprechend.

§11

Zu berucksichtigendes Einkommen

(1) Als Einkommen zu berticksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert mit Ausnah-
me der Leistungen nach diesem Buch, der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz
und der Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschadigungsgesetz fur Schaden an
Leben sowie an Korper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur Hohe der vergleichbaren
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. Der Kinderzuschlag nach 8§ 6a des Bundes-
kindergeldgesetzes ist als Einkommen dem jeweiligen Kind zuzurechnen. Dies gilt auch far
das Kindergeld fur minderjahrige Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung des

Lebensunterhalts benétigt wird.

(2) Vom Einkommen sind abzusetzen

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,

2. Pflichtbeitrage zur Sozialversicherung einschlief3lich der Beitrage zur Arbeitsforderung,

3. Beitrage in angemessener Hohe zu offentlichen oder privaten Versicherungen oder ahnli-
chen Einrichtungen
a) zur Vorsorge fir den Fall der Krankheit und der Pflegebedurftigkeit fur Personen, die

in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig sind,

12



5.
6.

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung befreit sind, soweit die Beitrdge nicht nach § 26 bezuschusst
werden,

geforderte Altersvorsorgebeitrage nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie

den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht tberschreiten,

die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,

fur Erwerbstétige ferner ein Betrag nach § 30.

Fur die Angemessenheit sind die Lebensumstéande wéahrend des Bezugs der Leistungen der

Grundsicherung fur Arbeitsuchende mafgeblich.

(3) Nicht als Einkommen sind zu berticksichtigen

1.

Einnahmen, soweit sie als

a) zweckbestimmte Einnahmen,

b) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege

einem anderen Zweck als die Leistungen nach diesem Buch dienen und die Lage des
Empféangers nicht so glinstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach diesem Buch
nicht gerechtfertigt wéren,

Entschadigungen, die wegen eines Schadens, der nicht Vermdgensschaden ist, nach

§ 253 Abs. 2 des Burgerlichen Gesetzbuches geleistet werden.

§12
Zu berucksichtigendes Vermégen

(1) Als Vermdgen sind alle verwertbaren Vermégensgegenstande zu berlcksichtigen.

(2) Vom Vermogen sind abzusetzen

1.

ein Grundfreibetrag in Héhe von 200 Euro je vollendetem Lebensjahr des erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen und seines Partners, mindestens aber jeweils 4.100 Euro; der Grundfrei-
betrag darf fur den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen und seinen Partner jeweils 13.000 Eu-
ro nicht tbersteigen,

Altersvorsorge in Hohe des nach Bundesrecht ausdriicklich als Altersvorsorge geférderten
Vermogens einschlie3lich seiner Ertrdge und der geforderten laufenden Altersvorsorge-
beitrage, soweit der Inhaber das Altersvorsorgevermdogen nicht vorzeitig verwendet,

ein Freibetrag fur notwendige Anschaffungen in Héhe von 750 Euro fur jeden in der Be-

darfsgemeinschaft lebenden Hilfebeddrftigen.

(3) Als Vermdgen sind nicht zu berticksichtigen

1.

angemessener Hausrat,
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2. ein angemessenes Kraftfahrzeug fur jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebenden er-
werbsfahigen Hilfebedurftigen,

3. vom Inhaber als fir die Altersvorsorge bestimmt bezeichnete Vermdgensgegenstande in
angemessenem Umfang, wenn der erwerbsfahige Hilfebedirftige oder sein Partner von
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist,

4. ein selbst genutztes Hausgrundstuck von angemessener Grolie oder eine entsprechende
Eigentumswohnung,

5. Sachen und Rechte, soweit ihre Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist.

Fur die Angemessenheit sind die Lebensumstande wahrend des Bezugs der Leistungen zur

Grundsicherung fur Arbeitsuchende maf3gebend.

(4) Das Vermogen ist mit seinem Verkehrswert zu bertcksichtigen. Fur die Bewertung ist der
Zeitpunkt malRgebend, in dem der Antrag auf Bewilligung oder erneute Bewilligung der Leis-
tungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende gestellt wird, bei spaterem Erwerb von Vermo-
gen der Zeitpunkt des Erwerbs. Wesentliche Anderungen des Verkehrswertes sind zu beriick-

sichtigen.

8§13
Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem

Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-

nung zu bestimmen,

1. unter welchen Voraussetzungen davon auszugehen ist, dass ein Antragsteller nicht er-
werbsfahig oder nicht hilfebedurftig ist,

2. welche weiteren Einnahmen nicht als Einkommen zu bericksichtigen sind und wie das
Einkommen im Einzelnen zu berechnen ist,

3. welche weiteren Vermégensgegenstande nicht als Vermdgen zu berucksichtigen sind und
wie der Wert des Vermdégens zu ermitteln ist,

4. welche Pauschbetrage fir die von dem Einkommen abzusetzenden Betrage zu berick-
sichtigen sind.

Die Rechtsverordnung nach Nr. 2 ist auch im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flr

Gesundheit und Soziale Sicherung zu erlassen.
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Kapitel 3

Leistungen

Abschnitt 1

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

§14

Grundsatz des Forderns

Die Agentur fur Arbeit unterstitzt erwerbsfahige Hilfebedurftige umfassend mit dem Ziel der
Eingliederung in Arbeit. Sie erbringt unter Bertcksichtigung der Grundsatze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit alle im Einzelfall fur die Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leis-
tungen. Die Agentur flr Arbeit soll einen persdnlichen Ansprechpartner fir jeden erwerbsféahi-

gen Hilfebedurftigen und die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft Lebenden benennen.

§15

Eingliederungsvereinbarung

(1) Die Agentur fur Arbeit soll mit jedem erwerbsfahigen Hilfebedtrftigen die fir seine Einglie-
derung erforderlichen Leistungen in einer Eingliederungsvereinbarung festlegen. Die Einglie-
derungsvereinbarung soll insbesondere bestimmen,

1. welche Leistungen der Erwerbsfahige zur Eingliederung in Arbeit erhalt,

2. welche Bemihungen der erwerbsfahige Hilfebedurftige in welcher Haufigkeit zur Einglie-
derung in Arbeit mindestens unternehmen muss und in welcher Form er die Bemihungen
nachzuweisen hat.

Die Eingliederungsvereinbarung soll fir sechs Monate geschlossen werden. Danach soll eine

neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. Bei jeder folgenden Eingliede-

rungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu beriicksichtigen. Kommt eine

Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die Festlegungen nach Satz 2 durch Ver-

waltungsakt erfolgen.
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(2) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch festgelegt werden, welche Leistungen die
Personen erhalten, die mit dem erwerbsfahigen Hilfebedtrftigen in einer Bedarfsgemeinschaft

leben.

(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine BildungsmafRnahme festgelegt, ist auch zu
bestimmen, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen der erwerbsfahige Hilfe-
bedirftige schadenersatzpflichtig ist, wenn er die Malihahme aus einem von ihm zu vertreten-
den Grund nicht zu Ende fiihrt.

§16

Leistungen zur Eingliederung

(1) Als Leistungen zur Eingliederung kann die Agentur fir Arbeit alle im Dritten Kapitel, im
Ersten bis Siebten Abschnitt des Vierten Kapitels, im Ersten und Zweiten Abschnitt des Funf-
ten Kapitels sowie die im Ersten, Funften und Siebten Abschnitt des Sechsten Kapitels und die
in 88 417, 4219 , 421i und 421k des Dritten Buches geregelten Leistungen erbringen. § 8 des
Dritten Buches ist entsprechend anzuwenden. § 41 Abs. 3 Satz 4, § 57 Abs. 4 Satz 1 und 2
des Dritten Buches sind mit der MalRgabe entsprechend anzuwenden, dass an die Stelle des

Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld |1 tritt.

(2) Uber die in Absatz 1 genannten Leistungen hinaus kann die Agentur fiir Arbeit weitere
Leistungen erbringen oder erbringen lassen, die fir die Eingliederung des erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen in das Erwerbsleben erforderlich sind. Dazu gehoéren insbesondere

1. die Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder oder die hausliche Pflege von
Angehdrigen,

die Schuldnerberatung,

die psychosoziale Betreuung,

die Suchtberatung,

a > 0N

die Ubernahme von Mietschulden als Darlehen, wenn der drohende Verlust der Wohnung

die Aufnahme einer konkret in Aussicht stehenden Beschéaftigung verhindern wiirde,

6. die Forderung von Gelegenheiten fur im o6ffentlichen Interesse liegende zusétzliche Ar-
beiten, in denen Arbeitslosengeld Il zuzuglich einer angemessenen Entschadigung fir
Mehraufwendungen gezahlt wird; die Arbeiten begriinden kein Arbeitsverhaltnis im Sinne
des Arbeitsrechts; die Vorschriften Gber den Arbeitsschutz und das Bundesurlaubsgesetz
sind entsprechend anzuwenden; fur Sch&den bei Austbung ihrer Tatigkeit haften er-
werbsfahige Hilfebedirftige nur wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

7. das Einstiegsgeld nach § 29,

8. Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz.
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(3) Entfallt die Hilfebedurftigkeit des Erwerbsfahigen wahrend einer MalRnahme zur Eingliede-
rung, kann sie durch Darlehen weiter gefordert werden, wenn bereits zwei Drittel der Maf3-
nahme durchgefihrt sind und der Erwerbsfahige diese voraussichtlich erfolgreich abschliel3en

wird.

§17

Einrichtungen und Dienste flr Leistungen zur Eingliederung

(1) Zur Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sollen die Agenturen fur Arbeit
eigene Einrichtungen und Dienste nicht neu schaffen, soweit geeignete Einrichtungen und

Dienste Dritter vorhanden sind, ausgebaut oder in Kiirze geschaffen werden kénnen.

(2) Wird die Leistung von einem Dritten erbracht und sind im Dritten Buch keine Anforderun-

gen geregelt, denen die Leistung entsprechen muss, ist die Agentur fur Arbeit zur Vergiitung

fur die Leistung nur verpflichtet, wenn mit dem Dritten oder seinem Verband eine Vereinba-

rung insbesondere Uber

1. Inhalt, Umfang und Qualitat der Leistungen,

2. die Vergutung, die sich aus Pauschalen und Betragen fir einzelne Leistungsbereiche zu-
sammensetzen kann, und

3. die Prufung der Wirtschaftlichkeit und Qualitat der Leistungen

besteht. Die Vereinbarungen mussen den Grundséatzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit

und Leistungsfahigkeit entsprechen.

§18
Ortliche Zusammenarbeit

(1) Die Agenturen fir Arbeit arbeiten bei der Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit unter Berlcksichtigung ihrer Aufgaben nach dem Dritten Buch mit den Beteiligten des
ortlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Gemeinden, den Kreisen und Bezirken, den Tra-
gern der freien Wohlfahrtspflege, den Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie den
Kammern und berufsstéandischen Organisationen zusammen, um die gleichméafRlige oder ge-
meinsame Durchfiihrung von Malinahmen zu beraten oder zu sichern und Leistungsmiss-

brauch zu verhindern oder aufzudecken.

(2) Die Leistungen nach diesem Buch sind in das regionale Arbeitsmarktmonitoring der

Agenturen fur Arbeit nach § 9 Abs. 2 des Dritten Buches einzubeziehen.
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(3) Die Agenturen flr Arbeit sollen mit Gemeinden, Kreisen und Bezirken auf deren Verlangen
Vereinbarungen Uber das Erbringen von Leistungen zur Eingliederung nach diesem Gesetz
mit Ausnahme der Leistungen nach § 16 Abs. 1 schlie3en, wenn sie den durch eine Rechts-

verordnung festgelegten Mindestanforderungen entsprechen.

(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, ohne Zustimmung des
Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen, welchen Anforderungen eine Vereinba-

rung nach Absatz 3 mindestens genlgen muss.

Abschnitt 2

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Unterabschnitt 1

Arbeitslosengeld Il

§19

Arbeitslosengeld I

Erwerbsféahige Hilfebedurftige erhalten als Arbeitslosengeld I

1. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschliel3lich der angemessenen Kosten
fur Unterkunft und Heizung,

2. unter den Voraussetzungen des 8§ 24 einen befristeten Zuschlag.

Das Arbeitslosengeld Il mindert sich um das zu bertcksichtigende Einkommen und Vermégen.

§ 20
Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts

(1) Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Erndhrung,

Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Bedarfe des taglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang
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auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben. Nicht umfasst sind

die in 8 5 Abs. 2 Satz 2 dieses Buches genannten Leistungen nach dem Zwolften Buch.

(2) Die monatliche Regelleistung betragt flr Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend
sind, in den alten Bundeslandern einschlieRlich Berlin (Ost) 345 Euro, in den neuen Bundes-

[andern 331 Euro.

(3) Haben zwei Angehdrige der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, betragt die
Regelleistung jeweils 90 vom Hundert der Regelleistung nach Absatz 2. Die Regelleistung fur
sonstige erwerbsfahige Angehdrige der Bedarfsgemeinschaft betragt 80 vom Hundert der Re-

gelleistung nach Absatz 2.

(4) Die Regelleistung nach Absatz 2 wird jeweils zum 1. Juli eines Jahres um den Vomhun-
dertsatz angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung verandert. Fir die Neubemessung der Regelleistung findet § 29 Abs. 3 Satz 5 des
Zwolften Buches entsprechende Anwendung. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Ar-
beit gibt jeweils spatestens zum 30. Juni eines Kalenderjahres die Hohe der Regelleistung
nach Absatz 2, die fur die folgenden zwd6lf Monate maf3gebend ist, im Bundesgesetzblatt be-

kannt.

(5) Betrage nach den Absatzen 2 und 3, die nicht volle Euro ergeben, sind bis zu 0,49 Euro

abzurunden und von 0,50 Euro an aufzurunden.

§21
Leistungen fir Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt

(1) Leistungen fir Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Abséatzen 2 bis 6, die nicht durch

die Regelleistung abgedeckt sind.

(2) Werdende Muitter, die erwerbsfahig und hilfebedurftig sind, erhalten nach der 12. Schwan-
gerschaftswoche einen Mehrbedarf von 17 vom Hundert der nach 8§ 20 mafligebenden Regel-

leistung.

(3) Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die mit einem Kind unter sieben Jahren oder die mit zwei
oder drei Kindern unter 16 Jahren zusammenleben und allein fur deren Pflege und Erziehung
sorgen, erhalten einen Mehrbedarf von 35 vom Hundert der nach § 20 maf3gebenden Regel-
leistung; bei vier oder mehr Kindern erhéht sich der Mehrbedarf auf 52 vom Hundert der nach

§ 20 malRgebenden Regelleistung.
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(4) Erwerbsfahige behinderte Hilfebedurftige, denen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach § 33 des Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Platzes
im Arbeitsleben oder Hilfe zur Ausbildung fiir eine sonstige angemessene Tétigkeit erbracht
werden, erhalten einen Mehrbedarf von 35 vom Hundert der nach 8 20 malRgebenden Regel-
leistung. Satz 1 kann auch nach Beendigung der dort genannten Mal3nahmen wéahrend einer

angemessenen Ubergangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit, angewendet werden.

(5) Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die aus medizinischen Grinden einer kostenaufwandigen

Erndhrung beddurfen, erhalten einen Mehrbedarf in angemessener Hohe.

(6) Die Summe des insgesamt gezahlten Mehrbedarfs darf die Hohe der fur den erwerbsfahi-

gen Hilfebedurftigen malgebenden Regelleistung nicht tbersteigen.

§ 22
Leistungen fur Unterkunft und Heizung

(1) Leistungen fir Unterkunft und Heizung werden in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen
erbracht, soweit sie angemessen sind. Soweit die Aufwendungen fir die Unterkunft den der
Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang Ubersteigen, sind sie als Bedarf des
alleinstehenden Hilfebedurftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange zu berticksichtigen,
wie es dem alleinstehenden Hilfebedirftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht moglich oder
nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise
die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch langstens fir sechs Monate. Vor Abschluss
eines Vertrages Uber eine neue Unterkunft soll der erwerbsfahige Hilfebedirftige die Zusiche-
rung der Agentur fur Arbeit zu den Aufwendungen fiir die neue Unterkunft einholen; die
Agentur flr Arbeit ist nur zur Zusicherung verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die

Aufwendungen fur die neue Unterkunft angemessen sind.

(2) Wohnungsbeschaffungskosten sowie Mietkautionen und Umzugskosten kénnen bei vorhe-
riger Zusicherung durch die Agentur fiir Arbeit Ubernommen werden. Die Zusicherung soll er-
teilt werden, wenn der Umzug durch die Agentur fur Arbeit veranlasst oder aus anderen Grin-
den notwendig ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem angemessenen

Zeitraum nicht gefunden werden kann.

(3) Die Kosten fir Unterkunft und Heizung sollen von der Agentur fir Arbeit an den Vermieter
oder andere Empfangsberechtigte gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende Verwen-
dung durch den Hilfebedurftigen nicht sicher gestellt ist; der Hilfebedurftige ist hiervon schrift-

lich zu unterrichten.
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§23

Abweichende Erbringung von Regelleistungen

(1) Kann im Einzelfall ein von den Regelleistungen umfasster und nach den Umstanden un-
abweisbarer Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts weder durch das Vermdgen nach
§ 12 Abs. 2 Nr. 3 noch auf andere Weise gedeckt werden, erbringt die Agentur fir Arbeit bei
entsprechendem Nachweis den Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung in Form eines
Darlehens. Bei Sachleistungen wird dem Hilfebedirftigen das Darlehen in H6he des fir die
Agentur fur Arbeit entstandenen Anschaffungswertes erbracht. Das Darlehen wird durch mo-
natliche Aufrechnung in H6he von bis zu 10 vom Hundert der an den erwerbsféahigen Hilfebe-
durftigen und die mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehérigen jeweils zu zahlenden

Regelleistung getilgt. Hierliber ist der Hilfebedurftige vorher zu belehren.

(2) Solange sich der Hilfebedurftige, insbesondere bei Drogen- oder Alkoholabhangigkeit so-
wie im Falle unwirtschaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweist, mit der Regelleistung nach
§ 20 seinen Bedarf zu decken, kann die Regelleistung in voller H6he oder anteilig in Form von

Sachleistungen erbracht werden. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

§24
Befristeter Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld

(1) Soweit der erwerbsfahige Hilfebedurftige Arbeitslosengeld Il innerhalb von zwei Jahren
nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld bezieht, erhalt er in diesem Zeitraum einen
monatlichen Zuschlag. Nach Ablauf des ersten Jahres wird der Zuschlag um 50 vom Hundert

vermindert.

(2) Der Zuschlag betragt zwei Drittel des Unterschiedsbetrages zwischen

1. dem von dem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen zuletzt bezogenen Arbeitslosengeld und
dem nach dem Wohngeldgesetz erhaltenen Wohngeld und

2. dem an den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen und die mit ihm in Bedarfsgemeinschaft le-
benden Angehérigen zu zahlenden Arbeitslosengeld Il hach § 19 Satz 1 Nr. 1 sowie Satz
2 oder Sozialgeld nach § 28.

(3) Der monatlich zu leistende und nur dem Berechtigten nach Absatz 1 als Leistung zuzu-
rechnende Zuschlag ist im ersten Jahr

1. bei erwerbsfahigen Hilfebedurftigen auf héchstens 160 Euro,
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2. bei Partnern auf insgesamt héchstens 320 Euro und
3. fur die mit dem Zuschlagsberechtigten in Bedarfsgemeinschaft zusammenlebenden min-
derjahrigen Kinder auf héchstens 60 Euro pro Kind

begrenzt.

§25

Leistungen bei Arbeitsunfahigkeit

Erkrankt ein Bezieher von Arbeitslosengeld II, so wird dieses nur bis zur Dauer von sechs Wo-
chen weitergezahlt, wenn ein Anspruch auf Krankengeld besteht. Die Eingliederungsleistun-
gen fur den Erwerbsfahigen und die Anspriiche der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft wer-

den durch den Bezug von Krankengeld nicht berihrt.

§ 26
Zuschuss zu Beitrdgen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der

gesetzlichen Rentenversicherung

Bezieher von Arbeitslosengeld Il, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung befreit sind (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 231 Abs. 1 und Abs. 2 des Sechsten
Buches), erhalten einen Zuschuss zu den Beitragen, die fur die Dauer des Leistungsbezugs
freiwillig an die gesetzliche Rentenversicherung oder fir eine private Alterssicherung gezahlt
werden. Der Zuschuss betragt hdchstens 78 Euro monatlich. § 20 Abs. 4 Satz 1 gilt entspre-

chend.

§ 27

Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem

Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium flr Gesundheit und Soziale

Sicherung ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen,

1. welche Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung angemessen sind und unter welchen
Voraussetzungen die Kosten fur Unterkunft und Heizung pauschaliert werden kénnen,

2. Dbis zu welcher H6he Umzugskosten tibernommen werden.
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Unterabschnitt 2
Sozialgeld

§ 28
Sozialgeld

(1) Nicht erwerbsfahige Angehorige, die mit erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in Bedarfsge-
meinschaft leben, erhalten, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Gesetz tber
eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung haben oder diese
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht ausreichen, als Sozialgeld die sich aus 8§
19 Satz 1 Nr. 1 ergebenden Leistungen mit folgenden MalRgaben entsprechend: Die Regel-
leistung betragt bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 60 vom Hundert und im 15. Lebens-
jahr 80 vom Hundert der nach 8 20 Abs. 2 malRgebenden Regelleistung. Leistungen fur Mehr-
bedarfe nach § 21 Abs. 4 werden auch gezahlt, wenn Eingliederungshilfe nach § 49 Abs. 1 Nr.
1 und 2 des Zwdlften Buches erbracht wird. § 21 Abs. 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der

in 8 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwolften Buches genannten Mal3nhahmen.

(2) Das Sozialgeld mindert sich um das zu bericksichtigende Einkommen und Vermdgen.

Unterabschnitt 3

Anreize und Sanktionen

§29
Einstiegsgeld

(1) Zur Uberwindung von Hilfebediirftigkeit kann erwerbsfahigen Hilfebedirftigen, die arbeits-
los sind, bei Aufnahme einer Erwerbstéatigkeit ein Einstiegsgeld in Form eines Zuschusses

erbracht werden, wenn dies zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist.
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(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit flr diesen Zeitraum eine Erwerbstétigkeit besteht, fir
hdchstens 24 Monate erbracht. Bei der Bemessung der HOhe des Einstiegsgeldes soll die
vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die GroRRe der Bedarfsgemeinschaft beriicksichtigt

werden, in der der erwerbsfahige Hilfebedirftige lebt.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver-
ordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu bemessen ist. Hierbei ist bei der Bemessung
neben der Berlicksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten Kriterien auch ein Bezug zu der

fur den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen jeweils mal3gebenden Regelleistung herzustellen.

§30

Freibetrage bei Erwerbstatigkeit

Bei erwerbsféahigen Hilfebedurftigen, die erwerbstatig sind, ist von dem um die Absetzbetrage

nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 5 bereinigten Einkommen aus Erwerbstéatigkeit ein Betrag in

Hohe von 20 vom Hundert der nach 8 20 Abs. 2 maRRgebenden Regelleistung zuziglich 15

vom Hundert des diesen Betrag Ubersteigenden bereinigten Einkommens aus Erwerbstatig-

keit, jedoch nicht mehr als ein Betrag in Hohe von

1. 45 vom Hundert der nach 8 20 Abs. 2 mal3gebenden Regelleistung bei einem Alleinste-
henden,

2. 50 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 malRgebenden Regelleistung bei einer Bedarfsge-
meinschaft mit zwei Personen,

3. 60 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 malRgebenden Regelleistung bei einer Bedarfsge-
meinschaft mit drei Personen,

4. 70 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 malRgebenden Regelleistung bei einer Bedarfsge-
meinschaft mit vier Personen,

5. 80 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 mal3gebenden Regelleistung bei einer Bedarfsge-
meinschaft mit finf und mehr Personen,

abzusetzen.

§31
Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes Il

(1) Das Arbeitslosengeld Il wird unter Wegfall des Zuschlags nach § 24 in einer ersten Stufe
um 30 vom Hundert der fur den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen nach § 20 maRgebenden Re-

gelleistung abgesenkt, wenn
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1. der erwerbsfahige Hilfebeddrftige sich trotz Belehrung Uber die Rechtsfolgen weigert,
a) eine ihm angebotene Eingliederungsvereinbarung abzuschlieRen,
b) in der Eingliederungsvereinbarung festgelegte Pflichten zu erfillen, insbesondere in
ausreichendem Umfang Eigenbemiihungen nachzuweisen,
c) eine zumutbare Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgelegenheit aufzunehmen oder fort-
zufuihren, oder
d) zumutbare Arbeit nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 auszufihren,

2. der erwerbsfahige Hilfebedurftige trotz Belehrung tber die Rechtsfolgen eine zumutbare
MalRnahme zur Eingliederung in Arbeit abgebrochen oder Anlass fir den Abbruch gege-
ben hat,

es sei denn, der erwerbsfahige Hilfebedirftige weist hierflir einen wichtigen Grund nach.

Kommt der erwerbsfahige Hilfebedurftige trotz schriftlicher Belehrung tUber die Rechtsfolgen

einer Aufforderung der Agentur fir Arbeit, sich bei ihm zu melden oder bei einem arztlichen

oder psychologischen Untersuchungstermin zu erscheinen, nicht nach und weist er hierflr
keinen wichtigen Grund nach, wird das Arbeitslosengeld Il unter Wegfall des Zuschlags nach §

24 in einer ersten Stufe um 10 vom Hundert der fur den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen nach

§ 20 maRgebenden Regelleistung abgesenkt.

(2) Im Falle einer wiederholten Pflichtverletzung nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 wird das
Arbeitslosengeld Il zusatzlich um jeweils den Vomhundertsatz der nach § 20 maligebenden
Regelleistung gemindert, um den es in der ersten Stufe nach Absatz 1 gemindert wurde. Hier-
bei kdbnnen auch die Leistungen nach 88 21 bis 23 betroffen sein. Bei einer Minderung der
Regelleistung um mehr als 30 vom Hundert kann die Agentur flr Arbeit in angemessenem
Umfang ergdnzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen, insbesondere in Form von
Lebensmittelgutscheinen, erbringen. Die Agentur flir Arbeit soll Leistungen nach Satz 3
erbringen, wenn der Hilfebedurftige mit minderjahrigen Kindern in Bedarfsgemeinschaft lebt.
Der erwerbsfahige Hilfebedurftige ist vorher tber die Rechtsfolgen nach den Satzen 1 bis 4 zu

belehren.

(3) Mit Ausnahme von Absatz 1 Satz 2 gelten die Absétze 1 und 2 entsprechend
1. bei einem erwerbsfahigen Hilfebedirftigen, der nach Vollendung des 18. Lebensjahres
sein Einkommen oder Vermogen in der Absicht vermindert hat, die Voraussetzungen fir
die Gewahrung oder Erhéhung des Arbeitslosengeldes Il herbeizufuhren,
2. bei einem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen, der trotz Belehrung tber die Rechtsfolgen sein
unwirtschaftliches Verhalten fortsetzt,
3. Dbei einem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen,
a) dessen Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agentur fur Ar-
beit den Eintritt einer Sperrzeit oder das Erldschen des Anspruchs nach den Vor-
schriften des Dritten Buches festgestellt hat oder
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b) der die in dem Dritten Buch genannten Voraussetzungen fir den Eintritt einer Sperr-
zeit erfillt, die das Ruhen oder Erldschen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld be-

grinden.

(4) Erwerbsfahige Hilfebedurftige, die das 15. Lebensjahr, jedoch noch nicht das 25. Lebens-
jahr vollendet haben, erhalten unter den in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 genannten Voraus-
setzungen mit Ausnahme der Leistungen nach 8 22 kein Arbeitslosengeld IlI; die nach § 22
Absatz 1 angemessenen Kosten fur Unterkunft und Heizung sollen von der Agentur fir Arbeit
an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte gezahlt werden. Absatz 2 Satz 3 bis 5
sowie Absatz 5 gelten entsprechend.

(5) Die in Absatz 1 bis 4 genannten Rechtsfolgen treten fiir die Dauer von drei Monaten ein;
mafigebend ist der Beginn des auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der die Ab-
senkung oder den Wegfall der Leistung feststellt, folgenden Kalendermonats. Wahrend der
Absenkung oder des Wegfalls der Leistung besteht kein Anspruch auf erganzende Hilfe zum
Lebensunterhalt nach den Vorschriften Zwolften Buches. Uber die Rechtsfolgen nach Satz 1
und 2 ist der erwerbsfahige Hilfebedurftige vorher zu belehren.

§ 32
Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes

§ 31 Abs. 1, Abs. 2 sowie Abs. 5 gilt entsprechend fir Bezieher von Sozialgeld nach § 28,
wenn bei diesen Personen die in § 31 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 genannten

Voraussetzungen vorliegen.

Unterabschnitt 4

Verpflichtungen anderer

§ 33
Ubergang von Anspriichen

(1) Hat der Empfanger von Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld einen Anspruch gegen einen

Anderen, der nicht Leistungstréager ist, kann die Agentur fur Arbeit durch schriftliche Anzeige
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an den Anderen bewirken, dass der Anspruch bis zur Hohe der erbrachten Leistungen auf die
Agentur fur Arbeit (ibergeht. Der Ubergang des Anspruchs darf nur bewirkt werden, soweit bei
rechtzeitiger Leistung des Anderen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht er-
bracht worden waren. Der Ubergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch

nicht Ubertragen, verpfandet oder gepfandet werden kann.

(2) Der Ubergang eines Unterhaltsanspruchs nach biirgerlichem Recht darf nicht bewirkt wer-

den, wenn die unterhaltsberechtigte Person

1. mit dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt,

2. mit dem Verpflichteten im zweiten oder in einem entfernteren Grade verwandt ist, oder

3. schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten Lebensjahres
betreut.

Der Ubergang darf nur bewirkt werden, soweit das Einkommen und Vermégen der unterhalts-

verpflichteten Person das nach 88 11 und 12 zu berilcksichtigende Einkommen und Vermo-

gen Ubersteigt. Die Agentur fiir Arbeit kann den Ubergang eines Unterhaltsanspruchs fur die

Vergangenheit nur unter den Voraussetzungen des 8§ 1613 des Biurgerlichen Gesetzbuches

bewirken. Sie kann bis zur Héhe des bisherigen monatlichen Arbeitslosengeldes Il oder Sozi-

algeldes auch auf zukinftige Leistungen klagen, wenn das Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld

voraussichtlich noch langere Zeit erbracht werden muss.

(3) Die schriftliche Anzeige an den Anderen bewirkt, dass der Anspruch fur die Zeit Ubergeht,
fur die dem Hilfebedurftigen Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld ohne Unterbrechung erbracht

wird; als Unterbrechung gilt ein Zeitraum von mehr als zwei Monaten.

(4) Die 88 115 und 116 des Zehnten Buches gehen der Regelung des Absatzes 1 vor.

§34

Ersatzanspriche

(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsatzlich oder grob fahrlassig

1. die Voraussetzungen fir seine Hilfebedurftigkeit oder die Hilfebedurftigkeit von Personen,
die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben, oder

2. die Zahlung von Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld an sich oder an Personen, die mit ihm
in einer Bedarfsgemeinschaft leben,

ohne wichtigen Grund herbeigefuihrt hat, ist zum Ersatz der deswegen gezahlten Leistungen

verpflichtet. Von der Geltendmachung des Ersatzanspruches ist abzusehen, soweit sie den

Ersatzpflichtigen kinftig von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem

Buch oder von Leistungen nach dem Zwdlften Buch abhéangig machen wurde.
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(2) Eine nach Absatz 1 eingetretene Verpflichtung zum Ersatz der Leistungen geht auf den

Erben Uber; sie ist auf den Nachlasswert im Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Leistung er-
bracht worden ist. Die Bestimmungen des Biirgerlichen Gesetzbuches Uber die Hemmung, die
Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Verjahrung gelten sinngeman; der Er-

hebung der Klage steht der Erlass eines Leistungsbescheides gleich.

§35
Erbenhaftung

(1) Der Erbe eines Empfangers von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ist der
Agentur fur Arbeit zum Ersatz der Leistungen verpflichtet, soweit sie innerhalb der letzten zehn
Jahre vor dem Erbfall erbracht worden sind und 1.700 Euro Ubersteigen. Die Ersatzpflicht ist

auf den Nachlasswert im Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.

(2) Der Ersatzanspruch ist nicht geltend zu machen,

1. soweit der Wert des Nachlasses unter dem Betrag von 15.500 Euro liegt, wenn der Erbe
der Partner des Leistungsempfangers war oder mit diesem verwandt war und nicht nur
voriibergehend bis zum Tode des Leistungsempfangers mit diesem in hauslicher Ge-
meinschaft gelebt und ihn gepflegt hat,

2. soweit die Inanspruchnahme des Erben nach der Besonderheit des Einzelfalles eine be-

sondere Harte bedeuten wirde.

(2) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach dem Tod des Leistungsempfangers.
8 34 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemali.

Kapitel 4

Gemeinsame Vorschriften fir Leistungen

Abschnitt 1

Zustandigkeit und Verfahren
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§ 36
Ortliche Zustandigkeit

Fur Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende zur Eingliederung in Arbeit ist die
Agentur fur Arbeit zustandig, in deren Bezirk der erwerbsfahige Hilfebedirftige seinen ge-

wohnlichen Aufenthalt hat.

§ 37

Antragserfordernis

(1) Die Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende werden auf Antrag erbracht.

(2) Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende werden nicht fir Zeiten vor der Antrag-
stellung erbracht. Ist die zustandige Agentur fir Arbeit an einem Tag, an dem der erwerbsfahi-
ge Hilfebedirftige Leistungen beantragen will, nicht geoffnet, so wirkt ein unverziglich ge-

stellter Antrag auf den Tag zurtick, an dem die Agentur fur Arbeit geschlossen war.

§ 38

Vertretung der Bedarfsgemeinschaft

Soweit Anhaltspunkte nicht entgegenstehen, wird vermutet, dass der erwerbsféhige Hilfebe-
durftige bevollméchtigt ist, Leistungen nach diesem Buch auch fir die mit ihnen in einer Be-
darfsgemeinschaft lebenden Personen zu beantragen und entgegenzunehmen. Leben mehre-
re erwerbsfahige Hilfebedurftige in einer Bedarfsgemeinschaft, gilt diese Vermutung zuguns-

ten desjenigen, der die Leistungen beantragt.

8§39
Anfechtung von Entscheidungen

Widerspruch und Klage gegen einen Verwaltungsakt, der
1. dber Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende entscheidet oder
2. den Ubergang eines Anspruchs bewirkt,

haben keine aufschiebende Wirkung.
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§40

Anwendung von Verfahrensvorschriften

(1) Die Vorschriften des Dritten Buches tber

1. die Aufhebung von Verwaltungsakten (8 330 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 4),

2. vorlaufige Zahlungseinstellung (8§ 331) und

3. Erstattung von Beitrdgen zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung (8 335 Abs. 1, 2
und 5)

sind entsprechend anwendbar.

(2) Abweichend von 8§ 50 des Zehnten Buches sind 56 vom Hundert der bei der Leistung nach
8819 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 und 28 beriicksichtigten Kosten der Unterkunft, mit Ausnahme der
Kosten fur Heizungs- und Warmwasserversorgung, auf3er in den Fallen des 8§ 45 Abs. 2 Satz
3, §48 Abs. 1 Satz 2 des Zehnten Buches nicht zu erstatten.

§41

Berechnung der Leistungen

Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts besteht fir jeden Kalendertag.
Der Monat wird mit 30 Tagen berechnet. Stehen die Leistungen nicht fur einen vollen Monat
zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die Leistungen sollen jeweils fir sechs Monate bewilligt

und monatlich im Voraus erbracht werden.

8§42
Auszahlung der Geldleistungen

Geldleistungen nach diesem Buch werden auf das von dem Leistungsberechtigten angegebe-
ne inlandische Konto bei einem Geldinstitut tUberwiesen. Werden sie an den Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt des Berechtigten Ubermittelt, sind die dadurch veranlassten Kosten
abzuziehen. Dies gilt nicht, wenn der Leistungsberechtigte nachweist, dass ihm die Einrich-

tung eines Kontos bei einem Geldinstitut ohne eigenes Verschulden nicht mdglich ist.

§43
Aufrechnung
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Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts kdnnen bis zu einem Betrag in H6he von
30 vom Hundert der fir den Hilfebedurftigen mafigebenden Regelleistung mit Anspriichen der
Agentur fur Arbeit auf Erstattung oder auf Schadensersatz, die der Hilfebedurftige durch vor-
satzlich oder grob fahrlassig unrichtige oder unvollstandige Angaben veranlasst hat, gegen
den Hilfebedurftigen aufgerechnet werden Die Aufrechnungsmdglichkeit wegen eines An-

spruchs ist auf drei Jahre beschrankt.

§ 44

Veranderung von Ansprichen

Abweichend von 8§ 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Bundeshaushaltsordnung darf die Agentur fir Arbeit

Anspriiche erlassen, wenn deren Einziehung nach Lage des einzelnen Falles unbillig ware.

Abschnitt 2

Gemeinsame Einigungsstelle

§45

Einigungsstelle zur Entscheidung Uber die Erwerbsfahigkeit

(1) Bei Streitigkeiten Uber die Erwerbsfahigkeit eines Hilfebedurftigen entscheidet eine ge-
meinsame Einigungsstelle der Agentur fur Arbeit und des Leistungstragers, der bei voller Er-
werbsminderung fir den Hilfebedirftigen zustandig ware. Ihr gehéren ein Vorsitzender und
jeweils ein Vertreter der Agentur fiir Arbeit und des Tragers der anderen Leistung an. Der Vor-
sitzende wird von beiden Tragern gemeinsam bestimmt. Einigen sich die Trager nicht auf ei-
nen Vorsitzenden, ist Vorsitzender fir jeweils sechs Monate abwechselnd ein Mitglied der Ge-

schaftsfihrung der Agentur fir Arbeit und der Leiter des Tréagers der anderen Leistung.

(2) Die gemeinsame Einigungsstelle soll eine einvernehmliche Entscheidung anstreben. Sie
zieht im notwendigen Umfang Sachverstandige hinzu und entscheidet mit der Mehrheit der
Mitglieder. Die Sachverstandigen erhalten Entschadigungen nach dem Gesetz Uber die Ent-

schadigung von Zeugen und Sachverstandigen. Die Aufwendungen tragt der Bund.
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(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir Gesundheit und Sozi-
ale Sicherung ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Grundsétze zum

Verfahren fur die Arbeit der gemeinsamen Einigungsstelle zu bestimmen.

Kapitel 5

Finanzierung und Aufsicht

§ 46

Finanzierung aus Bundesmitteln

(1) Der Bund tragt die Aufwendungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende. Er erstattet der

Bundesagentur hierfur die Verwaltungskosten

(2) Die Bundesagentur erstattet dem Bund jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und
15. November einen Aussteuerungsbetrag, der dem Zwdlffachen der durchschnittlichen mo-
natlichen Aufwendungen fir Arbeitslosengeld Il, Sozialgeld und Beitrage zur Sozialversiche-
rung im vorangegangenen Kalendervierteljahr flr eine Bedarfsgemeinschaft, vervielfaltigt mit
der Zahl der Personen, die im vorangegangenen Kalendervierteljahr innerhalb von drei Mo-
naten nach dem Bezug von Arbeitslosengeld einen Anspruch auf Arbeitslosengeld Il erworben

haben, entspricht.

(3) Fur das Jahr 2004 erstattet die Bundesagentur dem Bund, abweichend von Absatz 2, ei-
nen Aussteuerungsbetrag, der dem Zwodlffachen der durchschnittlichen monatlichen Aufwen-
dungen fur Arbeitslosengeld 1l, Sozialgeld und Beitrage zur Sozialversicherung fiir eine Be-
darfsgemeinschaft im zweiten Halbjahr 2004, vervielfaltigt mit der Anzahl der Personen, die im
zweiten Halbjahr 2004 innerhalb von drei Monaten nach dem Bezug von Arbeitslosengeld ei-
nen Anspruch auf Arbeitslosengeld Il erworben haben, entspricht. Die Bundesagentur leistet
zum 15. September 2004 eine Abschlagszahlung auf den Aussteuerungsbetrag in Héhe von

2,8 Mrd. Euro und eine Schlusszahlung zum 15. Februar 2005.

8§ 47
Aufsicht
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Soweit die Bundesagentur Leistungen nach diesem Buch erbringt, fihrt das Bundesministeri-
um fur Wirtschaft und Arbeit die Rechtsaufsicht und die Fachaufsicht. Das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Arbeit kann der Bundesagentur Weisungen erteilen und sie an seine Auf-

fassung binden.

§ 48

Zielvereinbarungen

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen soll das Bundesministerium far

Wirtschaft und Arbeit mit der Bundesagentur Vereinbarungen zur Erreichung der Ziele nach

diesem Buch abschliel3en. Die Vereinbarungen kdnnen

1. erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des Bundesministeriums fur Wirtschaft
und Arbeit ersetzen,

2. die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln fir Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

sowie fur Verwaltungskosten zulassen.

§49

Innenrevision

(1) Die Bundesagentur stellt durch organisatorische MalRnahmen sicher, dass in allen Dienst-
stellen durch eigenes, nicht der Dienststelle angehdrendes Personal geprift wird, ob Leistun-
gen nach diesem Buch unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen nicht hatten erbracht
werden diurfen oder zweckmaRiger oder wirtschaftlicher hatten eingesetzt werden kénnen. Mit

der Durchfuihrung der Prifungen kénnen Dritte beauftragt werden.

(2) Das Prufpersonal der Bundesagentur ist fir die Zeit seiner Priftatigkeit fachlich unmittelbar

der Leitung der Dienststelle unterstellt, in der es beschéftigt ist.

(3) Der Vorstand legt die Berichte nach Absatz 1 unverziiglich dem Bundesministerium fur
Wirtschaft und Arbeit vor.
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Kapitel 7

Datenschutz

§ 50
Datenibermittlung an Dritte

(1) Die Bundesagentur darf Dritten, die mit der Erfullung von Aufgaben nach diesem Buch be-
auftragt sind, Sozialdaten Ubermitteln, soweit dies zur Erfillung dieser Aufgaben erforderlich

ist.

(2) 88 395 und 397 des Dritten Buches sind entsprechend anzuwenden.

§ 51
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten durch nicht-

offentliche Stellen

Die Bundesagentur darf abweichend von 8 80 Abs. 5 des Zehnten Buches zur Erfullung ihrer
Aufgaben nach diesem Buch nicht-6ffentliche Stellen mit der Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung von Sozialdaten beauftragen, auch soweit die Speicherung der Daten den gesamten

Datenbestand umfasst.

§52
Automatisierter Datenabgleich

(1) Die Bundesagentur darf Personen, die Leistungen nach diesem Buch beziehen, regelmé-

3ig im Wege des automatisierten Datenabgleichs daraufhin Gberprifen,

1. ob und in welcher H6he und fir welche Zeitraume von ihnen Leistungen der Trager der
gesetzlichen Unfall- und Rentenversicherung bezogen werden oder wurden,

2. ob und in welchem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges nach diesem Buch mit Zeiten
einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfligigen Beschéftigung zusammentref-
fen,

3. ob und welche Daten nach 8§ 45d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes an das Bundes-

amt fur Finanzen Ubermittelt worden sind,
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4. ob und in welcher Hohe ein Kapital nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 nicht mehr dem Zweck einer
geforderten zusatzlichen Altersvorsorge im Sinne des 8 10a oder des Abschnitts XI des
Einkommensteuergesetzes dient, und

5. ob und in welcher Hohe und fiir welche Zeitrdume von ihnen Leistungen der Trager der

Sozialhilfe bezogen werden oder wurden.

(2) Zur Durchfiihrung des automatisierten Datenabgleichs darf die Bundesagentur die folgen-
den Daten einer Person, die Leistungen nach diesem Gesetz bezieht, an die in Absatz 1 ge-
nannten Stellen Gbermitteln:

a) Vor- und Zuname,

b) Geburtsdatum und —ort,

c) Wohnsitz,

d) Sozialversicherungsnummer.

(3) Die den in Absatz 1 genannten Stellen Uberlassenen Daten und Datentrager sind nach
Durchfiihrung des Abgleichs unverziglich zurtiickzugeben, zu I6schen oder zu vernichten. Die
Agenturen fur Arbeit diirfen die ihnen tibermittelten Daten nur zur Uberprifung nach Absatz 1
nutzen. Die Ubermittelten Daten der Personen, bei denen die Uberprifung zu keinen abwei-

chenden Feststellungen fihrt, sind unverziglich zu I6schen.

Kapitel 8
Statistik und Forschung

8§53
Statistik

(1) Die Bundesagentur erstellt aus den bei der Durchfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende anfallenden Daten Statistiken. Sie Gbernimmt die laufende Berichterstattung und be-
zieht die Leistungen nach diesem Buch in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ein. 88 280,

281 und 282a des Dritten Buches gelten entsprechend.

(2) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit kann Art und Umfang sowie Tatbestéande

und Merkmale der Statistiken und der Berichterstattung ndher bestimmen.

35



(3) Die Bundesagentur legt die Statistiken nach Absatz 1 dem Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Arbeit vor und veréffentlicht sie in geeigneter Form. Sie gewahrleistet, dass auch
kurzfristigem Informationsbedarf des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Arbeit entspro-

chen werden kann.

§ 54

Eingliederungsbilanz

Jede Agentur fir Arbeit erstellt fir die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit eine Eingliede-
rungsbilanz. § 11 des Dritten Buches gilt entsprechend. Soweit einzelne MalRnahmen nicht
unmittelbar zur Eingliederung in Arbeit flihren, sind von der Bundesagentur andere Indikatoren
zu entwickeln, die den Integrationsfortschritt der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in geeigneter
Weise abbilden.

§ 55
Wirkungsforschung

Die Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung sind regelmaRig und zeitnah zu untersuchen
und in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nach § 282 des Dritten Buches einzubeziehen.
Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit und die Bundesagentur kénnen in Vereinba-
rungen Einzelheiten der Wirkungsforschung festlegen. Soweit zweckméafig, kénnen Dritte mit

der Wirkungsforschung beauftragt werden.

Kapitel 9
Mitwirkungspflichten

§ 56
Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunféahigkeit

Erwerbsféahige Hilfebedurftige, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beantragt

haben oder beziehen, sind verpflichtet, der Agentur fur Arbeit
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1. eine eingetretene Arbeitsunfahigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverziglich an-
zuzeigen und

2. spéatestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunféhigkeit eine
arztliche Bescheinigung Uber die Arbeitsunféhigkeit und deren voraussichtliche Dauer
vorzulegen.

Die Agentur fur Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der arztlichen Bescheinigung friher zu ver-

langen. Dauert die Arbeitsunfahigkeit langer als in der Bescheinigung angegeben, so ist der

Agentur fur Arbeit eine neue arztliche Bescheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen mis-

sen einen Vermerk des behandelnden Arztes dariber enthalten, dass dem Trager der Kran-

kenversicherung unverziglich eine Bescheinigung uber die Arbeitsunféahigkeit mit Angaben

Uber den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfahigkeit Gbersandt wird.

§ 57
Arbeitsbescheinigung

Auf Aufforderung der Agentur fir Arbeit haben Arbeitgeber die Tatsachen zu bescheinigen, die
fur die Entscheidung Uber einen Anspruch auf Leistungen nach diesem Buch erheblich sein
kénnen; dabei haben sie den von der Agentur fur Arbeit hierfir vorgesehenen Vordruck zu
benutzen. In der Arbeitsbescheinigung sind das Ende und der Grund fir die Beendigung des

Beschaftigungsverhaltnisses anzugeben.

§ 58

Einkommensbescheinigung

(1) Wer jemanden, der laufende Geldleistungen nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht,
gegen Arbeitsentgelt beschéftigt oder ihm gegen Vergltung eine selbstandige Tatigkeit Uber-
tragt, ist verpflichtet, diesem unverzlglich Art und Dauer der Erwerbstatigkeit sowie die Hohe
des Arbeitsentgelts oder der Vergitung fir die Zeiten zu bescheinigen, fiur die diese Leistung
beantragt worden ist oder bezogen wird. Er hat dabei den von der Agentur fir Arbeit vorgese-
henen Vordruck zu benutzen. Die Bescheinigung Uber das Nebeneinkommen ist dem Bezie-

her der Leistung vom Dienstberechtigten oder Besteller unverziglich auszuhandigen.

(2) Wer eine laufende Geldleistung nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht und Dienst-
oder Werkleistungen gegen Vergutung erbringt, ist verpflichtet, dem Dienstberechtigten oder
Besteller den fur die Bescheinigung des Arbeitsentgelts oder der Vergitung vorgeschriebenen

Vordruck unverzuglich vorzulegen.
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§59
Meldepflicht

Die Vorschriften des Dritten Buches tber die allgemeine Meldepflicht nach § 309 und die Mel-

depflicht bei Wechsel der Zustandigkeit nach § 310 sind entsprechend anzuwenden.

8§ 60
Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter

(1) Wer jemandem, der Leistungen nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht, Leistungen
erbringt, die geeignet sind, diese Leistungen auszuschlieRen oder zu mindern, hat der Agentur
fur Arbeit auf Verlangen hiertiber Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfihrung der Aufga-

ben nach diesem Buch erforderlich ist.

(2) Wer jemandem, der eine Leistung nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht, zu Leis-
tungen verpflichtet ist, die geeignet sind, Leistungen nach diesem Buch auszuschlieRen oder
zu mindern, oder fir ihn Guthaben flhrt oder Vermdgensgegenstande verwahrt, hat der
Agentur fur Arbeit auf Verlangen hieriber sowie Uber damit im Zusammenhang stehendes
Einkommen oder Vermdgen Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben
nach diesem Buch erforderlich ist, 8§ 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
Fir die Feststellung einer Unterhaltsverpflichtung ist 8 1605 Abs. 1 des Birgerlichen Gesetz-

buchs anzuwenden.

(3) Wer jemanden, der

1. Leistungen nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht, oder dessen Partner oder

2. nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtet ist,

beschaftigt, hat der Agentur flir Arbeit auf Verlangen Uber die Beschaftigung, insbesondere
Uber das Arbeitsentgelt, Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach

diesem Buch erforderlich ist.

(4) Sind Einkommen oder Vermoégen des Partners zu bertcksichtigen, haben

1. dieser Partner,

2. Dritte, die fur diesen Partner Guthaben fiihren oder Vermégensgegenstande verwahren,
der Agentur fur Arbeit auf Verlangen hieriiber Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfihrung
der Aufgaben nach diesem Buches erforderlich ist. § 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches gilt
entsprechend.
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(5) Wer jemanden, der Leistungen nach diesem Buch beantragt hat, bezieht oder bezogen
hat, beschaftigt oder mit Arbeiten beauftragt, hat der Agentur fur Arbeit auf Verlangen Einsicht
in Geschéaftsbicher, Geschéaftsunterlagen und Belege sowie in Listen, Entgeltverzeichnisse
und Entgeltbelege fur Heimarbeiter zu gewéahren, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben

nach diesem Buch erforderlich ist.

§61

Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

(1) Trager, die eine Leistung zur Eingliederung in Arbeit erbracht haben oder erbringen, haben
der Agentur fur Arbeit unverziglich Ausklnfte Gber Tatsachen zu erteilen, die Aufschluss dar-
Uber geben, ob und inwieweit Leistungen zu Recht erbracht worden sind oder werden. Sie
haben Anderungen, die fir die Leistungen erheblich sind, unverziiglich der Agentur fir Arbeit

mitzuteilen.

(2) Die Teilnehmer an MaRnahmen zur Eingliederung sind verpflichtet,

1. der Agentur fur Arbeit auf Verlangen Auskunft Gber den Eingliederungserfolg der MalR3-
nahme sowie alle weiteren Ausklnfte zu erteilen, die zur Qualitatsprifung bendtigt wer-
den, und

2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den Malinahmetrager zuzulas-
sen.

Die MaRRnahmetrager sind verpflichtet, ihre Beurteilungen des Teilnehmers unverzlglich der

Agentur fur Arbeit zu Gbermitteln.

§62

Schadenersatz

Wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. eine Arbeitsbescheinigung oder eine Einkommensbescheinigung nicht, nicht richtig oder
nicht vollstandig ausfullt,

2. eine Auskunft nach § 60 nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig erteilt,

ist der Agentur fUr Arbeit zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet.
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Kapitel 10

Buf3geldvorschriften

8§63
Buf3geldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 57 Satz 1 eine Tatsache nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht recht-
zeitig bescheinigt,

2. entgegen 8§ 58 Abs. 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der Erwerbstatigkeit oder die Hohe
des Arbeitsentgelts oder der Vergitung nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht
rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig aushandigt,
entgegen 8 58 Abs. 2 einen Vordruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

4. entgegen 8§ 60 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 oder 4 Satz 1 oder als privater Trager entgegen
§ 61 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig
erteilt,
entgegen 8 60 Abs. 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzeitig gewahrt oder
entgegen § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches eine Anderung in den Verhalt-
nissen, die fur einen Anspruch auf eine laufende Leistung erheblich ist, nicht, nicht richtig,

nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig mitteilt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 6 mit einer Geldbul3e bis zu

funftausend Euro, in den Ubrigen Fallen mit einer Geldbuf3e bis zu zweitausend Euro geahndet

werden.

Kapitel 11

Bekampfung von Leistungsmissbrauch

8§ 64
Zustandigkeit
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(1) Fur die Bekampfung von Leistungsmissbrauch gilt der Dritte Abschnitt des Siebten Kapitels

des Dritten Buches.

(2) Verwaltungsbehorde im Sinne des 8 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes uber Ordnungswidrig-
keiten ist die Bundesagentur, fir die Ordnungswidrigkeiten nach § 64 Abs. 1 Nr. 6 sind Ver-

waltungsbehoérden auch die Behorden der Zollverwaltung, jeweils fur ihren Geschéftsbereich.

Kapitel 12

Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 65

Ubergangsvorschriften

(1) Abweichend von Kapitel 3 Abschnitt 2 wird erwerbsfahigen Hilfebedurftigen, die in der Zeit
vom [Tag drei Monate vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] bis zum [Tag vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes] Anspruch auf Arbeitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe fiir Spataus-
siedler gehabt haben, diese Leistung auf Grund der Vorschriften des Dritten, des Funften, des
Sechsten und des Elften Buches, des Soldatenversorgungsgesetzes sowie sonstigen Rechts-
vorschriften tber

1. die Arbeitslosenhilfe und die Eingliederungshilfe fir Spataussiedler,

2. Bezieher von Arbeitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe fir Spataussiedler

in der am [Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung fur die Dauer der

laufenden Bewilligung weitergezahlt, langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004.

(2) Abweichend von § 6 und Kapitel 3 Abschnitt 2 dieses Buches erbringt der Trager der Sozi-
alhilfe fir erwerbsfahige Hilfebedurftige und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft leben, fur die Dauer der laufenden Bewilligung der Arbeitslosenhilfe oder Eingliede-
rungshilfe fur Spataussiedler im Auftrag der Bundesagentur ergéanzende Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels, wenn sie am
[Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen haben,

langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004.

(3) Abweichend von § 6 erbringt der Trager der Sozialhilfe fir erwerbsféhige Hilfebedurftige
und Personen, die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
1. in den Fallen des Absatzes 2 bis zum Erléschen des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe oder

Eingliederungshilfe fur Spataussiedler,
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2. in den Ubrigen Féllen, in denen am 30. Juni 2004 Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen
worden ist, bis 31. Dezember 2006

die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Auftrag der Bundesagentur.

(4) Soweit der Trager der Sozialhilfe Leistungen nach Absatz 2 oder 3 im Auftrag der Bundes-
agentur erbringt, erstattet ihm die Bundesagentur abweichend von § 93 in Verbindung mit § 91
Abs. 1 des Zehnten Buches monatlich

1. zwei Drittel der Aufwendungen fir die Leistungen nach diesem Buch,

2. die Aufwendungen fur Verwaltungskosten; ab 1. Januar 2005 werden die Verwaltungs-

kosten nur erstattet, wenn sie innerhalb der Agentur fur Arbeit entstehen.

(5) 8 12 Abs. 2 Nr. 1 gilt mit der MaRRgabe, dass fir die in § 4 Abs. 2 Satz 2 der Arbeitslosen-
hilfe-Verordnung vom 13. Dezember 2001 (BGBI. I. S. 3734) in der Fassung vom [Tag vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] genannten Personen an die Stelle des Grundfreibetrags in
Hohe von 200 Euro je vollendetem Lebensjahr ein Freibetrag von 520 Euro, an die Stelle des
Hochstfreibetrags in Hohe von jeweils 13.000 Euro ein Hochstfreibetrag in Hohe von 33.800
Euro tritt.

(6) 8 15 Abs. 1 Satz 2 gilt bis zum 31. Dezember 2006 mit der MaRgabe, dass die Eingliede-

rungsvereinbarung fir bis zwolf Monate geschlossen werden soll.

§ 66

Verordnungserméachtigung

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fir Gesundheit und Soziale
Sicherung durch Rechtsverordnung
1. diein 8 65 Abs. 2 und 3 geregelten Zeitraume
a) zu verlangern, soweit dies fur die geordnete Durchflihrung dieses Buches erforderlich
ist,
b) zu verkirzen, soweit die geordnete Durchfihrung dieses Buches durch die Bundes-
agentur bereits vor Ablauf der Zeitrdume sichergestellt ist,
die nach § 65 Abs. 4 zu erstattenden Aufwendungen zu pauschalieren,
3. Einzelheiten des Ubergangs von den Tragern der Sozialhilfe auf die Bundesagentur fest-
zulegen,
4. den Mindestinhalt von Vereinbarungen der Agenturen fur Arbeit mit den Tragern der Sozi-

alhilfe iiber den Ubergang festzulegen.
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Artikel 2
Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch
(860-1)

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — (Artikel 1 des Gesetzes vom 11. De-
zember 1975, BGBI. | S. 3015), zuletzt geéndert durch ..... wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsuibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 19a wie folgt gefasst:
,8 19a Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende*
b) Die Angabe zu § 28a wird wie folgt gefasst:
.3 28a Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung*

2. In 819 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort ,Kurzarbeitergeld* das Komma gestrichen und
die Worter ,Insolvenzgeld und Arbeitslosenhilfe* durch die Warter ,und Insolvenzgeld” er-

setzt.

3. Nach § 19 wird folgender § 19a eingeflgt:

.8 19a

Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende

(1) Nach dem Recht der Grundsicherung fir Arbeitsuchende kdnnen in Anspruch genom-
men werden

1. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,

2. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.

(2) Zustandig sind die Agenturen fur Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundes-

agentur fur Arbeit.”

4. Die Uberschrift zu § 28a wird wie folgt gefasst:

.8 28a

Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung*

5. In 851 Abs. 2 werden die Worter ,soweit der Leistungsberechtigte dadurch nicht* durch die

Warter ,wenn der Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch” ersetzt.
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6. 8§54 Abs. 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 2 werden die Worter ,,oder anstelle von Arbeitslosenhilfe gewahrt wird“ ge-

strichen.

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingeflgt:
»2a. Wohngeld, soweit nicht die Pfandung wegen Ansprichen erfolgt, die Gegenstand

der 88 5 und 6 des Wohngeldgesetzes sind, ,..

Artikel 3

Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
(860-3)

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsférderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Marz
1997 (BGBI. | S. 594, 595), zuletzt geandert ..... wird wie folgt geandert:

a) Vor der Angabe zu 8§ 53 wird die Angabe
~Erster Unterabschnitt
Mobilitatshilfen”

gestrichen.

b) Nach der Angabe zu § 55 wird die Angabe
LLZweiter Unterabschnitt
Arbeitnehmerhilfe”

gestrichen.

c) Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst:
.8 56 (weggefallen)”

d) Die Angaben zum Viertel Kapitel, Achter Abschnitt, Siebter Unterabschnitt werden wie
folgt gefasst:

L,Siebter Unterabschnitt
.88 190 — 206 (weggefallen)”

e) Die Angaben zu den 88 368a, 418, 421, 421b und 421d werden wie folgt gefasst:
,3 368a (weggefallen)
§418 (weggefallen)
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§421 (weggefallen)
§421b (weggefallen)
§421d (weggefallen)*

f) In der Angabe zu § 427 werden die Wérter ,,und Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

g) Nach der Angabe zu § 434i wird folgende Angabe eingefugt:

.8 434 Viertes Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt*

§ 3 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) In Nummer 3 werden die Wérter ,und Arbeitnehmerhilfe” gestrichen.

bb) In Nummer 8 werden die Woérter ,und Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,Teilarbeitslosengeld* das Komma und das Wort

LArbeitslosenhilfe* gestrichen.

In 8 9 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefugt:

»(1a) Von den Agenturen fur Arbeit werden Job-Center als einheitliche Anlaufstellen fur alle
eingerichtet, die einen Arbeitsplatz oder Ausbildungsplatz suchen. Im Job-Center werden
diese Personen informiert, der Beratungs- und Betreuungsbedarf geklart und der erste

Eingliederungsschritt verbindlich vereinbart.”

Dem § 22 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Leistungen nach 88 37, 37c, nach dem Ersten bis Sechsten Abschnitt des Vierten Ka-
pitels, nach dem Ersten Abschnitt des Flnften Kapitels, nach dem Ersten, Finften und
Siebten Abschnitt des Sechsten Kapitels, sowie nach 88 417 und 421g und 421k werden

nicht an erwerbsfahige Hilfebedirftige erbracht, fur die entsprechende Leistungen in § 16

des Zweiten Buches vorgesehen sind.”

In § 41 Abs. 3 Satz 4 werden die Worter ,oder Arbeitslosenhilfe gestrichen.

In 8 48 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden jeweils die Worter ,oder Arbeitslosenhilfe” gestrichen.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

In § 53 Abs. 3 werden die Worter ,,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

Der Dritte Abschnitt des Vierten Kapitels wird wie folgt geandert:
a) Die Angaben ,Erster Unterabschnitt Mobilitatshilfen* und ,Zweiter Unterabschnitt Ar-

beitnehmerhilfe* werden gestrichen.
b) & 56 wird aufgehoben.

In § 57 Abs. 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die Woérter ,,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In § 74 Satz 1 werden nach den Wértern ,auf Arbeitslosengeld” die Worter ,oder Arbeitslo-
senhilfe” und nach den Wartern ,,des Arbeitslosengeldes” die Worter ,oder der Arbeitslo-

senhilfe” gestrichen.

In 8 100 Nr. 3 werden nach dem Wort ,Beschaftigung” das Komma und die Worter ,mit

Ausnahme der Arbeitnehmerhilfe” gestrichen.

§ 116 Nr. 6 wird aufgehoben

In § 123 Satz 2 werden die Worter ,,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

§ 190 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
.Die Arbeitslosenhilfe soll fir langstens sechs Monate bewilligt werden; sie darf langstens

bis zum 31. Dezember 2004 bewilligt werden.”

Im Vierten Kapitel, Achter Abschnitt wird der Siebte Unterabschnitt aufgehoben.

In 8 207 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld“ das Komma und das
Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In § 207a Abs. 1 werden die Woérter ,,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In 8 226 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld“ das Komma

und das Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In 8 270a Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende Satze eingefigt:
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20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

»Die Leistung wird in Abstimmung mit der Agentur fiir Arbeit durch das Integrationsamt

durchgefihrt. Die Agentur fur Arbeit erstattet dem Integrationsamt seine Aufwendungen.”

In § 304 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort ,diesem* die Worter ,,und dem Zweiten“ ein-

geflgt.

In 8§ 309 Abs. 1 Satz 1 und 3 werden jeweils die Worter ,,oder Arbeitslosenhilfe gestrichen.

In § 311 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und das Wort ,Ar-

beitslosenhilfe” gestrichen.

In § 312 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und das

Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In 8 313 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und das

Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In § 323 Abs. 1 Satz 2 werden die Warter ,oder Arbeitslosenhilfe gelten durch das Wort

,gilt" ersetzt.

In § 324 Abs. 2 werden nach dem Wort ,,Ausbildungsgeld“ das Komma durch das Wort

~und® ersetzt und die Wérter ,und Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

§ 325 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Warter ,und Arbeitslosenhilfe werden* durch das Wort ,wird" er-

setzt.

b) In Satz 2 werden jeweils die Warter ,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In § 330 Abs. 4 werden die Worter ,,oder der Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

In 8 335 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 werden jeweils nach dem Wort ,Arbeitslo-

sengeld” das Komma und das Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

§ 339 Satz 3 wird wie folgt geandert:
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31.

32.

33.

34.

35.

a) Die Angabe ,1.“ vor den Wortern ,der Vorschriften* wird gestrichen.

b) Nach den Wértern ,Teilhabe am Arbeitsleben” wird das Komma durch einen Punkt er-

setzt.

Nummer 2 wird aufgehoben.

In 8 363 Abs. 1 Satz 1 werden die Worter ,die Ausgaben der Arbeitnehmerhilfe, der Ar-

beitslosenhilfe und” und das Wort ,weiteren“ gestrichen.

In 8 394 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 10 wird nach dem Wort ,Ersatzanspriichen®

das Komma durch einen Punkt ersetzt.

bb) Nummer 11 wird aufgehoben.

b) Satz 3 wird aufgehoben.

§ 418 wird aufgehoben.

§ 419 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Spataussiedler und ihre Ehegatten und Abkdmmlinge im Sinne des 8§ 7 Abs. 2 des

Bundesvertriebenengesetzes haben Anspruch auf Ubernahme der durch die Teilnahme an

einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganztagigem Unterricht, der fur die berufliche Einglie-

derung erforderlich ist, entstehenden Kosten fir langstens sechs Monate, wenn sie

1. arbeitslos sind, sich bei der zustandige Agentur fur Arbeit arbeitslos gemeldet haben,
und einen Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht haben und

2. im letzten Jahr vor der Ausreise in den Aussiedlungsgebieten mindestens fiinf Monate

in einer Beschéftigung gestanden haben, die bei Austibung im Inland eine versiche-

rungspflichtige Beschéaftigung gewesen ware."
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36.

37.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeflgt:

.(2) Anspruch auf Ubernahme der Kosten fiir einen Deutsch-Sprachlehrgang nach Absatz 1

haben auch

1. Spataussiedler und ihre Ehegatten und Abkdmmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des
Bundesvertriebenengesetzes, die die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht
erfullen,

2. Auslander, die unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind und ihren gewdhnli-
chen Aufenthalt im Inland haben, und

3. Auslander, die im Rahmen humanitarer Hilfsaktionen der Bundesrepublik Deutschland
durch Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise in Form eines Sicht-
vermerks oder durch Ubernahmeerklarung nach § 33 Abs. 1 des Auslandergesetzes im
Inland aufgenommen worden sind (Kontingentfliichtlinge),

wenn sie die besonderen Voraussetzungen erfillen. Die Personen nach Satz 1 haben die

besonderen Voraussetzungen erflillt, wenn sie

1. beddrftig sind,

2. im Herkunftsland eine Erwerbstétigkeit von mindestens 70 Kalendertagen im letzten
Jahr vor der Ausreise ausgetbt haben,

3. die fir die berufliche Eingliederung erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
nicht besitzen und

4. beabsichtigen, nach Abschluss des Deutsch-Sprachlehrgangs eine nicht der Be-
rufsausbildung dienende Erwerbstatigkeit im Inland aufzunehmen.

Die Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 2 gilt als erfullt, wenn eine Erwerbstatigkeit von min-

destens 70 Kalendertagen im letzten Jahr vor der Ausreise wegen der besonderen Verhalt-

nisse im Herkunftsland nicht ausgetbt werden konnte und die Tragung der durch den

Deutsch-Sprachlehrgang entstehenden Kosten eine unbillige Harte darstellen wirde.”

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

d) Im neuen Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wortern ,,Absatz 1* die Woérter ,,oder 2“

eingeflgt.

Die 88 420, 421 werden aufgehoben.

In 8§ 421a Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort ,Ar-

beitslosenhilfe” gestrichen.
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38.

39.

40.

41.

42.

43.

§ 421b wird aufgehoben.

§ 421d wird aufgehoben.

In § 421g Abs. 1 werden die Woérter ,,oder Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

§ 427 wird wie folgt geéndert:

a) Inder Uberschrift werden die Wérter ,und Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

b) In Absatz 4 wird die Angabe ,oder Arbeitslosenhilfe nach § 191 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 3

und 4, “ gestrichen.

c) In 8427 Absatz 5 Satz 3 werden die Worter ,,oder Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

§ 434 Abs. 2, § 434b, 8434c Abs. 4 und 5, § 434g Abs. 4 und 6 werden aufgehoben.

Nach § 434j wird folgender § 434k eingefiigt:

,8434l

Viertes Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

8§ 419 und 8§ 420 Abs. 3 sind in der bis zum [Tag des Inkrafttretens] geltenden Fassung bis
zum Ende des Deutsch-Sprachlehrgangs weiterhin anzuwenden, wenn vor dem [Tag des
Inkrafttretens] der Anspruch entstanden ist und der Deutsch-Sprachlehrgang begonnen
hat.”

Artikel 4

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(860-4-1)

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften tber die Sozialversicherung —
(Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBI. | S. 3845) zuletzt geéndert durch .....

wird wie folgt geandert:
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§ 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts gelten auch fir die Sozialhilfe und die
Grundsicherung fur Arbeitsuchende; aul3erdem gelten die 88 18f, 189 fur die Grundsiche-

rung fir Arbeitsuchende*.

In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Arbeitslosengeld II*

ersetzt.

Artikel 5

Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
(860-5)

Das Funfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung - vom 20. Dezember
1988 (BGBI. | S. 2477), zuletzt ge&ndert durch ..... wird wie folgt geandert:

1.

8§ 5 Abs. 1wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld” das Komma und das Wort

»Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingeflgt:
»2a. Personen in der Zeit, fUr die sie nicht nur darlehensweise Arbeitslosengeld Il be-
ziehen, soweit sie nicht familienversichert sind, ,,.

In 8 6 Abs. 3a wird folgender Satz 4 angefugt:

»Satz 1 gilt nicht fir Bezieher von Arbeitslosengeld I1.*

In § 8 Abs. 1 Nr. 1a werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld“ das Komma und die Worter

»Arbeitslosenhilfe oder” gestrichen und nach der Angabe ,(8 5 Abs. 1 Nr. 2)" die Angabe

,oder Arbeitslosengeld 1l (§ 5 Abs. 1 Nr. 2a)” eingeflgt.
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4. In 810 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe ,8 5 Abs. 1 Nr. 1* die Angabe , ,2, 3" ein-
geflgt.

5. §47b wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift wird das Wort , Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ~Arbeitslosengeld I1*

ersetzt.
b) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) Nach den Wértern ,des Arbeitslosengeldes” werden das Komma und die Worter

~der Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

bb) Nach Satz 1 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz
angeflgt:
.versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a erhalten Krankengeld in H6he des Betrages

des Arbeitslosengeldes II.*

c) In Absatz 2 Satz 2 wird jeweils das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Arbeitslo-

sengeld 11" ersetzt.

6. In 8§49 Abs. 1 Nr. 3a wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Arbeitslosengeld II*

ersetzt.

7. In 861 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten Buch* durch die

Worter ,Arbeitslosengeld Il nach dem Zweiten Buch” ersetzt.

8. In § 186 Abs. 2a werden nach den Wortern ,der Bezieher von* die Worter , Arbeitslosen-
geld Il nach dem Zweiten Buch und“ eingeftigt und nach dem Wort ,, Arbeitslosengeld” das
Komma und das Wort ,, ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

9. In 8190 Abs. 12 werden nach den Wortern ,der Bezieher von* die Worter , Arbeitslosengeld
Il nach dem Zweiten Buch und“ eingeftigt und nach dem Wort ,, Arbeitslosengeld” das

Komma und das Wort ,, ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

10. § 203a wird wie folgt ge&ndert:
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11.

12.

13.

a) Inder Uberschrift wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ~Arbeitslosengeld I1*

ersetzt.

b) Nach der Angabe ,8 5 Abs. 1 Nr. 2“ wird die Angabe ,und” ,Nr. 2a“ eingefugt.

§ 232a wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld” das Komma und das Wort

»Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

»2. bei Personen, die Arbeitslosengeld Il beziehen, der dreiigste Teil des 0,3620-
fachen der monatlichen Bezugsgr6R3e; in Fallen, in denen diese Personen weitere bei-
tragspflichtige Einnahmen haben, wird der Zahlbetrag des Arbeitslosengeldes Il fir die
Beitragsbemessung diesen beitragspflichtigen Einnahmen mit der Maf3gabe hinzuge-
rechnet, dass als Beitrag insgesamt der in diesem Satz genannte Teil der Bezugsgro-

Re erreicht wird."

Nach § 245 wird folgender § 246 eingeflgt:

H§ 246

Beitragssatz fur Bezieher von Arbeitslosengeld Il

Fur Personen, die Arbeitslosengeld Il beziehen, gilt als Beitragssatz der durchschnittliche
allgemeine Beitragssatz der Krankenversicherung, den das Bundesministerium fur Ge-

sundheit und Soziale Sicherung jeweils zum 1. Oktober feststellt. Der Beitragssatz ist auf
eine Stelle nach dem Komma zu runden. Er gilt jeweils vom 1. Januar des folgenden Jah-

res an fir ein Kalenderjahr."

In § 252 Satz 2 werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten Buch* durch die

Woarter ,Arbeitslosengeld Il nach dem Zweiten Buch” ersetzt.
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Artikel 6
Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(860-6)

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — (Artikel 1 des Geset-
zes vom 18. Dezember 1989, BGBI. | S. 2261, 1990 | S. 1327) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384) zuletzt geandert durch ..... wird wie

folgt gedndert:

1.

1. Die Inhaltstubersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 233a wird eingefugt:

LDritter Unterabschnitt
Teilhabe
§ 234 Ubergangsgeldanspruch und —berechnung bei Arbeitslosenhilfe*

b) Die Angabe zu § 276a wird gestrichen.

c) Nach der Angabe zu § 276a werden folgende Angaben eingefigt:

»8 276b Beitragspflichtige Einnahmen bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe
§ 276c¢ Beitragstragung und Beitragszahlung bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe*

In § 3 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort , Arbeitslosenhilfe* durch die Angabe ,nicht nur darle-

hensweise Arbeitslosengeld II* ersetzt.

In 8 20 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Ar-

beitslosengeld I11“ ersetzt.

In 8 21 Abs. 4 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Arbeitslosengeld II* er-
setzt.

In § 58 Abs. 4 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe” durch das Wort , Arbeitslosengeld 11* er-
setzt.

In § 74 Satz 5 Nr. 1 wird das Wort , Arbeitslosenhilfe” durch das Wort ,Arbeitslosengeld II*

ersetzt.
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7.

10.

11.

In § 166 Abs. 1 werden die Nr. 2a und 2b gestrichen und nach Nr. 2 eingeflgt:

L2a. bei Personen, die Arbeitslosengeld Il beziehen, der Betrag von 400 Euro,

2b. bei Personen, die neben Arbeitslosengeld auch Arbeitslosengeld Il beziehen,
ein Betrag von 400 Euro abziglich der fir das bezogene Arbeitslosengeld nach

Nr. 2 ermittelten beitragspflichtigen Einnahme,

2c. bei Personen, die Teilarbeitslosengeld, Teilunterhaltsgeld oder Teilibergangs-
geld beziehen, 80 vom Hundert des dieser Leistung zugrunde liegenden Arbeits-

entgelts,”

In 8§ 170 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort , Arbeitslosengeld II*

ersetzt.

In § 173 Satz 2 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort , Arbeitslosengeld 11“ er-

setzt.

Dem § 229 wird folgender Absatz 7 angefugt:

»(7) Personen, die am ...(einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes) Arbeitslosenhilfe
bezogen haben und wegen des Bezugs dieser Leistung versicherungspflichtig waren, blei-

ben fir die Dauer des Bezugs dieser Leistung versicherungspflichtig.”

Nach 8§ 233a wird eingefugt:

,Dritter Unterabschnitt
Teilhabe
§234
Ubergangsgeldanspruch und —berechnung bei Arbeitslosenhilfe

(1) Bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder sonstigen Leistungen zur Teilhabe
haben Versicherte auch nach dem 30. Juni 2004 Anspruch auf Ubergangsgeld, die unmit-
telbar vor Beginn der Arbeitsunfahigkeit oder wenn sie nicht arbeitsunfahig waren, unmittel-
bar vor Beginn der Leistungen Arbeitslosenhilfe bezogen haben, und fur die von dem der
Arbeitslosenhilfe zu Grunde liegenden Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen Beitrége zur

Rentenversicherung gezahlt worden sind.
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12.

13.

14.

15.

16.

17.

(2) Fir Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 ist fur die Berechung des Ubergangsgeldes
§ 21 Abs. 4 in Verbindung mit § 47b des Finften Buches jeweils in der am 30. Juni 2004

geltenden Fassung anzuwenden.”

In 8 252 wird nach Absatz 8 angefugt:

»(9) Anrechnungszeiten liegen bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe nicht vor, wenn die Bun-
desanstalt fur Arbeit fir sie Beitrage an eine Versicherungseinrichtung oder Versorgungs-

einrichtung, an ein Versicherungsunternehmen oder an sie selbst gezahit hat.”

Dem § 254d Abs. 1 Nr. 2 wird angeflgt:

»mit Ausnahme des Bezugs von Arbeitslosengeld I1,".

Dem § 256a Abs.1 wird folgender Satz 3 angeflgt:

»odatze 1 und 2 sind nicht anzuwenden fur Beitragszeiten aufgrund des Bezugs von Arbeits-

losengeld 11.*

Dem § 263 Abs. 2a wird angefigt:

.Kalendermonate, die nur deshalb Anrechnungszeiten sind, weil Arbeitslosigkeit
nach dem 30. Juni 1978 vorgelegen hat, fur die vor dem 1. Januar 2005 aber keine

Arbeitslosenhilfe gezahlt worden ist, werden nicht bewertet.”

§ 276a wird gestrichen.

Nach 8§ 276a wird eingefiigt:

.8 276b

Beitragspflichtige Einnahmen bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe

Beitragspflichtige Einnahme ist bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe die gezahlte Arbeitslo-

senhilfe.

§ 276¢C

Beitragstragung und Beitragszahlung bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe
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Die Beitrdge werden bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe vom Bund getragen und sind auf
den nach § 177a fur das Jahr 2004 zu zahlenden Betrag anzurechnen. Sie werden von der

Bundesagentur fur Arbeit gezahlt.”

Artikel 7

Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
(870-7)

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Unfallversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 7.8. 1996 — BGBI. | S. 1254) zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geandert:

1. ,In 82 Abs. 1 Nr. 14 werden die Wérter ,des Dritten Buches oder des Bundessozialhilfege-

setzes" durch die Worter ,des Zweiten oder des Dritten Buches" ersetzt.”

2. In 845 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch das Wort ,Arbeitslosengeld II*

ersetzt.

3. 847 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) Das Wort ,Arbeitslosenhilfe” und das nachfolgende Komma werden gestrichen.

b) Nach dem Punkt wird folgender Satz 2 eingefugt:

.Dies gilt auch fur versicherte erwerbsfahige Hilfebedurftige, die Leistungen nach § 20

des Zweiten Buches bezogen haben.*
4. 8§58 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 werden die Worter ,,oder der Arbeitslosenhilfe* gestrichen.
b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Dies gilt auch fur erwerbsfahige Hilfebedurftige, die Leistungen nach 8§ 20 des Zweiten

Buches bezogen haben; in diesen Fallen wird der Unterschiedsbetrag beim Arbeitslo-

sengeld Il nicht als Einkommen berucksichtigt.”
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Artikel 8
Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
(860-8)

§ 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 26. Juni 1990, BGBI. | S. 1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember
1998 (BGBI. | S. 3546), das zuletzt durch ..... geandert worden ist, werden folgende Satze an-
gefugt:

~Platze in Tageseinrichtungen nach Satz 2 oder Satz 3 sind vorrangig fur Kinder, bei denen die
Personensorgeberechtigten erwerbstatig, arbeits- oder beschaftigungssuchend sind, zur Verfu-

gung zu stellen.”

Artikel 9

Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
(860-9)

In 8 145 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teil-
habe behinderter Menschen — (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 BGBI. | S. 1046), zu-
letzt geandert durch ..... wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch die Worter ,Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch” ersetzt.

Artikel 10

Anderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
(860-10-1/2)

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz — in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBI. | S. 130), zuletzt geéndert

durch ..... wird wie folgt geandert:

1. 864 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
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»2. Im Sozialhilferecht, im Recht der Grundsicherung fir Arbeitsuchende, im Recht der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, im Kinder- und Jugendhilferecht sowie
im Recht der Kriegsopferfirsorge aus Anlass der Beantragung, Erbringung oder Erstattung
einer nach dem Bundessozialhilfegesetz, dem Zweiten und dem Achten Buch oder dem

Bundesversorgungsgesetz vorgesehenen Leistung benétigt werden, ,,

2. In871Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch die Wérter ,Leistungen

zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch® ersetzt.

Artikel 11

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(860-11)

§ 20 des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Geset-
zes vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014, das zuletzt durch ..... geandert wurde, wie folgt gean-
dert:

a) In Nummer 2 wird das Wort ,, ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a eingeflgt:

»2a. Personen in der Zeit, fir die sie Arbeitslosengeld Il nicht nur darlehensweise nach
dem Zweiten Buch beziehen, soweit sie in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht

familienversichert sind, “

Artikel 12

Anderung des Infektionsschutzgesetzes
(2126-13)

8 56 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBI. | S. 1045), zuletzt geandert durch

..... wird wie folgt geandert:

1. In Absatz 8 Satz 1 Nr. 4 werden die Woérter ,oder die Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

2. Absatz 9 wird wie folgt gedndert:
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a) In Satz 1 werden die Worter ,,und insoweit, als ihm Arbeitslosenhilfe fir die gleiche Zeit

zu gewahren ist, auf den Bund® gestrichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 13

Anderung des Bundesausbildungsférderungsgesetzes
(2212-2)

In 8 18c Abs. 10 Nr. 4 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 6. Juni1983 (BGBI | S. 645, 1680), das zuletzt durch ..... geandert wor-
den ist, werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch® durch
die Worter ,Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialge-

setzbuch” ersetzt.

Artikel 14

Anderung des Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetzes
(2212-4)

In § 14 Abs. 1 Nr. 4 des Aufstiegsfortbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung-
vom 10. Januar 2002 (BGBI. | S. 402), das zuletzt ge&ndert durch .... gedndert worden ist, wer-
den die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten” durch die Worter ,Leistungen zur Sicherung

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten“ ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Gesetzes iiber den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
(2330-22)

In 8 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c des Gesetzes Uber den Abbau der Fehlsubventionierung im
Wohnungswesen in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. September 2001 (BGBI. |

2414), das zuletzt durch ..... geéndert worden ist, werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach §
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190 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch” durch die Wérter ,Leistungen zum Lebensunterhalt

nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch® ersetzt.

Artikel 16

Anderung des Wohnraumférderungsgesetzes
(2330-32)

Das Wohnraumforderungsgesetz vom 13. September 2001 (BGBI. | S. 2376), zuletzt geandert

durch ..... wird wie folgt geandert:

1. § 21 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geédndert:

aa) In Nummer 1.7 Buchstabe d wird die Angabe ,.88 10 bis 15 des Flichtlingsgeset-
zes, , durch die Angabe ,88 10 bis 15 des Flichtlingshilfegesetzes, , ersetzt.

bb) Nach Nummer 1.7 werden folgende Nummern 1.8 bis 1.10 eingefigt:
»1.8 die nach 8§ 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes
steuerfreien Krankentagegelder,
1.9 der nach 8 3 Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie
a) Unterhaltsbeitrag fur frihere Beamte und friilhere Ruhestandsbeamte
nach § 38 des Beamtenversorgungsgesetzes,
b) Unterhaltsbeitrag fur Verwandte der aufsteigenden Linie nach § 40
des Beamtenversorgungsgesetzes,
c) Unterhaltsbeitrag fir Hinterbliebene nach § 41 des Beamtenversor-

gungsgesetzes,

1.10 die Halfte der nach 8§ 3 Nr. 68 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei-
en Renten nach 8§ 3 Abs. 2 des Anti-D-Hilfegesetzes, ,..

cc) Nummer 2.2 wird aufgehoben.
dd) Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.

ee) Nach Nummer 5.4 wird folgende Nummer 5.5 eingeflgt:
»D.5 die Halfte der laufenden Leistungen fiir die Kosten des notwendigen
Unterhalts einschlieB3lich der Unterkunft sowie der Krankenhilfe fur
Minderjéhrige und junge Volljahrige nach 8 13 Abs. 3 Satz 2, § 19 Abs. 3,
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3.

b)

§ 21 Satz 2, § 39 Abs. 1 und § 41 Abs. 2 des Achten Buches

Sozialgesetzbuch, ,..

ff) Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.

gg) Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:

,0.1  die Halfte der als Zuschisse erbrachten

a) Leistungen zur Férderung der Ausbildung nach dem Bundesausbil-
dungsférderungsgesetz,

b) Leistungen der Begabtenforderungswerke, soweit sie nicht von
Nummer 6.2 erfasst sind,

c) Stipendien, soweit sie nicht von Buchstabe b, Nummer 6.2 oder
Nummer 6.3 erfasst sind,

d) Berufsausbildungsbeihilfen und des Ausbildungsgeldes nach dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch,

e) Beitrage zur Deckung des Unterhaltsbedarfs nach dem Aufstiegsfort-

bildungsférderungsgesetz, ,,.

hh) Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3 eingeflgt:

),

,0.3 die Halfte der nach § 3 Nr. 42 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Zuwendungen, die auf Grund des Fulbright-Abkommens gezahlt

werden, ,,.

Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 eingefugt:

9. die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 19 Satz 1 Nr.
1 und 2 Satz 2, sowie 8§ 28 in Verbindung mit § 19 Satz 1 Nr. 1 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, soweit diese die bei ihrer Berechnung

bertcksichtigten Kosten fiir den Wohnraum tbersteigen, ,,.

Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10.

In Absatz 3 werden das Wort ,steuerfreien” gestrichen und die Angabe ,Nummern 5.3

und 5.4 durch die Angabe ,Nummern 5.3 bis 5.5" ersetzt.

In 8 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 werden die Worter , Arbeitslosenhilfe nach den 88 190 bis 195

des Dritten Buches Sozialgesetzbuch® durch die Wérter ,Leistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

§ 48 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geandert:
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a) In Buchstabe c werden das Wort ,geforderten” durch das Wort ,geforderte” und die
Angabe ,8 47 Abs. 3* durch die Angabe ,8 47 Abs. 4“ ersetzt.

b) In Buchstabe e wird die Angabe ,§ 88e Abs. 2, 3 und 5 Satz 2 durch die Angabe ,8
88e Abs. 2, 3und 5 Satz 2 Nr. 1" ersetzt.

4. In 851 Abs. 1 wird die Angabe ,in der ab 1. Januar 2002 durch die Angabe ,ab 1. Januar

2002 in der jeweils" ersetzt.

5. In 852 Abs. 2 wird jeweils das Wort ,Satzes" durch das Wort ,Absatzes" ersetzt.

Artikel 17

Anderung des Bundesvertriebenengesetzes
(240-1)

§ 11 Abs. 4 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni
1993 (BGBI. | S. 829), das zuletzt geéndert durch ..... geadndert worden ist, wird wie folgt gean-
dert:

1. In Satz 1 wird die Angabe ,Eingliederungshilfe nach § 418 des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch” durch die Wérter ,Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

2. Satz 2 wird wie folgt gefasst:
.Die Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch Uber die Bedirftigkeit und das bei
den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts zu berticksichtigende Einkommen sind

nicht anzuwenden.*

Artikel 18

Anderung des Auslandergesetzes
(26-6)

Das Auslandergesetz (Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Auslanderrechts vom 9. Juli
1990, BGBI. | S. 1354), zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geandert:
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1. In 824 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worter ,oder noch flir sechs Monate durch einen

Anspruch auf Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

2. In 885 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 werden jeweils die Wdrter ,Sozial- oder Arbeitslo-
senhilfe* durch die Wérter ,Sozialhilfe oder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

Artikel 19

Anderung des Asylverfahrensgesetzes
(26-7)

In 8 8 Abs. 3 Satz 2 des Asylverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
27. Juli 1993 (BGBI. I S. 1361), das zuletzt durch ..... geandert worden ist, wird das Wort ,Ar-
beitslosenhilfe* durch die Warter ,Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

Artikel 20

Anderung des Mikrozensusgesetzes
(29-12)

8 4 Abs. 1 Nr. 1 des Mikrozensusgesetzes vom 17. Januar 1996 (BGBI. | S. 34), das zuletzt

durch ..... geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Buchstabe ,c" wird wie folgt geéndert:

a) Die Angabe,-hilfe* wird durch das Wort ,Arbeitslosengeld 11“ ersetzt.

b) Nach der Angabe ,Altenteil; Sozialhilfe;* wird die Angabe ,Sozialgeld;* eingeflgt.

2. In Buchstabe i wird die Angabe ,-hilfe* durch das Wort ,Arbeitslosengeld II* ersetzt.
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Artikel 21

Anderung der Zivilprozessordnung
(310-4)

Die Zivilprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 310-4, verof-

fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geéndert durch ..... wird wie folgt geéndert:

1. In 8646 Abs. 1 Nr. 12 werden nach den Wortern ,fiir die das Kind Hilfe nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz, ,, die Worter ,Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, ,, und
nach den Wortern ,8 91 Abs. 3 Satz 2 des Bundessozialhilfegesetzes" die Angabe ,,, § 33

Abs. 2 Satz 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch” eingeflgt.

2. In 8850 f Abs. 1 Buchstabe a werden nach den Wértern ,,des Bundessozialhilfegesetzes*
die Warter ,oder nach Kapitel 3 Abschnitt 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch” einge-

flgt.

Artikel 22

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes
(330-1)

8 51 Abs. 1 Nr. 4 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 1975 (BGBI. | S. 2535), das zuletzt durch ..... geadndert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

»4. in Angelegenheiten der Arbeitsforderung und der Ubrigen Aufgaben der Bundesagentur fir
Arbeit mit Ausnahme von Streitigkeiten Uber die Grundsicherung fur Arbeitsuchende nach dem

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, ,.

Artikel 23

Anderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes
(362-1)

In 8 2 Abs. 2 Satz 1 des Gerichtsvollzieherkostengesetzes in der Fassung vom 19. April 2001
(BGBI. I S. 623), das zuletzt durch ..... geéndert worden ist, werden nach den Wortern , Trager
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der Sozialhilfe, , die Wérter ,bei der Durchfiihrung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch die

Bundesagentur fir Arbeit, ,, eingefiigt.

Artikel 24

Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung
(340-1)

In 8 188 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Marz
1991 (BGBI. | S. 686), die zuletzt durch ..... geéandert worden ist, werden nach dem Wort ,Sozi-

alhilfe” die Worter ,der Grundsicherung fir Arbeitsuchende” eingefiigt.

Artikel 25

Anderung des Wohngeldgesetzes
(402 - 27)

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2002 (BGBI. | S.
474), geandert durch ..... wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltslibersicht wird die Angabe

~Funfter Teil
Mietzuschuss fur Empfanger von Leistungen der Sozialhilfe und Kriegsopferfursorge
8§31 Anwendungsbereich, Wegfall und Zurickstellung des Mietzuschusses
§ 32 Bemessung des Mietzuschusses
§33 Bewilligung und Erstattung des Mietzuschusses, Belehrungspflicht, sonstige an-

zuwendende Vorschriften, Zustandigkeit*

durch die Angabe

,Funfter Teil
Mietzuschuss fur Empféanger von Leistungen der Sozialhilfe und Kriegsopferfursorge

88 31 bis 33 (weggefallen)*

ersetzt.

2. 81 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
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»(2) Empfanger von Leistungen des Arbeitslosengeldes Il und des Sozialgeldes nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, von Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung
nach dem Gesetz Uber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung, von laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwdlften
Buch Sozialgesetzbuch oder der ergédnzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bun-
desversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das dieses fur anwendbar erklart (Leis-
tungen) sind von Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz ausgeschlossen. Als Empfanger
der Leistungen gelten auch die in 8 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes uber eine bedarfsorien-
tierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, § 19 Abs. 1 bis Abs. 3 und § 20
des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch, § 27a Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes in
Verbindung mit § 19 Abs. 1 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch genannten Personen,
die bei der Ermittlung des Bedarfs bericksichtigt worden sind. Die Satze 1 und 2 gelten
auch fur die Dauer des Verwaltungsverfahrens zur Feststellung von Grund und Hohe der

Leistung."”.

In 8 3 Abs. 1 werden die Worter ,aul3er beim Mietzuschuss nach dem Funften Teil* gestri-

chen.

8§ 4 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Familienmitglieder im Sinne dieses Gesetzes sind der Antragberechtigte und seine fol-

genden Angehorigen:

1. der Ehegatte,

2. Verwandte in gerader Linie sowie Verwandte zweiten und dritten Grades in der Seitenli-
nie,

3. Verschwégerte in gerader Linie sowie Verschwagerte zweiten und dritten Grades in der
Seitenlinie,

4. Pflegekinder ohne Rucksicht auf ihr Alter und Pflegeeltern.

Familienmitglieder rechnen nur dann zum Haushalt, wenn sie nicht nach § 1 Abs. 2 vom

Wohngeld ausgeschlossen sind; § 3 Abs.2 bis 5 bleibt unberihrt.”.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,rechnen” ein Komma und die Angabe ,vor-

behaltlich des Absatzes 1 Satz 2, ,, eingeflgt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,rechnen” ein Komma und die Angabe ,vor-

behaltlich des Absatzes 1 Satz 2, ,, eingeflgt.
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In § 7 wird folgender Absatz 4 angeflgt:

»(4) Wird der Wohnraum von Familienmitgliedern mitbewohnt, die Leistungen nach § 1
Abs. 2 erhalten, ist bei der Leistung des Wohngeldes nur der Anteil der Miete oder Belas-
tung zu bertcksichtigen, der dem Anteil der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder
an der Gesamtzahl der Bewohner entspricht. In diesem Falle ist hinsichtlich der Leistungen
der Familienmitglieder, die Leistungen nach 8 1 Abs. 2 erhalten, Absatz 2 Nr. 3 nicht anzu-

wenden.”,

§ 10 wird wie folgt ge&ndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geédndert:

aa) Nach Nummer 1.8 werden folgende Nummern 1.9 bis 1.11 eingefigt:

.1.9 die nach 8§ 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes

steuerfreien Krankentagegelder,

1.10  der nach § 3 Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie
a) Unterhaltsbeitrag fur frihere Beamte und friihere Ruhestandsbeamte
nach § 38 des Beamtenversorgungsgesetzes,
b) Unterhaltsbeitrag fir Verwandte der aufsteigenden Linie nach § 40
des Beamtenversorgungsgesetzes,
c) Unterhaltsbeitrag fir Hinterbliebene nach § 41 des Beamtenversor-

gungsgesetzes,

1.11  die Halfte der nach § 3 Nr. 68 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Renten nach 8 3 Abs. 2 des Anti-D-Hilfegesetzes, ,,.

bb) Nummer 2.2 wird aufgehoben.

cc) Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.

dd) Nach Nummer 5.4. wird folgende Nummer 5.5 eingeflgt:

»D.5 die Halfte der laufenden Leistungen fiir die Kosten des notwendigen
Unterhalts einschlieB3lich der Unterkunft sowie der Krankenhilfe fur
Minderjéhrige und junge Volljahrige nach 8 13 Abs. 3 Satz 2, § 19 Abs. 3,
§ 21 Satz 2, § 39 Abs. 1 und § 41 Abs. 2 des Achten Buches

Sozialgesetzbuch, ,..

ee) Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.
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ff)  Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:

,0.1 die Halfte der als Zuschiisse erbrachten

a) Leistungen zur Foérderung der Ausbildung nach dem Bundesaus-
bildungsférderungsgesetz,

b) Leistungen der Begabtenférderungswerke, soweit sie nicht von
Nummer 6.2 erfasst sind,

C) Stipendien, soweit sie nicht von Buchstabe b, Nummer 6.2 oder
Nummer 6.3 erfasst sind,

d) Berufsausbildungsbeihilfen und des Ausbildungsgeldes nach dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch,

e) Beitrage zur Deckung des Unterhaltsbedarfs nach dem Aufstiegs-

fortbildungsférderungsgesetz, ,,.

gg) Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3 eingeflgt:
,0.3  die Halfte der nach 8 3 Nr. 42 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

Zuwendungen, die auf Grund des Fulbright-Abkommens gezahlt werden,

hh) Die Nummern 7 und 8 werden aufgehoben.

i) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden Nummern 7 und 8.

b) In Absatz 3 werden das Wort ,steuerfreien” gestrichen und die Angabe ,Nummern 5.3
und 5.4 durch die Angabe ,Nummern 5.3 bis 5.5* ersetzt.

§ 27 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Der Bewilligungszeitraum beginnt am Ersten des Monats, von dem ab die Bewilligung
von Leistungen nach § 1 Abs. 2 abgelehnt worden ist, wenn nicht fir denselben Zeitraum
andere Leistungen nach 8 1 Abs. 2 empfangen werden und wenn der Antrag auf Wohngeld

vor Ablauf des auf die Kenntnis der Ablehnung folgenden Kalendermonats gestellt wird."“.

§ 28 Abs. 3 wird aufgehoben.

8§ 29 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 3 werden folgende Satze angeflgt:
LAls Zeitpunkt der Anderung der Verhéltnisse gilt im Falle des Satzes 1 Nr. 1 der Be-

ginn des Zeitraumes, fir den sich die Miete oder Belastung verringert hat, im Falle des
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10.

11.

12.

Satzes 1 Nr. 2 der Beginn des Zeitraumes, fur den sich die Einnahmen erhéht haben.

Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn sich die Anderungen nach Satz 1 auf einen ab-

gelaufenen Bewilligungszeitraum beziehen, langstens fiir drei Jahre vor Kenntnis des

Wohngeldempfangers oder der zu seinem Haushalt rechnenden Familienmitglieder

von der Anderung der Verhaltnisse; der Kenntnis steht die Nichtkenntnis infolge grober

Fahrlassigkeit gleich.”.

b) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn sich die Anderungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 auf

einen abgelaufenen Bewilligungszeitraum beziehen.".

Der Finfte Teil wird aufgehoben.

§ 34 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

~Wohngeld, das von einem Land gezahlt worden ist, wird ihm zur H&lfte vom Bund er-

stattet.”.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wérter ,nach dem Finften Teil“ durch die Worter ,,nach

dem Ersten bis Vierten Teil" ersetzt.

8§ 35 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Erhebungsmerkmale sind bei Antragen und Entscheidungen nach MalRgabe

des § 2

1. Art des Antrages und der Entscheidung;

2. Zahl der unerledigten Bearbeitungsfalle am Ende des Berichtszeitraums; Betrag
des im Berichtszeitraum gezahlten Wohngeldes;

3. Beginn und Ende des Bewilligungszeitraums nach Monat und Jahr; Art und H6he
des monatlichen Wohngeldes;

4. Beteiligung des Wohngeldempfangers am Erwerbsleben und dessen Stellung im
Beruf sowie Zahl der zum Haushalt rechnenden Kinder, fiir die Kindergeld nach
dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz geleistet
wird, und sonstigen Familienmitglieder;

5. die bei der Berechnung des Wohngeldes zu beriicksichtigenden Hochstbetrage fir

Miete oder Belastung (§ 8 Abs. 1);
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13.

14.

b)

6. die Wohnverhaltnisse der Wohngeldempfanger nach Ausstattung, Grof3e und Jahr
der Bezugsfertigkeit der Wohnung, Hohe der monatlichen Miete oder Belastung, im
Falle des 8 6 Abs. 2 Satz 2 die Belastung aus Zinsen und Tilgung, offentlicher For-
derung der Wohnung oder Férderung nach dem Wohnraumférderungsgesetz,
Grund der Antragberechtigung (8 3) sowie die Gemeinde und deren Mietenstufe
(8 8 Abs. 2 bis 5);

7. die Einnahmen des Wohngeldempfangers und der Ubrigen zum Haushalt rechnen-
den Familienmitglieder nach Art und Hoéhe, die bei der Ermittlung des Jahresein-
kommens nicht zu bertcksichtigenden Betréage und die dafir maRRgebenden Um-
sténde (88 12 bis 14) sowie das monatliche Gesamteinkommen;

8. Monat und Jahr der Wohngeldberechnung und die angewandte Gesetzesfas-

sung.“.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 2 Nr. 1 und 2“ durch die Angabe ,Absatz 2" er-

setzt.

bb) In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe ,Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a bis ¢
und Nr. 2“ durch die Angabe ,,Absatz 2 Nr. 1 bis 3" ersetzt.

cc) In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b wird die Angabe ,,Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a und c*
durch die Angabe ,Absatz 2 Nr. 1 und 3* ersetzt.

dd) In Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe ,Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c bis h und Nr. 2" durch
die Angabe ,Absatz 2 Nr. 3 bis 8" ersetzt.

In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 2 Nr. 1" durch die Angabe ,Absatz 2 er-

setzt.

Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben.

In Absatz 9 werden die Worter ,sowie im Anwendungsbereich des Finften Teils der

Mieter oder mietahnlich Nutzungsberechtigte® gestrichen.

§ 36 Abs. 2 wird aufgehoben.

In 8 37b Satz 1 werden die Worter ,vom 22. Dezember 1981 (BGBI. | S. 1523, 1542), zu-
letzt geandert durch Gesetz vom 8. Juni 1989 (BGBI. S. 1058), ,, gestrichen.

15. In 8 39 wird das Wort ,zwei“ durch das Wort ,vier” ersetzt.
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Artikel 26
Anderung des Gesetzes zur Hilfe fiir Frauen bei
Schwangerschaftsabbrichen in besonderen Fallen
(404-26)

In 8 1 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Hilfe fur Frauen bei Schwangerschaftsabbriichen in be-
sonderen Fallen vom 21. August 1995 (BGBI. | S. 1050), das zuletzt durch ..... geandert worden
ist, werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe nach dem Arbeitsférderungsgesetz” durch die Worter
.Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch*

ersetzt.

Artikel 27

Anderung des Unterhaltssicherungsgesetzes
(53-3)

In § 4a Abs. 3 des Unterhaltssicherungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.
Februar 2002 (BGBI. | S. 972) werden nach dem Wort ,Bundessozialhilfegesetzes” die Worter

»oder einer Agentur fur Arbeit nach § 33 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch® eingefiigt.

Artikel 28

Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes
(53-4)

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 2002
(BGBI. 1 1258, 1909), zuletzt geandert durch Art. 66 des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBI.
I S. 3322), wird wie folgt geéndert:

1. In der Inhaltsibersicht werden in der Zwischeniiberschrift des Vierten Teils nach dem Wort

LArbeitslosenbeihilfe” das Komma und das Wort , Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

2. 8§ 86a wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 wird die Zahl ,156" durch die Zahl ,, 180" ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2.

d) Im neuen Absatz 2 wird die Angabe ,Die Abséatze 1 und 2 gelten” durch die Warter
»Absatz 1 gilt* ersetzt.

Artikel 29

Anderung des Finanzausgleichsgesetzes
(603-10)

In 8 1 Abs. 1 Satz 3 des Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Juni 1993 (BGBI. | S. 944,
977), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Fortfihrung des Solidarpaktes, zur Neu-
ordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des Fonds ,Deutsche
Einheit* vom 20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3955) geéndert worden ist, wird die Angabe
,00,5" durch die Angabe ,52,6“ und die Angabe ,49,5" durch die Angabe ,47,4" ersetzt.

Artikel 30

Anderung des Solidarpaktfortfilhnrungsgesetzes
(603-10)

8 1 Abs. 1 Satz 3 des Artikels 5 des Gesetzes zur Fortfuhrung des Solidarpaktes, zur Neu-
ordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des Fonds ,Deutsche
Einheit ,(Solidarpaktfortfiihrungsgesetz - SFG)* vom 20. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3955),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung des Solidarpaktfortfilhrungsgesetzes
vom 21. Juni 2002 (BGBI. | S. 2166) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst: ,Vom da-
nach verbleibenden Aufkommen der Umsatzsteuer stehen dem Bund im Jahr 2005 56,3 vom
Hundert; im Jahr 2006 56,7 vom Hundert und ab dem Jahr 2007 57,8 vom Hundert und den
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Landern im Jahr 2005 43,7 vom Hundert, im Jahr 2006 43,3 vom Hundert und ab dem Jahr
2007 42,2 vom Hundert zu.”

Artikel 31

Anderung der Abgabenordnung
(610-1-3)

In 8 53 Satz 5 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002
(BGBI. I S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt ..... geéndert worden ist, werden nach den Woértern
»ZU den Bezligen z&hlen nicht Leistungen der Sozialhilfe* ein Komma und die Worter ,Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch” eingefligt,
der Punkt durch ein Komma ersetzt und die Worter ,,oder Anspruch auf Leistungen zur Siche-

rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch hatten.” eingefligt.

Artikel 32

Anderung des Berlinférderungsgesetzes 1990
(610-6-5)

In § 28 Abs. 1 Satz 6 des Berlinférderungsgesetzes 1990 in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Februar1990 (BGBI. | S. 173), das zuletzt ..... geéndert worden ist, werden nach dem
Wort ,Sozialversicherung” das Komma gestrichen und die Woérter ,der Arbeitslosenversicherung

und der Arbeitslosenhilfe* durch die Warter ,und der Arbeitslosenversicherung” ersetzt.

Artikel 33

Anderung des Einkommensteuergesetzes
(611-1)

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002

(BGBI. 1 S. 4210; 2003 | S. 179), zuletzt gedndert durch ..... wird wie folgt geandert:

1. In 8 3 wird nach Nummer 2a folgende Nummer 2b eingefugt:
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»2b. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur Eingliederung in Arbeit nach

dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch;*

2. In 875 Abs. 1 werden nach dem Wort ,Lebensunterhalt” die Woérter ,oder im Sinne der
Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch Uber die Leistungen zur Sicherung des

Lebensunterhalts” eingeflgt.

Artikel 34

Anderung des Lastenausgleichsgesetzes
(621-1)

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBI. | S.
845; 1995 | S. 248), zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geandert:

1. 8292 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,zur Arbeitslosenhilfe* durch die Worter ,zu Leis-

tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts” ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) Nach dem Wort ,Sozialhilfe* werden ein Komma und die Worter ,Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts eingefugt®.

bb) Nach den Wértern ,gelten erganzend die Vorschriften* werden die Worter ,des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, , eingefiigt.

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Sozialhilfe* ein Komma und die Warter ,von Leis-

tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts* eingefligt.

d) Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden nach den Woartern ,,des Bundessozialhilfegesetzes" ein Komma

und die Woérter ,nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des Zweiten Bu-
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e)

f)

ches Sozialgesetzbuch” und nach dem Wort ,gewéhrte* die Woérter ,Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts oder” eingeflgt.

bb) In Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wértern ,Trager der Sozialhilfe* ein Komma

und die Warter ,die Bundesagentur fiir Arbeit* eingeflgt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe ,Hilfe zum Lebensunterhalt nach Abschnitt 2
des Bundessozialhilfegesetzes" ein Komma und die Wérter ,Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch® und nach den Wortern ,oder einer gleicharti-
gen Einrichtung gewahrt, kann“ die Worter ,die Bundesagentur fur Arbeit,“ einge-

fugt.

bb) In Absatz 4 Nr. 1 werden nach den Wértern ,Hilfe zum Lebensunterhalt” ein Kom-
ma und die Worter ,,oder die Leistung zur Sicherung des Lebensunterhalts” einge-

fugt.

cc) In Satz 5 werden nach den Woértern ,Trager der Sozialhilfe* ein Komma und die

Worter ,die Bundesagentur fur Arbeit” eingefugt.

dd) In Satz 6 werden nach den Woértern ,Trager der Sozialhilfe* ein Komma und die

Worter ,der Bundesagentur fur Arbeit" eingeflgt.

Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
»(6)Das Arbeitslosengeld ist Einkommen im Sinne des § 267 Abs. 2 und Rentenleis-

tung im Sinne dieses Abschnitts.”

§ 363 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Uberschrift werden die Worter ,der Arbeitslosenhilfe* durch die Worter ,Grundsi-

cherung fur Arbeitsuchende” ersetzt.
Die Worter ,Arbeitslosenhilfe gewéhrt worden ist* werden durch die Worter ,Leistungen

zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ge-

wahrt worden sind“ ersetzt.
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Artikel 35

Anderung des Entwicklungshelfer-Gesetzes
(702-3)

Das Entwicklungshelfer-Gesetz vom 23. Juni 1969 (BGBI. | S. 549), zuletzt geéndert durch .....

wird wie folgt geandert:

1. 8§15 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Wird der Arbeitslose binnen vier Wochen nach Beendigung des Entwicklungsdienstes,
einer spateren krankenversicherungspflichtigen Beschéaftigung oder des Bezuges von Ar-
beitslosengeld arbeitsunfahig und hat er keinen Anspruch auf Krankengeld aus der gesetz-
lichen Krankenversicherung, so erhalt er vom Tage des Beginns der Arbeitsunfahigkeit an

ein Tagegeld in Hohe des Arbeitslosengeldes.*

2. In 8 23b Abs. 1 werden die Woérter ,oder Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

Artikel 36

Anderung des Kiindigungsschutzgesetzes
(800-2)

In 8 11 Nr. 3 des Kundigungsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.
August 1969 (BGBI. | S. 1317), zuletzt geandert durch ..... wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe®
durch die Wérter ,Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch*

ersetzt.

Artikel 37

Anderung des Gesetzes liber Bergmannspramien
(800-7)
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In 8 4 des Gesetzes Uber Bergmannspramien in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.
Mai 1969 (BGBI. | S. 434), das zuletzt durch ..... geandert worden ist, werden nach dem Wort
~S0zialversicherung” das Komma und die Warter ,der Arbeitslosenversicherung und der Ar-

beitslosenhilfe” durch die Worter ,,oder der Arbeitslosenversicherung” ersetzt.

Artikel 38

Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes
(800-18)

In § 23 Abs. 3 des Arbeitssicherstellungsgesetzes vom 9. Juli 1968 (BGBI. | S. 787), das zuletzt

durch ..... geédndert worden ist, werden die Worter ,und der Arbeitslosenhilfe” gestrichen.

Artikel 39
Anderung des Berufsbildungsforderungsgesetzes
(806-3)

In 85 Abs. 1 des Berufshildungsforderungsgesetzes vom 23. Dezember 1981 (BGBI. | S. 16
192) i.d.F. der Bekanntmachung vom 12. Januar 1994 (BGBI. | S. 78), das zuletzt geandert

durch ... (BGBI. I S. ...) geandert worden ist, wird nach Nummer 4 folgende Nummer 5 ange-

fagt:

.D. fur Teilnehmer an einer Berufsausbildungsvorbereitung, soweit der Anbieter der Be-
rufsausbildungsvorbereitung der Anzeigepflicht des 8 52 Abs. 1a des Berufsbildungs-

gesetzes unterliegt: Geschlecht, Alter, Staatsangehorigkeit.”

Artikel 40

Anderung des Berufsbildungsgesetzes
(806-21)

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 14. August 1969 (BGBI. | S. 1112) zuletzt geandert

durch ...... wird wie folgt geandert:
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1. In 847 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefugt:

»(33) Der Umschulende hat die Durchfihrung der beruflichen Umschulung unverziglich
nach Beginn der MalRnahme der zustandigen Stelle schriftich anzuzeigen. Die An-
zeigepflicht erstreckt sich auf den wesentlichen Inhalt des Umschulungsverhaltnisses. Bei
Abschluss eines Umschulungsvertrages ist eine Ausfertigung der Vertragsniederschrift bei-

zufligen.”

2. 8§ 52 wird wie folgt geéndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
w02

Uberwachung, Beratung*

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingeflgt:

»(1a) Der Anbieter hat die Durchfihrung von MaRnahmen der Berufsausbildungs-
vorbereitung vor Beginn der MalRBhahme der zustandigen Stelle schriftlich anzuzeigen.
Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesentlichen Inhalt des Qualifizierungsvertra-
ges sowie die nach 8 5 Abs. 1 Ziffer 5 des Berufsbildungsférderungsgesetzes erforder-

lichen Angaben.”

c) In Absatz 3 wird nach der Angabe ,Absatze 1" das Wort ,und" durch das Wort ,bis" er-

setzt und folgender Satz 2 angefligt:

"Sofern der Anbieter der Berufsausbildungsvorbereitung nach § 421m des Dritten Bu-

ches Sozialgesetzbuch geférdert wird, findet Satz 1 keine Anwendung."

Artikel 41

Anderung des Vorruhestandsgesetzes
(810-34)

In 8 2 Abs. 1 Nr. 2 des Vorruhestandsgesetzes vom 13. April 1984 (BGBI. | S. 601), das zuletzt

durch ..... geéandert worden ist, werden die Worter ,oder Arbeitslosenhilfe gestrichen.
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Artikel 42

Anderung des Altersteilzeitgesetzes
(810-36)

Das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBI | S. 1078), zuletzt geandert durch ..... wird wie
folgt gedndert:

1. In 82 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 werden nach dem Wort ,Arbeitslosenhilfe* ein Komma und die

Worter ,Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld I11* eingefigt.

2. Demin 8 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefugt:
,Die Beschaftigung eines Beziehers von Arbeitslosengeld Il erflllt die Voraussetzungen
nach Satz 1 Nr. 2a nur dann, wenn eine Zusage nach 8 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 des Zweiten

Buches Sozialgesetzbuch erfolgt ist.”

Artikel 43

Anderung des Beitrage-Riickzahlungsgesetzes
(826-25)

8 6 Abs. 1 des Beitrage-Ruickzahlungsgesetzes vom 15. Méarz 1972 (BGBI. | S. 433), das zuletzt

durch ..... geéndert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. In Satz 1 werden nach dem Wort ,Bundessozialhilfegesetz* ein Komma und die Warter

».den Leistungen zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende” eingefiigt.

2. In Satz 2 werden die Worter ,der Arbeitslosenhilfe sowie" gestrichen.

Artikel 44

Anderung des Bundesversorgungsgesetzes
(830-2)

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982

(BGBI. I S. 21), zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geandert:
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1.

In 8 1a wird folgender Absatz 4 angeflgt:

»(4) Von den bei der Leistung nach 8§ 27c bericksichtigten Kosten der Unterkunft, mit Aus-
nahme der Kosten fiir Heizungs- und Warmwasserversorgung, unterliegen 56 vom Hundert
nicht der Ruckforderung. Satz 1 gilt nicht, soweit der Begunstigte die Bewilligung der Leis-
tung durch arglistige Tauschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat oder die Bewilligung
der Leistung auf Angaben beruht, die der Begunstigte vorsatzlich oder grob fahrlassig in

wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstandig gemacht hat.”

In § 16 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und das Wort
»Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

In 8 16b Abs. 5 Buchstabe c werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und

das Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

Artikel 45

Anderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes
(85-3)

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember
2001 (BGBI. I S. 3358), zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geandert:

1.

In 8 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worter ,Arbeitslosenhilfe, Eingliederungshilfe fir Spataus-

siedler, , gestrichen.

§ 8 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Im Ubrigen gilt fur die Dauer der Elternzeit, in der dem Berechtigten kein Erziehungsgeld
gezahlt wird, der Nachrang der Sozialhilfe und der Nachrang der Leistungen der Grundsi-

cherung fur Arbeitsuchende, insbesondere § 2 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch.”
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Artikel 46
Anderung des Bundeskindergeldgesetzes
(85-4)

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 2. 1.

2002 (BGBI. I S. 6) zuletzt geandert durch das Gesetz vom ..... wird wie folgt geandert:

1. 8 3 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Kindergeld* die Wérter ,,und Kinderzuschlag” ein-

geflgt.

b) In Absatz 2 werden jeweils die Woérter ,wird das Kindergeld“ durch die Warter ,werden
das Kindergeld und der Kinderzuschlag® und die Worter ,es wird“ durch die Worter ,sie

werden” ersetzt.

2. In 8 5 werden die Worter ,Das Kindergeld wird“ durch die Worter ,Das Kindergeld und der

Kinderzuschlag werden* ersetzt.

3. Nach 8 6 wird folgender 8 6a eingefugt:

.8 6a

Kinderzuschlag

(1) Personen erhalten nach diesem Gesetz fur in ihrem Haushalt lebende Kinder, die noch
nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn sie fir diese Kinder
nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes Anspruch
auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne von 8§ 4 haben und mit Aus-
nahme des Wohngeldes Uber Einkommen oder Vermdgen im Sinne der 88 11,12 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mindestens in Hohe des nach Abs. 4 Satz 1 fir sie
mafgebenden Betrages und héchstens in Hohe der Summe aus diesem Betrag und dem

Gesamtkinderzuschlag nach Absatz 2 verfugen.

(2) Der Kinderzuschlag betragt fur jedes zu bertcksichtigende Kind jeweils bis zu 140 Euro

monatlich. Der Gesamtkinderzuschlag wird langstens flr insgesamt 36 Monate gezahlt.
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(3) Der Kinderzuschlag mindert sich um das nach 88 11 und 12 des Zweiten Buches Sozi-
algesetzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes zu berticksichtigende Einkommen und Ver-

maogen des Kindes. Hierbei bleibt das Kindergeld aul3er Betracht.

(4) Der Kinderzuschlag wird, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht vorliegen, in
voller Hohe gezahlt, wenn das nach 88 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
mit Ausnahme des Wohngeldes zu bericksichtigende elterliche Einkommen oder Vermo-
gen einem Betrag in Hohe des ohne Berilcksichtigung von Kindern jeweils malRgebenden
Arbeitslosengeldes 1l nach § 19 Satz 1 Nr. 1 des Zweiten Buches oder des Sozialgeldes
nach 8§ 28 Abs. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch entspricht. Der Kinderzuschlag
wird aul3er in den in Absatz 3 genannten Féllen auch dann stufenweise gemindert, wenn
das nach 88 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohn-
geldes zu berticksichtigende elterliche Einkommen oder Vermdgen den in Satz 1 genann-
ten jeweils maRgebenden Betrag Ubersteigt. Als elterliches Einkommen oder Vermdgen gilt
dabei dasjenige des mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebenden allein erziehenden
Elternteils, Ehepaares oder als eingetragene Lebenspartner oder in einer eheahnlichen
Gemeinschaft zusammenlebenden Paares. Soweit das zu bertcksichtigende elterliche Ein-
kommen nicht nur aus Erwerbseinkiinften besteht, ist davon auszugehen, dass die Uber-
schreitung des in Satz 1 genannten jeweils mal3gebenden Betrages durch die Erwerbsein-
kiinfte verursacht wird, wenn nicht die Summe der anderen Einkommensteile oder des
Vermogens fur sich genommen diesen maf3gebenden Betrag ubersteigt. Fur je 10 Euro, um
die die monatlichen Erwerbseinkunfte den maf3gebenden Betrag tbersteigen, wird der Kin-
derzuschlag um 7 Euro monatlich gemindert. Anderes Einkommen sowie Vermdgen min-
dern den Kinderzuschlag in voller Hohe. Kommt die Minderung des fur mehrere Kinder zu
zahlenden Kinderzuschlags in Betracht, wird sie beim Gesamtkinderzuschlag vorgenom-

men.

8§ 9 wird wie folgt gefasst:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Das Kindergeld und der Kinderzuschlag sind schriftlich zu beantragen.”

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Vollendet ein Kind das 18. Lebensjahr, so wird es flr den Anspruch auf Kindergeld nur
dann weiter bertcksichtigt, wenn der oder die Berechtigte anzeigt, dass die Vorausset-

zungen des § 2 Abs. 2 vorliegen.”
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§ 11 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

811

Zahlung des Kindergeldes und des Kinderzuschlags*

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Kindergeld und der Kinderzuschlag werden monatlich gezahlt.”

§ 12 wird wie folgt gefasst:
,812
Aufrechnung

,8 51 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch qilt fir die Aufrechnung eines Anspruchs auf
Erstattung von Kindergeld oder Kinderzuschlag gegen einen spateren Anspruch auf Kin-
dergeld oder Kinderzuschlag eines oder einer mit dem Erstattungspflichtigen in Haushalts-
gemeinschaft lebenden Berechtigten entsprechend, soweit es sich um laufendes Kinder-
geld oder laufenden Kinderzuschlag fur ein Kind handelt, das bei beiden berticksichtigt

werden konnte."

8§ 14 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Wird der Antrag auf Kindergeld oder Kinderzuschlag abgelehnt oder das Kinder-
geld oder der Kinderzuschlag entzogen, ist ein schriftlicher Bescheid zu erteilen.”

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Bescheides” die Worter ,liber die Entziehung des

Kindergeldes" eingefigt.

Nach 8 21 wird folgender § 22 angefugt:

.8 22

Bericht der Bundesregierung
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Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2006 einen
Bericht tUber die Auswirkungen des 8 6a (Kinderzuschlag) sowie tber die gegebenenfalls

notwendige Weiterentwicklung dieser Vorschrift vor.”

Artikel 47
Anderung der Verordnung uber die Ersatzleistungen an die zum Luftschutzdienst heran-
gezogenen Personen und Uber die Erstattung fortgewahrter Leistungen
(215-3)

In 8 5 Abs. 1 der Verordnung Uber die Ersatzleistungen an die zum Luftschutzdienst herange-
zogenen Personen und dber die Erstattung fortgewéhrter Leistungen in der im Bundesgesetz-
blatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 215-3 veroffentlichten Fassung, die zuletzt durch ..... geandert
worden ist, werden die Worter ,Unterstiitzung aus der Arbeitslosenhilfe* durch die Worter

.Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch*

ersetzt.

Artikel 48
Anderung der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung
(2170-1-21)

In 8 11 Abs. 1 Nr. 1 der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung vom 21. Januar 1998 (BGBI. | S.

103), die zuletzt durch ..... geédndert worden ist, wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe” durch die

Worter ,Arbeitslosengeld Il, Sozialgeld* ersetzt.

Artikel 49
Anderung der Auslandergebiihrenverordnung
(26-1-9)

In 8 10 Abs. 1 der Auslandergebihrenverordnung vom 19. Dezember 1990 (BGBI. | S. 3002),
die zuletzt durch ..... geadndert worden ist, werden nach dem Wort ,Sozialhilfe" die Worter ,oder

von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch” eingeflugt
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Artikel 50

Anderung der Arbeitsaufenthalteverordnung
(26-1-12)

Die Verordnung tber Aufenthaltsgenehmigungen zur Ausiibung einer unselbstandigen Er-
werbstatigkeit - Arbeitsaufenthalteverordnung (AAV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2994),

zuletzt geandert durch ..... wird wie folgt geéndert:

1. § 4 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 4a wird aufgehoben.

2. In Absatz 5 wird die Angabe ,4a“ durch die Zahl ,4" ersetzt.

3. In & 8 werden die Wérter ,, dem Landesarbeitsamt” durch die Worter ,der Zentrale der Bun-

desagentur fur Arbeit oder einer von ihr benannten Dienststelle” ersetzt.

Artikel 51
Anderung der Freiziigigkeitsverordnung/EG
(26-2-1)

In 8 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 der Freizugigkeitsverordnung/EG vom 17. Juli 1997
(BGBI. I S. 1810) werden jeweils nach dem Wort ,Sozialhilfe* ein Komma und die Warter ,zur

Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch® eingeflgt.

Artikel 52

Anderung der Kindesunterhalt-Vordruckverordnung
(310-4-7)
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In der Anlage 2 der Kindesunterhalt-Vordruckverordnung vom 19. Juni 1998 (BGBI. | S. 1364),
die zuletzt durch ..... geadndert worden ist, wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe* durch die Warter

LArbeitslosengeld Il, Sozialgeld” ersetzt.

Artikel 53

Anderung der Prozesskostenhilfevordruckverordnung
(310-19-3)

Die Anlage zu 8 1 Abs. 1 der Prozesskostenhilfevordruckverordnung vom 17. Oktober 1994

(BGBI. I S. 3001), die zuletzt durch ..... geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Abschnitt D werden nach dem Wort ,Bundessozialhilfegesetz” die Warter ,Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch® und nach dem

Wort ,Sozialamtes" die Worter ,oder des Arbeitsamtes” eingefligt.

2. In Abschnitt E wird die Angabe ,Arbeitslosenhilfe mtl.“ gestrichen.

Artikel 54

Anderung der Wohngeldverordnung
(402-27-1)

Die Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (BGBI. |
S. 2722) wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltstubersicht wird die Angabe

LDritter Teil
Wohnraumnutzung in Heimen
§8 Als laufende Hilfe zum Lebensunterhalt anzurechnende Leistungen bei
Wohnraumnutzung in Heimen nach § 10 Abs. 2 Nr. 7 des Wohngeldgesetzes*

durch die Angabe
LDritter Teil

Wohnraumnutzung in Heimen
§8 (weggefallen)”
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ersetzt.

2. 81 Abs. 2 wird aufgehoben.

3. 8§ 8 wird aufgehoben.

Artikel 55
Anderung der Verordnung tiber die Berufsausbildung zum / zur
Fachangestellten fir Arbeitsforderung
(806-21-1-267)

Die Verordnung Uber die Berufsausbildung zum / zur Fachangestellten fur Arbeitsférderung
1999 vom 15. April 1999 (BGBI. | S. 739) wird wie folgt geandert:

1. 8 3 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 7.2 werden nach dem Wort ,Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort

»Arbeitslosenhilfe* gestrichen.
b) In Nummer 9 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt.
c) Nach Nummer 9 werden folgende Nummern 10, 11. 11.1 und 11.2 angefugt:
»10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Recht der Grundsicherung fur
Arbeitsuchende,
11. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts,
11.1 Arbeitslosengeld II,
11.2 Sozialgeld.”

2. 88 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 Buchstabe b wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgender

Buchstabe ¢ angeflgt:

,C) Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben.”
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b)

In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort ,Arbeitslosenhilfe” durch die Worter ,Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch*

ersetzt.

Anlage | zu 8 4 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 7.2 werden nach dem Wort , Arbeitslosengeld* das Komma und das Wort

»Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

Es wird folgende Nummer 10 angefigt:

aa) In der Rubrik ,Laufende Nummer*: ,10."

bb) der Rubrik , Teil des Ausbildungsberufsbildes*:

~Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Recht der Grundsicherung fir
Arbeitsuchende (8§ 3 Nr. 10)*

cc) In der Rubrik ,Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse*:

»a) Ziele, Moglichkeiten und arbeitsmarktliche Notwendigkeit der wesentlichen

Leistungen erlautern

b) Leistungsvoraussetzungen prufen”

Es wird folgende Nummer 11 angefigt:

aa) In der Rubrik ,Laufende Nummer*: ,11."

bb) In der Rubrik , Teil des Ausbildungsberufsbildes*:

.Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 3 Nr. 11)

Arbeitslosengeld 1l (§ 3 Nr. 11.1)

Sozialgeld (8 3 Nr. 11.2)*
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cc) In der Rubrik ,Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse*:

»a) Bedeutung und Zielsetzung der Leistungen erlautern
b) Anspriiche prifen und Antrége bearbeiten

c) Leistungsbeeinflussende Tatbestande feststellen”

Anlage Il zu 8§ 4 wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

Jeweils in Nummer 7.2 wird nach dem Wort ,Arbeitslosengeld* das Komma und das

Wort ,Arbeitslosenhilfe* gestrichen.

Der Abschnitt ,Erstes Ausbildungsjahr” wird wie folgt gedndert:

aa) In Absatz 2 wird nach Nummer 6.1 folgende Nummer 10 eingefligt:

»10. Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben, Lernziele a und b*

bb) In Absatz 3 werden nach Nummer 7.2 folgende Nummern 11.1 und 11.2 eingeflgt:
»11.1 Arbeitslosengeld Il
11.2 Sozialgeld, Lernziele a bis c.”

In Absatz 3 des Abschnitts ,Zweites Ausbildungsjahr werden nach Nummer 7.2 fol-
gende neue Nummern 10, 11.1 und 11.2 eingefugt:

»10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

11.1 Arbeitslosengeld Il

11.2 Sozialgeld®

In Absatz 3 des Abschnitts ,Drittes Ausbildungsjahr* werden nach Nummer 7.2 folgen-
de neue Nummern 10, 11.1 und 11.2 eingeflgt:

»10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

11.1 Arbeitslosengeld Il

11.2 Sozialgeld®

Artikel 56

Anderung der Ausgleichsrentenverordnung
(830-2-3)
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8§ 2 Abs. 1 der Ausgleichsrentenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli
1975 (BGBI. | S. 1769), die zuletzt durch ..... geéandert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Leistungen” die Worter ,zur Sicherung des Lebens-

unterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, , eingefiigt.

2. In Nummer 5 werden die Worter , Arbeitslosenhilfe sowie das an Stelle der Arbeitslosenhilfe
gezahlte Krankengeld nach 8 47b des Funften Buches Sozialgesetzbuch, Eingliederungs-

hilfe nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, , gestrichen.

Artikel 57
Aufhebung der Arbeitslosenhilfe-Verordnung
(860-3-20)

Die Arbeitslosenhilfe-Verordnung vom 13. Dezember 2001 (BGBI. | S. 3734), zuletzt ge&ndert
durch ..... wird aufgehoben.

Artikel 58

Ruckkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf den Artikeln 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, beruhenden Teile der dort ge&nder-
ten Rechtsverordnungen kdénnen auf Grund der einschlagigen Ermachtigung durch Rechtsver-

ordnung geandert werden.

Artikel 59

Neufassung des Wohngeldgesetzes

Das Bundesministerium fur Verkehr, Bau- und Wohnungswesen kann den Wortlaut des Wohn-
geldgesetzes in der vom 1. Juli 2004 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt ma-
chen.
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Artikel 60

Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes

Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend kann den Wortlaut des Bun-
deskindergeldgesetzes in der vom Inkrafttreten nach Artikel 63 Abs. 3 geltenden Fassung im

Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 61

Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absétze 2 und 3 zum 1. Juli 2004 in Kraft.

(2) Artikel 1 8 6 und 8 47, Artikel 3 Nr. 14, Artikel 17 Nr. 1 Buchstabe a) Doppelbuchstabe aa)
bis hh) und Buchstabe b) sowie Nr. 3 bis Nr. 5 und Artikel 26 Nr. 6, 9, 13 bis 15 treten zum
1. Januar 2004 in Kraft.

(3) Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 16 treten am 1. Januar 2005 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

Notwendigkeit des Vierten Gesetzes fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt.

Vorbemerkung:

Eine nicht geringe Anzahl von Stadten und Gemeinden in Deutschland hat - und dies galt
selbst bei einer bis zum Jahr 2000 insgesamt guten kommunalen Finanzsituation - grof3e fi-
nanzielle Probleme. Trotz breitgefacherter Einnahmequellen bestehen erhebliche Unter-
schiede in der Finanzlage einzelner Stadte und Gemeinden gleicher Funktion und Groéf3e.
Kommunen mit einer gunstigen finanziellen Situation, die durch Gberdurchschnittlich hohe
Steuereinnahmen und positive Finanzierungssalden gekennzeichnet sind, stehen Kommu-
nen mit defizitaren Verwaltungshaushalten gegeniber, die aus einer strukturbedingten Ein-
nahmeschwéache bei gleichzeitig hohen Ausgaben - insbesondere fir soziale Aufwendungen

- resultieren.

Die kommunale Finanzsituation in ihrer Gesamtheit hat sich in den vergangenen Jahren ver-
schlechtert. Die Kassenkredite, deren Inanspruchnahme sich deutlich erhdhte, spiegeln die
prekére finanzielle Situation zahlreicher Stadte und Gemeinden wider. Die kurzfristigen Kas-
senkredite werden immer dauerhafter zur Finanzierung von Ausgaben des Verwaltungs-

haushaltes in Anspruch genommen. Die Kommunalinvestitionen gehen zurtick.

Die fur diese Situation mit ursachliche Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen bestatigt
die bekannten qualitativ-strukturellen Unzulanglichkeiten der Gewerbesteuer. Die Haushalte
einiger Gemeinden sind oft stark von der Gewinnsituation nur eines Steuerpflichtigen abhan-
gig. Die Gewerbesteuer erweist sich zunehmend als unberechenbar. Sie ist sehr konjunktur-
reagibel und zwingt die Kommunen zu einem prozyklischen Ausgabeverhalten. lhre Reform

ist damit Kernstiick jeder Gemeindefinanzreform.

Ein Problem bei der Belastung der kommunalen Haushalte durch die Sozialhilfe liegt darin,
dass sie haufig dort am gro3ten ausfallt, wo die Einnahmesituation eher unterdurchschnittlich
ausgepragt ist. Das Nebeneinander von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe in der derzeitigen
Ausgestaltung wird dabei allgemein als ineffizient empfunden. Die Zusammenlegung beider

Leistungen ist daher geboten.
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Die aufgezeigten strukturellen Probleme bei den kommunalen Einnahmen und Ausgaben
werden durch die vorgelegten Gesetzentwiirfe zur Reform der Gewerbesteuer und zur Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe aufgegriffen und geldst. Sie verstetigen die
kommunalen Steuereinnahmen und entlasten insbesondere Stadte, Gemeinden und Kreise
in strukturschwachen Raumen. Die Kommunen werden 2004 um rund 4,5 und ab dem Jahr
2005 dauerhaft um mehr als 5 Mrd. € jahrlich entlastet. Dadurch verfiigen die Kommunen 0-
ber einen planbaren und verstetigten Finanzrahmen, ihre Investitionsfahigkeit wird gesichert
und verstarkt. Ob auf Grund der dauerhaften Verlagerung finanzieller Ressourcen vom Bund
auf die Kommunen die im Finanzplanungsrat vom 21. Méarz 2002 getroffene Vereinbarung U-
ber die Defizitaufteilung zwischen Bund und Landern (einschliellich Gemeinden) anzupas-

sen ist, muss im Finanzplanungsrat erdrtert werden.

1. Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Kommission Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt hat im August 2002 Empfehlun-
gen fur eine umfassende Reform des Arbeitsmarktes und der Arbeitsférderung vorgelegt. Mit
dem Ersten und Zweiten Gesetz fur Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden
weite Teile der Empfehlungen mit Wirkung ab 1. Januar 2003 gesetzlich umgesetzt. Mit dem
Dritten Gesetz fir Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt soll die Schaffung der gesetz-
lichen Rahmenbedingungen fur den Umbau der Bundesagentur zu einer leistungsfahigen
Serviceeinrichtung abgeschlossen werden. Mit dem zeitgleich in die parlamentarischen Be-
ratungen eingebrachten Entwurf eines Vierten Gesetzes fur Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt soll die Gesetzgebung zur Umsetzung der Empfehlungen der Kommission ab-
geschlossen werden. Mit dem Vierten Gesetz werden die Arbeitslosenhilfe und die Sozial-
hilfe fir Erwerbsfahige zu einer neuen Leistung — Grundsicherung fir Arbeitsuchende — unter
einheitlicher Tragerschaft zusammengefiuhrt. Die zentrale Zielsetzung besteht darin, die Ein-
gliederungschancen der Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger in ungeférderte
Beschaftigung zu verbessern, insbesondere durch besonders intensive Beratung und
Betreuung und Einbeziehung in die Mafinahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die anders

als die kommunalen Aktivitaten Gberértlich ausgerichtet ist.

Der Entwurf des Vierten Gesetz fir Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt bertcksich-
tigt die Empfehlungen der von der Bundesregierung am 27. Marz 2002 einberufenen Kom-
mission zur Reform der Gemeindefinanzen. Im Mittelpunkt der Kommissionsarbeit standen
neben der Zukunft der Gewerbesteuer die finanziellen Folgen einer effizienteren Gestaltung
der unterschiedlichen Transfersysteme Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir die Gebietskor-

perschaften. Die fur diesen Schwerpunkt von der Kommission eingerichtete Arbeitsgruppe
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LArbeitslosenhilfe/Sozialhilfe* hat mit ihrem Bericht vom 17. April 2003 der Kommission meh-
rere Modelle fur eine effizientere Gestaltung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe mit dem
Ziel einer schnellen und passgenauen Eingliederung der Leistungsbezieher in den Arbeits-
markt vorgestellt. Die Arbeitsgruppe hat dafiir insbesondere umfangreiches Zahlenmaterial
zum Thema erarbeitet, das in weiten Teilen die datenmaRige Grundlage fir diesen Gesetz-

entwurf bildet.

Historischer Hintergrund

Grundstein fir das System der Arbeitslosenhilfe war die ,Verordnung tber die Erwerbslo-

senfirsorge” vom 13. November 1918. Mit dieser Verordnung wurde erstmals fur die Perso-
nengruppe der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen, die ausdricklich aus der klassischen Ar-
menflrsorge ausgegliedert war, eine besondere Form der Flrsorge geschaffen. 1927 folgte
im Gesetz Uber Arbeitslosenvermittiung und Arbeitslosenversicherung die Krisenunterstiit-
zung, spater die Arbeitslosenfirsorge und 1969 im Arbeitsférderungsgesetz die Arbeitslo-
senhilfe. Sie wurde 1997 weitgehend unveréndert in das Dritte Buch Gbernommen. Seit dem

Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes am 1. Juli 1962, das an die Stelle der alten ,Fiir-

sorge” trat, bestehen mit der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zwei steuerfinanzierte staatli-
che Fursorgeleistungen nebeneinander. Die steigende Arbeitslosigkeit fihrte insbesondere
im vergangenen Jahrzehnt zu einem rasanten Anstieg der Empfangerzahlen: Bezogen 1991
rund 400.000 Menschen Arbeitslosenhilfe, waren es im Jahr 2002 im Jahresdurchschnitt
rund 1,66 Mio. Personen. Die Zahl der Empféanger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem Bundessozialhilfegesetz stieg von 2,0 Mio. im Jahr 1991 auf 2,7 Mio. im Jahr
2002. Bei dieser Entwicklung ist zu beriicksichtigen, dass es kurz nach der Wiedervereini-
gung in den neuen Landern faktisch kaum Empfanger von Arbeitslosenhilfe und laufender
Hilfe zum Lebensunterhalt geben konnte. Dafur waren zum einen Regelungen des Rechts-
system in der damaligen Deutschen Demokratischen Republik und zum anderen die umfang-
reiche sozial- und arbeitsmarktpolitische Flankierung des wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Transformationsprozesses malf3gebend. Der Anstieg der Empfangerzahlen hat auch
zur Folge, dass von beiden Leistungen mittlerweile eine grof3e Zahl von Personen erfasst
wird. In dieser Situation lassen sich erhebliche Synergieeffekte erzielen, wenn die Aktivie-
rung und Betreuung sowie die Erbringung der passiven Leistungen durch einen groRen und

leistungsfahigen Dienstleister am Arbeitsmarkt erfolgen.

Probleme des Nebeneinanders zweier Flrsorgeleistungen
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Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir Erwerbsféhige sind steuerfinanzierte Firsorgeleistungen,
die sich in ihrer jeweiligen Zielsetzung teilweise tberschneiden. Die Lebenslagen erwerbsfa-
higer Bezieher von Sozialhilfe und der Empfanger von Arbeitslosenhilfe sind vor allem durch
eine vergleichbare Problemlage gepragt: Sie sind deswegen hilfebedurftig, weil sie erwerbs-
los sind. Eine grundlegende Anderung der individuellen Lebenslagen kann grundsétzlich nur
durch die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit erfolgen, aus deren Entgelt sich der Lebensun-
terhalt bestreiten lasst. Daraus folgt, dass die vorrangige Aufgabe sowohl der Arbeitsamter
als auch der Trager der Sozialhilfe darin besteht, die Hilfebezieher wieder in das Erwerbsle-
ben zu integrieren. Dies erfolgt allerdings zumeist mit unterschiedlichen Handlungsansétzen
und nur teilweise aufeinander abgestimmt. Zudem beschranken sich die Sozialamter darauf,

ihre Klientel vorwiegend am ortlichen Arbeitsmarkt unterzubringen.

Es gibt eine Reihe von weiteren Unterschieden, die dazu flhren, dass das Nebeneinander
zweier Fursorgeleistungen insgesamt wenig effizient, verwaltungsaufwendig und intranspa-

rent ist;

Trotz prinzipiell vergleichbarer Lebenslagen gibt es fur Bezieher von Arbeitslosenhilfe
und erwerbsfahige Sozialhilfeempfanger keine arbeitsmarktpolitischen MalRBnahmen
aus einer Hand. Fir die Teilnahme an einer Qualifizierungs- oder Beschéaftigungsmaf3-
nahme sind weniger Angemessenheit und arbeitsmarktpolitische ZweckméaRigkeit ent-
scheidend, sondern die Art des jeweiligen Leistungsbezugs pragt maf3geblich die Zu-
gangschancen. Unter diesen Rahmenbedingungen kénnen die aktivierenden Leistun-
gen nicht optimal auf den individuellen Hilfebedarf des Einzelnen abgestimmt werden.
Hinzu kommt, dass in der Praxis beider Hilfesysteme in der Vergangenheit zu oft die
Gewahrung der passiven Transferleistung und nicht die Uberwindung der Arbeitslosig-

keit im Vordergrund stand.

Wahrend die Sozialhilfe das sog. soziokulturelle Existenzminimum sichern soll, orien-
tiert sich die Arbeitslosenhilfe, die den vorherigen Bezug von Arbeitslosengeld voraus-
setzt, am zuletzt erzielten Arbeitsentgelt. Folgerichtig differiert der jeweilige Zahlbetrag
der Arbeitslosenhilfe erheblich in der Héhe. Insgesamt rund 200.000 Personen erhalten
daher bundesweit ergéanzend Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz. Die Ni-
veauunterschiede zwischen beiden Systemen werden verstarkt durch deutlich unter-
schiedliche Einkommens- und Vermégensgrenzen bei der Bedurftigkeitsprifung, un-
terschiedliche Freibetrage von Erwerbseinkommen und unterschiedliche Zumutbar-

keitsregelungen bei Aufnahme einer Erwerbstatigkeit.

Die Zugehorigkeit der Hilfeempfanger zu unterschiedlichen Systemen fuhrt auch zu ei-

ner deutlich unterschiedlichen sozialen Sicherung. Arbeitslosenhilfebezieher sind ren-
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ten-, kranken- und pflegeversichert. Immerhin rund 34 Prozent der gesamten Aufwen-
dungen fur die Arbeitslosenhilfe werden fir die soziale Sicherung dieses Personenkrei-
ses aufgewandt. Demgegeniiber tbernimmt die Sozialhilfe zwar fur Weiterversicherte
die Beitrage zur Gesetzlichen Krankenversicherung und Pflegeversicherung, wobei
dies in angemessenem Umfang auch hinsichtlich der Beitrage fur eine freiwillige Kran-
kenversicherung gelten kann. Eine Ubernahme von Rentenversicherungsbeitragen

kommt hingegen nur in Ausnahmeféllen in Betracht.

Fir die jeweiligen Leistungen zum Lebensunterhalt und die Hilfsangebote zur Uber-
windung der Arbeitslosigkeit sind verschiedene staatliche Trager zustandig. Die Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe fihren daher zu einer Verteilung der finanziellen Lasten
der Arbeitslosigkeit auf Bund und Lander bzw. Kommunen, die nicht durch Beitrdge zur
Arbeitslosenversicherung abgedeckt wird. Fir die Arbeitslosenhilfe hat der Bund im
Jahr 2002 rund 11,8 Mrd. Euro und die Kommunen fir die erwerbsfahigen Sozialhilfe-
empfanger rund 8,3 Milliarden Euro ausgegeben. Hinzu kommen noch Ausgaben fir
Eingliederungsleistungen (rund 4,2 Milliarden Euro fUr Arbeitslosenhilfebezieher und
rund 2,1 Milliarden Euro fur Sozialhilfeempféanger) und Personal und Verwaltung (rund
0,9 Milliarden Euro bei der Bundesagentur und rund 1,3 Milliarden Euro bei den Kom-

munen).

Hieraus resultiert eine Vielzahl von Problemen: Leistungsbezieher aus beiden Syste-
men werden bei den Integrationsbemihungen der Trager oftmals vernachlassigt, weil
jeder Trager den jeweils anderen flr vorrangig verantwortlich halt. Damit verbunden
kann die Tendenz zu einem Verschiebebahnhof finanzieller Lasten zwischen Sozial-
hilfetragern und der Bundesagentur nicht geleugnet werden. Insgesamt ist das Verfah-
ren besonders fir Bezieher beider Leistungen u.a. durch doppelte Antragstellung und

Einkommensprifung wenig birgerfreundlich und verwaltungsaufwendig.

Ein fir eine effiziente Beschéaftigungsintegration erforderlicher Datenaustausch zwi-
schen Agentur fur Arbeit und Tragern der Sozialhilfe sowie beauftragten Dritten ist aus
datenschutzrechtlichen Grinden bislang in der Regel nicht bzw. nur sehr einge-

schrankt maglich.

Fur beide Leistungen sind unterschiedliche Gerichtsbarkeiten zustandig: fur die Ar-

beitslosenhilfe die Sozialgerichte und fur die Sozialhilfe die Verwaltungsgerichte.

Vorbereitende MaRnahmen

97



Die Bundesregierung hat die Zusammenfiihrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir Er-

werbsféhige in organisatorischer und leistungsrechtlicher Hinsicht langfristig vorbereitet. Vom

Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit mit einem Gesamtvolumen von rund 45 Mio.
Euro geforderte — und in Kooperation mit der Bundesagentur und den Kommunalen Spitzen-
verbanden durchgefuhrte — Modellvorhaben zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Ar-
beitsamtern und Tragern der Sozialhilfe (MoZArT) haben in den Jahren 2000 bis 2003 wich-
tige praktische Hinweise Uber die Zusammenfihrung der organisatorischen und logistischen
Ressourcen von Arbeitsamtern und Tragern der Sozialhilfe geben kénnen. Die Koalitions-
fraktionen haben die Durchfihrung von MoZArT mit dem Gesetz zur Verbesserung der Zu-
sammenarbeit von Arbeitsdmtern und Tragern der Sozialhilfe vom 20. November 2000
(BGBI. I S. 1590) erméoglicht.

MoZArT hat u.a. gezeigt, dass die Einrichtung gemeinsamer Anlaufstellen von Arbeitsamt
und Trager der Sozialhilfe der richtige Weg ist, um auch arbeitsmarktferne Zielgruppen, die
bislang in Sozialhilfe oder anderen Transferleistungen verharrten, in den ersten Arbeitsmarkt
Zu integrieren. Die im Rahmen von MoZArT erprobten und evaluierten gemeinsamen Anlauf-
stellen sind der Vorlaufer der mit dem Dritten Gesetz fir moderne Dienstleistungen am Ar-

beitsmarkt flaichendeckend eingefiihrten Job-Center.

MoZArT hat aber auch gezeigt, dass die Verzahnung der passiven Hilfen ohne Veranderung
der Rechtsgrundlagen derzeit kaum vorstellbar ist. Dort wo die gemeinsame Leistungsbear-
beitung oder —auszahlung erprobt wurde, haben die Vorhaben erhebliche Schwierigkeiten
gehabt. Die mit diesem Gesetzentwurf erfolgende Zusammenlegung der Systeme ist inso-

weit folgerichtig.

Mit dem Modellprojekt FAIR erprobt die Bundesagentur derzeit in ausgewahlten Regionen
eine personalintensivere Betreuung von Langzeitarbeitslosen, die eine Leistung vom Ar-
beitsamt oder dem Trager der Sozialhilfe erhalten. Obwohl FAIR noch nicht abgeschlossen
ist, zeigen erste Ergebnisse der Evaluation, dass durch den verstarkten Personalansatz und
individuelle Eingliederungskonzepte - flankiert durch zusatzliche Foérdermittel und die Nut-
zung regionaler Netzwerke - Langzeitarbeitslosigkeit trotz genereller negativer Entwicklung
am Arbeitsmarkt abgebaut werden kann. Der im Rahmen dieses Gesetzentwurfes vorgese-
hene Betreuungsschlissel von Fall-Managern zu Arbeitslosen im Verhaltnis 1:75 berick-

sichtigt insoweit neben den Ergebnissen vom MoZArT die Zwischenergebnisse von FAIR.

In leistungsrechtlicher Hinsicht haben insbesondere die mit dem Zweiten Gesetz fir moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt beschlossenen Anderungen bei der Anrechnung von Ein-
kommen und Vermégen bei der Arbeitslosenhilfe zu einer Anndherung an die Sozialhilfe in-

soweit gefihrt.
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2. Einfuhrung eines Kinderzuschlages

Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung hat aufgezeigt, dass vor allem
allein Erziehende und grof3e Familien von Armut bedroht sind. Allein rund 1.000.000 Kinder
sind im heutigen Sozialhilfebezug. Zuséatzlich zu diesen werden nach der geplanten Zusam-
menfihrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe weitere Kinder und deren Familien aus der

Arbeitslosenhilfe in die neue Leistung ,Arbeitslosengeld II* wechseln.

In der Koalitionsvereinbarung vom 16. Oktober 2002 heif3t es: ,Wir werden alle Anstrengun-
gen unternehmen, um Armut von Familien zu vermindern.”

Die mit der Umsetzung der Hartz-Vorschlage und dem Ausbau der Tagesbetreuung verbun-
denen verbesserten Chancen, eine Erwerbstétigkeit aufzunehmen, sind ein wichtiger Beitrag
zur Verhinderung und Beseitigung von Familienarmut. Es bieten sich aber noch weitere
Schritte an, um Familien mit Kindern aus der Abhangigkeit von der nachrangigen Grundsi-

cherung fir Arbeitsuchende herauszufuhren.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Mit der Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende wird sich die Zahl der Wohngeld-
empfanger voraussichtlich von derzeit ca. 2,8 Mio. (Kosten rund 4,5 Mrd. Euro fur Bund und
Lander zusammen) auf ca. 3,5 Mio. (Kosten rund 5,7 Mrd. Euro) erhthen; rund 2,5 Mio.
Wohngeldempfanger waren zugleich Empfanger einer Transferleistung. Berechnung und Er-

stattung verursachen erheblichen Verwaltungsaufwand.

Zudem wird der Mietzuschuss nach dem Finften Teil des Wohngeldgesetzes fir Empfanger
der Sozialhilfe und Kriegsopferfursorge (besonderer Mietzuschuss) auch nach den Feststel-
lungen des Bundesrechnungshofes in nicht seltenen Féallen fehlerhaft vollzogen. Dies beruht
im Wesentlichen darauf, dass die wohngeldrechtlichen Regelungen nicht oder unzureichend

nachvollzogen werden. Die Aufsicht misste erheblich intensiviert werden.

Aus Grunden der Gleichbehandlung mit bereits zum Einkommen rechnenden Einnahmearten
ist es geboten, weitere Einnahmepositionen in das Wohngeldgesetz und das Wohnraumfor-
derungsgesetz aufzunehmen. AufRerdem ist im Wohngeldgesetz die neuere Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts zum Eingriff in abgelaufene Bewilligungszeitrdume zu be-
rucksichtigen. Ferner sollen im Wohngeldgesetz und im Wohnraumforderungsgesetz ge-

ringfligige redaktionelle Anderungen erfolgen. SchlieRlich soll der Umfang der Pfandbarkeit
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des Wohngeldes im Ersten Buch Sozialgesetzbuch eingeschrankt werden; insoweit soll eine

dem Erziehungs- und Mutterschaftsgeld grundsétzlich gleiche Regelung gelten.

. Ziele des Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

1. Grundsicherung fir Arbeitsuchende

Die Reform des Arbeitsmarktes ist ein Beitrag, langerfristig — entsprechend den Zielvorgaben
der beschaftigungspolitischen Leitlinien der Europaischen Union — in Deutschland wieder
Vollbeschéaftigung zu erreichen. Es kommt darauf an, allen Birgerinnen und Birgern im Sin-
ne des Gender Mainstreaming die Chancen eines gleichberechtigten Zugangs zu einer Er-
werbstatigkeit zu eroffnen. Erwerbstatigkeit, Gerechtigkeit und soziale Sicherung auf hohem
Niveau sind untrennbar miteinander verknupft. Die Politik von SPD und Bundnis 90/Die Gru-
nen ist gepragt von den Leitlinien Erneuerung — Gerechtigkeit — Nachhaltigkeit und zielt auf

ein wirtschaftlich starkes, soziales und 0kologisches Deutschland.

Die Umsetzung dieser Leitlinien erfordert kontinuierliches Engagement der gesamten Gesell-
schaft, nicht nur der Politik. Auf der Bundesebene muss hierfir der Handlungsrahmen be-
reitgestellt werden. Ein Beitrag fur die Gestaltung des Handlungsrahmens ist die Reform-
agenda der Bundesregierung. Sie ist ein wichtiger Ansatz, unsere Gesellschaft und ihre
Volkswirtschaft zukunftsfahig zu machen. Die Arbeitsmarktpolitik ist dabei auf das erfolgrei-
che Zusammenwirken mit anderen Politikbereichen angewiesen. Sie ist nicht in der Lage, die
beschaftigungspolitischen Herausforderungen allein zu bewaltigen und Beschéftigung zu
schaffen. In einer Marktwirtschaft ist und bleibt die Schaffung von Beschéaftigungsmog-

lichkeiten vorrangig Aufgabe der Unternehmen.

Zur Zeit gehen die Prognosen fur die deutsche Volkswirtschaft von einer wirtschaftlichen
Belebung in der zweiten Jahreshalfte aus. So lange aber die Beschaftigungsschwelle nicht
erreicht wird, kann vor allem die Arbeitsvermittlung nicht ihre volle Wirksamkeit entfalten. Es
kommt in der Ubergangsphase und vor allem in strukturschwachen Gebieten auch darauf an,
mit Hilfe der Arbeitsmarktpolitik die regionalen Arbeitsmarkte zu stabilisieren und Beschafti-
gungsabbau abzufedern. Die Bundesregierung hat dazu bereits zusatzliche MalRhahmen mit
den Sonderprogrammen des Bundes ,Jump-Plus® und ,Arbeit fir Langzeitarbeitslose®, die
insbesondere die Situation der Langzeitarbeitslosen in Ostdeutschland bertcksichtigen, ein-

geleitet.

Die mit den Regelungen dieses Gesetzentwurfs durchzufiihrende Zusammenfiihrung der

bisherigen Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe flr erwerbsfahige Personen zur ,Foérderung
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erwerbsfahiger Hilfebedurftiger' ist Teil der Reform-Agenda der Bundesregierung. Damit soll
insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut werden. Die Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende wird von der Bundesagentur fur Arbeit erbracht. Das bisherige Nebeneinander von
zwei staatlichen Fursorgeleistungen und den daraus folgenden ,Verschiebebahnhéfen* wird
beendet. Zugleich kann in den Agenturen fur Arbeit der Grundsatz Arbeit statt passiver

Leistung besser umgesetzt werden.

Der Entwurf des Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verfolgt in
Ubereinstimmung mit den Ergebnissen der Arbeitsgruppe "Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe" der
Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen die Ziele:

a)  Schnelle und passgenaue Vermittlung der Betroffenen in Arbeit.

b)  Ausreichende materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit in Abhangigkeit vom Bedarf.

c) Vermeidung einseitiger Lastenverschiebungen zwischen den Gebietskdrperschaften.
d) Effiziente und birgerfreundliche Verwaltung.

e)  Breite Zustimmungsfahigkeit.

a) Schnelle und passgenaue Vermittlung in Arbeit, aktivierende Arbeitsmarktpolitik

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit haben Vorrang vor Leistungen zum Lebensunterhalt
und werden unter Beriicksichtigung der Grundsatze von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
erbracht. Grundsatzlich wird eine Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt angestrebt.
Zur Unterstiitzung stehen die gesamten Instrumente der Arbeitsférderung zur Verfligung.
Soweit eine Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mdglich ist, sollen er-
werbsfahige Hilfebedurftige Beschaftigungsangebote in einem besonderen, 6ffentlich gefor-
derten Arbeitsmarkt erhalten. Durch die Zusammenfihrung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe sollen die Vorziige beider Systeme und insbesondere die Neuregelungen des Job-
AQTIV-Gesetzes kombiniert und weiterentwickelt werden. Zur schnellstméglichen Uberwin-
dung der Hilfebedurftigkeit bedarf es einer maf3geschneiderten Ausrichtung der Eingliede-
rungsleistungen auf den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen. Kernelement der neuen Leistung
soll deshalb das Fallmanagement sein. Im Rahmen des Fallmanagements wird die konkrete
Bedarfslage des Betroffenen erhoben; darauf aufbauend wird dann ein individuelles Angebot
unter aktiver Mitarbeit des Hilfebedurftigen geplant und gesteuert. Dabei spielt der Grundsatz

"Fordern und Fordern" eine zentrale Rolle.

Die Eingliederung von Berufsriickkehrerinnen wird im Rahmen des Dritten Buches geférdert.
Arbeitslosen, die nach Ausschopfen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld keinen Anspruch
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auf die neue Leistung haben, stehen die Férdermoglichkeiten des Dritten Buches zur Ein-

gliederung in eine Erwerbstatigkeit weiterhin offen.

Die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit wird durch Eingliederungsleistungen und Anreize gefor-
dert, die Ablehnung einer zumutbaren Erwerbstatigkeit oder einer Eingliederungsmal3nahme
durch die Kirzung der Leistung zum Lebensunterhalt sanktioniert. Damit soll dem Grundsatz
Rechnung getragen werden, dass derjenige, der arbeitet, tUber ein htheres Einkommen ver-
fugen soll als derjenige, der trotz Erwerbsfahigkeit nicht arbeitet und Leistungen aus der

Grundsicherung fir Arbeitsuchende bezieht.

b) Ausreichende materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit in Abhangigkeit vom Bedarf

Der Gesetzentwurf baut auf dem Grundgedanken auf, dass jeder Mensch grundsatzlich
selbst dafur verantwortlich ist, seinen Bedarf und den Bedarf seiner Angehdrigen zu sichern.
Nur soweit er dazu nicht in der Lage ist, hat der Staat die entsprechende Verantwortung. In
diesem Fall ist dem Betroffenen und den mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden An-
gehorigen ein der Wirde des Menschen entsprechendes Leben zu ermdglichen und der Le-
bensunterhalt im Rahmen des soziokulturellen Existenzminimums zu sichern. Insgesamt
werden - Stand: September 2002 - rund 2,1 Mio. Haushalte mit rund 4,3 Mio. Personen An-

spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts haben.

Dariiber hinaus soll, um finanzielle Harten beim Ubergang von Arbeitslosengeld in die
'Grundsicherung fur Arbeitsuchende abzufedern, ein auf zwei Jahre befristeter Zuschlag ge-
zahlt werden, dessen Hohe nach einem Jahr halbiert wird und der am Ende des zweiten Jah-

res entfallt.

Die Regelungen des Gesetzentwurfs sollen nicht zu einseitigen Lastenverschiebungen zwi-
schen den Haushalten der Sozialversicherungstrager, dem Bund als Kostentrager der neuen
Leistung und den Kommunen als maf3geblichem Kostentrager der Grundsicherung fiihren.
Da bereits alle Arbeitslosenhilfeempfanger und ein grof3er Teil der Sozialhilfeempfanger ge-
setzlich kranken- und pflegeversichert sind, werden kiinftig alle erwerbsfahigen Hilfebedurfti-
gen in die entsprechenden Sozialversicherungszweige einbezogen. Darlber hinaus sollen
alle erwerbsfahigen Hilfebedurftigen — wie bei der Arbeitslosenhilfe bisher — in die gesetzli-

che Rentenversicherung einbezogen werden.

c) Vermeidung einseitiger Lastenverschiebungen zwischen den Gebietskdrperschaften
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Um zu vermeiden, dass die Kosten der Arbeitslosigkeit zwischen den Gebietskorperschaften
bzw. zwischen den Gebietskorperschaften und der Bundesagentur fur Arbeit bzw. dem Bund
verschoben, anstatt nachhaltig gesenkt werden, wird fur die Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende eine einheitliche Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung geschaffen. Die Bun-
desagentur wird Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende und fihrt diese im Auftrag
des Bundes durch. Der Bund tragt die Aufwendungen fur die Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende. Damit hat die Bundesagentur bezogen aus ihrem aus Versicherungsbeitragen fi-
nanzierten Haushalt zunachst Minderausgaben im Umfang von rund 6,2 Milliarden Euro und
die Kommunen im Umfang von rund 10,4 Milliarden Euro jahrlich. Bei den Landern wird es
insbesondere aufgrund zusatzlicher Ausgaben fir Wohngeld zu Mehrausgaben in Héhe von
rund 0,4 Milliarden Euro jahrlich kommen. Eine Beteiligung der Bundesagentur an den Auf-
wendungen des Bundes fir die Grundsicherung fir Arbeitsuchende erfolgt mit der Einflh-

rung einer Aussteuerungsquote fur die Bundesagentur.

d) Effiziente und burgerfreundliche Verwaltung

Die bestehenden Kompetenzen zur Bekdmpfung von Arbeitslosigkeit werden unter einem
Dach in den Agenturen fur Arbeit gebiindelt. Die Job-Center der Agenturen flr Arbeit werden
einheitliche Anlaufstelle fur alle erwerbsfahigen Hilfebedurftigen. Zahlreiche Kommunen ha-
ben als ortliche Trager der Sozialhilfe im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes in den ver-
gangenen Jahren erfolgreich Beschaftigungspolitik gestaltet. Eine arbeitsteilige Administrati-
on bei einheitlicher Tragerschaft der Bundesagentur fur Arbeit soll zu einer weiterhin frucht-
baren Zusammenarbeit beider Institutionen flihren. Hieriber wird insbesondere auch die er-
forderliche und wiinschenswerte Einbindung der langjéahrig gewachsenen ortlichen Trager-

strukturen in das neue System gewahrleistet.

Daritber hinaus stellt der Gesetzentwurf sicher, dass die Agenturen fir Arbeit und die am
Integrationsprozess der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen beteiligten Dritten die erforderlichen
Sozialdaten erheben, verarbeiten und nutzen dirfen. Ziel der datenschutzrechtlichen Vor-

schriften ist es, die Daten laufen zu lassen und nicht die Birger.

e) Breite Zustimmungsfahigkeit

Die mit dem Entwurf eines Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
beabsichtigte Zusammenfihrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir Erwerbsféhige wird
nur in einem grof3en Partei-, Verbande- und Lander-ubergreifenden Konsens gelingen. Die
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Zusammenfuhrung der beiden Hilfesysteme entspricht einem wesentlichen Ergebnis der von
der Bundesregierung eingesetzten Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen, in der
insbesondere die Lander, die Bundesagentur, die kommunalen Spitzenverbande, die Arbeit-

geber und die Gewerkschaften vertreten waren.

2. Einfihrung eines Kinderzuschlages

Mit der Einflhrung eines Kinderzuschlages soll verhindert werden, dass Familien allein we-
gen ihrer Kinder auf Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld angewiesen sind. Durch den Kinder-
zuschlag soll die Bereitschaft weiter gestarkt werden, durch Arbeitsaufnahme den Lebens-

unterhalt selbst zu erwirtschaften.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Vorrangiges Ziel der Anderung des Wohngeldgesetzes ist es, den hohen Verwaltungsauf-
wand auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene ohne rechtliche und materielle Nachteile

fur Transferleistungsempfanger beachtlich zu minimieren (Vereinfachungsmodell).

AuRerdem sollen aus Grinden der Gleichbehandlung einige weitere Einnahmepositionen in
das Wohngeldgesetz und das Wohnraumférderungsgesetz aufgenommen werden. Auch die
neuere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Eingriff in abgelaufene Wohn-
geld-Bewilligungszeitraume ist zu beriicksichtigen. Schlie3lich soll der Umfang der Pfand-
barkeit des Wohngeldes eingeschréankt werden; insoweit soll eine dem Erziehungs- und

Mutterschaftsgeld grundsatzlich gleiche Regelung gelten.

lll.Inhalte des Vierten Gesetzes flir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
1. Grundsicherung fur Arbeitsuchende

a) Verantwortung erwerbsfahiger Burgerinnen und Burger fur sich selbst und ihre

Angehorigen starken; soziokulturelles Existenzminimum sichern

Erwerbsféahige Hilfebedirftige erhalten Arbeitslosengeld Il und die Mitglieder ihrer Be-
darfsgemeinschaft Sozialgeld. Beide Leistungsarten sind staatliche Firsorgeleistun-
gen. Das Arbeitslosengeld Il ist eine aktivierende Grundsicherung fur Erwerbsfahige,

die sich nicht aus eigenen Mitteln und Kraften helfen kénnen. Zu den ,eigenen Kraften
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und Mitteln" gehort es insbesondere, durch eigene Erwerbstatigkeit Einkommen zu er-
zielen. Zudem ist vorhandenes Einkommen und Vermdgen vorrangig einzusetzen, um
den eigenen Lebensunterhalt und den der nicht-erwerbsfahigen Angehoérigen zu si-
chern. Dabei wird auch Einkommen aus Anspriichen gegen andere Leistungstrager
(z.B. Arbeitslosen-, Kranken- oder Rentenversicherung) oder Dritte (z.B. Versiche-

rungsanspriche) bertcksichtigt.

Anspruchsberechtigt sind alle erwerbsféahigen Hilfebedurftigen zwischen 15 und unter
65 Jahren sowie ihre Angehdrigen. ,Erwerbsfahig” ist entsprechend dem Sechsten
Buch , wer unter den Ublichen Bedingungen des Arbeitsmarktes mindestens drei Stun-
den taglich erwerbstatig sein kann und darf oder innerhalb von sechs Monaten diese
Voraussetzungen erfillen wird. Bei der Bestimmung der Erwerbsfahigkeit ist es uner-
heblich, ob eine Erwerbstatigkeit voribergehend unzumutbar ist (z.B. wegen der Erzie-
hung eines Kindes unter drei Jahren). ,Hilfebedirftig“ ist, wer seinen Bedarf und den
seiner Bedarfsgemeinschaft aus den einzusetzenden Mitteln und Kraften nicht in vol-

lem Umfang decken kann.

Die Bedurftigkeitsprifung orientiert sich hinsichtlich des Vermégens am geltenden
Recht der Arbeitslosenhilfe. Dartber hinaus wird private Altersvorsorge ermdglicht, in-
dem in angemessenem Umfang Vermdgensteile nicht berticksichtigt werden, die auf-
grund bundesgesetzlicher Vorschriften ausdricklich als Altersvorsorge geférdert wer-
den. Dabei muss gewahrleistet sein, dass diese Vermdgensteile zweckentsprechend
verwendet werden. Hinsichtlich des Einkommens orientiert sich die Bedurftigkeitspri-
fung am geltenden Recht der Sozialhilfe. Die Freibetrédge bei der Anrechung von Ein-
kommen aus Erwerbstétigkeit werden gegenlber dem jetzigen Sozialhilferecht und in
Abhangigkeit von der GroRRe der Bedarfsgemeinschaft angehoben, um starkere Anrei-

ze zur Arbeitsaufnahme zu schaffen.

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts entsprechen in der Regel dem Ni-
veau der Sozialhilfe. Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld werden unter Berlcksichtigung
des Bedarfsdeckungsgrundsatzes so weit wie moglich pauschaliert und die einzelnen
Leistungsbestandteile so ausgestaltet, dass die Betroffenen ihre Bedarfe selbst und
maoglichst einfach ermitteln kdnnen. Bundesweit wird es zwei unterschiedliche Pau-
schalen fir Regelleistungen, eine in den alten und eine in den neuen Landern, geben.
Daruber hinaus erhalten jeder erwerbsféahige Hilfebedirftige und die Mitglieder seiner
Bedarfsgemeinschaft monatliche Pauschalen fir einmalige Leistungen. Diese Pau-
schalen koénnen bei offensichtlich unwirtschaftlichem Verhalten des Hilfebedurftigen

auch als Sachleistung erbracht werden. Leistungen fir Mehrbedarfe werden ebenfalls
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als Vomhundertsatz der maRgebenden Regelleistung in pauschalierter Form erbracht.
Unterkunftskosten werden, soweit sie angemessen sind, in Hohe der tatsachlichen

Aufwendungen Gbernommen.

Eingliederungsleistungen vorrangig erbringen und auf den Einzelfall zuschneiden

Die Agentur fur Arbeit benennt jedem erwerbsfahigen Hilfebedtirftigen einen Fallmana-
ger als personlichen Ansprechpartner, der ihn und die mit ihm in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Angehérigen umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit un-

terstutzt.

Der erwerbsfahige Hilfebedurftige schliel3t mit dem Fallmanager fur sechs Monate eine
Eingliederungsvereinbarung. Die gemeinsam erarbeitete und unterzeichnete Eingliede-
rungsvereinbarung stellt sicher, dass die Agentur fur Arbeit Angebote unterbreitet, die
den individuellen Bedirfnissen des erwerbsféahigen Hilfebedirftigen, den Anforderun-
gen des Arbeitsmarktes und den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit entsprechen. An-
dererseits wird mit jedem Hilfebedurftigen vereinbart, welche Anstrengungen von ihm
selbst im Rahmen des Eingliederungsprozesses erwartet werden. In die Eingliede-
rungsvereinbarungen kénnen auch die Leistungen flr die in der Bedarfsgemeinschaft
lebenden nicht Erwerbsfahigen einbezogen werden. Kommt eine Eingliederungsver-
einbarung nicht zustande, soll die Agentur fir Arbeit einen entsprechenden Verwal-

tungsakt erlassen.

Der erwerbsfahige Hilfebedurftige soll grundsatzlich die Leistungen erhalten, die fur
seine Eingliederung in Arbeit erforderlich sind. Dazu gehdren insbesondere die im
Dritten Buch geregelten Leistungen. DarlUber hinaus ermdglicht es eine generalklau-
selartige Regelung, besondere, dem individuellen Bedarf angepasste Leistungen wie

z.B. Schuldner- und Suchtberatung oder Kinderbetreuungsleistungen zu erbringen.

Der Gesetzentwurf wirkt darauf hin, bei jungen Menschen Langzeitarbeitslosigkeit zu
vermeiden. Deshalb sind erwerbsfahige Hilfebedurftige unter 25 Jahren in Be-
schaftigung, Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln. Mit dem am 28.
Mai 2003 vom Bundeskabinett verabschiedeten Sonderprogramm des Bundes zum
Einstieg arbeitsloser Jugendlicher in Beschéftigung und Qualifizierung (Jump-Plus),
das 100.000 Jugendliche erreichen soll, hat die Bundesregierung bereits im Vorfeld der

Reform erste notwendige MalRnahmen zur Verwirklichung dieser Zielsetzung ergriffen.
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Die Agentur fur Arbeit soll fir erwerbsféhige Hilfebedurftige, die voraussichtlich in ab-
sehbarer Zeit eine Erwerbstatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht finden, be-
fristete Arbeitsgelegenheiten im Sozialrechtsverhéltnis schaffen, fur die eine angemes-

sene Mehraufwandsentschadigung gezahlt wird.

Eigeninitiative fordern - Eigenverantwortlichkeit fordern

Die Aufnahme einer Erwerbstétigkeit wird finanziell attraktiver ausgestaltet. Hierzu wird
ein zeitlich befristeter Arbeitnehmerzuschuss (Einstiegsgeld) eingefiihrt, der als Er-
messensleistung ausgestaltet ist. Der Fallmanager erbringt den Zuschuss, wenn er
diese MalRnahme als besonders geeignet fir die Eingliederung des Hilfesuchenden in

Beschaftigung erachtet und legt seine Hohe fest.

Die finanziellen Anreize fur die Beibehaltung einer Erwerbstatigkeit werden gegenuber
der bisherigen Sozialhilfepraxis verbessert. Der bisher Ubliche maximale Freibetrag
von 50 vom Hundert des Eckregelsatzes (146 Euro in den alten und 141 Euro in den
neuen Landern) wird in Abhangigkeit von der HaushaltsgréRe in Schritten von 10 vom
Hundert pro Person angehoben und insoweit um eine Familienkomponente erganzt.
Dadurch werden insbesondere die im heutigen System wegen der Anrechnungsrege-

lung geringeren Arbeitsanreize fir groRere Haushalte vermieden.

Die Kombination aus Freibetrag und Einstiegsgeld fuhrt im Ergebnis dazu, dass kiinftig
in der Regel von jedem netto aus Erwerbseinkommen verdienten Euro weniger als 85
Cent auf das Arbeitslosengeld Il angerechnet werden. Die Anrechnung von Er-

werbseinkommen wird in Abhéangigkeit von der HaushaltsgréRe deutlich abgesenkt.

Die Aufnahme einer Erwerbstétigkeit wird nicht nur Gber Anreize geftrdert, sondern
auch mit Hilfe von Sanktionen gefordert. Bei Ablehnung einer zumutbaren Erwerbstéa-
tigkeit oder Eingliederungsmal3inahme sowie bei fehlender Eigeninitiative wird die
Leistung in einem ersten Schritt in Hohe von 30 vom Hundert der Regelleistung fur ei-
nen Haushaltsvorstand (rund 90 Euro) geklrzt. Wéahrend dieser Zeit entfallt auch der
ggf. im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld erbrachte zeitlich befristete Zu-
schlag. Lehnen jugendliche erwerbsfahige Hilfebedurftige bis unter 25 Jahren zu-
mutbare Erwerbstétigkeit oder Eingliederungsmalnahmen ab oder bemiihen sie sich
nicht ausreichend um einen Arbeitsplatz, so erhalten sie fir die Dauer von drei Mona-
ten eine Geldleistung weder der Grundsicherung fir Arbeitsuchende noch aus nach-

rangigen Sicherungssystemen. Ggf. vorrangig erbrachte Leistungen — wie z.B. Wohn-
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f)

geld — sind hiervon nicht berihrt. Der Zugang zu Beratung und Betreuung bleibt wéh-

rend des dreimonatigen Zeitraumes erhalten.

Angemessene soziale Sicherung gewahrleisten

Erwerbsféhige Hilfebedirftige werden in der gesetzlichen Krankenversicherung und in
der sozialen Pflegeversicherung pflichtversichert, soweit fir sie nicht bereits im Rah-
men einer Familienversicherung Versicherungsschutz besteht. Der Bund entrichtet fir
jeden erwerbsfahigen Hilfebedurftigen einen Beitrag an die Krankenkasse von pau-

schal 110 Euro und an die Pflegekasse von pauschal 13 Euro monatlich.

Erwerbsféahige Hilfebedirftige werden in der gesetzlichen Rentenversicherung auf der
Basis des Mindestbeitrags pflichtversichert. Dafiir zahlt der Bund einen sich im jeweils
folgenden Jahr verandernden pauschalen Betrag an die Rentenversicherung fur Ar-
beiter und Angestellte. Bezieher von Arbeitslosengeld II, die von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, erhalten einen Zuschuss zu
den Beitragen, die fur die Dauer des Leistungsbezugs freiwillig an die gesetzliche

Rentenversicherung oder eine private Altersvorsorge gezahlt werden.

Ubergang vom Arbeitslosengeld finanziell abfedern

Um finanzielle Harten beim Ubergang von Arbeitslosengeld in die Grundsicherung fir
Arbeitsuchende abzufedern, wird ein auf zwei Jahre befristeter Zuschlag gezahlt. Der
Zuschlag betragt zwei Drittel der Differenz aus dem zuletzt bezogenen Arbeitslosen-
geld und dem Arbeitslosengeld Il (ohne Zuschlag). Hierbei wird auch das jeweils ge-
zahlte bzw. zu zahlende Wohngeld berticksichtigt. Der Zuschlag ist bei Alleinstehenden
auf 160 Euro, bei nicht getrennt lebenden (Ehe-) Partnern auf 320 Euro und fir die mit
dem Zuschlagsberechtigten zusammenlebenden minderjahrigen Kinder auf 60 Euro
pro Kind begrenzt. Die Hohe des Zuschlags wird nach einem Jahr halbiert und entfallt

am Ende des zweiten Jahres nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld.

Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung in Ubereinstimmung bringen

Trager der Grundsicherung flr Arbeitsuchende ist die Bundesagentur fur Arbeit. Sie

erbringt die Leistung im Auftrag des Bundes.
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Der Bund tragt die Aufwendungen fir die Grundsicherung fur Arbeitsuchende. Die Fi-
nanzierung umfasst Leistungen zur Eingliederung, Leistungen fir den Lebensunterhalt
(Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld), Zuschlage, Sozialversicherungsbeitrage sowie

Verwaltungskosten.

Fur Hilfebedurftige, die nach Ausschopfen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld die
Grundsicherung fur Arbeitsuchende in Anspruch nehmen, zahlt die Bundesagentur fur

Arbeit einen Aussteuerungsbetrag an den Bund.

Effiziente Strukturen schaffen

Die flachendeckende Einrichtung von Job-Centern, in denen alle relevanten Dienst-
leistungen unter einem Dach angeboten werden, sind ein wichtiger Schritt, um besser
als bisher kundenaorientierte Dienstleistungen am Arbeitsmarkt anbieten zu kdnnen. Die
Job-Center sollen Serviceeinrichtungen fir die Arbeitgeber und Anlaufstellen fur alle
erwerbslosen Personen sein. Die Job-Center gewéhrleisten eine umfassende Betreu-
ung und treffen alle im Einzelfall notwendigen Entscheidungen; sie koordinieren alle
Kompetenzen, die zur Eingliederung in Erwerbsarbeit und zur Uberwindung der Hilfe-
bedurftigkeit notwendig sind. Fur die Betroffenen bedeutet das, dass sie eine burger-
nahe Anlaufstelle haben und nicht mehr mit einer Vielzahl von Behdrden konfrontiert

werden.

Zur Erbringung von Eingliederungsleistungen soll die Agentur fir Arbeit keine neuen
Strukturen schaffen, sondern sich — soweit vorhanden — geeigneter Einrichtungen und
Dienste anderer Trager bedienen. Beauftragen die Agenturen fir Arbeit Dritte mit der
Erbringung von Eingliederungsleistungen haben sie insbesondere dafiir zu sorgen,
dass diese Leistungen wirtschaftlich erbracht werden und entsprechenden Qualitats-
standards gentigen. Dazu sollen die Agenturen fir Arbeit mit den Dritten Vereinbarun-

gen schliel3en.

Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit schlie3t mit der Bundesagentur Ver-
einbarungen Uber Ziele der Leistungen nach diesem Buch. In den Vereinbarungen wird

sicher gestellt, dass die Zielerreichung jederzeit messbar und tberprifbar ist.

Die Bundesagentur und von ihr beauftragte Dritte dirfen die fur die Erledigung ihrer
Aufgaben erforderlichen Sozialdaten erheben, verarbeiten und nutzen. Das Gesetz

schafft dariber hinaus die datenschutzrechtlichen Voraussetzungen fiir die Beauftra-
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gung Dritter (z.B. Call-Center) mit der Erhebung der fir die Beantragung von Leistun-
gen erforderlichen Stammdaten. Weiterhin ist zur Vermeidung von Leistungsmiss-

brauch ein automatisierter Datenabgleich mit anderen Leistungstrdgern maoglich.

Streitigkeiten tber die Grundsicherung fur Arbeitsuchende werden auf Grund der U-
berlegung, dass sie Fursorgeleistungen, d.h. nicht Sozialversicherungsleistungen zum

Gegenstand haben, den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit zugewiesen.

Mitwirkung der Kommunen bei der Betreuung der erwerbsfahigen Hilfebedurfti-

gen

In der Agentur fur Arbeit werden kinftig - zumindest tibergangsweise - Mitarbeiter der
Bundesagentur und der ortlichen Trager der Sozialhilfe die Grundsicherung fur Arbeit-
suchende arbeitsteilig administrieren. Dies soll in der Form eines gesetzlichen Auftrags
nach 8§ 93 des Zehnten Buches geschehen. Zukunftig sollen weitergehende und dau-
erhafte Formen der Zusammenarbeit zwischen den Agenturen fir Arbeit und den

Kommunen entwickelt werden.

Einfiuhrung eines Kinderzuschlages

Mit der Einfuhrung des Kinderzuschlags als eine dem Arbeitslosengeld Il und dem Sozialgeld

vorgelagerte einkommensabhangige Leistung werden:

rund 150.000 Kinder aus dem Bezug von Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld heraus-
geholt,
unabhangig von der Zahl der Kinder ein einheitlicher Lohnabstand erreicht, der die Ar-

beitsanreize fir Eltern verstarkt.

Der Kinderzuschlag bewirkt, dass sich die Arbeitsaufnahme oder die Fortfihrung von Er-

werbstatigkeit dann lohnt, wenn Eltern ihren eigenen Arbeitslosengeld Il- und Sozialgeld-

Bedarf erwirtschaften. Ohne Kinderzuschlag muss zunachst ein Einkommen in Hohe des

Bedarfs der gesamten Familie erwirtschaftet werden.

Kindergeld und Kinderzuschlag erreichen mit 294 Euro einen Betrag, der zusammen mit dem

auf Kinder entfallenden Wohngeldanteil den durchschnittlichen Arbeitslosengeld 1l- und So-

zialgeld-Bedarf von Kindern abdeckt.

110



Mit dem damit bewirkten Herauswachsen der Familien aus dem Arbeitslosengeld Il und So-

zialgeld erfolgt eine — auch verwaltungsmafige - Entlastung der Agentur fir Arbeit.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Zur Minimierung des zu erwartenden Verwaltungsaufwandes durch die Grundsicherung fir
Arbeitsuchende soll bestimmt werden, dass dessen Empfanger Wohngeld nicht mehr erhal-
ten. Gleiches soll fir die nicht erwerbsfahigen Angehérigen gelten, die mit erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben und grundsatzlich Sozialgeld erhalten.
Dies hat zur Folge, dass zukiinftig die angemessenen Unterkunftskosten vollstandig durch

die Transferleistung abgedeckt werden.

Aus Grinden der Systemgerechtigkeit sollen in den Ausschluss vom Wohngeld einbezogen
werden die Empféanger von
Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung nach dem Gesetz iiber eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,
laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Hilfe in besonderen Le-
benslagen nach dem Bundessozialhilfegesetz,
erganzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach
einem Gesetz, das dieses fur anwendbar erklart,

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.

Mit dem Ausschluss der Transferleistungsempfanger vom Wohngeld entfallt daher die Not-
wendigkeit, zwei Stellen - die Transferleistungsbehdrde einerseits und die Wohngeldstelle
andererseits - in die Bewilligung der Unterkunftskosten einzuschalten. Das Wohngeld und
die Transferleistungssysteme, die Leistungen fur den Wohnbedarf abdecken, sollen klar ge-
trennt werden, so dass kinftig Unterkunftskosten durch eine Stelle zu bewilligen sind. Als
Konsequenz entfallen Erstattungsanspriiche der verschiedenen Trager (Transferleistung -
Wohngeld) nach § 104 SGB X untereinander, sowie auch ein erheblicher Verwaltungs- und
Kontrollaufwand auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Zugleich kann jede Person
eines Haushalts hinsichtlich ihrer kopfanteiligen Unterkunftskosten eindeutig einem vorrangi-

gen Leistungstrager zugeordnet werden.

Mit dem Ausschluss der Transferleistungsempfanger vom Wohngeld werden diese hinsicht-
lich ihrer Unterkunftskosten finanziell nicht schlechter gestellt. Sie erhalten unverandert an-

gemessene Unterkunftskosten nach dem jeweiligen Transferleistungsgesetz.

111



Auch rechtlich wirden die Transferleistungsempféanger nicht schlechter gestellt. Dem Aus-
schluss der Transferleistungsempfanger vom Wohngeld steht die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 14.11.1969 (1 BvL 4/69, BVerfGE 27, 220 ff.) nicht entgegen.

Das Vereinfachungsmodell tragt des Forderungen des Bundesverfassungsgerichts wie folgt

Rechung:

Die Transferleistungsempfanger wirden fur die verfassungsrechtlich unter dem Gesichts-
punkt des Artikel 3 Abs. 1 GG relevanten Falle - Vermdgenseinsatz, Ruckzahlungsverpflich-
tung der Erben des Hilfeempfangers oder seines Ehegatten, Ruckgriff auf Unterhaltsver-
pflichtete - durch den teilweisen Ausschluss der Rickforderung der Transferleistung in den
jeweiligen Transferleistungsgesetzen schadlos gestellt. Das heif3t, sie stehen fir diese Félle
nicht schlechter als ein vergleichbarer Empfanger allgemeinen Wohngeldes, der keine

Transferleistung erhalt.

IV.Eigenes Buch Sozialgesetzbuch fur die Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende wird in einem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch gere-
gelt. Die Bundesregierung hat sich fur ein eigenes Buch im Sozialgesetzbuch entschieden,
weil mit der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nicht nur eine neue Transferleistung ent-
steht, sondern ein vollig neues Leistungssystem geschaffen wird. Dieses Leistungssystem
wird Eingliederungsleistungen und Transferleistungen umfassen. Die Eingliederungsleistun-
gen tragen den Besonderheiten (insbes. Langzeitarbeitslosigkeit) der Personen Rechnung,
die in die neue Leistung einbezogen sind und deshalb Uber die Leistungen der im Dritten
Buch geregelten aktiven Arbeitsforderung hinausgehen. Die Leistungen zur Bestreitung des
Lebensunterhaltes lehnen sich — anders als die Arbeitslosenhilfe — nicht an die Regelungen
zur HOhe des Arbeitslosengeldes an, sondern sind wie die Sozialhilfe bedarfsdeckend. Den
unterschiedlichen Personenkreisen (Versicherte/Fiursorgebezieher) entsprechend ist auch
das Anreiz- und Sanktionssystem anders ausgestaltet als in den bestehenden Leistungs-
systemen. Hinzu kommt, dass die Zahl der Bezieher der Grundsicherung fir Arbeitsuchende
die Zahl der Bezieher von Leistungen des Dritten Buch deutlich und auf Dauer Gbersteigen

wird.

V. Anderung des Bundeskindergeldgesetzes zur Einfiihrung des Kinderzuschlages
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Der Kinderzuschlag wird im Rahmen einer Anderung des Bundeskindergeldgesetzes einge-

fuhrt. Dies ist deshalb erforderlich, weil nur eine der Grundsicherung fur Arbeitsuchende vor-

gelagerte Leistung bewirken kann, dass Kinder und Eltern aus der Abhangigkeit von der

nachrangigen Grundsicherung fiir Arbeitsuchende heraus gefuhrt werden kdnnen.

VI. Inkrafttreten

Das Vierte Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt soll noch vor dem 1. Ja-

nuar 2004 im Bundesgesetzblatt verdffentlicht werden.

1.

Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende tritt danach stufenweise in Kraft:

1.

Stufe: Die Vorschriften Gber die Grundsicherung fir Arbeitsuchende treten am 1. Juli
2004 in Kraft. Fur Bestandsfille erbringt die Bundesagentur fiir Arbeit noch fiir eine U-
bergangszeit Arbeitslosenhilfe. Die Trager der Sozialhilfe erbringen fur Bestandsfélle
weiterhin die die Arbeitslosenhilfe aufstockende Sozialhilfe. Fur die Ubrigen Bestands-
falle erbringen sie Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld im Auftrag des Bundes. Aufwen-
dungen fur Leistungen nach diesem Buch sowie Verwaltungskosten werden erstattet.
Stufe: Die Ubergangsregelungen fiir Bestandsfalle enden spatestens am 31. Dezember
2004. Die Leistungen fur ehemalige Bezieher von Hilfe zum Lebensunterhalt sollen ab 1.
Januar 2005 in den Job-Centern der Agenturen fir Arbeit erbracht werden. Die Sach-
kostenerstattung an die Trager der Sozialhilfe entfallt, falls die Mitarbeiter nicht in die
Job-Center umziehen.

Stufe: Am 31. Dezember 2006 endet der gesetzliche Auftrag an die Trager der Sozial-
hilfe zur Erbringung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit fir ehemalige Bezieher
von Hilfe zum Lebensunterhalt. Die Zusammenarbeit zwischen den Agenturen fir Arbeit
und den Tragern der Sozialhilfe wird auf der Grundlage von freiwilligen Vereinbarungen

fortgesetzt.

Durch Rechtsverordnungsermdachtigungen werden Nachsteuerungsmaoglichkeiten fir einen

geordneten Ubergang geschaffen.

2.

Einfuhrung eines Kinderzuschlages
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Die Anderungen des Bundeskindergeldgesetzes zu Einfiihrung eines Kinderzuschlages tre-
ten zeitgleich mit den Vorschriften Uber die Grundsicherung fur Arbeitsuchende am 1. Juli
2004 in Kraft.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Die Anderungen des Wohngeldgesetzes und damit verbundene Anderungen in anderen Ge-
setzes treten im Wesentlichen zeitgleich mit den Vorschriften Uber die Grundsicherung fir
Arbeitsuchende am 1. Juli 2004 in Kraft.

VIl. Gesetzgebungskompetenz des Bundes

1. Grundsicherung fir Arbeitsuchende

Der Bund hat fir die 6ffentliche Firsorge die Gesetzgebungszustandigkeit in dem Bereich
der konkurrierenden Gesetzgebung (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG). Dem Bund steht das Ge-
setzgebungsrecht fir diese Bereiche zu, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhaltnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72
Abs. 2 GG).

Die Grundsicherung fur Arbeitsuchende tritt an die Stelle der 6ffentlichen Firsorgeleistung
Arbeitslosenhilfe und ersetzt teilweise die 6ffentliche Fursorgeleistung Sozialhilfe. Das Recht
der Grundsicherung fur Arbeitsuchende betrifft sowohl die Herstellung gleicher Lebensver-
haltnisse als auch die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit. Fir die Wahrung der
Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse ist das Recht der sozialen Sicherheit von besonde-
rem Gewicht. Die Schaffung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende muss auf Bundesebene
erfolgen, um die Einheitlichkeit der Leistungsberechnung fiir das gesamte Bundesgebiet zu
gewabhrleisten. Auch hinsichtlich des Beschaftigungsstandes und des Einkommensniveaus
bestehen noch gravierende regionale Unterschiede. Wirde die Gesetzgebung im Bereich
der Grundsicherung fir Arbeitsuchende von den einzelnen Landern wahrgenommen, be-
stiinde die Gefahr, dass sich diese Ungleichgewichte noch vergréf3ern. Die staatliche Ver-
antwortung fur die Grundsicherung fir Arbeitsuchende muss daher vom Bund wahrgenom-
men werden, soll das Ziel, gleichwertige Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet herzustellen,

mit Aussicht auf Erfolg angestrebt werden.

2. Einfuhrung eines Kinderzuschlages
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Die Gesetzgebungskompetenz fir die Anderung des Bundeskindergeldgesetzes ergibt sich
aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG. Eine bundeseinheitliche Regelung ist i.S.d. Art. 72 Abs. 2 GG
zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. Eine Gesetzesvielfalt bei der Gewahrung einer
dem Arbeitslosengeld Il vorgelagerten und mit diesem kompatiblen Leistung auf Landerebe-

ne wirde zu einer nicht hinnehmbaren Rechtszersplitterung fiihren.

3. Reform des Wohngeldgesetzes

Die Zustandigkeit des Bundes fiir die Anderung des Wohngeldgesetzes sowie des Wohn-

raumférderungsgesetzes folgt aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 GG (Wohnungswesen).

Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht fir den Bereich des Wohnungswesens zu, wenn
und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet oder die
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes-
einheitliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Abs. 2 GG).

Die Regelungen im Bereich des Wohngeldgesetzes sowie des Wohnraumforderungsgeset-
zes dienen sowohl der Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse als auch der Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit. Sie sind fur die Herstellung gleichwertiger Lebensver-
haltnisse von besonderer Bedeutung, da es sich um die Bereitstellung und Sicherung des
Wohnraums um eine elementare Lebensvoraussetzung handelt. Insoweit sind bundesein-
heitliche Regelungen unverzichtbar, damit sich die Lebensverhaltnisse in den Landern nicht
in erheblicher Weise auseinander entwickeln und Mindeststandards in einem einzigen Ge-

setz und nicht in verschiedenen Landergesetzen festgelegt werden.

Aufgrund der Vielzahl der Beriihrungspunkte mit den bundeseinheitlichen Blichern des Sozi-
algesetzbuchs ist auch die Rechts- und Wirtschaftseinheit betroffen. Wirde die Regelung
des Wohngeldes den Landern Uberlassen, wirde dies zu einer der Rechtseinheit abtragli-
chen Rechtszersplitterung fuhren. Zur Aufrechterhaltung gleichwertiger Lebensverhéltnisse
und zur Wahrung der Wirtschafts- und Rechtseinheit ist daher im gesamtstaatlichen Interes-
se die Anderung des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumférderungsgesetzes als bun-

desgesetzliche Regelung erforderlich.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (zweites Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Kapitel 1
Kapitel 1 regelt die Grundlagen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende.

Diese Grundsicherung geht davon aus, dass erwerbsfahige Hilfebedurftige in erster Linie selbst
fur die Sicherung ihres Unterhalts und des Unterhalts der mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Angehorigen verantwortlich sind. Von ihnen wird erwartet, dass sie alle Mog-
lichkeiten ausschopfen, bevor sie die Hilfe der Allgemeinheit in Anspruch nehmen (Grundsatz

des Forderns).

Wenn die eigenen Moglichkeiten ausgeschopft sind, erhalten erwerbsfahige Hilfebedurftige im
Rahmen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende als staatlicher Firsorge umfassende Unter-
stutzung mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit (Grundsatz des Forderns). Die Unterstutzung
erfolgt allerdings nur, soweit sie den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ent-
spricht. Das schliel3t MaRnahmen aus, die aller Voraussicht nach nicht zur Eingliederung in Ar-
beit fuhren, die zur Eingliederung in Arbeit nicht erforderlich sind oder die in einem deutlichem
Missverhaltnis zu dem durch die Arbeitsaufnahme erzielbaren Einkommen stehen (z.B. Kosten
der Betreuung fur mehrere minderjahrige Kinder, wenn durch die Arbeit nur geringes Einkom-

men erzielt wirde).

Zu 8 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Vorschrift enthalt die programmatischen Kernaussagen zu den Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit. Diese Leistungen werden als aktive Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und
als passive Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erbracht. Ziel ist es, die Eigenver-
antwortung der erwerbsfahigen Hilfebedurftigen zu starken und Hilfe zur Selbsthilfe zu geben,
damit die Erwerbsfahigen ihren Unterhalt und denjenigen der mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft Lebenden aus einer eigenen Erwerbstétigkeit bestreiten kénnen. Die aktiven Leistungen
sollen den Erwerbsfahigen bei der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit unterstitzen. Sie kdénnen

auch eingesetzt werden, um die Aufrechterhaltung einer Erwerbstatigkeit zu unterstiitzen. Die
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passiven Leistungen sollen den Lebensunterhalt des erwerbsfahigen Hilfebedirftigen und der
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft sichern, soweit sie ihn nicht auf andere Weise, vornehmlich
durch eine Erwerbstatigkeit, aber auch durch zu beriicksichtigendes Einkommen und Vermo-

gen, bestreiten konnen.

Absatz 1 Satz 3 beinhaltet wesentliche Vorgaben fiur die Erbringung der Leistungen zur Einglie-
derung in Arbeit. Diese sollen helfen, die Hilfebedurftigkeit so weit wie moglich zu vermeiden
und die Erwerbsfahigkeit des Hilfebedurftigen zu erhalten und zu verbessern.

Der Gleichstellung der Geschlechter kommt besondere Bedeutung zu. Die Agentur fir Arbeit
muss geschlechtsspezifischen Nachteilen bei der beruflichen Eingliederung entgegenwirken.
Daruiber hinaus muss es auf Verpflichtungen und Einschrankungen des Erwerbsfahigen wegen

der Kindererziehung oder der Pflege von Angehdrigen Rucksicht nehmen.

Zu 8 2 Grundsatz des Forderns

Die Vorschrift regelt die Pflichten des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen. Der erwerbsfahige Hilfe-
bedurftige muss sich vorrangig und eigeninitiativ um die Beendigung seiner Erwerbslosigkeit
bemihen. Er muss seine Bedurftigkeit so weit wie moglich beseitigen und aktiv an allen MaR3-
nahmen mitwirken, die seine Eingliederung unterstiitzen sollen, insbesondere eine Eingliede-

rungsvereinbarung abschlieRen.

Zentrale Forderung des neuen Leistungssystems ist die Eigenverantwortung des Erwerbsfahi-
gen, der alle Moglichkeiten nutzen und vorrangig seine Arbeitskraft einsetzen muss, um seinen
und der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft Lebensunterhalt zu bestreiten. Der Erwerbsfahige
soll nicht abwarten dirfen, dass die Agentur fir Arbeit ihm eine Arbeitsstelle vermittelt, sondern
er muss sich eigenstéandig um seine berufliche Eingliederung bemuhen. Die Eingliederungs-
leistungen der Agentur fir Arbeit unterstiitzen diese Bemihungen. Ziel ist es, den Erwerbsfahi-
gen mdglichst unabhangig von der Eingliederung in Arbeit durch die Agentur fur Arbeit zu ma-

chen.

Auf Verlangen der Agentur fir Arbeit sind erwerbsfahige Hilfebedurftige, die keine Erwerbstatig-

keit finden kénnen, verpflichtet, eine angebotene Arbeit anzunehmen.

Zu 8§ 3 Leistungsgrundsatze

Die Regelung beschreibt die Grundsatze der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit.
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Absatz 1 befasst sich mit den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit. Bei diesen Leistungen
handelt es sich um Ermessensleistungen. Im Rahmen der Ermessensentscheidung sind die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Die Frage der Erforderlichkeit
der Eingliederungsleistungen unterliegt der Beurteilung des Fallmanagers. Bei der Entschei-
dung Uber Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind im Einzelfall die Eignung, die beruflichen
Neigungen, die individuelle Lebenssituation, die voraussichtliche Dauer der Hilfebedurftigkeit

und die Dauerhaftigkeit der Eingliederung in Arbeit zu beachten.

Zur Forderung der beruflichen Eingliederung von jungen Menschen sieht Absatz 2 vor, dass
allen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen unter 25 Jahren grundsatzlich ein Arbeits- oder Ausbil-
dungsangebot unterbreitet wird. Die Regelung soll dazu beitragen, dass Arbeitslosigkeit junger
Menschen und eine Gewthnung an den Bezug von Sozialleistungen vermieden werden. Den
jungen Menschen soll deshalb mdglichst schnell ein Angebot fir eine kurzfristig mégliche Arbeit

oder Ausbildung gemacht werden.

Satz 2 des Absatzes 2 verdeutlicht, dass fir junge ungelernte Menschen eine Qualifikation fur
ihren weiteren beruflichen Lebensweg und zur Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit eine
besondere Bedeutung hat. Falls eine kurzfristig mogliche Arbeit angeboten wird, soll die Bun-
desagentur darauf hinwirken, dass in dieser Arbeit oder im Anschluss daran unter Berlcksichti-
gung insbesondere der Eignung und der Dauerhaftigkeit der Eingliederung des jungen Men-
schen seine berufliche Qualifikation durch Qualifizierung oder eine Ausbildung verbessert wird.
Die Bestimmung verpflichtet die Bundesagentur nicht, eine Ausbildung aus eigenen Mitteln be-
reitzustellen, wenn eine Vermittlung in Ausbildung nicht méglich ist. Unter jungen Hilfebedurfti-
gen ohne Berufsabschluss sind in Anwendung der Definition in § 77 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2
SGB Il auch diejenigen jungen Hilfebedurftigen zu verstehen, die zwar Uber einen Berufsab-
schluss verfiigen, jedoch auf Grund einer mehr als vier Jahre ausgeilibten Beschéftigung in an-
oder ungelernter Tatigkeit eine entsprechende Beschéftigung voraussichtlich nicht mehr aus-

uben koénnen.

Absatz 3 greift den Grundsatz des Fdérderns und Forderns auf und legt ausdriicklich die Subsi-
diaritét der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts gegenlber einer Erwerbstatigkeit

fest.

Zu § 4 Leistungsarten

Absatz 1 nennt die Leistungen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende. Die Reihenfolge der
Aufzahlung entspricht der Gewichtung durch den Gesetzgeber. Im Vordergrund stehen die

Dienstleistungen der Agentur fur Arbeit zur vorrangig anzustrebenden Eingliederung in Arbeit.
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Geldleistungen sind in erster Linie Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (Arbeitslo-
sengeld II). Sachleistungen kdnnen z.B. die Bereitstellung von Betreuungsmadglichkeiten fir

Kinder oder psychosozialer Dienste sein.

Absatz 2 korrespondiert mit dem Nachrang der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende gegentiber
den Leistungen anderer Trager von Sozialleistungen nach 8 5 Abs. 1. Der erwerbsféhige Hilfe-
bedurftige muss vorrangig die Beratungs- und Hilfsangebote und -leistungen anderer Tréger
nutzen. Die Aufforderung der Agentur fir Arbeit begrindet eine Mitwirkungspflicht gemaf § 60

des Ersten Buches.

Zu 8 5 Nachrang der Leistungen

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt das Rangverhéltnis zu anderen Leistungen. Verpflichtungen und Leistun-
gen anderer haben grundsatzlich Vorrang vor Leistungen nach diesem Buch. Ermessensleis-
tungen anderer dirfen nicht mit Ricksicht auf die Leistungen nach diesem Buch versagt wer-

den.

Dies wiurde auch fur die Bundesagentur als Trager der Versicherungsleistungen nach dem
Dritten Buch gelten. Allerdings regelt 8 22 Abs. 4 des Dritten Buches, dass bestimmte Einglie-
derungsleistungen erwerbsfahigen Hilfebedurftigen nicht aus Mitteln der Versichertengemein-

schaft zur Verfugung stehen.

Zu Absatz 2

Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach diesem Buch schlief3t
mit Ausnahme der genannten, nur in seltenen Fallen oder in sehr unregelméfiigem Rhythmus
auftretenden Fallen - wie Schuldentiibernahme in bestimmten Notlagen, Erstausstattungen bei
Bekleidung einschlief3lich bei Schwangerschaft und Geburt, Erstausstattungen fur die Wohnung
einschliel3lich Hausrat oder bei mehrtagige Klassenfahrten - weitere Hilfen zum Lebensunter-
halt im Rahmen der Sozialhilfe aus. Dies gilt auch fur den Fall der Absenkung oder des Weg-

falls von Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld.

Zu Absatz 3

Die Regelung ermoglicht es der Agentur fur Arbeit, an Stelle eines Hilfebedurftigen selbst einen
Antrag auf Leistungen bei einem anderen Trager zu stellen, wenn der Hilfebedurftige den An-
trag trotz Aufforderung nicht gestellt hat. Damit sollen das Realisieren von Anspriichen gegen
andere Trager und der Nachrang der Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende si-

chergestellt werden.
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Zu 8 6 Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende

Die Vorschrift bestimmt die Bundesagentur fur Arbeit zum Trager der Leistungen der Grundsi-
cherung fiir Arbeitsuchende. Dabei wird die Bundesagentur im Rahmen einer Organisationslei-
he fir den Bund tétig. Die Bundesagentur kann Dritte mit dem Erbringen von Eingliederungs-

leistungen beauftragen.

Zu 8§ 7 Berechtigte

Die Vorschrift legt fur die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit den Kreis der Berechtigten fest.
Berechtigt sind erwerbsfahige Hilfebedurftige im Alter von 15 bis unter 65 Jahren. Ausgeschlos-
sen sind Personen in Schulausbildung und Hochschulausbildung, Personen, die stationdr un-
tergebracht sind und Personen ohne gewéhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Nr. 4 nimmt fir alle Berechtigten Bezug auf den Begriff des gewohnlichen Aufenthaltes in
§ 30 Abs. 1 SGB I

Da es nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes bei drittstaatsangehdrigen Auslan-
dern keine einheitliche Auslegung des Begriffes ,gewdhnlicher Aufenthalt* fir die verschiede-
nen Sozialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch gibt, ist dieser fir die Leistungen nach dem

SGB Il zu definieren.

Auslandern, denen aufgrund der aufenthalts- und arbeitsgenehmigungs-rechtlichen Bestim-
mungen der Zugang zum Arbeitsmarkt nicht verwehrt ist, sind als erwerbsfahig anzusehen.
Nach der Zielsetzung dieses Gesetzes und aus Grunden der Gleichbehandlung soll fur diesen
Personenkreis das neue Instrumentarium mit seinen Anreizen und seinen Sanktionsmoglich-
keiten zur eigenstandigen Lebensunterhaltssicherung greifen, anstatt Leistungen des Bundes-
sozialhilfegesetzes (BSHG) zu erbringen. Weigert sich ein Auslander, eine tatséchlich verfligba-
re und genehmigungsfahige Arbeit anzunehmen, sehen die Regelungen des SGB Il nunmehr

als Folge die Absenkung der neuen Leistung vor, ggf. auf Null.

Asylbewerber und ausreisepflichtige, geduldete Personen erhalten als Leistungsberechtigte
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylBLG) keine Leistungen der Grundsicherung fir
Arbeitsuchende. Bei dem Asylbewerberleistungsgesetz handelt es sich um ein besonderes Si-
cherungssystem, das aus dem Asylkompromiss heraus entstanden ist und eigenstandige und

abschlieRende Regelungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes sowie zur Annahme und
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Durchfiihrung von Arbeitsgelegenheiten flr einen eng begrenzten Personenkreis von Auslan-

dern enthalt.

In diesem Zusammenhang ist klargestellt, dass aufenthaltsrechtliche Bestimmungen und darauf
beruhende Entscheidungen der Innenbehérden durch den Bezug der neuen Leistung unberihrt
bleiben, so dass der Bezug der neuen Leistung aufenthaltsbeendende MaflRnahmen nicht hin-

dern kann.

Absatz 2 ertffnet den mit den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in einer Bedarfgemeinschaft Le-
benden auch Dienst- und Sachleistungen, wenn dadurch die Hilfebedurftigkeit beendet oder
verringert oder Hemmnisse bei der Eingliederung des Erwerbsfahigen beseitigt oder vermindert
werden. Der Anspruch der Bedarfsgemeinschaft auf Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts wird grundsétzlich nach der Vermutungsregelung des § 38 realisiert. Die Bedarfsge-
meinschaft umfasst den Erwerbsfahigen, seinen Partner (den nicht dauernd getrennt lebenden
Ehegatten, den Partner einer eheéhnlichen Gemeinschaft oder den nicht dauernd getrennt le-
benden Partner in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft) sowie die haushaltsangehdrigen
minderjahrigen, unverheirateten Kinder des Erwerbsféahigen oder seines Partners, soweit diese
nicht aus eigenem Einkommen und Vermoégen — wie z.B. bei Leistungen aus vorgelagerten Si-
cherungssystemen (Kindergeld, Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz ihren Le-

bensunterhalt sichern konnen.

Zu 8 8 Erwerbsfahigkeit

Absatz 1 definiert die Erwerbsfahigkeit. Die Regelung lehnt sich an § 43 Abs. 2 Satz 2 des
Sechsten Buches an. Erwerbsfahig ist eine Person, die unter den Ublichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden taglich erwerbstétig sein kann und darf.
Zu berlcksichtigen sind einerseits die individuelle gesundheitliche Leistungsfahigkeit der Per-
son, andererseits mdgliche rechtliche Einschrankungen. Zeitliche Beschrankungen wegen Kin-
dererziehung sind im Hinblick auf den Programmsatz des 8 1 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 nicht von Be-
deutung. Erwerbsfahig ist auch, wer die gesundheitlichen Voraussetzungen innerhalb von

sechs Monaten erfiillen wird.

Nach Absatz 2 trifft die Agentur fur Arbeit als zustandiger Trager die Entscheidung Uber die be-
stehende bzw. die voraussichtlich innerhalb von sechs Monaten vorliegende Erwerbsfahigkeit.
Entscheidet die Agentur fir Arbeit, dass Erwerbsfahigkeit nicht gegeben ist, und schlief3t sich
der in diesem Falle zustandige Trager der Auffassung der Agentur fir Arbeit nicht an, hat die

gemeinsame Einigungsstelle der beiden Tréger nach 8§ 45 zu entscheiden. Bis zu dieser Ent-
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scheidung hat die Agentur fir Arbeit die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zu erbringen;

gof. besteht ein Erstattungsanspruch gegen den anderen Tréger.

Da die Beschéftigung von Auslandern grundsatzlich unter Erlaubnisvorbehalt steht, ist fur die in
Absatz 3 geregelte Frage der Erwerbsfahigkeit nur allgemein nach den Bestimmungen des Ar-
beitsgenehmigungsrechts darauf abzustellen, ob rechtlich ein Zugang zum Arbeitsmarkt besteht
oder zulassig ware, wenn keine geeigneten inlandischen Arbeitskrafte verfiigbar sind. Die Fra-
ge, ob ein solcher unbeschréankter oder nachrangiger Arbeitsmarktzugang rechtlich gewéhrt
wird, richtet sich dabei ausschlief3lich nach den — durch dieses Gesetz insoweit unberiihrten —

arbeitsgenehmigungsrechtlichen Regelungen.

Zu 8 9 Hilfebedurftigkeit

Absatz 1 regelt die Hilfebedurftigkeit. Hilfebedurftig ist derjenige, der seinen und der Mitglieder
seiner Bedarfsgemeinschaft Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Mitteln
bestreiten kann. Der Hilfesuchende hat insbesondere seine Arbeitskraft und das zu berticksich-
tigende Einkommen und Vermdgen einzusetzen, um Hilfebedurftigkeit zu vermeiden. Dies kor-

respondiert mit Grundséatzen des Forderns, insbesondere der Eigenverantwortung.

Hilfebedurftig ist auch derjenige, der wegen tatsachlicher oder rechtlicher Hindernisse das zu
berlcksichtigende Vermdgen objektiv nicht sofort verwerten kann. Dartber hinaus ist derjenige
hilfebeddrftig, fir den die sofortige Verwertung eine Harte bedeuten wirde, beispielsweise bei
einer kapitalbildenden Lebensversicherung kurz vor dem vereinbarten Auszahlungszeitpunkt. In

beiden Fallen werden die Leistungen zum Lebensunterhalt nur als Darlehen erbracht.

Nicht hilfebedurftig ist derjenige, der die erforderliche Hilfe von anderen erhalt oder erhalten
kann. Insbesondere sind Anspriiche gegenuber Angehdrigen und anderen Tragern von Sozial-

leistungen geltend zu machen.

Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kraften und Mitteln ge-
deckt, ist jede Person der Bedarfsgemeinschaft im Verhaltnis des eigenen Bedarfs zum Ge-
samtbedarf an der Hilfebedurftigkeit beteiligt.

Absatz 2 dient dem Schutz des ungeborenen Lebens und soll sicherstellen, dass schwangere
Minderjahrige nicht wegen dem ansonsten ublichen Einsatzes des Elterneinkommens fir die in
der Bedarfsgemeinschaft lebenden Kinder zu einem Schwangerschaftsabbruch veranlasst wer-

den. Die Regelung entspricht dem Sozialhilferecht.
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Absatz 4 enthélt eine widerlegbare gesetzliche Vermutung, dass mit dem erwerbsfahigen Hilfe-
bedirftigen verwandte oder verschwagerte Personen, die nicht zur Bedarfsgemeinschaft im
Sinne des 8§ 7 Abs. 3 gehéren und in einem gemeinsamen Haushalt mit dem Erwerbsféahigen
leben, diesem Leistungen zum Lebensunterhalt erbringen. Eine Haushaltsgemeinschaft liegt
vor, wenn die Personen mit dem Erwerbsfahigen in einem gemeinsamen Haushalt zusammen
leben und ,aus einem Topf* wirtschaften. Der Umfang, in dem von den Verwandten der Einsatz
von Einkommen und Vermdgen erwartet werden kann, entspricht demjenigen bei § 16 Bundes-

sozialhilfegesetz in der bis 30. Juni 2004 geltenden Fassung.

Zu 8 10 Zumutbarkeit

Die Vorschrift konkretisiert die Grundsétze des Forderns hinsichtlich der Zumutbarkeit von Ta-
tigkeiten und MaRRnahmen. Die Anforderungen an den Erwerbsfahigen sind scharfer als diejeni-
gen bei dem Versicherungssystem des Dritten Buches. Grundsatzlich ist dem Erwerbsfahigen
jede Erwerbstatigkeit zumutbar, weil er verpflichtet ist, die Belastung der Allgemeinheit durch

seine Hilfebedurftigkeit zu minimieren.

Absatz 1 enthélt eine abschlielende Aufzahlung von Hinderungsgrinden. Der Auffangtatbe-
stand der Nr. 5 (sonstiger wichtiger Grund) ist restriktiv anzuwenden. Der einer Aufnahme der
Erwerbstatigkeit entgegenstehende individuelle Grund des Erwerbsfahigen muss im Verhaltnis
zu den Interessen der Allgemeinheit, die die Leistungen an den Erwerbsfahigen und die Mitglie-
der der Bedarfsgemeinschaft aus Steuermitteln erbringt, besonderes Gewicht haben. Grund-
satzlich mussen die personlichen Interessen zuriickstehen. Dies spiegelt auch Absatz 2 wider,
der Umsténde und Bedingungen nennt, die die Unzumutbarkeit einer Erwerbstatigkeit nicht be-

grinden.

Die Grundsatze der Zumutbarkeit einer Erwerbstatigkeit gelten fur Leistungen zur Eingliederung

in Arbeit entsprechend.

Zu 8 11 Zu bericksichtigendes Einkommen

Die Vorschrift regelt die Einkommensberiicksichtigung im Wesentlichen wie das Sozialhilfe-

recht.

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem Sozialhilferecht. AuRerdem wird in Satz 2 klargestellt, dass
der mit der Anderung des Bundeskindergeldgesetzes eingefiihrte Kinderzuschlag nur dem je-

weiligen Kind als Einkommen zuzurechnen ist, da andernfalls durch dieses Instrument nicht die
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Abhangigkeit des Kindes von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld Il beseitigt werden kann. Dies

gilt auch fur die Einkommenszurechnung beim Kindergeld.

Absatz 2 erganzt die Absetzbetrage um den Freibetrag fir Erwerbstéatige nach § 30. Hinsichtlich
der Angemessenheit der Beitrdge zu 6ffentlichen und privaten Versicherungen oder &hnlichen
Einrichtungen wird klar gestellt, dass auf die aktuellen Lebensumstande, namlich die Inan-
spruchnahme staatlicher Fursorgeleistungen, und nicht auf den bisherigen Lebenszuschnitt

abgestellt wird.

Absatz 3 orientiert sich an ebenfalls am Sozialhilferecht und nimmt bestimmte Einnahmen we-

gen ihres Charakters oder der Zweckbestimmung von der Einkommensberucksichtigung aus.

Zu 8 12 Zu berilcksichtigendes Vermodgen

Die Vorschrift regelt die Berlcksichtigung von Vermdgen im Wesentlichen wie das bisherige
Recht der Arbeitslosenhilfe. Neben dem altersabhéngigen Grundfreibetrag, mindestens aber
4.100 Euro fur den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen und seinen Partner, wird nach Bundesrecht
ausdrucklich als Altersvorsorge gefordertes Vermogen (,Riester-Anlageformen®) eigenstandig
und ohne Obergrenze privilegiert. Das Altersvorsorgevermégen wird nicht auf den Grundfreibe-
trag angerechnet. Hinzu kommt ein Freibetrag fur notwendige Anschaffungen. Der Freibetrag
korrespondiert mit der Konzeption der Regelleistung, die kinftig alle pauschalierbaren Leistun-
gen im Rahmen der von der Regelleistung zu deckenden Bedarfe umfasst. Da davon ausge-
gangen wird, dass der Leistungsberechtigte aus dieser Regelleistung Ansparungen fir grof3ere
Anschaffungen, wie z.B. fir Haushaltsgerate oder den Wintermantel erbringt, missen diese

Ansparungen konsequenterweise bei der Vermégensanrechnung unbericksichtigt bleiben.

Nicht als VermoOgen sind zu beriicksichtigen angemessener Hausrat, ein angemessenes Kraft-
fahrzeug fur jeden Erwerbsfahigen der Bedarfsgemeinschaft, ein selbst genutztes Hausgrund-
stuck von angemessener Grof3e oder eine entsprechende Eigentumswohnung sowie Sachen
und Rechte, deren Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist. Ist der erwerbsfahige Hilfebe-
durftige oder sein Partner nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig,
ist auch Vermdgen privilegiert, das vom Inhaber als fr die angemessene Altersvorsorge be-
stimmt bezeichnet wird. Die Angemessenheit bestimmt sich jeweils nach der aktuellen Lebens-
situation des Bezuges einer staatlichen Firsorgeleistung und nicht nach vorherigem Lebenszu-

schnitt.

Absatz 4 regelt Art und Zeitpunkt der Bewertung von Vermdgen.
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Zu 8 13 Verordnungsermachtigung

Die Vorschrift ermé&chtigt das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen - und zusétzlich fur die in Nummer 2 genannten Falle
auch im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Gesundheit und Soziale Sicherung -
Einzelheiten zur Hilfebedirftigkeit und zur Erwerbsunfahigkeit nach diesem Buch zu bestimmen.
So kann es auf Erfahrungen und Erkenntnisse der Praxis flexibel reagieren, moéglichen Fehl-

entwicklungen entgegen wirken und Verwaltungsvereinfachungen ermaéglichen.

Es kann bestimmen, unter welchen Voraussetzungen ein Antragsteller nicht erwerbsfahig ist.
Diese Ermachtigung dient der Arbeitserleichterung und beschrankt sich auf eindeutig der Er-
werbsunfahigkeit zuzuordnende Fallgruppen, damit es nicht zur einseitigen Verschiebung zu

Lasten anderer Sozialleistungstrager kommen kann.

Geregelt werden konnen auch Voraussetzungen, unter denen davon auszugehen ist, dass ein
Antragsteller nicht hilfebedurftig ist. Hier kommen bestimmte Lebensumstande oder —gewohn-

heiten in Betracht.

Erganzend zu den Regelungen dieses Buches zur Berlcksichtigung von Einkommen und Ver-
mdagen kann bestimmt werden, dass weitere Einnahmen nicht als Einkommen und weitere Ver-

mdgensgegenstande nicht als Vermdgen zu berlcksichtigen sind.

Bestimmt werden kann auch, wie Einkommen und Vermégen zu ermitteln sind und dass be-
stimmte Pauschbetrage fur die vom Einkommen abzusetzenden Betrdge zu bericksichtigen

sind.

Zu 8§ 14 Grundsatz des Forderns

Die Vorschrift kntpft an die Aussagen zur Forderung des Erwerbsfahigen, insbesondere zur
Eigenverantwortung, an und stellt klar, dass der Erwerbsfahige von der Agentur fur Arbeit um-
fassend zu unterstitzen ist. Dies bedeutet mehr als das Beraten und Vermitteln. Die Agentur fur
Arbeit hat alle Einflussfaktoren fir die berufliche Eingliederung zu beriicksichtigen und alle er-
forderliche Unterstitzung zu geben, die sich mit den Grundsatzen der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit vereinbaren lasst. Hierzu gehdrt bei Bedarf auch die intensive Betreuung. Die Zu-
ordnung nach Moglichkeit nur eines Ansprechpartners soll ein kompetentes Fallmanagement
sicherstellen, ein Vertrauensverhéltnis zwischen dem Erwerbsfahigen und dem Mitarbeiter der

Agentur fur Arbeit fordern und der Effizienz der Betreuung des Erwerbsfahigen dienen.
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Zu 8 15 Eingliederungsvereinbarung

Die Eingliederungsvereinbarung konkretisiert das Sozialrechtsverhaltnis zwischen dem Er-
werbsfahigen und der Agentur fur Arbeit. Sie enthalt verbindliche Aussagen zum Férdern und
Fordern des Erwerbsfahigen, insbesondere zu den abgesprochenen Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit und den Mindestanforderungen an die eigenen Bemihungen um berufliche Ein-
gliederung nach Art und Umfang. Die Eingliederungsvereinbarung soll fiir sechs Monate gelten.
Gelingt die Eingliederung in diesem Zeitraum nicht, ist eine neue Vereinbarung zu schliel3en,
dabei sind die gewonnenen Erfahrungen zu berticksichtigen. Durch die Befristung sollen eine
intensive Betreuung und eine zeitnahe kritische Uberpriifung der Eignung der fiir die berufliche
Eingliederung eingesetzten Mittel sichergestellt werden. Kommt eine Eingliederungsvereinba-
rung nicht zustande, kénnen die vorgesehenen Festlegungen auch durch einen Verwaltungsakt

getroffen werden.

In die Eingliederungsvereinbarung kdnnen auch die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft einbe-
zogen werden, wenn sie nicht ein berechtigtes Interesse darlegen, ihre Rechte und Pflichten
gegenlber der Agentur fur Arbeit selbst wahrzunehmen. Der Abschluss einer Eingliederungs-

vereinbarung kommt mit einem nur Informationen begehrenden Kunden nicht in Betracht.

Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaflinahme vereinbart, muss auch der
Umfang der Schadensersatzpflicht des Erwerbsfahigen fir den Fall geregelt werden, dass er
die MaBnahme aus eigenem Verschulden nicht zu Ende fuhrt. Dies soll Uber eine drohende
Absenkung des Arbeitslosengeldes Il hinaus den Anreiz fir den Betroffenen erhéhen, die Bil-

dungsmaflinahme planmafiiig zu beenden.

Zu 8 16 Leistungen zur Eingliederung

Nach Absatz 1 stehen alle wesentlichen Eingliederungsleistungen des Dritten Buches auch den
Beziehern von Arbeitslosengeld Il zur Verfigung. Dies sind die Beratung und Vermittlung, die
Unterstitzung der Beratung und Vermittlung, die Verbesserung der Eingliederungsaussichten,
die Foérderung der Aufnahme einer Beschaftigung, die Férderung der Aufnahme einer selbstan-
digen Tatigkeit, die Forderung der Berufsausbildung, die Férderung der beruflichen Weiterbil-
dung, die Eingliederung von Arbeitnehmern, die berufliche Ausbildung, berufliche Weiterbildung
und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die Forderung der Berufsausbildung und Be-
schaftigung begleitende Eingliederungshilfen, die Férderung von Arbeitsbeschaffungsmafinah-

men, die Forderung von Beschaftigung schaffenden InfrastrukturmafRnahmen, die Férderung
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beschéftigter Arbeitnehmer, der Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein, die Beauftragung
von Tragern mit EingliederungsmalRnahmen und die Befreiung von Beitragen zur Arbeitsforde-
rung bei Beschéaftigung alterer Arbeithnehmer. Personen, die keinen Anspruch auf Leistungen
nach diesem Buch haben, stehen die Eingliederungsleistungen nach dem Dritten Buch weiter-

hin offen.

Absatz 2 enthalt dartuber hinaus eine Generalklausel fur erganzende Eingliederungsleistungen.
Die Hauptbeispiele fur die erganzende Unterstitzung der Eingliederung werden in der nicht
abschlieRenden Aufzéhlung des Absatzes 2 genannt. Bei den im 6ffentlichen Interesse liegen-
den, zuséatzlichen Arbeitsgelegenheiten erhalt der erwerbsfahige Hilfebedurftige weiterhin das
Arbeitslosengeld Il zuziglich einer Entschadigung fir Mehraufwendungen (entsprechend der
Mehraufwandsvariante nach 8 19 Abs. 2, Satz 1, 2. Halbsatz, 2. Alternative des bis zum 30.
Juni 2004 geltenden Bundessozialhilfegesetzes). In diesem Falle wird ein Arbeitsverhaltnis

nicht begriindet. Die arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften sind jedoch anzuwenden.

Absatz 3 ermdglicht Erwerbsfahigen die Fortsetzung der Teilnahme an einer Eingliederungs-
maflnahme, wenn die Hilfebedurftigkeit inzwischen entfallen ist. Die MaRnahme kann bei positi-
ver Erfolgsprognose darlehensweise weiter gefordert werden, wenn bereits zwei Drittel der
Mafnahme durchgefihrt worden sind. Das Darlehen kann von Sicherheiten abhangig gemacht

werden.

Zu 8§ 17 Einrichtungen und Dienste fur Leistungen zur Eingliederung

Die Vorschrift erlegt der Agentur flr Arbeit ein weit reichendes Zurtickhaltungsgebot auf. Die
Agentur fur Arbeit soll von der Schaffung eigener Dienste und Einrichtungen absehen, soweit
Dritte diese vorhalten, ausbauen oder in Kirze schaffen kénnen. Dies gilt fir kommunale Trager
und Trager der freien Wohlfahrtspflege, aber auch fir sonstige Trager. Voraussetzungen sind
Leistungsfahigkeit und Flexibilitat, damit bei den Leistungen zur beruflichen Eingliederung den

individuellen Erfordernissen im Einzelfall Rechnung getragen werden kann.

Die Vereinbarungen mussen die Leistung, die Verglutung und die Prifung der Qualitat und der
Wirtschaftlichkeit regeln. Sie missen den Grundsétzen der Wirtschaftlichkeit und der Sparsam-

keit entsprechen.

Erfullen Dritte Aufgaben nach dem Dritten Buch, bedarf es keiner Vereinbarung nach dieser
Vorschrift.
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Zu § 18 Ortliche Zusammenarbeit

Die Agenturen flr Arbeit missen bei der Erbringung von Eingliederungsleistungen mit den Be-
teiligten des ortlichen Arbeitsmarktes zusammenarbeiten. Die Trager und Stellen sollen als
Partner in vertrauensvoller Zusammenarbeit dafir Sorge tragen, dass die Eingliederungsleis-
tungen moglichst gleichmafig und flachendeckend zur Verfiigung stehen. Zugleich sollen sie
kooperieren, um Leistungsmissbrauch zu verhindern oder aufzudecken. Die Agenturen fur Ar-
beit sind gehalten, mit den kommunalen Trégern auf deren Verlangen Vereinbarungen uber
das Erbringen von Leistungen nach diesem Buch mit Ausnahme der in 8 16 Abs. 1 genannten,
originar von der Agentur fur Arbeit zu erbringenden Leistungen abschlieRen. Die Vereinbarun-
gen konnen offentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Natur sein und jede Form der Zusam-
menarbeit betreffen. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit kann die Mindestanforde-

rungen an solche Vereinbarungen bestimmen.

Die Zusammenarbeit der Agentur fir Arbeit mit den wichtigen Akteuren des 0Ortlichen Arbeits-
marktes ist dann am wirkungsvollsten, wenn neben den Eingliederungsleistungen nach diesem
Buch auch die Leistungen der aktiven Arbeitsférderung nach dem Dritten Buch einbezogen
werden. Die Aufnahmefahigkeit des ortlichen Arbeitsmarkts ist fur alle Aktivitaten der Agentur
fur Arbeit eine entscheidende Bestimmungsgréf3e. Fur die Akteure auf dem o&rtlichen Arbeits-
markt muss das Gesamtspektrum der aktiven Leistungen transparent und flr Abstimmungsent-
scheidungen zuganglich gemacht werden. In diesem Kontext ist es zweckméaRig, die Leistungen

nach diesem Buch auch in das regionale Arbeitsmarktmonitoring einzubeziehen.

Zu Abschnitt 2 (Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts)

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts decken den Bedarf der erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen und der mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehdrigen. Die Leistun-
gen werden bis auf die Kosten fur Unterkunft und Heizung in aller Regel in pauschalierter Form
erbracht. Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick Uber den mit diesem Gesetz zu si-

chernden Bedarf:
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Pauschale Regelleistungen (RL) bei Arbeitslosengeld 1l / Sozialgeld

Alleinstehende(r)
oder Alleinerzie-

Sonstige Angehdrige der Bedarfgemeinschaft

Kinder bis zur
Vollendung des

Kinder ab Beginn
des 15. Lebens-

Partner ab Beginn
des 19. Lebensjah-

hende(r) 14. Lebensjahres jahres bis zur res
Vollendung des
18. Lebensjahres
jeweils jeweils jeweils
100% 60% RL 80% RL 90% RL
Alte Lander ein-
schlief3lich Berlin
(Ost) 345 Euro 207 Euro 276 Euro 311 Euro
Neue Lander 331 Euro 199 Euro 265 Euro 298 Euro

Pflege- und Rentenversicherung und

jeweils zuziglich

» Mehrbedarfe bei Schwangerschaft, Alleinerziehung, Behinderung oder
kostenaufwandiger Ernahrung,
» Leistungen fir Unterkunft und Heizung,
» Fur Bezieher von Arbeitslosengeld Il bei Vorliegen der Voraussetzungen ein
befristeter Zuschlag von bis zu 160 Euro jeweils fur den Erwerbsfahigen und
den Partner und bis zu 60 Euro flr jedes Kind,
» FUr Bezieher von Arbeitslosengeld Il die zu zahlenden Beitrage zur Kranken-,

» Fir Bezieher von Sozialgeld Kranken- und Pflegeversicherungsschutz

Zu 8§ 19 Arbeitslosengeld I

Zu Satz 1

Das Arbeitslosengeld Il dient der Sicherung des Lebensunterhaltes von erwerbsfahigen Hilfe-

beddirftigen. Es umfasst

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Hierzu gehéren auch die angemessenen

Kosten fur Unterkunft und Heizung,

unter bestimmten Voraussetzungen einen zeitlich befristeten Zuschlag fur diejenigen, die

innerhalb von zwei Jahren nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld Arbeitslosen-

geld Il beziehen.

Mit diesem Leistungsspektrum umfasst das Arbeitslosengeld Il eine Leistung, die — wie das im

Abschlussbericht der der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen zuarbeitenden Ar-

beitsgruppe ,Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe* dargestellte sog. ,Stufenmodell* — am Niveau der
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sozialhilferechtlichen Hilfe zum Lebensunterhalt auRerhalb von Einrichtungen ausgerichtet ist
und aul3erdem unter bestimmten Voraussetzungen fir frihere Arbeitslosengeldbezieher im
Rahmen des befristeten Zuschlags finanzielle Harten ausgleicht, die aus dem Ubergang vom

Bezug vom Arbeitslosengeld in das Arbeitslosengeld Il entstehen kdnnen.

Die Regelungen zum Arbeitslosengeld 1l stellen auRerdem sicher, dass der erwerbsfahige Hil-
febedurftige neben dem Arbeitslosengeld Il grundsatzlich keine erganzenden Leistungen der
Hilfe zum Lebensunterhalt auRerhalb von Einrichtungen mehr nach dem Sozialhilferecht bend-
tigt. Nur in den eng begrenzten, in 8 5 Absatz 1 genannten Ausnahmeféllen, sind die erwerbs-
fahigen Hilfebedurftigen und die mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehdérigen inso-

weit auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach der Sozialhilfe zu verweisen.

Weiterhin ist zu bertcksichtigen, dass im Rahmen des Arbeitslosengeldes Il, wie auch generell
in der Sozialhilfe, keine Schulden des Hilfebedurftigen GUbernommen werden. Die Agentur flr
Arbeit kann Mietschulden allenfalls in den Fallen darlehensweise Ubernehmen, in denen der
aufgrund von Mietschulden drohende Verlust der Wohnung die Aufnahme einer konkret in Aus-
sicht stehenden Beschaftigung verhindern wirde, vgl. hierzu die Regelung des 8§ 16 Abs. 2 Satz
2 Nr. 5.

Zu Satz 2

Das Arbeitslosengeld 1l ist — als nachrangige Firsorgeleistung - eine bedarfsorientierte und
auch bedurftigkeitsgeprufte Leistung. Deshalb mindert sich das Arbeitslosengeld Il um das zu
bertcksichtigende Einkommen und Vermdgen, wobei im Rahmen der Einkommensanrechnung

auch Freibetrdge aus Erwerbstétigkeit, die sich aus § 30 ergeben, zu berucksichtigen sind.

Zu 8 20 Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts

Zu Absatz 1

Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst — wie der Regelsatz im Rah-
men der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwdlften Buch — neben dem Bedarf an Ernah-
rung, Korperpflege, Hausrat und den Bedarfen des taglichen Lebens in vertretbarem Umfang
auch die Beziehungen zur Umwelt sowie eine Teilnahme am kulturellen Leben. Die Regelleis-
tung bildet also im Rahmen des Arbeitslosengeldes 1l das ,soziokulturelle® Existenzminimum
der insoweit als Referenzsystem fir alle bedarfsorientierten und bedurftigkeitsabhangigen
staatlichen Fursorgeleistungen fungierenden Sozialhilfe ab. Die Regelleistung umfasst die im
Rahmen der genannten Bedarfe pauschalierbaren Leistungen. Die Vorschriften zur Regelleis-

tung enthalten keine Regelungen zu ihrer Bemessung, da hierfur die Regelungen im Zwdlften
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Buch Sozialgesetzbuch einschlief3lich der Regelsatzverordnung einschlagig sind, die das Bun-
desministerium fur Gesundheit und Sozialordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministeri-

um der Finanzen und dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit erlassen wird.

Zu Absatz 2

Die monatliche Regelleistung fiir Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend sind, ergibt
sich aus der vom Bundesministerium fir Gesundheit und Soziale Sicherung in Zusammenarbeit
mit dem Statistischen Bundesamt erhobenen Auswertung der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) 1998, die auf den Stand 01. Juli 2003 hochgerechnet wurde. Hierbei gilt auf
Grund der Regelung des § 29 Absatz 2 Satz 3 des Zwdlften Buches, dass die Eckregelleistung
West (einschliel3lich Berlin Ost) und die Eckregelleistung Ost um nicht mehr als 14 Euro differie-

ren sollen.

Zu Absatz 3

Bei dieser Regelung wird klargestellt, dass immer dann, wenn zwei Angehdrige der Bedarfsge-
meinschaft das 18. Lebensjahr vollendet haben, ihre Regelleistung jeweils 90 vom Hundert,
also den rechnerischen Durchschnitt zwischen der Regelleistung fir den Alleinstehenden und
fur seinen Partner betragt. Diese Regelung ist auch deshalb sinnvoll, weil Frauen in Paarbezie-
hungen in der Regel nicht als Haushaltsvorstand gelten und daher ohne Durchschnittsmittelung
nur die geringere Regelleistung von 80 vom Hundert erhalten wiirden. Die Regelung ist mit der

Regelsatzverordnung zum Zwolften Buch vereinbar.

Im Ubrigen betragt die Regelleistung fiir erwerbsfahige Angehérige, die das 15. Lebensjahr
vollendet haben, entsprechend der neu zu erlassenden Regelsatzverordnung zum Zwoélften

Buch 80 vom Hundert der nach Absatz 2 maRRgebenden Regelleistung.

Zu Absatz 4

Die Anpassung der Regelleistung erfolgt — wie in der Sozialhilfe auch — jeweils zum 1. Juli eines
Jahres um den Vomhundertsatz, um den sich auch der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen
Rentenversicherung verandert. AuRerdem wird entsprechend den Regelungen im Zwdlften
Buch die Bemessung der Regelleistung Uberprift und gegebenenfalls weiterentwickelt, sobald

die Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe vorliegen.

Zu Absatz 5
Die Regelung stellt sicher, dass sich bei kinftigen Fortschreibungen der Regelleistungen immer

volle Euro-Betrage ergeben.

Zu 8§ 21 Leistungen fur Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt
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Zu Absatz 1
Die Regelung stellt klar, dass fur bestimmte, typisierte Bedarfe, die nicht durch die Regelleis-
tung abgedeckt sind, Mehrbedarfe gezahlt werden, die - wie die entsprechenden Regelungen

im Zwolften Buch - als Bruchteil der mafligebenden Regelleistung bestimmt werden.

Zu Absatz 2
Die Regelung entspricht der Mehrbedarfsregelung fur werdende Mutter im Rahmen der Sozial-
hilfe.

Zu Absatz 3
Die Regelung entspricht der Mehrbedarfsregelung der Sozialhilfe flr alleinerziehende Perso-

nen, die mit einem oder mehreren jungen Kindern zusammenleben.

Zu Absatz 4

Die Regelung des Mehrbedarfs fur erwerbsfahige behinderte Hilfebedurftige entspricht ebenfalls
der Mehrbedarfsregelung der Sozialhilfe fur diese Personengruppe, wobei lediglich die Fall-
gestaltungen des § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwolften Buches (Hilfe zu einer angemessenen
Schulbildung, Hilfe zur schulischen Ausbildung) ausgenommen sind, weil sich aus der Rege-
lung des § 7 Abs. 4 ergibt, dass nur diejenigen Hilfebedurftigen Forderleistungen und damit
auch Leistungen des Arbeitslosengeldes Il erhalten, die sich nicht in schulischer Ausbildung

oder in Ausbildung an einer Hochschule befinden.

Zu Absatz 5

Wie in der Sozialhilfe ist auch im Rahmen des Arbeitslosengeldes Il ein Mehrbedarf wegen
kostenaufwandiger Erndhrung vorgesehen. Hierbei ist eine Préazisierung dahingehend vorge-
nommen worden, dass der Mehrbedarf nur bei Nachweis des Bedarfs aus medizinischen Grin-
den anzuerkennen ist. Zur Angemessenheit des Mehrbedarfs konnen die hierzu vom Deut-
schen Verein fur 6ffentliche und private Flrsorge entwickelten und an typisierbaren Fallgestal-
tungen ausgerichteten Empfehlungen herangezogen werden.

Zu Absatz 6

Die Summe aller gezahlten Mehrbedarfe darf gegenliber demselben Hilfebedurftigen nicht ho-
her sein als die fur ihn maf3gebende Regelleistung. Diese Regelung entspricht der Parallelre-
gelung in der Sozialhilfe.

Zu 8§ 22 Leistungen fur Unterkunft und Heizung
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Die Kosten fur Unterkunft und Heizung werden wie in der Sozialhilfe in tatsachlicher, angemes-
sener Hohe berlicksichtigt, wobei sie den am Mal3stab der Sozialhilfepraxis ausgerichteten —
angemessenen — Umfang nur dann und solange Ubersteigen dirfen, wie es dem alleinstehen-
den Hilfebedurftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht moglich oder nicht zuzumuten ist, die
Aufwendungen fur die Unterkunft zu senken. Die hierbei zu beachtenden Voraussetzungen ent-
sprechen den sozialhilferechtlichen Regelungen. Aul3erdem ist geregelt, dass der erwerbsfahi-
ge Hilfebedurftige vor Abschluss eines neuen Mietvertrages die Zusicherung der Agentur fur
Arbeit zu den Aufwendungen fur die neue Unterkunft einholen soll. Ebenfalls geregelt sind die
Voraussetzungen, unter denen die Agentur fir Arbeit in diesen Féllen der Hohe der Aufwen-

dungen zustimmen muss.

Zu Absatz 2
Die Regelung stellt klar, dass — wie im Sozialhilferecht auch — Wohnungsbeschaffungskosten
sowie Mietkautionen und Umzugskosten bei vorheriger Zustimmung durch der Agentur fur Ar-

beit tbernommen werden kdnnen.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht dem Sozialhilferecht und ist erforderlich, um die Zahlung der Unterkunft
in den Fallen zu sichern, in denen von einer zweckentsprechenden Verwendung der Kosten
durch den Hilfesuchenden nicht ausgegangen werden kann, wie z.B. im Fall von Trunksucht

oder fortgesetzt unwirtschaftlichem Verhalten.

Zu § 23 Abweichende Erbringung von Regelleistungen

Zu Absatz 1

Die Regelung stellt klar, wie zu verfahren ist, wenn im Einzelfall ein von den Regelsatzen um-
fasster und nach den Umstanden unabweisbarer Bedarf nicht gedeckt werden kann. Soweit das
fur diesen Fall zur Ansparung vorgesehene Vermogen nach 8§ 12 Abs. 2 Nr. 3 im Einzelfall nicht
oder nicht in ausreichender Hohe zur Verfugung steht und der Leistungsberechtigte vorrangig
auch nicht auf eine andere Bedarfsdeckung, z.B. auf Gebrauchtwarenlager oder auf Kleider-
kammern, verwiesen werden kann, erbringt die Agentur fir Arbeit bei Nachweis des unabweis-
baren Bedarfs eine Sachleistung oder Geldleistung in Form eines Darlehens. Hierbei besteht
grundsatzlich kein Anspruch auf fabrikneue Gegenstande. Das Darlehen wird durch monatliche
Aufrechnung in H6he von bis zu 10 vom Hundert mit der zu zahlenden monatlichen Regelleis-
tung getilgt. Hierbei sind auch die Regelleistungen einzubeziehen, die an die mit dem Hilfebe-

durftigen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehérigen zu zahlen sind.
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Zu Absatz 2
Die Regelung stellt klar, unter welchen Voraussetzungen die monatliche Regelleistung ganz

oder in Teilen als Sachleistung zu erbringen ist.

Zu § 24 Befristeter Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld

Zu Absatz 1

Das im Bericht der Arbeitsgruppe ,Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe* der Kommission zur Reform der
Gemeindefinanzen dargestellte sog. ,Stufenmodell” sieht fir erwerbsfahige Hilfebedurftige, die
nach Beendigung des Bezugs von Arbeitslosengeld in die neue, aus Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe zusammengefiihrte Leistung kommen, zur Abfederung finanzieller Harten eine zeitlich

befristeten, degressiven Zuschlag vor (Bericht der Arbeitsgruppe, 3.2, Seite 19):

.Der befristete Zuschlag erhéht den Anspruch auf die neue Leistung um 66,7 vom Hundert
(zwei Drittel) des Unterschieds zwischen dem Haushaltseinkommen bei Arbeitslosengeldbezug
und der Leistungshohe (hier: Leistung in Hohe der Sozialhilfe plus freigestelltes Erwerbsein-
kommen). HOchstbetrag ist bei Alleinstehenden 160 Euro, bei Paaren 320 Euro sowie 60 Euro
fur jedes Kind. Der befristete Zuschlag sinkt nach einem Jahr auf die Halfte und entfallt nach

zwei Jahren ganz.”

Der befristete Zuschlag soll berticksichtigen, dass der ehemalige Arbeitslosengeldempfanger
durch haufig langjahrige Erwerbstatigkeit — im Unterschied zu solchen Empfangern der neuen
Leistung, die nur jeweils kurzfristig bzw. noch nie erwerbstatig waren — vor dem Bezug der neu-
en Leistung einen Anspruch in der Arbeitslosenversicherung erworben hat. Er soll in vertretba-
rem Umfang einen Teil der EinkommenseinbuBen abfedern, die in der Regel beim Ubertritt in
die neue Leistung entstehen werden. Die Halbierung des Zuschlages ein Jahr nach dem Ar-
beitslosengeldbezug und der Wegfall zu Beginn des dritten Jahres nach dem Ende des Ar-
beitslosengeldbezuges tragen der zunehmenden Entfernung vom Arbeitsmarkt Rechnung und
erhdohen den Anreiz zur Aufnahme einer Erwerbstatigkeit. Die Befristung des Zuschlages unter
Festsetzung von Hochstbetragen beriicksichtigt auerdem, dass es sich bei der neuen Leistung
um ein bedarfsorientiertes System handelt und dementsprechend grundséatzlich nicht der glei-
che Lebensstandard wie im Rahmen des Arbeitslosengeldbezuges gewahrleistet werden kann.

Die in Absatz 1 genannte Zwei-Jahresfrist beginnt unmittelbar nach dem Ende des Arbeitslo-
sengeldbezuges und lauft kalendermafiig ab. Wer also zum Beispiel einen Antrag auf Arbeitslo-
sengeld Il erst ein halbes Jahr nach diesem Zeitpunkt stellt, erhalt nur noch fir ein weiteres hal-
bes Jahr den vollen, ihm zustehenden Zuschlag, der sich danach um 50 vom Hundert vermin-

dert und nach insgesamt 1 %2 Jahren ganz auslauft.
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Zu Absatz 2

Die Empfehlung der Arbeitsgruppe, die Differenz aus der Veranderung des gesamten Netto-
haushaltseinkommens vorzunehmen, ist zum einen zu verwaltungsaufwandig. Zum anderen
wirden dadurch Einkommensveranderungen in die Zuschlagsberechnung eingehen, die sich
aufgrund des Wechsels vom Arbeitslosengeld in die neue Leistung nicht oder jedenfalls in der
Regel nicht verandern, wie z.B. Kindergeld oder sonstige Einkommen und Einkulinfte. Es ist da-
her sinnvoll und zielfihrend, den Zuschlag aus zwei Dritteln des Differenzbetrages auf die vari-
ablen Transferleistungen zum Zeitpunkt des Endes des Arbeitslosengeldbezuges auf der einen
und zum Zeitpunkt des Bezugs von Arbeitslosengeld Il auf der anderen Seite zu beschranken.
Daher ist die Differenz zwischen dem zuletzt bezogenen Arbeitslosengeld und dem hierbei ge-
gebenenfalls erhaltenen Wohngeld auf der einen Seite und dem im Einzelfall zu zahlenden Ar-
beitslosengeld Il — unter Berlicksichtigung von Einkommen und Vermdgen einschliel3lich etwai-
ger Freibetrage aus Erwerbstatigkeit nach § 30 — und dem gegebenenfalls an Angehdrige der

Bedarfsgemeinschaft zu zahlenden Sozialgeld auf der anderen Seite zu bilden.

Zu Absatz 3

Die Hohe des Zuschlages wird wie folgt ermittelt: Der Zuschlag wird nicht gezahlt, wenn das
Arbeitslosengeld niedriger ausféllt als der Zahlbetrag des Arbeitslosengeldes Il (und Sozialgel-
des) ohne Zuschlag. Der Zuschlag betragt zwei Drittel der Differenz zwischen dem zuletzt be-
zogenen Arbeitslosengeld zuziglich ggf. geleisteten Wohngeld und dem durch das Wohngeld
reduzierten Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld zuziglich dem Wohngeld selbst. Falls der so
ermittelte Betrag die in Absatz 3 genannten Maximalbetrage Uberschreitet, ist der Zuschlag auf

diese Maximalbetrage beschrankt.

Zu 8§ 25 Leistungen bei Arbeitsunfahigkeit

Die Vorschrift durchbricht das Prinzip der Subsidiaritat des steuerfinanzierten Arbeitslosengel-
des Il gegeniber Leistungen anderer Trager. Das Arbeitslosengeld Il wird fir die Dauer von
sechs Wochen weiter erbracht, auch wenn bereits ein Anspruch auf Krankengeld gegeben wa-

re. Damit wird bei zeitlich Gberschaubaren Erkrankungen ein Tragerwechsel vermieden.

Familienversicherte Erwerbsféhige haben keinen Anspruch auf Krankengeld. In diesen Fallen
muss das Arbeitslosengeld Il auch tUber die sechs Wochen hinaus weiter gezahlt werden, so-

fern nicht die Erwerbsfahigkeit wegen langfristiger Erkrankung entfallen ist (§ 8 Abs. 1)

Der Wechsel in den Bezug von Krankengeld hat keinen Einfluss auf die Eingliederungsleistun-

gen fur den Erwerbsfahigen und die Anspriche der Mitglieder der Bedarfsgemeinschatft.
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Zu 8 26 Zuschuss zu Beitragen bei Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetz-

lichen Rentenversicherung

Von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreiten Beziehern von
Arbeitslosengeld Il wird ein Zuschuss zu den Beitragen geleistet, die sie fir eine freiwillige Ver-
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder fir eine private Alterssicherung zahlen.
Der Zuschuss wird in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen, héchstens aber in Hohe von 78
Euro monatlich geleistet. Dies entspricht dem monatlichen Beitrag fur in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung pflichtversicherte Bezieher von Arbeitslosengeld 1l (8 3 Satz 1 Nr. 3 des

Sechsten Buches n.F.). Der Héchstzuschuss wird jahrlich wie die Regelleistung angepasst.

Zu § 27 Verordnungsermachtigung

Mit der Verordnungserméachtigung soll sichergestellt werden, dass bei Bedarf nahere Regelun-

gen zu den in Nr. 1 und Nr. 2 genannten Aufwendungen und Kosten erlassen werden kénnen.

Zu § 28 Sozialgeld

Zu Absatz 1

Die Regelung stellt klar, dass die mit dem erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in Bedarfsgemein-
schaft lebenden, nicht erwerbsfahigen Angehdrigen anstelle des Arbeitslosengeldes Il das so
genannte Sozialgeld erhalten, soweit sie keinen Anspruch auf die Leistungen nach dem Gesetz
Uber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung haben oder
diese Leistungen nicht zur Sicherung des Lebensunterhalts ausreichen. Das Sozialgeld ent-
spricht - mit Ausnahme des befristeten Zuschlages nach Bezug von Arbeitslosengeld, den das
Sozialgeld naturgemaf nicht vorsieht - mit folgenden weiteren Besonderheiten dem Arbeitslo-

sengeld Il

Die Regelleistung fur nicht erwerbsfahige Angehdorige bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
betragt entsprechend den Festlegungen der Regelsatzverordnung zum Zwolften Buch fir Kin-
der bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 60 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 mal3geben-
den Regelleistung. Weiterhin wird klargestellt, dass - ebenfalls entsprechend den Festlegungen
zum Zwolften Buch - die Regelleistung fiir nicht erwerbsfahige Angehorige im 15. Lebensjahr 80
vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maligebenden Regelleistung betragt. Fur nicht erwerbsfahi-
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ge Angehdrige, die das 15. Lebensjahr vollendet haben ergibt sich die jeweilige Hohe der Re-

gelleistung aus § 20.

Die Mehrbedarfe fur nicht erwerbsféahige behinderte Angehdrige werden auch gezahlt, wenn
Eingliederungshilfe nach § 49 Absatz 1 Nr. 1 und 2 des Zwdlften Buches gewéahrt wird (Hilfen
zur angemessenen Schulbildung sowie Hilfe zur schulischen Ausbildung fur einen angemesse-
nen Beruf), weil diejenigen Hilfebedurftigen, die sich in schulischer Ausbildung befinden, kein

Arbeitslosengeld Il erhalten, aber Anspruch auf Sozialgeld haben kénnen.

Zu § 29 Einstiegsgeld

Zu Absatz 1

Der zeitlich befristete Arbeitnehmerzuschuss (Einstiegsgeld) wird eingefiihrt, um fur die Auf-
nahme einer Erwerbstatigkeit einen finanziell attraktiven Anreiz zu schaffen. Es handelt sich um
eine Ermessensvorschrift, so dass jeweils einzelfallbezogen zu entscheiden ist, ob diese Art der
Forderung als zeitlich begrenzte und gezielte MalRnhahme zur Aufnahme von Erwerbstatigkeit
geeignet erscheint. Durch die Ausgestaltung als befristete Ermessensregelung wird zum einen
das Risiko von Mitnahmeeffekten minimiert. Zum anderen wird verhindert, dass dauerhafte fi-
nanzielle Benachteiligungen fir diejenigen eintreten, die aufgrund ihres, zumindest auch auf
Erwerbseinkommen beruhenden, Haushaltseinkommens nicht mehr bedurftig sind und daher
auch kein Einstiegsgeld erhalten, wahrend derjenige, der trotz seines Erwerbseinkommens
noch hilfebeddrftig ist, durch das Einstiegsgeld ein insgesamt héheres Haushaltseinkommen
erzielen kann. Der Arbeithnehmerzuschuss wird ergénzend zu den sich aus § 30 ergebenden

Freibetragen gezahlt.

Zu Absatz 2

Das Einstiegsgeld kann auf den Einzelfall zugeschnitten fir hdchstens 24 Monate erbracht wer-
den. Hierdurch wird einer nicht vertretbaren Dauersubvention von Loéhnen entgegengewirkt.
AuRerdem soll bei der Festlegung der Dauer der Malnahme auch die Qualifikation des Hilfebe-
durftigen berlcksichtigt sowie dem Umstand Rechnung getragen werden, dass der Hilfebedtirf-
tige mit zunehmender Dauer der Erwerbstétigkeit Uber eine groRere Qualifikation verfugt, so
dass auch sein Erwerbseinkommen hierdurch schneller steigen kann und das Erfordernis eines
zusatzlichen Einstiegsgeldes verringert wird oder ganz entféllt. Bei der Festlegung der HOhe
des Einstiegsgeldes sind nach pflichtgemé&em Ermessen auch die vorherige Dauer der Ar-
beitslosigkeit sowie die Grol3e der jeweiligen Bedarfsgemeinschaft (Familienkomponente) an-
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gemessen zu bericksichtigen. Die Wirkung des Einstiegsgeldes soll evaluiert werden, um mog-

liche Mithahmeeffekte festzustellen.
Zu Absatz 3

Die Rechtsverordnungsermachtigung benennt die Rahmenbedingungen, nach denen die Ein-

zelheiten fur die Bemessung des Einstiegsgeldes festgelegt werden sollen.

Zu 8 30 Freibetrage bei Erwerbstatigkeit

Die Vorschrift legt fest, in welcher Hohe Erwerbseinkommen des erwerbsfahigen Hilfebedurfti-
gen auf das Arbeitslosengeld Il angerechnet wird. Das Anrechnungssystem tragt dem Grund-
satz Rechnung, dass derjenige, der arbeitet, mehr Geld zur Verfigung haben soll als derjenige,
der trotz Erwerbsfahigkeit nicht arbeitet. Es beinhaltet flr alle Haushaltstypen lohnende finan-
zielle Arbeitsanreize bei der Aufnahme von - nicht bedarfsdeckender - Erwerbstatigkeit oder zur

Aufrechterhaltung von bereits bestehender — nicht bedarfsdeckender - Erwerbstatigkeit.

Die Art der Berechnung der Freibetrage orientiert sich an der bisherigen Sozialhilfepraxis zur
Anrechnung von Einkommen aus Erwerbstétigkeit, wobei die jeweiligen Vomhundertsatze nun-
mehr in Bezug zu der pauschalierten Regelleistung nach § 20 gesetzt wurden. Von dem um die
Absetzbetrdge nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 5 bereinigten Einkommen aus Erwerbstétigkeit
(bereinigtes Nettoerwerbseinkommen) wird ein Betrag in Hohe von 20 vom Hundert der nach §
20 Abs. 2 fur einen Alleinstehenden mafl3gebenden Regelleistung zuzuglich 15 vom Hundert
des diesen Betrag ubersteigenden bereinigten Nettoerwerbseinkommens, jedoch nicht mehr als

die normierten HOochstbetrage frei gelassen.

Die Hohe der Freibetrage ist im Rahmen des Arbeitslosengeldes Il finanziell vorteilhafter als
aufgrund der bisherigen Sozialhilfepraxis. Hierdurch soll ein h6herer Anreiz zur Arbeitaufnahme
geschaffen werden. Bislang blieben ndmlich — unabhé&ngig von der Grol3e der Bedarfsgemein-
schaft — von dem erzielten Nettoerwerbseinkommen jeweils nur maximal 50 vom Hundert des
alten sozialhilferechtlichen Eckregelsatzes eines Haushaltsvorstandes/Alleinstehenden fur lau-
fende Leistungen frei. Es konnte also — bezogen auf den entsprechenden Regelsatz des Bun-
dessozialhilfegesetzes in der am 1. Juli 2003 geltenden Fassung — vom Nettoerwerbseinkom-
men immer nur maximal ein Betrag in H6he von 50 vom Hundert dieses Regelsatzes :147,50
Euro (alte Lander) bzw. 142,50 Euro (neue L&nder) von der Anrechnung auf die Transferleis-
tung frei bleiben. Nunmehr wird der HOchstbetrag, ab dem die Transferentzugsrate 100 vom

Hundert betragt, d.h., jeder hinzuverdiente Euro voll auf das Arbeitslosengeld Il angerechnet
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wird, in Abh&ngigkeit von der HaushaltsgrofRe angehoben und somit um eine Familienkompo-

nente erganzt.

Auch fur die Gruppe der Alleinstehenden wird im Vergleich zur alten Sozialhilfepraxis bereits ein
verbesserter Arbeitsanreiz geschaffen: Der maximale Hdchstbetrag fir einen alleinstehenden
erwerbsfahigen Hilfebedurftigen betragt nunmehr 45 vom Hundert der Regelleistung fir Allein-
stehende (bei Bezugnahme auf die alten Sozialhilfe-Regelsatze in der am 01. Juli 2003 gelten-
den Fassung entspréache dies 55 vom Hundert des damaligen Regelsatzes), Eine Verbesserung
der Arbeitsanreize ist auch fur Alleinstehende erforderlich, da diese Gruppe bisher die langste
Verweildauer in der Sozialhilfe aufweist und den héchsten Anteil (43 vom Hundert) unter allen in

der Sozialhilfe vertretenen Haushaltsgrof3en ausmacht.

Bei einer Bedarfsgemeinschaft von zwei Personen betragt der maximale Freibetrag bei Er-
werbstatigkeit 50 (nach alter Rechnung 60) vom Hundert der nach 8 20 Abs. 2 firr einen Allein-
stehenden mafigebenden Regelleistung und erhéht sich in Abhangigkeit von der Haushaltsgro-
3e in 10vom Hundert-Schritten pro zusatzlicher Person bis auf maximal 80 (nach alter Rech-
nung 90) vom Hundert der fir einen Alleinstehenden Regelleistung bei einer Bedarfsgemein-
schaft mit funf und mehr Personen. Nach dem neuen Anrechnungssystem liegt der maximale
Freibetrag somit fur eine Familie mit drei Personen bei einem Betrag von jeweils gerundet 207 /
199 Euro (alte/neue Lénder) Stand und bei einer Familie mit einer Haushaltsgrof3e von finf
Personen bei einem Betrag von maximal 276 / 265 Euro. Die Freibetréage stehen jedem in der

Bedarfsgemeinschaft Erwerbstatigen gesondert zu.

Das der Vorschrift zugrundeliegende Anreizsystem erhoht die finanziellen Anreize zur Aufnah-
me bzw. Aufrechterhaltung einer Erwerbstatigkeit, halt jedoch die Ausweitung des berechtigten
Personenkreises in einem vertretbaren Rahmen von bis zu ca. 100.000 Haushalten (Bericht der
Arbeitsgruppe ,Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe* der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen
vom 17. April 2003 Punkt 3.3, Seite 23). Dem stehen Einsparungen gegeniber, die dadurch
erwartet werden, dass aufgrund der erhdhten Arbeitsanreize kinftig in mehr Haushalten als
bislang Erwerbstatigkeit aufgenommen wird. Die Mehrausgaben des Modells wurden im Bericht
der Arbeitsgruppe ,Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe* auf rund 30 Mio. Euro beziffert (Punkt 3.3, Seite
23).

Demgegenuber wirden grof3zigigere Freibetrdge zu einer weitaus hdheren, nicht mehr vertret-
baren Ausweitung des berechtigten Personenkreises fihren, weil jeder hdhere Freibetrag das
anzurechnende Erwerbseinkommen mindert und somit auch immer mehr Personen einen An-
spruch auf — zumindest aufstockendes — Arbeitslosengeld Il erhalten wirden, bei denen ande-
renfalls gar keine Hilfebedurftigkeit mehr vorliegen wirde. So hat die Arbeitsgruppe ,Arbeitslo-

senhilfe/Sozialhilfe* der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen auch geprift, welche
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Auswirkungen hinsichtlich der Erweiterung des berechtigten Personenkreises ein Anrech-
nungsmodell hatte, wonach grundséatzlich ein Freibetrag in Hohe von 20 vom Hundert des Net-
toerwerbseinkommens gewahrt wird. Die Einkommensanrechnungsregelung dieses Modells
hatte dazu gefiihrt, dass rund 200.000 Haushalte zusatzlich Anspriiche im System der neuen
Leistung hatten geltend machen kénnen. Dies aber ware — auch mit Blick auf die damit verbun-

dene eine Dauersubvention von zumindest mittleren Lohnen — nicht vertretbar gewesen.

Zu § 31 Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes Il

Dem Grundsatz des Fordern und Fordern entsprechend soll der erwerbsféahige Hilfebedurftige
verpflichtet werden, konkrete Schritte zur Behebung seiner Hilfebedurftigkeit zu unternehmen.
Diese Regelung konkretisiert den in § 2 verankerten Grundsatz des Forderns, demzufolge der
erwerbsfahige Hilfebedurftige alle Moglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung seiner Hil-
febedurftigkeit und der Hilfebedurftigkeit der mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angeho-

rigen durch Einsatz seiner Arbeitskraft auszuschopfen hat.

Zu Absatz 1

Zu Satz 1

Nach Satz 1 wird das Arbeitslosengeld Il in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert der fir den
erwerbsfahigen Hilfebedurftigen nach 8 20 maflRgebenden Regelleistung abgesenkt und der
Zuschlag nach 8§ 24 nicht gezahlt, wenn die in den Nummern 1 und 2 genannten Pflichtverlet-
zungen vorliegen und der erwerbsfahige Hilfebedurftige nicht nachweist, dass es fir diese
Pflichtverletzungen einen wichtigen Grund gab. Es tritt hiermit eine Beweislastumkehr ein. Der
erwerbsfahige Hilfebedirftige muss die einen wichtigen Grund begrindenden Tatsachen nach-
weisen, die sich aus seiner Sphare oder seinem Verantwortungsbereich ergeben. Der Hilfebe-
durftige ist vorher Gber die Rechtsfolgen zu belehren. Bei den in Satz 1 Nummer 1c genannten
Arbeitsgelegenheiten handelt es sich um Arbeitsbeschaffungsmal3nahmen im Sinne des Dritten

Buches.

Zu Satz 2

Das Arbeitslosengeld Il wird auch in den in Satz 2 genannten Fallen in einer ersten Stufe abge-
senkt und der Zuschlag nach § 24 wird nicht gezahlt, wenn der erwerbsfahige Hilfebedurftige
trotz vorher erfolgter schriftlicher Belehrung Uber die Rechtsfolgen fur die in Satz 2 genannte
Pflichtverletzung keinen wichtigen Grund nachweist. Da die in Satz 2 genannten Pflichtverlet-
zungen aber weniger schwer wiegen als die Pflichtverletzungen nach Satz 1, erfolgt hier eine
Absenkung des Arbeitslosengeldes Il in einem ersten Schritt nur um 10 vom Hundert der fir
den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen mafRgebenden Regelleistung.
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Zu Absatz 2

Satz 1 regelt die Absenkung des Arbeitslosengeldes Il fir den Fall wiederholter Pflichtverlet-
zungen. Hierbei wird klargestellt, dass bei jeder erneuten Pflichtverletzung das Arbeitslosengeld
Il um den Vomhundertsatz gemindert wird, um den es in der ersten Stufe gemindert wurde, also
z.B. um weitere 30 vom Hundert oder um weitere 10 vom Hundert. Bei kumulativer Verletzung
von Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 kann in der ersten Stufe die Minderung auch 30
vom Hundert plus 10 vom Hundert, also insgesamt 40 vom Hundert der flr den erwerbsfahigen

Hilfebedurftigen malRgebenden Regelleistung betragen.

Satz 2 stellt klar, dass im Fall wiederholter Pflichtverletzung auch weitere Bestandteile des Ar-
beitslosengeldes Il abgesenkt werden kénnen. Auch in diesem Fall bleibt aber der Zugang des
erwerbsfahigen Hilfebedurftigen zu sonstigen Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, also auch

zu Beratungs- und Betreuungsdienstleistungen, erhalten.

Wird die Regelleistung um mehr als 30 vom Hundert gemindert, stellt Satz 3 klar, dass ein Er-
messensanspruch gegenuber der Agentur fir Arbeit auf erganzende Sachleistungen oder
geldwerte Leistungen, insbesondere in Form von Lebensmittelgutscheinen, entsteht. Diese
Leistungen beziehen sich dem Volumen nach nur auf die Leistungshtéhe des Arbeitslosengel-
des I, die weniger als 30 vom Hundert der mal3gebenden Regelleistung umfasst. Fir den Fall,
dass der erwerbsfahige Hilfebedurftige mit minderjahrigen Kindern in Bedarfsgemeinschaft lebt,
soll die Agentur fur Arbeit in den Grenzen des Satzes 4 erganzende Sachleistungen oder geld-
werte Leistungen erbringen, um zu verhindern, dass minderjahrige Kinder dadurch tbermafRig
belastet werden, dass das Arbeitslosengeld Il ihrer Eltern oder Elternteile wegen Pflichtverlet-
zungen abgesenkt wurde. Nach Satz 5 ist der erwerbsfahige Hilfebedurftige vorher tber die
sich ergebenden Rechtsfolgen zu belehren. Dem Hilfebedurftigen soll hierbei in verstandlicher
Form erlautert werden, welche unmittelbaren und konkreten Auswirkungen auf seinen Leis-
tungsanspruch die in Absatz 1 genannten Pflichtverletzungen haben werden. Die Belehrung soll

zeitlich vor der Pflichtverletzung liegen.

Zu Absatz 3

Die Regelung stellt klar, dass auch bei den dort genannten Pflichtverletzungen die Rechtsfolgen
der Abséatze 1 und 2 (mit Ausnahme der in Absatz 1 Satz 2 genannten Minderung um 10 vom
Hundert der Regelleistung) eintreten kénnen. Auch hiertiber ist der erwerbsfahige Hilfebedurfti-
ge vorher entsprechend zu belehren. Bei einer Pflichtverletzung nach Nr. 1 muss der Hilfesu-
chende sein Einkommen oder Vermoégen vermindert haben. Hierbei kommt nur eine direkte
Handlung, keine indirekte Minderung, etwa durch Unterlassung beruflicher Umschulungsmal3-

nahmen, in Betracht. Der Hilfesuchende muss durch sein Verhalten die Absicht verfolgt haben,
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die Voraussetzungen fur die Gewéhrung oder Erh6hung der Hilfe herbeizufiihren. Direkter Vor-
satz ist insoweit erforderlich. Unwirtschaftliches Verhalten im Sinne der unter Nr. 2 genannten
Pflichtverletzung liegt dann vor, wenn ein hilfebedirftiger Erwerbsfahiger unter Beriicksichti-
gung der ihm durch die Allgemeinheit gewahrten Hilfe bei allen oder einzelnen seiner Handlun-
gen jede wirtschaftlich verniinftige Betrachtungsweise vermissen lasst und hierbei ein Verhalten
zeigt, das vom Durchschnitt wesentlich abweicht. Eine Pflichtverletzung nach Nr. 3 a) setzt vor-
aus, dass die Agentur fur Arbeit als fur die Arbeitslosenversicherung zustandiger Trager eine
entsprechende Feststellung getroffen hat. Die Agentur fur Arbeit als fir das Arbeitslosengeld II
zustandiger Trager ist insoweit an diese Feststellung gebunden. Dies ist anders im Falle einer
Pflichtverletzung nach Nr. 3 b). Denn hier hat die Agentur fUr Arbeit als fir das Arbeitslosengeld
Il zustandige Tragerin selbst zu entscheiden, ob die in Nr. 3 b) genannten Voraussetzungen

erfullt sind.

Zu Absatz 4

Absatz 4enthalt eine Sonderregelung fur junge erwerbsféahige Hilfebedurftige zwischen 15 bis
unter 25 Jahren. Es ist dringend erforderlich, bei jungen Menschen von vornherein der Lang-
zeitarbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Deshalb sind auf der einen Seite erwerbsfahige Hilfebe-
durftige unter 25 Jahren in Beschaftigung, Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermit-
teln (8 3 Absatz 2). Im Ubrigen hat die Bundesregierung hierzu mit dem am 28. Mai 2003 vom
Bundeskabinett verabschiedeten Sonderprogramm des Bundes zum Einstieg arbeitsloser Ju-
gendlicher in Beschéaftigung und Qualifizierung (Jump Plus), das 100.000 Jugendliche erreichen
soll, bereits im Vorfeld der Reform erste notwendige Mal3nahmen ergriffen. Der staatlichen Ver-
pflichtung zur Beschaftigung jugendlicher Menschen auf der einen Seite stehen die schéarferen
Sanktionsregelungen des Absatzes 4 auf der anderen Seite gegeniiber: Junge erwerbsféahige
Hilfebedurftige erhalten bei Pflichtverletzungen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 mit Aus-
nahme der Kosten fur Unterkunft und Heizung kein Arbeitslosengeld Il. Zugleich wird klarge-
stellt, dass die Agentur fur Arbeit die angemessenen Kosten fur Unterkunft und Heizung direkt
an den Vermieter zahlen soll. Auch in diesem Fall bleibt aber der Zugang des erwerbsfahigen
jugendlichen Hilfebedurftigen zu sonstigen Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, also auch zu

Beratungs- und Betreuungsdienstleistungen, erhalten.

Liegt lediglich eine Pflichtverletzung nach Absatz 1 Satz 2 vor, wird auch bei jungen erwerbsfa-
higen Hilfebedurftigen das Arbeitslosengeld I, wie dort geregelt, neben der Streichung des Zu-
schlages um 10 vom Hundert der maRgebenden Regelleistung abgesenkt. Im Ubrigen bedeutet
die Verweisung auf die in Absatz 3 genannten Voraussetzungen, dass im Falle einer Pflicht-
verletzung nach Absatz 3 Nr. 1 das Arbeitslosengeld Il nur fiir diejenigen Jugendlichen gestri-
chen wird, die zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung das 18. Lebensjahr vollendet haben. Weiter-

hin gelten Uber den Verweis auf Absatz 3 Satz 3 bis 5 auch fir Jugendliche die besonderen

142



Regelungen zu ergédnzenden Sachleistungen oder geldwerten Leistungen sowie die Verpflich-
tung fur den zustéandigen Trager, den Jugendlichen vorher Uber die Rechtsfolgen der Pflicht-

verletzung entsprechend zu belehren.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt die Dauer der in den Absétzen 1 bis 4 geregelten Rechtsfolgen bei Pflicht-
verletzungen. Da die Absenkung oder der Wegfall des Arbeitslosengeldes Il Sanktionscharakter
haben, ist die Dauer der Rechtsfolge, unabhéngig davon, ob die Pflichtverletzung zwischenzeit-
lich beendet wurde, auf jeweils drei Monate festgelegt. Der Hilfebedurftige ist hierliber vorher
entsprechend zu belehren, so dass er hinreichend in die Lage versetzt ist, zu erkennen, zu wel-
chen konkreten Folgen eine Pflichtverletzung fuhrt. Bei einer zwischenzeitlich erneut begange-
nen Pflichtverletzung beginnt ein neuer dreimonatiger Zeitraum, der sich, je nach dem Zeitpunkt
der Pflichtverletzung, an die ersten drei Monaten anschlie3en oder sich teilweise mit ihnen 0-
berschneiden kann. Weiterhin wird klargestellt, dass in den Fallen der Leistungsabsenkung o-

der Streichung kein Anspruch auf ergdnzende Leistungen nach dem Zwdlften Buch besteht.

Zu 8 32 Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes

Die Vorschrift enthalt die Regelungen zur Absenkung und zum Wegfall des Sozialgeldes. Hier-
nach kann fur nicht erwerbsfahige Hilfebedurftige, die mit einem erwerbsfahigen Hilfebedurfti-
gen in Bedarfsgemeinschaft leben, die Leistung entsprechend den Regelungen nach § 31 Ab-
satz 1, Absatz 2 und Absatz 5 abgesenkt werden oder ganz entfallen, wenn bei diesen Perso-
nen Pflichtverletzungen nach § 31 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Nr. 1 und Nr. 2 vorliegen. Die

Regelungen zur Beweislastumkehr geltend entsprechend auch hier.

Eine Pflichtverletzung nach 8 31 Abs. 1 Satz 2 kann sich fur einen nicht erwerbsfahigen Hilfe-
bedirftigen z.B. dann ergeben, wenn der Hilfebedurftige zur Wahrnehmung eines &rztlichen
oder psychologischen Untersuchungstermins aufgefordert wird, weil in seiner Person ein Ver-
mittlungshemmnis fir den erwerbsfahigen Partner liegt (z.B. wegen Alkoholabhangigkeit, die
dazu fuhrt, dass ein zum Haushalt gehoérendes Kind nur von dem erwerbsfahigen Partner be-

treut werden kann), dieser Termin aber - ohne wichtigen Grund - nicht wahrgenommen wird.

Zu 8 33 Ubergang von Anspriichen

Zeitlich kongruente Anspriiche eines Beziehers von Leistungen zum Lebensunterhalt gegen
einen Dritten, der nicht Sozialleistungstrager im Sinne des § 12 Erstes Buch ist, gehen mit der

Uberleitungsanzeige auf die Agentur fur Arbeit tiber. Der Hohe nach ist der Anspruchsiibergang
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auf die Hohe der erbrachten Leistungen begrenzt. Der Anspruch darf nur Gbergeleitet werden,
soweit die Leistungen bei rechtzeitiger Erfillung des Anspruchs nicht erbracht worden wéren.
Dem Anspruchsiibergang steht nicht entgegen, dass der Anspruch nicht tbertragbar, verpfand-

bar oder pfandbar ist.

Zivilrechtliche Unterhaltsanspriiche eines Beziehers von Leistungen zum Lebensunterhalt ge-
hen bis zur Hohe der erbrachten Leistungen auf die Agentur flir Arbeit Uber. Zugleich geht der
unterhaltsrechtliche Auskunftsanspruch gegen den Verpflichteten tGber. Der Unterhaltsanspruch
geht nicht Gber, soweit er durch laufende Zahlung erfullt wird. Er geht ebenfalls nicht Uber, wenn
der Unterhaltsberechtigte mit dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt oder mit ihm
im zweiten oder entfernteren Grade verwandt ist. Das Gleiche gilt fur eine Unterhaltsberechtig-
te, die schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres
betreut. Der Anspruchsiibergang ist auch ausgeschlossen, wenn er flr den Unterhaltspflichti-
gen eine unbillige Harte bedeuten wirde oder wenn er durch den Anspruchsiibergang seiner-

seits bedurftig im Sinne der Regelungen zum Arbeitslosengeld Il oder zum Sozialgeld wirde.

Zu 8 34 Ersatzanspriche

Die Vorschrift lehnt sich an das Sozialhilferecht an. Zum Ersatz der Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts ist verpflichtet, wer als Volljahriger vorsatzlich oder grob fahrlassig und
ohne wichtigen Grund seine Hilfebedurftigkeit oder diejenige der Mitglieder der Bedarfsgemein-
schaft verursacht hat. Ein Ruckgriff unterbleibt, soweit der Verpflichtete in Zukunft abhangig von

Leistungen zu Sicherung des Lebensunterhalts oder Hilfe zum Lebensunterhalts werden wurde.

Die Ersatzpflicht trifft auch den Erben, sie ist auf den Wert des Nachlasses bei Eintritt des Erb-

falles begrenzt.

Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres der Leistungserbrin-
gung. Fur die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Verjahrung
gelten die Regelungen des Burgerlichen Gesetzbuches sinngemalR. Ein Leistungsbescheid der

Agentur fur Arbeit hat die gleichen Wirkungen wie eine Klageerhebung.

Zu 8 35 Erbenhaftung

Die Vorschrift lehnt sich an das Sozialhilferecht an. Der Erbe eines Empfangers von Leistungen

zur Sicherung des Lebensunterhalts haftet fur die in den letzten zehn Jahren vor dem Erbfall
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erbrachten Leistungen. Die Ersatzpflicht beschrankt sich auf den Wert des Nachlasses bei Ein-
tritt des Erbfalles.

Der Erbe haftet nicht fur Leistungen, die 1.700 Euro nicht Ubersteigen (Bagatellgrenze). Er hat
einen Freibetrag von insgesamt 15.500 Euro, wenn er Ehegatte des Verstorbenen oder mit die-
sem verwandt war und nicht nur voribergehend bis zu seinem Tode mit ihm in h&uslicher Ge-
meinschaft gelebt und ihn gepflegt hat. Der Ersatzanspruch ist auch nicht geltend zu machen,
soweit dies nach der Besonderheit des Einzelfalles eine besondere Harte bedeuten wirde. Der

Begriff der besonderen Harte ist eng auszulegen.

Absatz 3 regelt, dass der Ersatzanspruchdrei Jahre nach dem Tode des Leistungsempfangers
erlischt. 8 34 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemal3.

Zu 8§ 36 Ortliche Zustandigkeit

Zustandig fur das Erbringen von Leistungen nach diesem Buch ist die Agentur fur Arbeit, in de-
ren Bezirk der erwerbsfahige Hilfebedurftige seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt
hat. Anders als im Dritten Buch ist ein Zustandigkeitswechsel ohne Anderung des Wohnsitzes

oder gewohnlichen Aufenthalts nicht mdglich.

Zu 8§ 37 Antragserfordernis

Der Antrag auf Leistungen hat konstitutive Wirkung, so dass Leistungen erst ab Antragstellung
zustehen. Auf die Kenntnis der Agentur fir Arbeit von der Hilfebedurftigkeit kommt es anders

als im Sozialhilferecht nicht an.

Ist der erwerbslose Hilfebedurftige mangels Dienstbereitschaft der Agentur fur Arbeit nicht in der
Lage, seinen Antrag zu stellen, wirkt der am nachsten Tag der Dienstbereitschaft gestellte An-
trag auf den Tag zuriick, an dem der Antrag eigentlich gestellt werden sollte. Die schlussige
Erklarung, an einem bestimmten Tag den Antrag gestellt haben zu wollen, ist in der Regel aus-

reichend.

Zu 8 38 Vertretung der Bedarfsgemeinschaft

Aus Griinden der Verwaltungspraktikabilitat und Verwaltungsokonomie enthélt Satz 1 die ge-

setzliche Vermutung der Bevollméachtigung des erwerbsfahigen Hilfebedurftigen fur die Mitglie-
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der der Bedarfsgemeinschaft. Hiermit soll im Regelfall verhindert werden, dass der Agentur fir
Arbeit eine Vielzahl von Ansprechpartnern einer Bedarfsgemeinschaft gegentbersteht und -
berflissiger Verwaltungsaufwand anfallt. Satz 2 regelt das Konkurrenzverhaltnis mehrerer er-
werbsfahiger Hilfebedurftiger in einer Bedarfsgemeinschaft und bestimmt den Erwerbsfahigen
zum Vertreter der anderen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft, der die Leistungen zuerst be-

antragt.

Die gesetzliche Vermutung gilt nicht, soweit die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft gegentuber

der Agentur fur Arbeit erklaren, dass sie ihre Interessen selbst wahrnehmen wollen

Zu 8 39 Anfechtung von Entscheidungen

Widerspruch und Klage gegen eine Entscheidung der Agentur fir Arbeit Gber Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts und Leistungen zur Eingliederung in Arbeit haben keine auf-
schiebende Wirkung. Das Gleiche gilt fur einen Verwaltungsakt, der den Anspruchsubergang

bewirkt.

Zu 8 40 Anwendung von Verfahrensvorschriften des Dritten Buches

Die Vorschrift erklart in Absatz 1 wesentliche Sonderregelungen des Dritten Buches zum Ver-

fahren fur entsprechend anwendbar.

Nach der Vorschrift des Absatzes 2 unterliegen 56 vom Hundert der bertcksichtigten Unter-
kunftskosten (ohne Kosten der Heizungs- und Warmwasserversorgung) nicht der Ruckforde-
rung. Mit der Regelung soll bewirkt werden, dass sich der Ausschluss der Empfanger des Ar-
beitslosengeldes Il und des Sozialgeldes nach diesem Buch vom Wohngeld nach § 1 Abs. 2
WoGG - neu - rechtlich und tats&chlich nicht auf die Betroffenen auswirkt. Das Wohngeld unter-
liegt grundsétzlich nicht der Ruckforderung. Die Betroffenen werden durch den teilweisen Aus-
schluss der Ruckforderung der Transferleistung so gestellt, wie sie stinden, wenn sie Wohn-
geld erhalten hatten. Der Satz von 56 vom Hundert orientiert sich am tatsachlichen Subventi-
onssatz des besonderen Mietzuschusses auf der Basis der empirischen Werte der Wohngeld-
statistik 2001. Der durchschnittliche Subventionssatz ergibt sich durch Teilung des durchschnitt-

lichen Wohngeldanspruchs durch die durchschnittliche beriicksichtigungsféahige Miete.

Zu § 41 Berechnung der Leistungen
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Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden fur jeden Kalendertag der Hilfebe-
durftigkeit erbracht. Ganze Monate werden aus Griinden der Verwaltungsékonomie und der
Rechtssicherheit fur die Bezieher von Leistungen und ggf. deren Glaubiger mit 30 Tagen ge-
rechnet, um monatlich gleich bleibende Leistungen sicherzustellen. Sind Leistungen nur fir
Teilmonate zu erbringen, wird die Zahl der Anspruchstage mit einem Dreiligstel der vollen mo-
natlichen Leistung multipliziert. Der sechsmonatige Bewilligungsabschnitt soll eine regelméaRige
Uberprifung der Hilfebedurftigkeit in tGiberschaubaren zeitlichen Abstanden sicherstellen. Die

Zahlung monatlich im Voraus entspricht der Zahlungsweise bei der Sozialhilfe.

Zu § 42 Auszahlung der Leistungen

Die Leistungen sind grundséatzlich kostenfrei auf das vom Berechtigten angegebene inlandische
Konto bei einem Geldinstitut zu Gberweisen. So kénnen die Leistungen in einem automatisier-
ten Verfahren effizient erbracht werden und Kosten fir besondere Zahlungsweisen vermieden

werden.

Die Kosten fiir eine Ubermittlung der Leistungen an den Wohnort oder gewohnlichen Aufenthalt
des Berechtigten sind von den Leistungen abzuziehen, sofern der Berechtigte nicht nachweist,
dass er ohne eigenes Verschulden ein Konto bei einem inlandischen Geldinstitut nicht einrich-

ten kann.

Zu 8§ 43 Aufrechnung

Die Vorschrift regelt in Anlehnung an § 25a Bundessozialhilfegesetz die gegentiber § 51 des
Ersten Buches verscharfte Aufrechnung. Die Agentur fir Arbeit kann mit Anspriichen auf Er-
stattung oder Schadensersatz wegen unrechtmafiger Leistungen gegen Leistungsanspriiche
des Beziehers von Leistungen zum Lebensunterhalt bis auf das Unerlassliche aufrechnen,
wenn dieser die durch vorsatzliche oder grob fahrlassige unrichtige oder unvollstandige Anga-
ben veranlasst hat Angaben. Die Aufrechnung ist nur innerhalb von zwei Jahren seit Entste-

hung des Schadensersatz- oder Erstattungsanspruchs maoglich.

Zu 8 44 Veranderung von Ansprichen

Die Vorschrift stellt einen Gleichklang mit dem bei Versicherungsleistungen anwendbaren § 76
Abs. 1 Nr. 3 des Vierten Buches her.
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Zu 8 45 Einigungsstelle zur Entscheidung uUber die Erwerbsfahigkeit

In den Fallen des 8§ 8 Abs. 2 Satz 2 entscheidet die Einigungsstelle abschlie3end tber das Vor-
liegen der Erwerbsfahigkeit. Die Einigungsstelle soll maglichst einvernehmlich entscheiden. Sie
ist mit jeweils einem Vertreter der Agentur fir Arbeit und des méglicherweise zustédndigen ande-
ren Sozialleistungstragers besetzt. Den Vorsitz fiihrt ein einvernehmlich zu bestimmender Drit-
ter. Einigen sich die Tréger nicht auf einen Vorsitzenden, filhren ein Mitglied der Geschaftsfih-
rung der Agentur fur Arbeit und der Leiter des anderen Tragers abwechselnd jeweils fir sechs

Monate den Vorsitz.

Die Einigungsstelle kann Sachverstandige hinzuziehen, die Entschadigungen wie in einem Ge-
richtsverfahren erhalten. Kostentrager ist der Bund. Die Einigungsstelle entscheidet mehrheit-

lich, wenn Einvernehmen nicht hergestellt werden konnte.

Zu 8 46 Finanzierung aus Bundesmitteln
Der Bund tragt die Aufwendungen fur die Erbringung der Leistungen nach diesem Buch.

Um einen Anreiz fur die Bundesagentur zu schaffen, dass Arbeitslose noch wahrend des Be-
zugs von Arbeitslosengeld dauerhaft beruflich eingegliedert werden, wird festgelegt, dass die
Bundesagentur fur jeden Hilfebedurftigen, der nach Auslaufen des Arbeitslosengelds in das
Arbeitslosengeld Il Gbergeht, einen bestimmten Betrag zahlen muss. Fur die Hohe dieses Be-
trags wurden die durchschnittlichen Aufwendungen fir die Nettoleistung und die Sozialversiche-
rungsbeitrage eines Hilfebedurftigen und seiner Bedarfsgemeinschaft in einem Jahr gewahlt.

Fur das Jahr 2004 wird dieser Betrag auf etwa 8200 Euro geschatzt.

Bei den derzeit erwarteten Ubertritten in Arbeitslosengeld Il ergibt sich, dass die Bundesagentur
im zweiten Halbjahr 2004 einen Aussteuerungsbetrag von rund 3,1 Mrd. Euro und im Jahr 2005
von rund 5,8 Mrd. Euro zu zahlen hat; in den Folgejahren wird ein weiteres Absinken dieses
Betrags erwartet. Die Arbeitsgruppe Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe der Kommission zur Reform
der Gemeindefinanzen hat die Einsparungen im Haushalt der Bundesagentur, die durch den
Wegfall der Arbeitslosenhilfe entstehen, fur das Jahr 2004 auf 3,1 Mrd. Euro und fur die Folge-
jahre auf 6,2 Mrd. Euro geschatzt. Der Aussteuerungsbetrag, den die Bundesagentur voraus-
sichtlich zu zahlen hat, ist also ab dem Jahr 2005 etwas niedriger als die Minderausgaben, die
die Bundesagentur durch die Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende hat. Die Ein-
fihrung des Aussteuerungsbetrags hat somit den weiteren Effekt, dass die finanziellen Mittel,

die bisher aus dem Haushalt der Bundesanstalt flir Arbeit fir Arbeitslosenhilfebezieher verwen-
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det wurden, zum gré3ten Teil fur die Grundsicherung fur Arbeitsuchende zur Verfigung gestellt

werden.

Zu 8§ 47 Aufsicht

Die Vorschrift regelt die entsprechende Form der staatlichen Aufsicht. Die Bundesagentur un-
terliegt der Fachaufsicht des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Arbeit, soweit sie Aufgaben

nach diesem Buch durchfihrt.

Zu § 48 Vereinbarungen

Mit dieser Vorschrift wird die rechtliche Steuerung der Bundesagentur erganzt durch zweiseitige
Vereinbarungen. Das Verwaltungshandeln soll starker darauf ausgerichtet werden, Ziele zu
erreichen anstatt ausschliel3lich Regeln anzuwenden. Die Vereinbarungen kdnnen unterschied-
liche Laufzeiten haben, sie missen nicht nur ein Haushaltsjahr betreffen. Als Ziele kommen
beispielsweise in Betracht die Begrenzung der durchschnittlichen Dauer der Hilfebeddrftigkeit,
eine Aktivierungsquote oder bestimmte Schwerpunkte bei der Eingliederung in Arbeit. Soweit
nach den Regelungen des es Zustimmungen oder Genehmigungen der Bundesregierung erfor-
derlich sind, kénnen diese durch vertragliche Vereinbarungen ersetzt werden. Das gilt auch fir
fachaufsichtsrechtliche Weisungen. Die Ziele werden aus den Regelungen zu Inhalt und Aufga-

be der Forderung abgeleitet.

Zu 8 49 Innenrevision

Die Vorschrift orientiert sich an § 398 des Dritten Buches. Die Berichte der Innenrevision wer-
den dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit zur Durchfiihrung der Fachaufsicht vor-

gelegt.

Zu 8§ 50 Datentbermittlung an Dritte

Die Vorschrift bestimmt fir das Zweite Buch, zu welchem Zweck die Bundesagentur als Trager
der Leistung nach diesem Gesetz und von ihr nach § 6 Satz 2 beauftragte Dritte Sozialdaten
erheben, verarbeiten und nutzen dirfen. Beauftragte Dritte kdnnen insbesondere Kirchen, Ver-
bande der freien Wohlfahrtspflege und Trager von Beschaftigungsmalnahmen sein. Die Bun-

desagentur hat dabei sicherzustellen, dass die beauftragten Dritten nur Zugriff auf die im jewei-
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ligen Einzelfall erforderlichen Sozialdaten erhalten. Die Vorschrift gilt in Erganzung zu den all-
gemeinen Vorschriften tber den Schutz der Sozialdaten, insbesondere 8§ 35 des Ersten Bu-
ches, die 8§88 67ff und § 78 des Zehnten Buches.

Der § 395 des Dritten Buches gilt entsprechend auch fiir nach Absatz 1 von der Bundesagentur

beauftragte Dritte.

Zu 8 51 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten durch nicht-6ffentliche

Stellen

§ 80 Abs. 5 des Zehnten Buches setzt der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung im Auftrag
durch nicht-6ffentliche Stellen enge Grenzen. Mit der Vorschrift wird sicher gestellt, dass sich
die Bundesagentur fur die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung seiner Sozialdaten — unter
Geltung der sonstigen Inhalte des § 80 des Zehnten Buches - eines nicht-6ffentlichen Dritten
bedienen darf. Dies kbnnen insbesondere von der Bundesagentur mit der Ersterfassung von
Kundendaten und Erteilung von Auskinften beauftragte Call-Center sein, die wiederum befugt
sind, die erhobenen Daten auch auf dem Weg eines automatisierten Abrufverfahrens an die
Bundesagentur zu Ubermitteln. Die Bundesagentur hat dabei sicherzustellen, dass die beauf-
tragten, nicht-6ffentlichen Dritten nur Zugriff auf die im jeweiligen Einzelfall erforderlichen Sozi-

aldaten erhalten.

Zu 8 52 Automatisierter Datenabgleich

Mit dieser Vorschrift soll die missbrauchliche Inanspruchnahme von Arbeitslosengeld Il vermie-
den werden. Dazu wird die Bundesagentur befugt, Daten Uber die wirtschaftlichen und persoénli-
chen Verhaltnisse der Empfanger von Arbeitslosengeld Il durch Auskunftsersuchen gegenuber
bestimmten anderen Leistungstragern und bestimmten anderen Stellen auf ihre Richtigkeit hin
zu Uberprifen. Die Bundesagentur ist erméachtigt, bei den Berufsgenossenschaften, den Sozial-
versicherungsanstalten, der Bundesknappschaft, dem Bundesamt fur Finanzen, der Bundes-
agentur fur Finanzdienstleistungsaufsicht und den ortlichen Tragern der Sozialhilfe, ggf. auch im
Wege des automatisierten Datenabgleichs, Leistungsbeziige und —zeitraume, Versicherungs-
pflichtzeiten, und Zeiten geringflgiger Beschaftigung abzufragen, den Datenabgleich nach §
45d Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes durchzufihren und Auskunfte Gber staatlich gefor-
derte, zusatzliche Altersvorsorge im Sinne des 8§ 10a oder des Xl. Abschnitts des Einkom-
mensteuergesetzes einzuholen und auf diese Weise den Missbrauch von Sozialleistungen auf-

zudecken.
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Der Datenabgleich hat den Zweck, dass beim Arbeitslosengeld Il zu beriicksichtigende Ein-
kommen und Vermdgen zu Uberprifen. Die Einbeziehung des automatisierten Datenabgleichs
ermaoglicht, den Datenabgleich zwischen der Bundesagentur und den genannten Stellen sicher

und mit dem geringstmoglichen Verwaltungsaufwand durchzufuhren.

Die Bundesagentur darf zur Durchfiihrung des automatisierten Datenabgleichs die dafur erfor-
derlichen Daten an die zustandigen Stellen tbermitteln. Die durch den automatisierten Daten-

abgleich tUberlassenen Daten sind nach Durchfiihrung des Abgleichs unverziglich zu I6schen.

Zu 8§ 53 Statistik

Die Bundesagentur erstellt aus den im Verwaltungsvollzug anfallenden Daten Statistiken Uber
die Durchfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende. Damit wird die Anordnung einer
Bundesstatistik fur den betroffenen Personenkreis entbehrlich. Von besonderem Interesse sind
dabei Leistungen zur Eingliederung in Beschéaftigung. Die Statistiken liefern Informationen fur
interne Steuerungszwecke der Bundesagentur. Sie sind erforderlich fur die Austbung der Fach-
aufsicht durch das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit. Nicht zuletzt dienen sie der

Information der Offentlichkeit und dem spezifischen Informationsbedarf der Bundesregierung.

Zur Umsetzung dieser unterschiedlichen Anforderungen kann das Bundesministerium fir Wirt-
schaft und Arbeit Einzelheiten — etwa zu erfassende Merkmale, Art, zeitliche Periodizitat und
Umfang der Statistiken und der Berichterstattung — durch Weisung bestimmen. Dabei ist zu be-
rucksichtigen, dass eine enge Verzahnung der statistischen Informationen tber die Leistungen
nach diesem Buch mit der Sozialhilfe- und Grundsicherungsstatistik sicher gestellt wird. Hierzu
wird es regelmafige Konsultationen mit dem Bundesministerium fir Gesundheit und Soziale
Sicherung geben. Eine Trennung der statistischen Informationen von den personlichen Daten

erfolgt.

Die Vorschrift stellt dartber hinaus sicher, dass die Bundesagentur ihre Pflicht zur Erstellung
von Statistiken nach diesem und dem Dritten Buch koordiniert. Mit Blick auf die wesentliche
Zielsetzung der neuen Leistung Arbeitslosengeld II, die Eingliederung in ungeforderte Beschéf-
tigung zu fordern, ist es zweckmaRig die Aufgabe der Statistikerstellung in den gewachsenen
und bewéhrten Strukturen bei der Bundesagentur durchzufiihren. Dabei kann diese auf ihre
groBen Erfahrungen bei der Datenerfassung, -verarbeitung und -auswertung von umfangrei-
chen Dateien zurlickgreifen. Der fortgeschrittene Aufbau eines Data-Warehouse ermdglicht die

Nutzung und Erweiterung einer zeitgeméalen Infrastruktur.
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Die bei der Durchfiihrung der Forderung nach diesem Buch anfallenden Sozialdaten konnen an
das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander Ubermittelt werden, soweit
dies flr Zwecke eines Zensus erforderlich ist. Anonymisierte Einzeldaten darf die Bundesagen-
tur an das Statistische Bundesamt und die statistischen Amter der Lander Uibermitteln, damit die

Informationen in die Erstellung der Erwerbstéatigenstatistiken einflie3en kdnnen.

Zu 8§ 54 Eingliederungsbilanz

Fur die zeitnahe Steuerung der aktiven Leistungen hat sich die Eingliederungsbilanz nach § 11
des Dritten Buches bewahrt. Mittlerweile gibt es neben der Verbleibsquote, die nach einem Zeit-
raum von 6 Monaten ausweist, welcher Teil der Teilnehmer an einer MalRnahme sich nicht wie-
der arbeitslos gemeldet hat, auch die Eingliederungsquote. Hier wird ausgewiesen, welcher Teil
der Teilnehmer den Ubergang in sozialversicherungspflichtige Beschaftigung geschafft hat. Im
Ubrigen ist der Eingliederungsbilanz eine Vielzahl von Informationen zu den MaRnahmen und
Kosten der aktiven Leistungen zu entnehmen. Da alle Agenturen fir Arbeit eine Eingliede-
rungsbilanz vorzulegen haben, wird auch der Vergleich der aktiven Leistungen von Agenturen
fur Arbeit ermdglicht, deren Arbeitsmarktsituation nach bestimmten Kriterien als weitgehend
Ubereinstimmend beschrieben werden kann. Da die Eingliederungsleistungen nach diesem
Buch zu einem erheblichen Teil in ihren Grundstrukturen denen der aktiven Arbeitsférderung
nach dem Dritten Buch entsprechen und ebenfalls von den Agenturen fir Arbeit erbracht wer-
den, ist es zweckmafig, auch diese in die Eingliederungsbilanz einzubeziehen. Zum einen geht
es um die Integration in den regionalen Arbeitsmarkt, zum anderen sind Informationen fur einen
wirkungsvollen und kostengiinstigen Einsatz der Mittel fir die Steuerung der Leistungserbrin-

gung unverzichtbar.

Soweit bestimmte Maflinahmen nicht auf die sofortige Integration in Arbeit abzielen, sondern
zunachst helfen sollen, die Arbeits- und Beschéftigungsfahigkeit von erwerbsfahigen Hilfebe-
darftigen wiederherzustellen, sind hierzu von der Bundesagentur geeignete Indikatoren zu ent-
wickeln. Insbesondere die in 8 16 Absatz 2 aufgefihrten Leistungen lassen sich Uber eine Ein-
gliederungsbilanz nicht direkt beurteilen. Hierzu bedarf es insbesondere qualitativer Indikatoren,
die Erfolge bei der Eingliederung nicht ausschlieRlich tiber das Kriterium des Ubergangs vom
Leistungsbezug in Arbeit sondern auch in einer Verbesserung der Arbeits- und Beschafti-
gungsfahigkeit der Leistungsbezieher abbilden lassen.

Zu 8 55 Wirkungsforschung
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Die Vorschrift legt fest, dass alle aktiven Leistungen zur Eingliederung der erwerbsfahigen Hil-
febedurftigen in das Erwerbsleben wissenschaftlich evaluiert werden. Erkenntnisse aus der
Statistik werden hierdurch erganzt und bilden die wesentliche Grundlage fiir die Kontrolle und
Steuerung. Um ein rechtzeitiges Gegensteuern bei nicht erwiinschten Ergebnissen zu ermogli-
chen, sind die Untersuchungen regelmafig und zeitnah durchzufiihren. Zwischenergebnisse

sollten jeweils nach Abschluss eines Kalendervierteljahres erhoben werden.

Einzelheiten der Durchfuhrung der Evaluation, insbesondere Fragen der Ausschreibung, des
finanziellen und des zeitlichen Rahmens sind in den zwischen dem Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Arbeit und der Bundesagentur zu schlieBenden Zielvereinbarungen festzulegen.
Wenn es zweckmalig ist - insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Arbeitsmarktforschung
standige Aufgabe des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur ist -,
soll die Evaluation bestimmter Ma3nahmen durch das Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung erfolgen.

Zu 8 56 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfahigkeit

Die Vorschrift entspricht § 311 des Dritten Buches. Der erwerbsfahige Hilfebedurftige hat der
Agentur fir Arbeit eine Arbeitsunfahigkeit und ihre voraussichtliche Dauer unverziglich anzu-
zeigen und der Agentur flr Arbeit spatestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt
der Arbeitsunféahigkeit eine entsprechende arztliche Bescheinigung vorzulegen. Die Agentur flr
Arbeit kann im Einzelfall auch eine frihere Vorlage der Bescheinigung verlangen. So werden
Missbrauchsmdoglichkeiten im Zusammenhang mit dem Ausstellen einer Arbeitsunféahigkeitsbe-
scheinigung, wie der Besuch mehrerer Arzte zum Erlangen einer solchen Bescheinigung, ein-
geschrankt. Bei langerer Arbeitsunfahigkeit ist eine Folgebescheinigung erforderlich. Satz 3

stellt die notwendigen Informationen fir die Krankenkasse sicher.

Zu 8 57 Arbeitsbescheinigung

Die Vorschrift berticksichtigt, dass bei Beendigung einer Beschaftigung Ublicherweise eine Ar-
beitsbescheinigung nach § 312 des Drittes Buches ausgestellt wird. Diese enthélt auch die fur
die Leistungen nach diesem Buch erforderlichen Angaben. Dem Arbeitgeber kann nicht zuge-
mutet werden, zu prifen, ob der Arbeitnehmer nach dem Ende der Beschéftigung einen Ar-
beitslosengeldanspruch haben wird. Die Verwendung unterschiedlicher Vordrucke lie3e sich
durch den Arbeitgeber nicht zuverlassig steuern. Bei Bedarf fordert die Agentur fur Arbeit gezielt
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eine vereinfachte Arbeitsbescheinigung an, die lediglich Angaben zu dem Ende und dem Grund

fur die Beendigung des Beschéaftigungsverhaltnisses enthalten muss.

Zu 8 58 Einkommensbescheinigung

Die Vorschrift lehnt sich an § 313 des Dritten Buches an. Der Arbeitgeber oder Besteller einer
Dienst- oder Werkleistung hat einer Person, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
beantragt hat oder bezieht, fiir den Bezugszeitraum auf dem von der Agentur fir Arbeit vorge-
sehenen Vordruck Art und Dauer der Tatigkeit und die Hohe des Entgelts bzw. der Vergiitung
zu bescheinigen. Die Bescheinigung ist unverziiglich auszustellen und auszuh&ndigen und vom

Bezieher der Leistung der Agentur fur Arbeit vorzulegen.

Zu 8§ 59 Meldepflicht

Wie im Recht der Arbeitsférderung missen erwerbsfahige Hilfebedurftige der allgemeinen Mel-
depflicht unterliegen. Wird bei einem Umzug eine andere Agentur fir Arbeit zustandig, muss

sich der erwerbsfahige Hilfebedurftige bei dieser unverziglich melden.

Zu 8 60 Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter

Die Vorschrift lehnt sich an 88 315 und 319 des Dritten Buches an.

Absatz 1 regelt Auskunftspflichten im Zusammenhang mit der Bedurftigkeitsprifung. Auskunfts-
pflichtig sind diejenigen, die einem Antragsteller oder Bezieher von Leistungen nach diesem
Gesetz bedurftigkeitsrelevante Leistungen erbringen. Hierzu zéahlen Einnahmen jeglicher Art,

die nicht bei der Einkommensbericksichtigung privilegiert sind.

Die Auskunftspflicht nach Absatz 2 betrifft Geld- und Kreditinstitute und Versicherungen mit al-
len Anlageformen, die zu zu bericksichtigendem Einkommen oder Vermdégen fuhren. Den Aus-
kunftspflichtigen steht fur die Erteilung der Auskinfte eine Entschadigung entsprechend
8§ 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches zu. Die unterhaltsrechtlichen Auskunftspflichten nach
8§ 1605 Abs. 1 des Burgerlichen Gesetzbuches sind anzuwenden.

Absatz 3 regelt die Auskunftspflicht von Arbeitgebern, die Antragsteller oder Bezieher von
Leistungen nach diesem Buch oder deren Partner oder nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtete
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Personen beschaftigen. Die Auskunftspflicht umfasst Angaben tiber das Beschaftigungsverhalt-

nis, insbesondere Uber das Arbeitsentgelt.

Absatz 4 regelt die Auskunftspflicht des Partners tber sein Einkommen und Vermdgen. Dariber
hinaus enthalt er Auskunftspflichten von Geld- und Kreditinstituten und Versicherungen mit allen

Anlageformen, die zu zu berticksichtigendem Einkommen oder Vermdgen des Partners flhren.

Absatz 5 enthalt Mitwirkungspflichten flr Arbeitgeber und Auftraggeber von Personen, die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beantragt oder bezogen haben oder gegen-
wartig beziehen. Die Mitwirkungspflichtigen missen der Agentur fir Arbeit im Rahmen der Auf-
gaben nach diesem Buch Einsicht in die genannten Unterlagen gewahren. So kénnen Angaben
des Betroffenen und der Arbeitgeber und Auftraggeber zu leistungsrelevanten Sachverhalten
Uberprift werden. Die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten gelten, soweit sie zur Durchfiihrung

der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich sind.

Zu 8 61 Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

Die Vorschrift lehnt sich an § 318 des Dritten Buches an. Sie regelt Auskunfts- und Mitwir-
kungspflichten des Tragers und des Teilnehmers bei der Durchfihrung von MalRnahmen der
beruflichen Eingliederung. So soll einerseits die RechtmaRigkeit der Leistungserbringung si-
chergestellt werden, andererseits wird die Agentur fir Arbeit in die Lage versetzt, Malinahmen
der Eingliederung aktiv zu begleiten und bei Bedarf einzugreifen, um den Mal3nahmeerfolg zu

sichern.

Zu 8§ 62 Schadensersatz

Die Vorschrift lehnt sich an 8 321 des Dritten Buches an. Schadensersatzpflichtig ist, wer vor-
satzlich oder fahrlassig gegen eine Bescheinigungspflicht nach 8§ 56 oder § 57 oder eine Aus-
kunftspflicht nach 8§ 60 oder 8§ 61 verstdfit. Die Schadensersatzpflicht betrifft die Unterlassung
sowie die unrichtige oder unvollstandige Angabe. Der Schadensersatzanspruch besteht neben
dem Erstattungsanspruch gegen den Bezieher der unrechtmé&Rigen Leistung.

Zu 8§ 63 Bul3geldvorschriften

155



Die Vorschrift regelt die Ordnungswidrigkeit von Verstolien gegen Anzeige-, Mitwirkungs-,
Auskunfts- und Bescheinigungspflichten, die die rechtméfige Leistungserbringung sicherstellen

sollen.

Zu § 64 Zusténdigkeit

Die Vorschrift regelt die Zustandigkeit fir die Bekampfung von Leistungsmissbrauch und bei der

Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten.

Zu 8 65 Ubergangsvorschriften

Die grof3e Zahl von Leistungsféllen, die auf das neue Recht umgestellt werden missen und die
insbesondere bei der Agenturen fir Arbeit erforderlichen Feststellungen von Einkommen und
Vermdgen auch fur die mit dem Arbeitslosenhilfebezieher in einer Bedarfsgemeinschaft leben-

den Personen erfordern einen stufenweisen Ubergang in das neue Recht.

Zur Vorbereitung des Ubergangs sollen ab 1. Januar 2004 Bewilligungen von Arbeitslosenhilfe

auf ein halbes Jahr, langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004 befristet werden.

Nach dem Inkrafttreten des Zweiten Buches am 1. Juli 2004 soll in einer ersten Stufe hinsicht-
lich der Leistungen zum Lebensunterhalt
allen Neuantrdgen das neue Recht zugrunde gelegt werden,
bei Bestandsfallen der Arbeitslosenhilfe Gibergangsweise die Arbeitslosenhilfe bis zum Ende
des laufenden Bewilligungszeitraumes weitergezahlt werden; danach soll die Umstellung auf
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem Buch erfolgen,
bei Bestandsfallen der Sozialhilfe die Umstellung auf das neue Recht am 1. Juli 2004 erfol-
gen,
bei Bestandsfallen der Arbeitslosenhilfe, die ergénzende Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen
haben, Gbergangsweise die Arbeitslosenhilfe bis zum Ende des laufenden Bewilligungszeit-
raums weitergezahlt und durch Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem
Buch ergénzt werden; nach dem Ende des Bewilligungszeitraums sollen diese Bestandsfalle
vollstandig von der Agentur flr Arbeit auf die Leistungen zur Bestreitung des Lebensunter-

halts nach diesem Buch umgestellt werden.

In der ersten Stufe soll hinsichtlich der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

allen Neuantrdgen das neue Recht zugrunde gelegt werden,
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bei Bestandsfallen die laufende Leistung nach dem Dritten Buch (8 422 SGB Ill) und die Hilfe

zur Arbeit bis zum Ende der Bewilligung weiter erbracht werden.

In der ersten Stufe soll die Administration Ubergangsweise durch die bis zum Inkrafttreten die-
ses Buches zustéandigen Behérden im bestehenden organisatorischen Rahmen weiter erfolgen.
Die Trager der Sozialhilfe sollen insoweit auf Grund eines gesetzlichen Auftrags (8 93 SGB X)

fur die Bundesagentur fur Arbeit tatig werden.

Die erste Stufe wird am 31. Dezember 2004 abgeschlossen sein.

Danach sollen in einer zweiten Stufe ab 1. Januar 2005 die von den Tragern der Sozialhilfe auf
Grund des gesetzlichen Auftrags im bestehenden organisatorischen Rahmen administrierten
Leistungsfalle organisatorisch den Job-Centern der Agenturen fur Arbeit zugeordnet werden.
Fur diese zweite Stufe erscheint es wiinschenswert, dass die Mitarbeiter der Trager der Sozial-
hilfe die bisher von ihnen administrierten Leistungsfalle im Rahmen eines gesetzlichen Auftrags

innerhalb des Job-Centers der Agentur fir Arbeit weiter bearbeiten.

Die zweite Stufe wird am 31. Dezember 2006 abgeschlossen sein. Die Dauer der zweiten Stufe
berlcksichtigt, dass die organisatorische Zuordnung zu den Job-Centern umfangreiche Vorar-
beiten erfordert, z.B. die Beschaffung von Rdumen fur Mitarbeiter und Registraturen, Schulung
der Mitarbeiter, Ubernahme von Akten und Daten. Die Dauer der Vorarbeiten hangt auch von

den ortlichen Gegebenheiten ab.

In einer dritten Stufe sollen anschlieRend die auf Grund des gesetzlichen Auftrags Gbergangs-
weise von den Tragern der Sozialhilfe weiter administrierten Bestandsfélle auf die Agentur fur
Arbeit Ubergeleitet werden. Ob und in welchem Umfang die bisher im Rahmen des gesetzlichen
Auftrags tatigen Mitarbeiter der Trager der Sozialhilfe in der dritten Stufe (weiter) in den Job-
Centern der Agenturen fur Arbeit mitarbeiten, soll durch Vereinbarung zwischen den Agenturen

fur Arbeit und den Tragern der Sozialhilfe geregelt werden.

Die Trager der Sozialhilfe sollen wahrend der Zeit, in der sie Bestandsfalle auf Grund des ge-
setzlichen Auftrags fur die Bundesagentur fiir Arbeit administrieren, zwei Drittel der Leistungen
nach dem Zweiten Buch erstattet erhalten. Die Regelung soll sicherstellen, dass die Trager der
Sozialhilfe ihre Bemuhungen zur Eingliederung der Hilfebedurftigen in Arbeit auch wahrend der
Ubergangsphase intensiv fortsetzen. Die Eingliederung der Hilfebediirftigen in Arbeit soll sich
fur die Trager der Sozialhilfe auch wahrend der Ubergangsphase wirtschaftlich lohnen.

Den Tragern der Sozialhilfe sollen die Aufwendungen fir Verwaltungskosten voll erstattet wer-
den. In der zweiten Stufe soll die Erstattung nur erfolgen, wenn die Kosten innerhalb des Job-
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Centers entstehen. Die Regelung soll fur die Trager der Sozialhilfe ein finanzieller Anreiz sein,
die Voraussetzungen dafir zu schaffen, dass ihre im Rahmen des gesetzlichen Auftrags tatigen

Mitarbeiter organisatorisch in das Job-Center eingegliedert werden kénnen.

Absatz 5 soll den durch das Erste Gesetz fur moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt gere-
gelten Vertrauensschutz hinsichtlich der Bertcksichtigung von Vermogen fir tber 55-jahrige

Arbeitslosenhilfebezieher auch in der Grundsicherung fir Arbeitsuchende gewahrleisten.

Absatz 6 tragt der Tatsache Rechnung, dass fir die Umsetzung der mit dem Inkrafttreten des
Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verbundenen organisatori-
schen Veranderungen der Agenturen fur Arbeit ein erheblicher Zeitraum erforderlich ist. Wah-
rend der Umstellungsphase, die spatestens Ende 2006 abgeschlossen sein muss, sollen Ein-
gliederungsvertrage nicht fir sechs Monate, sondern Ubergangsweise fir bis 12 Monate ge-

schlossen werden.

Zu 8 66 Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fir Ge-
sundheit und Soziale Sicherung néhere Einzelheiten fur den Ubergang festzulegen. So kann
flexibel auf Erfahrungen in der Praxis und drohende Fehlentwicklungen beim Ubergang reagiert
werden. Die Ubergangsphase kann je nach Fortschritt verlangert oder verkiirzt werden. Die den
Tragern der Sozialhilfe in der Ubergangszeit zu erstattenden Aufwendungen kénnen pauscha-
liert werden. Einzelheiten zum Ubergang der Zustandigkeit von den Tragern der Sozialhilfe zu
den Agenturen flr Arbeit kbnnen festgelegt werden, dies betrifft vor allem das Verfahren, aber
auch die Ubergabe von Akten und Datenbestanden. Auch kann der Mindestinhalt von Vereinba-
rungen uber den Ubergang zwischen den Agenturen fiir Arbeit und den Tragern der Sozialhilfe

festgelegt werden.

Zu Artikel 2 (Erstes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 und Nummer 4 (Inhaltstibersicht, § 28a)
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Redaktionelle Folgednderung zur Anderung im Ersten Buch aufgrund der Einfiilhrung eines Ge-

setzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 2 (§ 19)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 3 (8§ 19a)
Die neuen Leistungen des Zweiten Buches werden von der Bundesagentur flr Arbeit als zu-
standiger Leistungstrager erbracht; die Zuweisung der Aufgaben erfolgt in einer eigenstandigen

Einweisungsvorschrift.

Zu Nummer 5 (§ 51)

Derzeit kann die Méglichkeit, bis zur Halfte des Leistungssatzes aufzurechnen, von den Leis-
tungstragern vielfach nicht genutzt werden, weil sie nicht oder nur mit erheblichem Aufwand
feststellen kdnnen, ob der Leistungsbezieher dadurch hilfebedurftig im Sinne der Vorschriften
des Bundessozialhilfegesetzes Uber die Hilfe zum Lebensunterhalt wird. Dem Leistungstrager
obliegt namlich der Nachweis des Nichteintretens von Sozialhilfebedurftigkeit; der Schuldner ist

insoweit nicht mitwirkungspflichtig.

Kinftig soll der Leistungstrager gegen Anspruche auf laufende Geldleistungen mit Erstattungs-
anspruchen bis zu deren Halfte aufrechnen konnen, soweit der Leistungsberechtigte nicht
nachweist, dass er durch diese Aufrechnung sozialhilfebeddrftig wird. Die Regelung stellt einer-
seits sicher, dass die schutzwirdigen Interessen des Schuldners gewahrt sind, ermdglicht es
andererseits dem Leistungstrager ohne erheblichen Verwaltungsaufwand, Erstattungsforderun-

gen im gesetzlich zulassigen Umfang durch Aufrechnung geltend zu machen.

Zu Nummer 6 (§ 54)
Zu Buchstabe a
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Buchstabe b
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Nach geltendem Recht gehort das Wohngeld - anders als das Erziehungs- und Mutterschafts-
geld - nicht zu den in § 54 Abs. 3 SGB | genannten unpfandbaren Sozialleistungen und ist da-
her nach Abs. 4 der Vorschrift wie Arbeitseinkommen nach den 88 850 ff. ZPO grundsatzlich
pfandbar. Hierbei gelten erhebliche - durch das Siebte Gesetz zur Anderung der Pfandungsfrei-
grenzen vom 13. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3638) zum 1. Januar 2002 deutlich angehobene
und seit dem 1. Juli 2003 zudem dynamisierte - Pfandungsfreigrenzen (8 850c Abs. 1 und 2
ZPO), so dass Wohngeldempfanger in typischen Fallen innerhalb der Pfandungsfreigrenzen

bleiben.

Es ist jedoch nicht auszuschliel3en, dass Glaubiger, die mit dem Wohnraum des Wohngeld-
empfangers in keinem unmittelbaren Zusammenhang stehen, auf das Wohngeld im Rahmen
einer Pfandung zugreifen kénnen. Damit wirde der Zweck des Wohngeldes - die wirtschaftliche
Sicherung angemessenen und familiengerechten Wohnens (8 1 Abs. 1 WoGG) - aber zumin-
dest teilweise vereitelt, weil das Wohngeld nicht mehr zur Bezahlung der Miete oder zur Auf-

bringung der Belastung verwendet werden kdnnte.

Daher soll in § 54 Abs. 3 Nr. 2a SGB | - neu - klarstellend geregelt werden, dass das Wohngeld
grundsétzlich unpfandbar ist. Hierfir spricht auch die Gleichartigkeit hinsichtlich der wesentli-
chen Zielrichtung/Vergleichbarkeit mit den in 8 54 Abs. 3 Nr. 1 und 2 SGB | genannten Leistun-
gen (Erziehungsgeld und Mutterschaftsgeld). Zugleich wird damit einem EntschlieBungsantrag
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages vom 14. November 2001 (BT-Drs.
14/7478, S. 57) entsprochen, dass klargestellt werden solle, in welchem Umfang Wohngeld

unpfandbar ist.

Um den berechtigten Interessen des Vermieters (beim Mietzuschuss) und des Darlehensgebers
(beim Lastenzuschuss) Rechnung zu tragen, ihre Anspriche im Wege der Pfandung durchzu-
setzen, soll einschrankend geregelt werden, dass die Pfandung nicht ausgeschlossen ist wegen
solcher Anspriiche, von die Gegenstand der 88 5 und 6 WoGG sind. Damit soll bewirkt werden,
dass Anspriiche im Zusammenhang mit der Miete oder Belastung, d. h. Anspriiche des Ver-

mieters oder des Darlehensgebers, weiterhin zur Pfandung berechtigen.

Zu Artikel 3 (Drittes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)

Buchstaben a bis ¢
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Redaktionelle Folgednderungen zu Anderungen im Dritten Buch aufgrund der Einfiihrung eines

Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 2 (8§ 3)

Buchstabe a

Doppelbuchstaben aa

Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Arbeitneh-
merhilfe setzt nach 8§ 56 Abs. 1 den Vorbezug von Arbeitslosenhilfe voraus. Nach § 29 des
Zweiten Buches besteht kunftig die Moglichkeit, erwerbsfahigen Hilfebedurftigen bei Aufnahme
einer Erwerbstatigkeit ein Einstiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen, wenn dies zur

Uberwindung der Hilfebedirftigkeit notwendig ist.

Doppelbuchstaben bb
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Buchstabe b
Folge&nderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 3 (89)

Die Vorschrift regelt, dass die Agenturen fir Arbeit flachendeckend Job-Center als einheitliche
Anlaufstelle fur alle Arbeitsuchenden einrichten. Job-Center sollen kinftig die lokalen Zentren
fur alle arbeitnehmerbezogenen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt sein. Unabhéngig davon, ob
der Arbeitsuchende Leistungen nach diesem oder dem Zweiten Buch bezieht, soll die Struktur
der Job-Center das Ziel der schnellen, passgenauen und nachhaltigen Erwerbsintegration un-
terstitzen. Die Funktion der Job-Center als einheitliche Anlaufstelle soll zu effizientem und bir-

gerfreundlichem Verwaltungshandeln der Agenturen fir Arbeit fihren.

Die konkrete Ausgestaltung der Job-Center, insbesondere ob sich das Job-Center auf die ein-
heitliche Anlaufstelle beschrankt oder auch die sogenannten ,Back-Office-Bereiche" wie z.B.
Fall-Management und Leistungsberatung und -gewdhrung umfasst, obliegt den ortlichen Agen-
turen flr Arbeit. Je nach Ausgestaltung kénnen bestimmte, nicht-hoheitliche Aufgabenbereiche

der Job-Center auch privatrechtlich organisiert werden.
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Im Job-Center ist der nachste Integrationsschritt verbindlich zu vereinbaren. Sofern ausschliel3-
lich Informationen erforderlich sind, werden die Arbeitsuchenden auf die entsprechenden Infor-
mationsmoglichkeiten im Job-Center oder der Agentur fiir Arbeit verwiesen. Ist eine Beratung
oder Betreuung durch einen Fallmanager erforderlich, soll der Arbeitsuchende bereits im Job-
Center einen Termin erhalten; dem betreuungsbediirftigen Arbeitsuchenden soll der Fallmana-

ger bereits im Job-Center namentlich benannt werden.

Bei jungen Menschen soll die Qualifizierung vorrangig sein, um von vornherein der Langzeitar-
beitslosigkeit entgegenzuwirken. Entsprechend soll eine fachlich eigenstandige Beratung und
Betreuung durch spezielle Fallmanager fur Jugendliche in den Job-Centern sichergestellt wer-

den.

Zu Nummer 4 (8 22)

Die Vorschrift regelt, dass bestimmte Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben nicht
zu Lasten der Versichertengemeinschaft fir erwerbsfahige Hilfebedurftige nach dem Zweiten
Buch erbracht werden. Sie korrespondiert mit § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches, der bestimmte
Dienst- und Eingliederungsleistungen auch Beziehern von Arbeitslosengeld Il zu Lasten des

Bundes (8 46 Abs. 1 des Zweiten Buches) zugénglich macht.

Zu Nummer 5 (8§ 41)
Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 6 (8§ 48)

Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Ma3nahmen der
Eignungsfeststellung und TrainingsmalRnhahmen kdnnen nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches

durch die Agenturen fr Arbeit auch fur erwerbsfahige Hilfebedurftige erbracht werden.

Zu Nummer 7 (8 53)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Mobilitatshilfen
konnen nach 8 16 Abs. 1 des Zweiten Buches durch die Agenturen fur Arbeit auch fur er-

werbsfahige Hilfebedurftige erbracht werden.
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Zu Nummer 8 (Viertes Kapitel, Dritter Abschnitt, Zweiter Unterabschnitt)

Buchstaben aund b

Folge&nderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Arbeitneh-
merhilfe setzt nach 8 56 Abs. 1 des Dritten Buches den Vorbezug von Arbeitslosenhilfe voraus.
Nach 8§ 29 des Zweiten Buches besteht kiinftig die Moglichkeit, erwerbsfahigen Hilfebedurftigen
bei Aufnahme einer Erwerbstétigkeit ein Einstiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen,

wenn dies zur Uberwindung der Hilfebediirftigkeit notwendig ist.

Zu Nummer 9 (8 57)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Uberbriickungs-
geld kann durch die Agenturen fur Arbeit nach 8 16 Abs. 1 des Zweiten Buches auch fir er-
werbsfahige Hilfebediirftige erbracht werden. Die Regelung zur Zusammensetzung des Uber-
briickungsgeldes fur die Empfanger von Arbeitslosengeld und die bisherigen Empféanger von

Arbeitslosenhilfe wird auf die Empfanger von Arbeitslosengeld Il Gbertragen.

Zu Nummer 10 (8§ 74)

Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Berufsaus-
bildungsbeihilfe kann nach 8 16 Abs. 1 des Zweiten Buches durch die Agenturen fur Arbeit auch
an erwerbsfahige Hilfebedurftige erbracht werden.

Zu Nummer 11 (8§ 100)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Arbeitneh-
merhilfe setzt nach § 56 Abs. 1 den Vorbezug von Arbeitslosenhilfe voraus. Nach 8§ 29 des
Zweiten Buches besteht kinftig die Mdglichkeit, erwerbsfahigen Hilfebedurftigen bei Aufnahme
einer Erwerbstatigkeit ein Einstiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen, wenn dies zur

Uberwindung der Hilfebedirftigkeit notwendig ist.
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Zu Nummer 12 (8§ 116)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tiber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 13 (§ 123)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 14 (8 190)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-
rung eines Gesetzes zur Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Ab 1. Januar
2005 wird fur erwerbsfahige Hilfebedlrftige im Sinne des Zweiten Buches nur noch Arbeitslo-
sengeld Il gezahlt. Die Regelung betrifft die Ubergangsphase vom 1. Januar 2004 (Datum des
Inkrafttretens der Vorschriften des Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt) bis 31. Dezember 2004 und sieht eine Verkirzung des Bewilligungszeitraums fir die
Arbeitslosenhilfe vor. Aufgrund der Neufassung erfolgen Bewilligungen von Arbeitslosenhilfe ab

dem 1. Januar 2004 nur noch fir 6 Monate, langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004.

Zu Nummer 15 (8 190, 192 bis 196, 198 bis 200, 202 bis 206)

Aufgrund der Einfiihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch werden die
bisherigen Regelungen zur Arbeitslosenhilfe im Dritten Buch aufgehoben. Ehemalige Bezieher
von Arbeitslosenhilfe haben bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen als erwerbsfahige
Hilfebedurftige im Sinne des Zweiten Buches Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts in Form von Arbeitslosengeld II.

Zu Nummer 16 (8 207)

Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 17 (8 207a)
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 18 (226)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-
rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Arbeitgebern, die einen er-
werbsfahigen Hilfebedurftigen einstellen, kann bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen fur
diese Ermessensleistung ein Einstellungszuschuss bei Neugrindungen auf der Grundlage von

§ 16 Abs. 1 des Zweiten Buches erbracht werden.

Zu Nummer 19 (8§ 270a)

Bei notwendiger Finanzierung der Arbeitsassistenz fir schwerbehinderte Menschen in Arbeits-
beschaffungsmalRnahmen werden die Integrationsamter fur die Aufgabe der Stellung einer Ar-
beitsassistenz zustandig. Die Agenturen fir Arbeit ersetzen ihnen die Aufwendungen. Die Re-
gelung entspricht § 33 Abs. 8 des Neunten Buches. Es wird eine einheitliche Rechtsanwendung
durch die alleinige Zustandigkeit der Integrationsamter erreicht, die Bundesagentur wird ent-

lastet.

Zu Nummer 20 (8§ 304)

Folge&nderung zur Einfihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch.

Zu Nummer 21 (8 309)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 22 (8 311)

Folgeénderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 23 (8 312)
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 24 (8§ 313)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 25 (§ 323)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 26 (8§ 324)
Folge&nderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 27 (8§ 325)
Buchstaben aund b
Folgeanderungen zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 28 (8 330)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 29 (8 335)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 30 (8§ 339)
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 31 (8§ 363)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 32 (8§ 368a)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Mit
der Neuregelung werden erwerbsfahige Hilfebedurftige, die bisher entweder vom Trager der
Sozialhilfe, vom Arbeitsamt oder von beiden Tragern betreut wurden, zu einer einheitlichen
Kundengruppe zusammengefasst. Trager fur Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
sowie fur Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben ist die Bundesagentur fur Arbeit.
Nach 8 18 Abs. 1 des Zweiten Buches arbeiten die Agenturen fir Arbeit auch kinftig bei der
Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit mit den Beteiligten des ortlichen Ar-
beitsmarktes, insbesondere den Gemeinden, Kreisen und Bezirken zusammen. Im Rahmen von
8§ 18 Abs. 3 des Zweiten Buches soll die Zusammenarbeit auf Verlangen von Gemeinden, Krei-

sen und Bezirken im Wege von Vereinbarungen geregelt werden.

Zu Nummer 33 (8§ 395)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Mit
der Neuregelung werden erwerbsfahige Hilfebedurftige, die bisher entweder vom Trager der
Sozialhilfe, vom Arbeitsamt oder von beiden Tragern betreut wurden, zu einer einheitlichen
Kundengruppe zusammengefasst. Trager fur Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
sowie fir Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben ist die Bundesagentur fir Arbeit.

Spezialvorschriften zum Datenschutz werden in Kapitel 7 des Zweiten Buches geregelt.

Zu Nummer 34 bis 36 (8 418 bis 421)

Folgeanderungen zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe sowie der Einglie-
derungshilfe aufgrund der Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Bei der Leistung von Eingliederungshilfe sind die Vorschriften der Arbeitslosenhilfe - insbeson-
dere Uber die Bedurftigkeit - nach MalRgabe des § 421 des Dritten Buches entsprechend anzu-
wenden. Als erwerbsfahige Hilfebedirftige haben die betroffenen Personengruppen bei Vorlie-
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gen der Anspruchsvoraussetzungen zukinftig Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch. Die Regelungen des 8§ 420 Uber die Sprachférderung
fur besondere Personengruppen sind in 8§ 419 integriert worden. Die bisherige Bezugnahme auf
8§ 418 ist entfallen.

Zu Nummer 37 (8§ 421a)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 38 (8§ 421b)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfih-

rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 39 (8 421d)

Folge&nderung zur Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Auf-
gabe und Ziel der geforderten Modellvorhaben war es, im Wege einer engeren Zusammenar-
beit zwischen Arbeitsdmtern und den Ortlichen Tréagern der Sozialhilfe mehr Vermittlungen in
Arbeit zu erreichen, die Wirksamkeit der Hilfen zur Eingliederung in eine Erwerbstatigkeit zu
steigern und das Verwaltungsverfahren zu vereinfachen. Die Neuregelungen im Zweiten Buch
greifen die positiven Erkenntnisse aus den Modellvorhaben auf und setzen diese konsequent

um.

Zu Nummer 40 (8§ 4219)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einflih-
rung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Nach § 16 Abs. 1 des Zweiten
Buches besteht die Mdglichkeit zur Ausstellung eines Vermittlungsgutscheins auch fur Bezieher

der neuen Leistung.

Zu Nummer 41 (8 427)

Buchstaben a bis ¢

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tiber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Einfiih-
rung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
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Zu Nummer 42 (8 434, 88 434D, 434c, § 4349)
Folge&nderungen zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe aufgrund der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Nummer 43 (8 434k)
Mit der Regelung wird sichergestellt, dass laufende Férderfalle nach den bisherigen 88 419 und
420 Abs. 3 SGB von der Neuordnung der Vorschriften Uber die Sprachférderung unberthrt blei-

ben. Dies dient der Rechtssicherheit und zugleich der Verwaltungspraktikabilitét.

Zu Artikel 4 (viertes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (§81)

Folgeanderung zur Einfihrung eines Gesetzes Uber die Grundsicherung fur Arbeitsuchende im
Zweiten Buch. Die fur die Sozialhilfe geltenden Vorschriften Uber den Sozialversicherungsaus-
weis werden auf die Grundsicherung fur Arbeitsuchende Ubertragen. Fir die Grundsicherung
gelten die Vorschriften Uber die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der Versicherungsnum-

mer sowie weitere Vorschriften aus dem Titel Uber Beitrage.

Zu Nummer 2 (8 23)
Folgeanderung zur Einfihrung eines Gesetzes Uber die Grundsicherung fur Arbeitsuchende im
Zweiten Buch. Die fur die Arbeitslosenhilfe geltenden Vorschriften tber die Féalligkeit von Bei-

tragen werden auf das Arbeitslosengeld Il tbertragen.

Zu Artikel 5 (Fiinftes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (8 5)

Zu Buchstabe a
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Versicherungspflicht fir Bezieher von

Arbeitslosengeld Il wird in 8 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Fiinften Buches neu geregelt.

Zu Buchstabe b

Da es sich bei dem Arbeitslosengeld Il um eine subsididre staatliche Sozialleistung handelt, die
wie die Sozialhilfe bedurftigkeitsorientiert ist, besteht in den Fallen, in denen der Leistungs-
empfanger bereits im Rahmen der Familienversicherung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung mitversichert ist, kein Bedarf fur den Vorrang einer eigenstandigen Versicherungspflicht.
Deshalb sieht der Entwurf in diesen Fallen im Gegensatz zur ehemaligen Arbeitslosenhilfe kei-
nen Vorrang der eigenstandigen Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung vor.
Damit wird auch deutlich, dass es sich bei der neuen Leistung des Arbeitslosengeldes Il nicht

um eine Lohnersatzleistung handelt.

Zu Nummer 2 (8 6)
Die Neuregelung beinhaltet eine aus Gleichbehandlungsgriinden gebotene Einbeziehung le-

bensélterer erwerbsfahiger Hilfebedurftiger in die gesetzliche Krankenversicherung.

Zu Nummer 3 (8§ 8)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tiber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt

kunftig das Arbeitslosengeld II..

Zu Nummer 4 (§ 10)
Klarstellung dass Angehdrige des Pflichtversicherten auch im Fall des eigenstandigen Bezugs

von Arbeitslosengeld Il familienversichert sind.

Zu Nummer 5 (§ 47hb)

Zu Buchstaben a bis c

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tiber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt
kinftig das Arbeitslosengeld II.
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Zu Nummern 6 bis 10 (8 49, § 61, § 186, § 190, § 203a)
Folge&nderungen zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt

kunftig das Arbeitslosengeld II.

Zu Nummer 11 (8 232a)
Zu Buchstaben a
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung der

Grundsicherung fir Arbeitsuchende im Zweiten Buch.

Zu Buchstabe b

Der Entwurf geht von einem fir die Krankenversicherung fiir 2004 kostenneutralen Beitrag in
Hohe von 125 Euro monatlich aus. Die Hohe des Betrags soll in Anlehnung an die Entwicklung
der BezugsgroRe dynamisiert werden. Bei Personen, die andere beitragspflichtige Einnahmen
haben, wird das bezogene Arbeitslosengeld Il diesen hinzugerechnet. Es wird sichergestellt,
dass die Krankenversicherung auch bei Hinzurechnung anderer Einnahmen insgesamt einen

Beitrag von Hohe des Pauschalbeitrags erhalt.

Zu Nummer 12 (8§ 246)
Die Vorschrift legt die Hohe des Beitragssatzes fur Bezieher von Arbeitslosengeld 1l fest. Der
Beitragssatz soll fur alle Bezieher von Arbeitslosengeld Il gelten.

Zu Nummer 13 (8§ 252)

Folge&nderungen zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung
der Grundsicherung fuir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt
kunftig das Arbeitslosengeld II.

Zu Artikel 6 (Sechstes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)
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Folgeanderungen zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes 1.

Zu Nummer 2 (8 3)
Folgeanderung zur Abschaffung der bisherigen Arbeitslosenhilfe und zur Einfuhrung von Ar-

beitslosengeldes .

Zu Nummer 3 (8 20)

Folgeanderung zur Einflhrung des Arbeitslosengeldes I

Zu Nummer 4 (§ 21)

Folgeanderung zur Einflhrung des Arbeitslosengeldes I

Zu Nummer 5 (§ 58)
Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.

Zu Nummer 6 (8§ 74)
Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.

Zu Nummer 7 (8§ 166)

Die neue Nr. 2a. bestimmt, dass flr Bezieher von Arbeitslosengeld Il als beitragspflichtige Ein-
nahme generell der Betrag von 400 Euro gilt. Die neue Nr. 2b regelt die Beitragsbemessungs-
grundlage fur die Bezieher von Arbeitslosengeld, denen zusatzlich erganzendes Arbeitslosen-
geld Il gezahlt wird. Fir diese Personen gilt ebenfalls grundsatzlich die Beitragsbemessungs-
grundlage fir das Arbeitslosengeld Il in Héhe von 400 Euro. Von diesem Betrag ist jedoch die
beitragspflichtige Einnahme fir das Arbeitslosengeld abzuziehen. Aus redaktionellen Grinden

wird die bisher in Nr. 2b enthaltene Regelung in eine neue Nummer 2c¢. aufgenommen.

Zu Nummer 8 (§ 170)
Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.
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Zu Nummer 9 (§ 173)

Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes 1.

Zu Nummer 10 (8 229)

Mit der Ubergangsregelung wird entsprechend der Vertrauensschutzregelung nach dem (neu-
en) SGB Il fur Personen, die nach Inkrafttreten des neuen SGB Il aus Vertrauensschutzgriinden
weiterhin Arbeitslosenhilfe beziehen, der bisherige rentenversicherungsrechtliche Status beibe-

halten.

Zu Nummer 11 (8 234)

Mit der Ubergangsregelung wird entsprechend der Vertrauensschutzregelung nach dem (neu-
en) SGB Il fir Personen, die nach dem Inkrafttreten des SGB Il weiterhin Arbeitslosenhilfe be-
ziehen, der bisherige rehabilitationsrechtliche Status auch im Hinblick auf das Ubergangsgeld
beibehalten.

Zu Nummer 12 (8§ 252)
Folge&nderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.

Zu Nummer 13 und 14 (88 254d, 256a)
Die Erganzungen stellen sicher, dass der Rentenertrag aus Beitragszeiten aufgrund des Be-

zugs von Arbeitslosengeld Il in den alten und neuen Bundeslandern gleich hoch ist.

Zu Nummer 15 (8 263)

Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.

Zu Nummer 16 (8§ 276a)
Folgeanderung zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes II.

Zu Nummer 17 (88 276b, 276¢)
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Folgeanderungen zur Einfihrung des Arbeitslosengeldes 1.

Zu Artikel 7 (Siebtes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (8 2)

Erwerbsféahige Hilfebedurftige, die nach 8§ 59 des Zweiten Buches meldepflichtig sind, erhalten
Unfallversicherungsschutz wie meldepflichtige Arbeitslose. Nach der Einfihrung des Arbeitslo-
sengeldes Il ergibt sich kein Anwendungsfall der Meldepflicht nach dem Bundessozialhilfege-

setz mehr.

Zu Nummern 2 bis 4 (88 45, 47, 58)

Folge&nderungen zur Aufhebung der Vorschriften tGber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung
der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt
kiinftig das Arbeitslosengeld 1.

Zu Artikel 8 (Achtes Buch Sozialgesetzbuch)

Folgeanderung zur Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Nach
§ 14 Satz 1 des Zweiten Buches unterstitzt die Agentur fur Arbeit erwerbsféhige Hilfebedurftige
umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit. Durch die Aufnahme der flankierenden
Neuregelung im Achten Buch und die damit einhergehenden verbesserten Betreuungsmaglich-
keiten in Tageseinrichtungen wird fur erwerbsfahige Hilfebedurftige mit Personensorgerecht ein

wesentliches Hindernis zur Aufnahme einer Beschéftigung beseitigt.

Zu Artikel 9 (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe durch Einfuhrung der

Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt

kunftig das Arbeitslosengeld II.
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Zu Artikel 10 (zehntes Buch Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (8§ 64)

Folge&nderung zur Einfihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Neben
die Regelung zum Sozialhilferecht tritt kiinftig das Recht der Grundsicherung fuir Arbeitsuchen-
de.

Zu Nummer 2 (8 71)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe durch Einfuhrung der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten

kunftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch.

Zu Artikel 11 (Elftes Buch Sozialgesetzbuch)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe durch Einfihrung der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe tritt

kunftig das Arbeitslosengeld II.

Zu Artikel 12 (Infektionsschutzgesetz)
Zu Nummern 1 und 2 (8 56)

Folgeénderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Siche-

rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 13 (Bundesausbildungsférderungsgesetz)
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 14 (Gesetz zur Férderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 15 (Gesetz iiber den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 16 (Wohnraumférderungsgesetz)

Zu Nummer 1 (8 21)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der Anderung soll ein redaktionelles Versehen berichtigt werden.

Zu Doppelbuchstabe bb bis hh
Die Anderungen sollen der Harmonisierung der Einkommensermittiung im Wohnraumférde-
rungsrecht mit derjenigen im Wohngeldrecht dienen. Im Wesentlichen werden hierzu die Ande-

rungen des § 10 Abs. 2 WoGG nachvollzogen, so dass insoweit auf die Begriindung zur Ande-
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rung des Wohngeldgesetzes verwiesen wird. Durch die in Doppelbuchstabe bb vorgesehene
Einfigung der Nummer 1.10 in 8 21 Abs. 2 WoFG wird dartber hinaus kinftig die Halfte der
Renten nach 8 3 Abs. 2 AntiDHG dem Jahreseinkommen - wie bisher schon im Wohngeld -
zugerechnet. Anders als das Wohngeld sind Férderungen nach dem Wohnraumférderungsge-
setz keine Sozialleistungen nach 8 6 Abs. 1 Satz 2 AntiDHG, so dass hier nach geltendem
Recht eine Abweichung der wohnraumférderungsrechtlichen von der wohngeldrechtlichen Ein-
kommensermittlung besteht. Die Einfiugung der Nummer 1.10 soll diese Abweichung beider

Regelungsbereiche beseitigen.

Zu Doppelbuchstabe ii

Mit der Einfigung einer neuen Nummer 9 in § 21 Abs. 2 WoFG soll bewirkt werden, dass das
Arbeitslosengeld Il, soweit es um den Lebensunterhalt und den befristeten Zuschlag geht, so-
wie das Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bei der Ermittlung des Jah-
reseinkommens bericksichtigt werden, soweit sie die bei ihrer Berechnung berlcksichtigten
Kosten fir den Wohnraum Ubersteigen. Die Regelung entspricht der u. a. fur die Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz in § 21 Abs. 2 Nr. 7 WoFG getroffenen Re-
gelung.

Zu Doppelbuchstabe jj
Die Anderung ist eine Folgeanderung auf Grund der Einfiigung der neuen Nummer 9 in § 21
Abs. 2 WoFG.

Zu Buchstabe b
Mit der Anderung soll aus Griinden der Harmonisierung beider Regelungsbereiche die Ande-
rung des § 10 Abs. 3 WoGG nachvollzogen werden.

Zu Nummer 2 (8 34)

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tiber die Arbeitslosenhilfe
im Rahmen der Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch So-
Zialgesetzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten zukUinftig die Leistungen zur Sicherung

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 3 (§ 48)

Mit den Anderungen sollen redaktionelle Versehen berichtigt werden.
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Zu Nummer 4
Die Anderung des § 51 Abs. 1 wandelt die Verweisung in eine dynamische Verweisung um und

beseitigt damit ein redaktionelles Versehen.

Zu Nummer 5 (8§ 52)

Mit den Anderungen soll ein redaktionelles Versehen berichtigt werden.

Zu Artikel 17 (Bundesvertriebenengesetz)

Zu Nummern 1 und 2 (8§ 11)

Folge&nderungen zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe und die Eingliede-
rungshilfe im Rahmen der Einflihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende mit dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch. An die Stelle der Eingliederungshilfe treten kinftig die Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 18 (Auslandergesetz)

Zu Nummer 1 (§ 24)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8§ 85)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 19 (Asylverfahrensgesetz)
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Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kiinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 20 (Mikrozensusgesetz)

Zu Nummer 1 und 2 (8§ 4)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kiinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 21 (zivilprozessordnung)

Zu Nummer 1 (8§ 646)
Folgeénderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Neben die Hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz tritt kiinftig fir Kinder das

Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8 850)
Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Neben die Regelung zum Bundessozialhilfegesetz treten kiinftig die entspre-

chenden Regelungen zum Lebensunterhalt nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 22 (Sozialgerichtsgesetz)

Die passiven Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende sind wie die Hilfe zum Le-

bensunterhalt und die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bedarfsorientierte
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Fursorgeleistungen. Fur die letztgenannten Leistungen sind bereits die Verwaltungsgerichte

zustandig.

Die passiven Leistungen der Grundsicherung fur Arbeitsuchende lehnen sich in wesentlichen
Grundzugen an die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz an. Der bis-
herige Zusammenhang der Arbeitslosenhilfe mit der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld,
insbesondere die Abhéngigkeit der Hohe der Leistung vom ehemals erzielten Arbeitsentgelt,

besteht beim Arbeitslosengeld Il nicht mehr.

Aufgrund der Sachnahe und zur Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsprechung fir ver-
gleichbare Lebenssachverhalte muss fur alle genannten Leistungen derselbe Rechtsweg eroff-

net werden. Hierfur bieten sich die Verwaltungsgerichte an.

Zu Artikel 23 (Gerichtsvollzieherkostengesetz)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Die Bundesagentur fir Arbeit tritt in ihrer Funktion als Tragerin der Grundsi-

cherung fur Arbeitsuchende neben die Trager der Sozialhilfe.

Zu Artikel 24 (verwaltungsgerichtsordnung)

In den Anwendungsbereich der Vorschrift werden auch Streitigkeiten nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch einbezogen. Dies soll die besondere Sachkunde der erkennenden Gerichte

und eine moglichst einheitliche Rechtsprechungspraxis sicherstellen.

Zu Artikel 25 (wohngeldgesetz)

Zu Nummer 1 (Inhaltslbersicht)

Mit der Anderung soll die Inhaltsiibersicht an den Ausschluss der Empfanger der laufenden
Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz oder der ergan-
zenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem Ge-

setz, das dieses fur anwendbar erklart, angepasst werden.
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Zu Nummer 2 (§ 1)

8§ 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG - neu - soll den Ausschluss der Transferleistungsempfanger vom
Wohngeld bestimmen. Im Einzelnen erhalten danach kein Wohngeld die

Empféanger von Leistungen des Arbeitslosengeldes Il und des Sozialgeldes nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch, Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung nach dem Gesetz
Uber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, laufenden
Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwoélften Buch Sozialgesetzbuch oder der
erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, das dieses fur anwendbar erklart. Dies soll der klaren Trennung der fur die Unterkunfts-

kosten zustandigen sozialen Sicherungssysteme dienen.

Aus diesem Grund sollen nach 8 1 Abs. 2 Satz 2 WoGG - neu - auch die Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft oder Ahnlichem als Empfanger der Leistung gelten. Im Einzelnen sollen da-
her auch die nach 8§ 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes Uber eine bedarfsorientierte Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung, 8 19 Abs. 1 bis Abs. 3 und § 20 des Zwdlften Buches Sozi-
algesetzbuch, § 27a Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes in Verbindung mit § 19 des
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch mit den Empfangern der Leistung verbundenen Personen,
die bei der Ermittlung des Bedarfs berlcksichtigt worden sind, in den Ausschluss vom Wohn-

geld einbezogen werden.

8§ 1 Abs. 2 Satz 3 WoGG - neu - soll regeln, dass der Ausschluss vom Wohngeld auch fur die
Dauer des Verwaltungsverfahrens zur Feststellung von Grund und Hohe der Leistung gilt. Es
kommt also nicht erst auf den Empfang einer Transferleistung an, sondern auf den Beginn ei-

nes darauf gerichteten Verwaltungsverfahrens.

Zu Nummer 3 (8 3)
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Aufhebung des Finften Teils (88 31 bis 33 WoGG).

Zu Nummer 4 (8 4)

Zu Buchstabe a

Mit der Anderung soll klargestellt werden, dass Familienmitglieder im Sinne des Wohngeldge-
setzes nur dann zum Haushalt rechnen, wenn sie eine Transferleistung nach § 1 Abs. 2 WoGG
- neu - nicht empfangen. Dies soll eine Anderung der auf die zum Haushalt rechnenden Famili-
enmitglieder Bezug nehmenden Vorschriften (z. B. 8 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 Satz 1 WoGG) ent-

behrlich machen.
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Zu Buchstabe b
Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeadnderung auf Grund der Einfiigung eines Satzes 2 in §
4 Abs. 1 WoGG.

Zu Buchstabe c
Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung auf Grund der Einfiigung eines Satzes 2 in §
4 Abs. 1 WoGG.

Zu Nummer 5 (87)
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 7 Abs. 3 WoGG und soll bewirken, dass nur der
Anteil der Miete oder Belastung bei der Bemessung des Wohngeldes berlcksichtigt wird, der

auf die Nicht-Transferleistungsempfanger entfallt.

Zu Nummer 6 (8 10)

Zu Buchstabe a

Mit der Anderung des § 10 Abs. 2 WoGG soll die Vorschrift zum einen aus Griinden der Gleich-
behandlung mit anderen bereits benannten steuerfreien Einnahmen ergéanzt werden. Ferner soll
der Katalog aus Klarstellungsgriinden um eine Einnahmeart ergéanzt werden. Da schlief3lich

eine Einnahmeart steuerrechtlich weggefallen ist, soll diese gestrichen werden.

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Einfugung der Nummer 1.9 liegen folgende Erwagungen zu Grunde: Das zum Ausgleich
des Verdienstausfalls im Krankheitsfall gezahlte Krankentagegeld aus einer privaten Kranken-
tagegeldversicherung ist nach § 3 Nr. 1 Buchst. a EStG steuerfrei, aber von § 32b Abs. 1 Nr. 1
EStG und damit von 8 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG (Lohn- und Einkommensersatzleistungen) nicht
erfasst.

Aus Grunden der Gleichbehandlung mit dem Krankengeld nach den 8§ 44 ff. SGB V im Rah-
men der gesetzlichen Krankenversicherung und mit dem Krankengeld nach den 88 8, 12 und
13 KVLG 1989 fur mitarbeitende Familienangehdrige, die beide dem Progressionsvorbehalt
nach 8 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG unterliegen und daher bereits jetzt nach § 10 Abs. 2 Nr. 1.6
WoGG zum Jahreseinkommen gehéren, soll zukinftig auch das Krankentagegeld aus einer

privaten Krankentagegeldversicherung zum wohngeldrechtlichen Einkommen gehéren. Denn
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nach seinem Zweck, das durch eine Arbeitsunfahigkeit ausfallende Arbeitseinkommen zu erset-
zen, ist es den beiden genannten gesetzlichen Krankengeldern (vgl. zu deren Zweck § 49 Abs.
1 Nr.1SGB YV, § 13 Abs. 3 Satz 1 KVLG 1989) gleichzuachten.

Der Einfugung der Nummer 1.10 liegen folgende Erwagungen zu Grunde: Nach geltendem
Recht (8 10 Abs. 2 Nr. 1.2 WoGG) gehoren die einkommensabhéngigen Rentenleistungen nach
dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die auf das Bundesversorgungsge-
setz verweisen, zum Jahreseinkommen. Diese Leistungen sind nach § 3 Nr. 6 EStG steuerfrei.
Zu den nach 8§ 3 Nr. 6 EStG steuerfreien versorgungshalber gezahlten einkommensabhéangigen
Beziigen, die nicht auf Grund der Dienstzeit gewahrt werden, gehdren nach R 8 Abs. 2 Nr. 2
LStR 2002 auch der Unterhaltsbeitrag fir friihere Beamte und frihere Ruhestandsbeamte (8 38
BeamtVG), der Unterhaltsbeitrag fir Verwandte der aufsteigenden Linie (8 40 BeamtVG) und
der Unterhaltsbeitrag fur Hinterbliebene (8 41 BeamtVG). Diese Leistungen werden bei einem
Dienstunfall (im ersteren Fall) bzw. bei Versterben an den Folgen eines Dienstunfalls (in den

beiden letzteren Fallen) gewahrt.

Aus Grunden der Gleichbehandlung mit den einkommensabhangigen Rentenleistungen nach
dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die auf das Bundesversorgungsge-
setz verweisen, sollen diese Leistungen in den Katalog der zu bertcksichtigenden Einnahmen
nach § 10 Abs. 2 WoGG aufgenommen werden. Denn es ist geboten, die einkommensabhangi-
ge Versorgung nicht nur dann wohngeldrechtlich zu berlcksichtigen, wenn sie auf gesundheitli-
chen oder wirtschaftlichen Folgen militéarischer oder militaréahnlicher Dienste oder eines damit
zusammenhangenden Unfalls (8§ 1 Abs. 1 BVG) bzw. mit den Tatbestdnden der verweisenden
Gesetze zusammenhéangt, sondern auch dann, wenn sie ,nur‘ mit einem Dienstunfall (88 30
und 31 BeamtVG) zusammenhangt. Im Ubrigen spricht auch die Gleichbehandlung mit der
Verletztenrente im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung nach den 88 56 bis 62 SGB
VII, die nach 8 10 Abs. 2 Nr. 1.5 Buchst. a WoGG zum Jahreseinkommen gehort, fur die Einbe-

ziehung der Leistungen nach dem Beamtenversorgungsgesetz.

Der Einfigung der Nummer 1.11 liegen folgende Erwdgungen zu Grunde: Nach § 3 Abs. 2 des
Gesetzes Uber die Hilfe fur durch Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepatitis-C-Virus infizierte
Personen (Anti-D-Hilfegesetz - AntiDHG) werden fiir Betroffene am Grad der Minderung der
Erwerbsfahigkeit orientierte Renten i. H. v. 255,65 bis 1022,58 Euro (500 bis 2000 DM) monat-
lich gezahlt. Diese Renten sind nach 8 3 Nr. 68 EStG steuerfrei. 8 6 Abs. 1 Satz 2 AntiDHG
bestimmt aber, dass monatliche Renten nach § 3 Abs. 2 AntiDHG haélftig als Einkommen be-
rucksichtigt werden, wenn bei Sozialleistungen die Gewéahrung oder die Hohe von anderen Ein-
kommen abhangt. Eine derartige Sozialleistung ist z. B. das Wohngeld, so dass diese Renten
bereits bisher zur Halfte zu beriicksichtigendes Einkommen sind.
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Die zitierte Regelung ist die einzige Anrechnungsvorschrift einer steuerfreien Einnahme auf3er-
halb des § 10 Abs. 2 WoGG. Aus Grinden der Rechtsklarheit und Ubersichtlichkeit soll diese
Regelung inhaltsgleich in den Katalog des § 10 Abs. 2 WoGG ubernommen werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach 8§ 10 Abs. 2 Nr. 2.2 WoGG gehort zum Jahreseinkommen der nach 8 3 Nr. 39 EStG steu-
erfreie Arbeitslohn. Die Vorschrift ist auf Grund des Artikels 8 Nr. 3 in Verbindung mit Nr. 10
Buchst. a und Artikel 17 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt vom 23. Dezember 20002 (BGBI. | S. 4621, 4630) mit Wirkung vom 1. April 2003

nicht mehr anzuwenden. Sie soll daher gestrichen werden.

Zu Doppelbuchstabe cc
Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung auf Grund der Aufhebung der bisherigen

Nummer 2.2.

Zu Doppelbuchstabe dd

Das geltende Recht (8 10 Abs. 2 Nr. 5.4 WoGG) berucksichtigt von den Leistungen nach dem
Achten Buch Sozialgesetzbuch nur die Kosten zur Erziehung. Mit der Erweiterung des Einkom-
menkataloges des 8 10 Abs. 2 WoGG um die Nummer 5.5 soll die Nummer 5.4 erganzt werden.
Dem liegen folgende Erwagungen zu Grunde: Werden junge Menschen (Minderjahrige, junge
Volljahrige bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, u. U. auch Mutter oder Véter, die allein fir
ein Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben, oder eine schwangere Frau vor der Geburt ihres
Kindes) zur Erbringung erzieherischer und ggf. therapeutischer Hilfeleistungen in Einrichtungen,
anderen Wohnformen oder Pflegefamilien untergebracht, tbernimmt die Kinder- und Jugend-
hilfe fir die Dauer der Hilfeleistung neben dem Erziehungsanteil (siehe 8 10 Abs. 2 Nr. 5.4
WoGG) auch die laufenden Leistungen fir die Kosten des notwendigen Unterhalts einschliel3-
lich der Unterkunft sowie der Krankenhilfe. Leistungen fur den Unterhalt junger Volljahriger ha-
ben bis zum 31. Dezember 2000 (nach § 10 Abs. 1 WoGG a. F. in Verbindung mit Teil A Nr.
10.15 WoGVwV 1995) sowie bis zum 31. Dezember 2001 (nach § 10 Abs. 2 Nr. 11.2 WoGG a.
F.) zum wohngeldrechtlichen Jahreseinkommen gerechnet. Da diese Einkommensteile bei der
Harmonisierung des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumférderungsgesetzes zum 1. Januar
2002 versehentlich nicht mit Gbernommen wurden, sollen diese Einkommensteile zukiinftig wie-
der zum Jahreseinkommen der Begulnstigten rechnen und unter dem Gesichtspunkt der

Gleichbehandlung auch fur Minderjahrige herangezogen werden.
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Zu Doppelbuchstabe ee
Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung auf Grund der Einfligung der neuen Num-

mer 5.5.

Zu Doppelbuchstabe ff
Mit der Neufassung der Nummer 6.1 des 8 10 Abs. 2 WoGG sollen zusatzlich die steuerfreien

Stipendien und das Ausbildungsgeld aufgenommen werden.

Nummer 6.1 Buchst. a und b entsprechen der bisherigen Regelung, Buchstabe e entspricht

dem bisherigen Buchstaben d.

Der neuen Nummer 6.1 Buchst. c liegen folgende Erwagungen zu Grunde: Nach geltendem
Recht (8 10 Abs. 2 Nr. 6.1 Buchst. b, Nr. 6.2 WoGG) gehdren die als Zuschusse erbrachten
Leistungen der Begabtenforderungswerke zur Halfte und die als Zuschuss gewahrte Graduier-
tenforderung voll zum wohngeldrechtlichen Jahreseinkommen. Soweit Begabtenforderungswer-
ke (z. B. die Friedrich-Ebert-Stiftung e. V. oder die Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.) Leistungen
der Begabtenforderung bzw. der Graduiertenforderung erbringen, sind beide Leistungsarten
nach geltendem Recht erfasst. Soweit Dritte, die nicht unter den Begriff des Begabtenforde-
rungswerks fallen (z. B. die Lander, Universitaten und Unternehmen) Leistungen der Graduier-
tenférderung erbringen, sind auch diese nach geltendem Recht erfasst. Bisher nicht erfasst sind

Leistungen dieser Dritten, soweit es um Begabtenférderung geht.

Daher soll aus Grunden der Gleichbehandlung mit den durch Begabtenforderungswerke Gefor-
derten durch die Neuregelung sichergestellt werden, dass auch diese Leistungen wohngeld-
rechtlich zur Hélfte als Einnahme erfasst werden. Durch die Neuregelung sind im Ubrigen auch

die Leistungen der Otto-Benecke-Stiftung erfasst.

Die neue Nummer 6.1 Buchst. d soll um das Ausbildungsgeld erweitert werden. Dem liegen
folgende Erwagungen zu Grunde: Nach geltendem Recht (§ 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG) gehdren
die Lohn- und Einkommensersatzleistungen nach 8 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG, darunter die Ein-
gliederungshilfe nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, zum Jahreseinkommen. Die Einglie-
derungshilfe fir Behinderte in Form des Ausbildungsgeldes nach den 8§ 104 ff. SGB Ill ist von
§ 32b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a EStG und damit von 8§ 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG aber nicht erfasst;
die steuerrechtliche Vorschrift betrifft nur die Eingliederungshilfe fir Spataussiedler nach § 418
SGB L.

185



Aus Grinden der Gleichbehandlung mit der Berufsausbildungsbeihilfe nach den 88 59 ff. SGB
I, die nach § 10 Abs. 2 Nr. 6.1 Buchst. ¢ WoGG zum Jahreseinkommen gehdrt, soll zukiinftig
auch die Halfte des Ausbildungsgeldes fur Behinderte nach § 104 SGB Ill zum wohngeldrechtli-

chen Einkommen gehéren.

Zu Doppelbuchstabe gg
Auf Grund des Fulbright-Abkommens erhalten Stipendiaten (Studierende, Austauschlehrer und
Wissenschaftler) Langzeit- und Kurzzeitstipendien, die den Lebensunterhalt, aber auch Ausga-

ben fur Unterbringung an der Gasthochschule, Eignungstests usw. abdecken sollen.

Aus Grinden der Gleichbehandlung mit den durch Begabtenférderungswerke und durch private
Stipendien Gefdrderten, deren Einnahmen bereits jetzt nach § 10 Abs. 2 Nr. 6.1 Buchst. aund b
und Nr. 6.2 WoGG zum Jahreseinkommen gehoren, sollen daher zukinftig auch die Fulbright-
Zuwendungen wohngeldrechtlich als Einnahme erfasst werden. Der Ansatz zur Hélfte ist ange-
messen und soll die verwaltungsaufwandige Bestimmung des auf den Lebensunterhalt entfal-

lenden Anteils vermeiden.

Zu Doppelbuchstabe hh

Da fur den Ausschluss vom Wohngeld eine Transferleistung in auch geringer Héhe ausreicht,
besteht fur die Beriicksichtigung der Leistungen der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem Bundessozialhilfegesetz und den weiter in § 10 Abs. 2 Nr. 7 WoGG genannten Gesetzen
sowie der Grundsicherungsleistungen nach § 10 Abs. 2 Nr. 8 WoGG im Rahmen der Einkom-

mensermittlung kein Bedarf mehr. Die Vorschriften sollen daher aufgehoben werden.

Zu Doppelbuchstabe ii
Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung der Aufhebung des § 10 Abs. 2 Nr. 7 und 8
WoGG.

Zu Buchstabe b

Der § 10 Abs. 3 WoGG nimmt Bezug auf die Einnahmen des 8 10 Abs. 2 WoGG. Da es sich
dort ausschlief3lich um steuerfreie Einnahmen handelt, ist der Begriff ,steuerfrei* entbehrlich und
soll gestrichen werden. Im Ubrigen soll wegen des sachlichen Zusammenhangs der neuen

Nummer 5.5 des § 10 Abs. 2 WoGG mit der Nummer 5.4 die Regelung, dass Erwerbsaufwen-
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dungen insoweit nicht von den Einnahmen abgezogen werden kdnnen, fir Nummer 5.5 tber-

nommen werden.

Zu Nummer 7

8§ 27 Abs. 4 WoGG regelt den Beginn des Bewilligungszeitraums im Zusammenhang mit einer
Nichtleistung, einer Einstellung oder einem Erstattungsanpruch hinsichtlich des besonderen
Mietzuschusses. Diese Regelung ist auf Grund des Ausschlusses der Transferleistungsemp-

fanger vom Wohngeld entbehrlich.

Der Neufassung des 8 27 Abs. 4 WoGG liegen folgende Erwagung zu Grunde: Ist die Bewilli-
gung einer Transferleistung abgelehnt worden, hatte der Betreffende aber eigentlich einen An-
spruch auf allgemeines Wohngeld gehabt, soll er diesen Anspruch nicht verlieren, wenn er den
Wohngeldantrag innerhalb eines Kalendermonats nach Kenntnis der Ablehnung stellt. Ausge-
schlossen ist der Wohngeldanspruch aber, wenn fir denselben Zeitraum eine andere Transfer-
leistung nach 8§ 1 Abs. 2 WoGG - neu - erbracht wird.

Zu Nummer 8 (§ 28)
Die Aufhebung ist eine Folgeanderung der Aufhebung des Flinften Teils (88 31 bis 33 WoGG).

Zu Nummer 9 (8 29)

Zu Buchstabe a

8§ 29 Abs. 3 WoGG regelt den Wegfall und die Verringerung des Wohngeldes. Die Wohngeld-
stelle hat nach dieser Vorschrift neu zu entscheiden, wenn im laufenden Bewilligungszeitraum
in einem bestimmten Umfang Miete oder Belastung sich verringern bzw. das Gesamteinkom-

men sich erhoht.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit zwei Urteilen vom 21. Marz 2002 (5 C 4.01 und 5 C
7.01, BVerwGE 116, 161 ff. und WuM 2003, 156 ff.) zur Frage der Aufhebung von Wohngeld-
bescheiden fur bereits abgelaufene Bewilligungszeitraume im Falle von ruckwirkenden Ein-
kommenserhdhungen fir Zeitraume von 1994 bis 1998 und damit zur Anwendbarkeit u. a. des
8§ 29 WoGG Stellung genommen. Das Gericht sieht in den Entscheidungen hinsichtlich einer
ruckwirkenden Aufhebung der Wohngeldbewilligung die 88 29 und 30 WoGG im Verhéltnis zu 8§
48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und Satz 3 SGB X als abschliel3end an, so dass die rickwirkende Auf-
hebung eines Bescheides nicht nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und Satz 3 SGB X, sondern nur
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nach 8§ 29 Abs. 3 WoGG moglich sei. Der 8§ 29 Abs. 3 WoGG setzt tatbestandlich allerdings

einen laufenden Bewilligungszeitraum voraus.

Durch eine Anderung des § 29 Abs. 3 WoGG (Satz 3 der Vorschrift) soll daher klargestellt wer-
den, dass ein Eingriff nicht nur in den laufenden, sondern grundsatzlich auch in einen bereits
abgelaufenen Bewilligungszeitraum zulassig ist. Aus Grinden der Rechtssicherheit soll der
Eingriffszeitraum auf drei Jahre vor Kenntnis der Anderung der Verhéltnisse beschrankt werden;
die Kenntnis kann sich etwa ergeben aus der Mitteilung Uber eine Rentennachzahlung. Dabei
soll die grob fahrlassige Nichtkenntnis der Kenntnis gleichgestellt werden; die vorsatzliche
Nichtkenntnis ist hiervon denknotwendig erfasst. Der Dreijahreszeitraum entspricht dem Um-

fange nach dem § 29 Abs. 4 Satz 3 WoGG in der derzeit geltenden Fassung.

Satz 2 der Vorschrift soll den Zeitpunkt der Anderung der Verhaltnisse klarstellen. Angekniipft
werden soll an den Beginn des Zeitraumes, fur den sich die Miete, die Belastung oder die Ein-
nahmen verandert haben, nicht an den Zeitpunkt, in dem der Betroffene hiervon Kenntnis er-
langt hat oder héatte erlangen konnen. Dabei gilt die Dreijahresfrist des Satzes 3 - neu -. Damit
wird klargestellt, dass etwa bei einer - die Erheblichkeitsschwelle von 15 vom Hundert Uberstei-
genden - Rentennachzahlung, die im August 2003 durch Bescheid bekannt gegeben wird, aber
einen Nachzahlungsanspruch ab Januar 2000 begriindet, ein Eingriff in abgelaufene Bewilli-

gungszeitraume grundsatzlich moglich, aber auf den Zeitraum ab September 2000 begrenzt ist.

Zu Buchstabe b
8§ 29 Abs. 4 WoGG regelt die Mitteilungspflicht des Wohngeldempfangers und der zu seinem
Haushalt rechnenden Familienmitglieder hinsichtlich der Verringerung der Miete oder Belastung

und der Erhéhung der Einnahmen.

Mit der Neufassung des Satzes 3 soll zum einen die Prazisierung einer Verweisung erfolgen.
Des weiteren soll auf eine zeitliche Begrenzung der Mitteilungspflicht verzichtet werden, weil es

hierfir kein Regelungsbedurfnis gibt.

Zu Nummer 10 (Funfter Teil)

Mit dem vorgesehenen Ausschluss der Transferleistungsempfanger vom Wohngeld (vgl. die
Begrindung zu § 1 Abs. 2 WoGG - neu -) sind die Vorschriften des Flnften Teils gegenstands-
los; sie sollen daher aufgehoben werden.

188



Zu Nummer 11 (8 34)

Zu Buchstabe a

Die Neufassung enthalt zum einen eine Folgeanderung der Aufhebung des Fiinften Teils (88 31
bis 33 WoGG); die Bezugnahme auf den Fiinften Teil in § 34 Abs. 1 WoGG soll entfallen.

Zu Buchstabe b
Die Anderungen beruhen auf der Aufhebung des Fiinften Teils (88 31 bis 33 WoGG) und der

damit erforderlich werdenden Ankniipfung an einen neuen Mal3stab fir die Verteilung des Fest-
betrages von 409 Mio. Euro ab dem Jahr 2005.

Zu Nummer 12 (8 35)
Zu Buchstabe a

Die Regelung ist eine Folgeanderung der Aufhebung des Flnften Teils (88 31 bis 33 WoGG).

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Anderung des § 35 Abs. 2 WoGG.

Zu Doppelbuchstabe bb
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Anderung des § 35 Abs. 2 WoGG.

Zu Doppelbuchstabe cc
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Anderung des § 35 Abs. 2 WoGG.

Zu Doppelbuchstabe dd
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Anderung des § 35 Abs. 2 WoGG.

Zu Buchstabe ¢

Die Regelung ist eine Folgeanderung der Anderung des § 35 Abs. 2 WoGG.

Zu Buchstabe d
Die Regelung ist eine Folgeanderung der Aufhebung des Flnften Teils (88 31 bis 33 WoGG).
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Zu Buchstabe e

Die Regelung ist eine Folgednderung der Aufhebung des Fiinften Teils (88 31 bis 33 WoGG).

Zu Nummer 13 (8 36)

Auf Grund der zum 1. Januar 2002 erfolgten erstmaligen Festlegung von Mietenstufen im ge-
samten Bundesgebiet ist die Vorschrift tberholt und soll aufgehoben werden.

Zu Nummer 14 (8 37hb)

Mit der Anderung soll eine tiberflissige und tiberholte Fundstelle gestrichen werden, um klarzu-
stellen, dass die Verweisung dynamisch zu verstehen ist.

Zu Nummer 15 (8 39)

Im Hinblick auf die Bemihungen der Bundesregierung zum Abbau von Burokratie und zur Ver-
minderung von statistischen Anforderungen fiir Behérden und Unternehmen empfiehlt es sich,
die gesetzliche Berichtspflicht fir den Wohngeld- und Mietenbericht zeitlich zu strecken. Daher
soll der Berichtszeitraum fir den Wohngeld- und Mietenbericht von zwei auf vier Jahre veran-
dert werden. Dies erscheint ausreichend, aber auch geboten, um die mittel- und langfristigen
Trends im Mieten- und Wohngeldbereich zu erfassen und der Wohnungspolitik die notwendige

Datengrundlage zu sichern.

Zu Artikel 26 (Gesetz zur Hilfe fiir Frauen bei Schwangerschaftsabbriichen in beson-

deren Fallen)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 27 (Unterhaltssicherungsgesetz)
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Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Neben die Regelung zum Bundessozialhilfegesetz treten kiinftig die Rege-

lungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 28 (Soldatenversorgungsgesetz)

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)
Redaktionelle Folgeanderung zu Anderungen im Soldatenversorgungsgesetz aufgrund der Auf-
hebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Einfihrung der Grundsiche-

rung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8 86a)

Zu Buchstabe a

Durch die Festlegung von 180 Tagen Anspruchsdauer wird ein Gleichklang mit den Regelungen
zum Dritten Buch Sozialgesetzbuch hergestellt. Nach § 339 Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetz-
buch wird fur die Berechnung von Leistungen ein Monat mit 30 Tagen berechnet. Die Neufas-

sung begrenzt die Anspruchsdauer auf insgesamt sechs Monate.

Zu Buchstaben b und c

Folgeanderungen zur Aufhebung der Vorschriften Gber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der
Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Bei Vorliegen der allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen hat der betroffene Personenkreis im

Rahmen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende Anspruch auf Arbeitslosengeld II.

Zu Artikel 29 (Finanzausgleichsgesetz)

Ziel der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist eine Vereinheitlichung von
Transferleistungen fir erwerbsfahige Arbeitslose als Teil einer Reform des Arbeitsmarktes und -
damit verbunden - eine dauerhafte strukturelle Entlastung der Kommunen. Hierdurch sollen
keine Lastenverschiebungen zwischen dem Bund auf der einen und den Landern und Kommu-
nen auf der anderen Seite entstehen; dauerhafte Lastenverschiebungen sind daher auszuglei-

chen.
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Bei dem vorgesehenen Modell der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe Uber-
nimmt der Bund die Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung fur die Grundsicherung fir Ar-
beitsuchende. Dieses fihrt zu einer dauerhaften Lastenverschiebung zwischen dem Bund auf
der einen und den Kommunen auf der anderen Seite. Im Jahr 2004 entsteht durch die Lasten-

verschiebung eine Entlastung der Kommunen von 5,8 Mrd. Euro.

Die Lastenverschiebung wird zunachst durch die in Art. 1 § 65 vorgesehene Ubergangsrege-

lung abgemildert. Im Jahr 2004 verringert sie sich dadurch um 1,8 Mrd. Euro.

Ein Teil der Entlastung wird den Kommunen dauerhaft belassen. Damit sollen insbesondere die
Investitionskraft der Kommunen gestarkt und zusatzliche Spielrdume zum notwendigen Ausbau
der Kinderbetreuung - insbesondere fir unter Dreijahrige — ertffnet werden. Die Kommunen

sollen zur Bewaéltigung dieser Zukunftsaufgaben im Jahr 2004 1,9 Mrd. Euro erhalten.

Fur den Ausgleich der Ubrigen Lastenverschiebungen ist die Anpassung des Aufteilungsver-
haltnisses der Umsatzsteuer zwischen Bund und Landern das geeignete und in der Finanzver-
fassung vorgesehene Instrument (Art. 106 Abs. 4 GG). Das Grundgesetz sieht keine unmittel-
baren Finanzbeziehungen zwischen Bund und Kommunen vor, vielmehr ist die Steuerung der
Kommunalfinanzen Aufgabe der Lander. Erforderliche Folgeregelungen zur Finanzverteilung
zwischen den jeweiligen Landern und ihren Kommunen fallen daher in die Verantwortung der

Lander.

Ziel der geanderten Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Landern ist nicht, die Lander
zusatzlich zu belasten, sondern Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kommunen - die in

der Finanzverfassung als Teil der Lander gelten - auszugleichen.

Die Umsatzsteuerverteilung ist derzeit im Finanzausgleichsgesetz geregelt, dessen Giltigkeit
am 31.12.2004 endet.

Bei der Berechnung der durch die Umsatzsteuerverteilung zu kompensierenden Lastenver-
schiebung sind neben den Entlastungen durch den Wegfall der Sozialhilfe fir zukinftige Bezie-
her des Arbeitslosengeldes Il die Lastenverschiebungen im Zusammenhang mit den Neurege-
lungen beim Wohngeld und die Einsparungen der Lander durch den Wegfall von Eingliede-
rungsleistungen zu berucksichtigten (vgl. Abschnitt C. zu den finanziellen Auswirkungen). Die
notwendige Anpassung der Umsatzsteuerverteilung ergibt sich danach wie folgt:

Entlastung der Kommunen durch Alg Il 5,8
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abziglich:

Wohngeldreform

Entlastung der Lander -0,9
Belastung der Kommunen 0,6
Saldo -0,3
Kommunalanteil im Ubergangszeitraum 1,8

Wegfall Eingliederungs-

Leistungen der Lander -0,3
Erhohung Investiionsspieldume und Kinderbetreuung | T

Durch Umsatzsteuerverteilung zu kompensieren 2,7

Zu Ubertragende Umsatzsteuerpunkte in vH 2,1

Die sich hieraus ergebenen Verteilungswirkungen flihren zu einer besonderen Entlastung der
Gemeinden mit relativ hoher Anzahl langzeitarbeitsloser Sozialhilfeempfanger. Gemeinden, die
unterproportional profitieren, waren vor der Reform auch unterproportional mit Ausgaben fur

arbeitslose Sozialhilfeempfanger belastet.

Zu Artikel 30 (Solidarpaktfortfiihrungsgesetz)

Ziel der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist eine Vereinheitlichung von
Transferleistungen fur erwerbsfahige Arbeitslose als Teil einer Reform des Arbeitsmarktes und -
damit verbunden - eine dauerhafte strukturelle Entlastung der Kommunen. Hierdurch sollen
keine Lastenverschiebungen zwischen dem Bund auf der einen und den Landern und Kommu-
nen auf der anderen Seite entstehen; dauerhafte Lastenverschiebungen sind daher auszuglei-

chen.
Bei dem vorgesehenen Modell der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe Uber-

nimmt der Bund die Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung fur die Grundsicherung fir Ar-

beitsuchende. Dieses flhrt zu einer dauerhaften Lastenverschiebung zwischen dem Bund auf
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der einen und den Kommunen auf der anderen Seite. Ab dem Jahr 2005 entsteht durch die

Lastenverschiebung eine Entlastung der Kommunen von 11,6 Mrd. Euro jéahrlich.

Die Lastenverschiebung wird zunéchst durch die in Art. 1 § 65 vorgesehene Ubergangsrege-
lung abgemildert. Im Jahr 2005 verringert sie sich um 2,5 Mrd. Euro und im Jahr 2006 um 1,7
Mrd. Euro.

Ein Teil der Entlastung wird den Kommunen dauerhaft belassen. Damit sollen insbesondere die
Investitionskraft der Kommunen gestarkt und zusatzliche Spielrdume zum notwendigen Ausbau
der Kinderbetreuung - insbesondere fir unter Dreijahrige — ertffnet werden. Die Kommunen
sollen zur Bewaltigung dieser Zukunftsaufgaben ab dem Jahr 2005 2,5 Mrd. Euro jahrlich er-

halten.

Fur den Ausgleich der Ubrigen Lastenverschiebungen ist die Anpassung des Aufteilungsver-
héltnisses der Umsatzsteuer zwischen Bund und Landern das geeignete und in der Finanzver-
fassung vorgesehene Instrument (Art. 106 Abs. 4 GG). Das Grundgesetz sieht keine unmittel-
baren Finanzbeziehungen zwischen Bund und Kommunen vor, vielmehr ist die Steuerung der
Kommunalfinanzen Aufgabe der Lander. Erforderliche Folgeregelungen zur Finanzverteilung
zwischen den jeweiligen Landern und ihren Kommunen fallen daher in die Verantwortung der

Lander.

Ziel der geanderten Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Landern ist nicht, die Lander
zusatzlich zu belasten, sondern Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kommunen - die in

der Finanzverfassung als Teil der Lander gelten - auszugleichen.

Die Umsatzsteuerverteilung ist in 8 1 des Finanzausgleichsgesetz geregelt. Die derzeitigen Re-
gelungen laufen im Jahr 2004 aus, ab dem Jahr 2005 gilt die im Solidarpaktfortfiihrungsgesetz

geregelte Neufassung.

Bei der Berechnung der durch die Umsatzsteuerverteilung zu kompensierenden Lastenver-
schiebung sind neben den Entlastungen durch den Wegfall der Sozialhilfe fir zukinftige Bezie-
her des Arbeitslosengeldes Il die Lastenverschiebungen im Zusammenhang mit den Neurege-
lungen beim Wohngeld und die Einsparungen der Lander durch den Wegfall von Eingliede-

rungsleistungen zu bericksichtigten (vgl. Abschnitt C. zu den finanziellen Auswirkungen).

Durch die vorgesehene Ubergangsregelung wird die Lastenverschiebung stufenweise - begin-
nend ab 2004 - vollstandig erst im Jahr 2007 wirksam. Grundséatzlich ist die USt-Verteilung auf

langere Frist angelegt. In der besonderen Situation einer grundlegenden Aufgabenumverteilung
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ist fur einen zeitlich befristeten Ubergangszeitraum jedoch auch eine jahrliche Anpassung ge-

rechtfertigt, um die Lastenverschiebungen moglichst sachgerecht auszugleichen.

Die notwendige Anpassung der Umsatzsteuerverteilung ergibt sich danach wie folgt:

2005 | 2006 | 2007
Mrd. Euro

Entlastung der Kommunen 11,6 11,6 11,6
abzuglich:
Wohngeldreform
Entlastung der Lander -1,9 -1,9 -1,9
Belastung der Kommunen 1,3 1,3 1,3
Saldo -0,6 -0,6 -0,6
Kommunalanteil im Ubergangszeitraum 2,5 1,7 0
Wegfall Eingliederungsleistungen der Lander -0,5 -0,5 -0,5
Erhéhung Investitionsspielraume und Kinderbetreu- 2,5 2,5 2,5
ung
Durch Umsatzsteuerverteilung zu kompensieren 7,7 8,5 10,2
Zu Ubertragende USt-Punkte in vH 5,8 6,2 7,3

Die sich hieraus ergebenen Verteilungswirkungen fihren zu einer besonderen Entlastung der
Gemeinden mit relativ hoher Anzahl langzeitarbeitsloser Sozialhilfeempfanger. Gemeinden, die
unterproportional profitieren, waren vor der Reform auch unterproportional mit Ausgaben fir

arbeitslose Sozialhilfeempféanger belastet.

Zu Artikel 31 (Abgabenordnung)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch treten neben die Sozialhilfe.
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Zu Artikel 32 (Berlinférderungsgesetz)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 33 (Einkommensteuergesetz)

Zu Nummer 1 (8 3)

Folgeanderungen zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten

Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8§ 75)
Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Neben die Vorschriften zur Hilfebedurftigkeit nach dem Bundessozialhilfege-

setz treten kinftig die Vorschriften nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 34 (Lastenausgleichsgesetz)

Zu Nummern 1 und 2 (88 292 und 363

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Zu Regelungen Uber die Sozialhilfe treten die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch er-

ganzend hinzu.

Zu Artikel 35 (Entwicklungshelfer-Gesetzes)

196



Zu Nummern 1 und 2 (88 15, 23b)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 36 (Kindigungsschutzgesetz)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 37 (Gesetz iiber Bergmannspramien)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 38 (Arbeitssicherstellungsgesetz)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 39 (Berufsbildungsférderungsgesetz)

Mit dem "Zweiten Gesetz fir Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt® wurde die Be-
rufsausbildungsvorbereitung als neuer Abschnitt in das Berufsbildungsgesetz integriert. Soweit
Berufsaushildungsvorbereitung 6ffentlich gefordert ist, kdnnen statistische Angaben den Erhe-
bungen der Bundesagentur fur Arbeit entnommen werden. Dies gilt jedoch nicht, soweit die Be-

rufsausbildungsvorbereitung nicht 6ffentlich geférdert in Betrieben stattfindet. Fir diesen Fall ist
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eine gesonderte Erhebung erforderlich. Auskunftspflichtig sind die zustdndigen Stellen nach

dem Berufsbildungsgesetz.

Zu Artikel 40 (Berufshildungsgesetz)
Zu Nummer 1 (8 47)

Die bisherigen Regelungen zur beruflichen Umschulung weisen durch § 47 Abs. 4 der zustan-
digen Stelle Uberwachungspflichten zu, die jedoch nur wahrgenommen werden kénnen, wenn
bei der zustandigen Stelle Kenntnis dartiber besteht, wo und mit welchem Ziel umgeschult wird.
Daher sieht der neue Absatz 3a eine Anzeigepflicht fir Anbieter von Umschulungsmaf3nahmen
vor, die sich auf den wesentlichen Inhalt der Umschulung erstreckt. Sofern die Umschulung auf
einer vertraglichen Grundlage durchgefihrt wird (und nicht im Rahmen eines sozialrechtlichen
Leistungsverhaltnisses z.B. nach Zuweisung durch die Bundesagentur fur Arbeit), ist der Anzei-

ge eine Abschrift des Vertrages beizulegen.

Zu Nummer 2 (8§ 52)
a) Redaktionelle Anderung.

b) Die Uberwachung von MalRnahmen der betrieblichen Berufsausbildungsvorbereitung setzt
voraus, dass die zustandigen Stellen Kenntnis davon erlangen, wo, mit welchen Personen
und mit welchem Ziel diese Berufsausbildungsvorbereitung durchgefihrt wird. Daher nor-
miert der neu eingefligte Absatz 1a eine Anzeigepflicht Gber den wesentlichen Inhalt der

MafRnahme.

c) Absatz 3 stellt sicher, dass fur Berufsausbildungsvorbereitungsmafnahmen in Betrieben —
unabhangig von einer offentlichen Forderung nach § 421m des Dritten Buches Sozialgesetz-

buch — die Uberwachungs- und Anzeigepflichten der Absétze 1 bis 2 weiterhin gelten.

Zu Artikel 41 (vorruhestandsgesetz)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
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Zu Artikel 42 (Altersteilzeitgesetz)

Zu Nummer 1 und 2 (88 2, 3)

Mit den Anderungen wird erreicht, dass Arbeitgeber auch Erstattungen nach dem Altersteilzeit-
gesetz erhalten kdnnen, wenn sie den durch Altersteilzeit freigewordenen Arbeitsplatz mit ei-
nem arbeitslosen erwerbsféahigen Hilfebedurftigen wieder besetzen. Voraussetzung ist eine
Kostenzusage nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die Forderkosten tragt in diesem Fall
der Bund, der gleichzeitig von Leistungen an den erwerbsfahigen Hilfebedurftigen entlastet wird
und der Bundesagentur fir Arbeit die erbrachten Forderleistungen nach dem Altersteilzeitge-

setz erstattet.

Zu Artikel 43 (Beitrage-Riickzahlungsgesetz)

Zu Nummern 1und 2 (8 6)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Zu
Regelungen Uber die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz treten die Leistungen zur

Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erganzend hinzu.

Zu Artikel 44 (Bundesversorgungsgesetz)

Zu Nummer 1 (8 1a)

Nach der Vorschrift unterliegen 56 vom Hundert der berticksichtigten Unterkunftskosten (ohne
Heizungs- und Warmwasserversorgung) nicht der Ruckforderung. Mit der Regelung soll bewirkt
werden, dass sich der Ausschluss der Empfanger des Arbeitslosengeldes I, des Einstiegsgel-
des und des Sozialgeldes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vom Wohngeld nach § 1
Abs. 2 WoGG - neu - rechtlich und tatsachlich nicht auf die Betroffenen auswirkt. Das Wohngeld
unterliegt grundsatzlich nicht der Rickforderung. Die Betroffenen werden durch den Ausschluss
der Ruckforderung so gestellt, wie sie stiinden, wenn sie Wohngeld erhalten héatten. Der Satz

von 56 vom Hundert orientiert sich am tatsdchlichen Subventionssatz des besonderen Mietzu-
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schusses auf der Basis der empirischen Werte der Wohngeldstatistik 2001. Der durchschnittli-
che Subventionssatz ergibt sich durch Teilung des durchschnittlichen Wohngeldanspruchs

durch die durchschnittliche berticksichtigungsfahige Miete.

Zu Nummern 2 und 3 (88 16, 16b)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 45 (Bundeserziehungsgeldgesetz)

Zu Nummer 1 (8 2)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe und die Eingliede-
rungshilfe fir Spataussiedler im Rahmen der Einfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchen-

de mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8§ 8)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Ne-
ben die Vorschriften Uber die Sozialhilfe treten kiinftig die Leistungen der Grundsicherung fur

Arbeitsuchende.

Zu Artikel 46 (Anderung des Bundeskindergeldgesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 3)

Redaktionelle Anderung wegen der Einfiihrung des Kinderzuschlags.

Zu Nummer 2 (8 5)

Redaktionelle Anderung wegen der Einfiihrung des Kinderzuschlags.
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Zu Nummer 3 (8§ 6a)

Zu Abs. 1

Eltern sollen nicht nur wegen der Unterhaltsbelastung fir ihre Kinder Arbeitslosengeld Il und
Sozialgeld in Anspruch nehmen missen und durch den Kinderzuschlag einen Arbeitsanreiz
erhalten. Diese Zielsetzung kann durch den Kinderzuschlag bei Eltern erreicht werden, die Kin-
dergeld oder eine vergleichbare Leistung fir ihre Kinder erhalten, denn der Kinderzuschlag
deckt zusammen mit dem Kindergeld und dem auf das Kind entfallenden Wohngeldanteil den
durchschnittlichen Bedarf an Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld eines Kindes ab. Eltern erhal-
ten den Kinderzuschlag nur fur die in ihrem Haushalt lebenden minderjahrigen Kinder. Durch
die Festsetzung eines Mindesteinkommens in Hohe des elterlichen Bedarfs an Arbeitslosengeld
Il und/oder Sozialgeld ist gewahrleistet, dass nur die Eltern den Kinderzuschlag erhalten, deren
eigener Bedarf an Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld durch eigenes Einkommen gedeckt ist. Mit
dem Kinderzuschlag ist damit regelmafig auch der Bedarf im Sinne des Arbeitslosengeldes Il
und des Sozialgeldes der Familie gedeckt. Damit wird zugleich erreicht, dass die Familien re-
gelmafig nur ein Verwaltungsverfahren zu durchlaufen haben, entweder im Job-Center als
Empfanger von Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld oder bei der Familienkasse fir den Kinder-
zuschlag. Mit der Einkommenshdchstgrenze wird erreicht, dass Eltern, die auch ohne den Kin-
derzuschlag den Bedarf im Sinne des Arbeitslosengeldes Il und des Sozialgeldes nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch fir sich und ihre Kinder aus eigenem Einkommen decken kon-

nen, keinen Kinderzuschlag erhalten.

Zu Abs. 2
Der Kinderzuschlag soll in H6he von 140 Euro erbracht werden, weil dadurch zusammen mit
dem Kindergeld und dem auf das Kind entfallenden Wohngeldanteil der Bedarf des Kindes im

Sinne des Arbeitslosengeldes Il bzw. des Sozialgeldes gedeckt ist.

Der Kinderzuschlag wird insgesamt langstens fir 36 Monate gezahlt, um bei den durch den

Kinderzuschlag bewirkten Arbeitsanreizen Mithahmeeffekte zu minimieren.

Zu Abs. 3
Soweit ein Kind seinen Bedarf im Sinne des Arbeitslosengeldes Il und Sozialgeld aus eigenem
Einkommen oder Vermdgen decken kann, muss dieser Bedarf nicht von den Eltern gedeckt

werden; deshalb ist der Kinderzuschlag entsprechend zu mindern, oder er entféllt ganz.

Zu4
Der Kinderzuschlag ist nur fr Familien vorgesehen, die ohne ihn allein wegen des Unterhalts-

bedarfs fur ihre Kinder Anspruch auf Arbeitslosengeld Il und / oder Sozialgeld hatten; er ist da-
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her zu mindern, soweit das beim Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld zu beriicksichtigende elter-

liche Einkommen und Vermdgen uber den Eigenbedarf der Eltern hinausgeht.

Uber den Eigenbedarf der Eltern hinausgehendes Erwerbseinkommen mindert den Kinderzu-
schlag in Ho6he von 70 vom Hundert des ubersteigenden Einkommens. Dies bewirkt, dass eine
Arbeitsaufnahme auch tatsachlich zu einer Einkommenssteigerung fuhrt und sorgt so fur einen

Erwerbsanreiz.
Die stufenweise Abschmelzung dient der Verwaltungsvereinfachung.

Das Privileg der nur teilweisen Anrechnung ist auf das Erwerbseinkommen beschrankt, weil nur
insoweit ein Anreiz geschaffen werden soll. Anderes Einkommen oder Vermdgen, das den
Freibetrag Ubersteigt, ist voll anzurechnen. Wenn erst die Zusammenrechnung von Erwerbsein-
kommen und anderem Einkommen zur Uberschreitung des Freibetrags fiihrt, soll das Er-

werbseinkommen als dasjenige angesehen werden, das die Uberschreitung bewirkt.

Zu Nummer 4 (8 9)
Redaktionelle Anderung wegen der Einfiinrung des Kinderzuschlags.
Zu Nummer 5 (8 11)

Redaktionelle Anderung wegen der Einfiihrung des Kinderzuschlags.

Zu Nummer 6 (§ 12)

Redaktionelle Anderung wegen der Einfiihrung des Kinderzuschlags.

Zu Nummer 7 (8 14)

Redaktionelle Anderung wegen der Einfiihrung des Kinderzuschlags.

Zu Nummer 8 (§ 22)

Die Wirkungen des Kinderzuschlags — inshesondere seine Anreizwirkung im Hinblick auf die
Vermeidung des Bezugs von Arbeitslosengeld Il und / oder Sozialgeld — kdnnen vorab nur

schwer eingeschatzt werden. Der Bericht der Bundesregierung soll es dem Deutschen Bun-
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destag ermdglichen, auf Grund der Erfahrungen der ersten zwei Jahre der Anwendung der Vor-

schrift iber die Weiterentwicklung der Vorschrift zu entscheiden.

Zu Artikel 47 (verordnung tiber die Ersatzleistungen an die zum Luftschutzdienst he-

rangezogenen Personen und Uber die Erstattung fortgewahrter Leistungen)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 48 (Sozialhilfedatenabgleichsverordnung)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 49(Auslandergebiihrenverordnung)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch treten neben die Sozialhilfe.

Zu Artikel 50 (Anderung der Arbeitsaufenthalteverordnung)

Zu Nummer 1

Die Regelung ist gegenstandslos und wird daher aufgehoben.
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Zu Nummer 2

Folgeanderung zur Neuorganisation der Bundesanstalt fiir Arbeit. Das Benehmen der obersten
Landesbehdrde Uber die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung ist zukinftig mit der Zentrale
der Bundesagentur fiir Arbeit herzustellen. Diese kann eine andere Dienststelle, also insbeson-

dere die ortlich zustandige Regionaldirektion, zur Wahrnehmung dieser Ausgabe bestimmen.”

Zu Artikel 51 (Freiziigigkeitsverordnung/EG)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch treten neben die Sozialhilfe.

Zu Artikel 52 (Kindesunterhalt-Vordruckverordnung)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 53(Prozesskostenhilfevordruckverordnung)

Zu Nummern 1 und 2 (Abschnitt D und E)

Folgeanderung zur Einfihrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch. Zu Regelungen Uber die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz tre-
ten die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-

buch erganzend hinzu.

Zu Artikel 54 (wohngeldverordnung)
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Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)
Mit der Anderung soll die Inhaltsubersicht an den nach § 1 Abs. 2 WoGG - neu - vorgesehenen

Ausschluss der Empfanger der laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt und der
Hilfe in besonderen Lebenslagen nach dem Bundessozialhilfegesetz oder der erganzenden
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das

dieses fur anwendbar erklart, angepasst werden.

Zu Nummer 2 (8 1)
Mit dem nach 8 1 Abs. 2 WoGG - neu - vorgesehenen Ausschluss der Empfanger der laufen-

den Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Hilfe in besonderen Lebenslagen nach
dem Bundessozialhilfegesetz oder der erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bun-
desversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das dieses fur anwendbar erklart, ist § 1 Abs.

2 WoGV ohne Anwendungsbereich; er soll daher aufgehoben werden.

Zu Nummer 3 (8 8)
Mit dem nach 8 1 Abs. 2 WoGG - neu - vorgesehenen Ausschluss der Empfanger der laufen-

den Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Hilfe in besonderen Lebenslagen nach
dem Bundessozialhilfegesetz oder der erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bun-
desversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das dieses flr anwendbar erklart, ist § 8

WoGV ohne Anwendungsbereich; er soll daher aufgehoben werden.

Zu Artikel 55 (verordnung iiber die Berufsausbildung zum Fachangestellten fiir Ar-
beitsforderung 1999)

Zu Nummern 1 bis 4 (88 3, 4, 8)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften Uber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten kinftig die Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Leistungen zur Eingliederung nach dem

Zweiten Buch werden hinzugefigt.
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Zu Artikel 56 (Ausgleichsrentenverordnung)

Zu Nummern 1 und 2 (8 2)
Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 57 (Arbeitslosenhilfe-Verordnung)

Folgeanderung zur Aufhebung der Vorschriften tUber die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-

fuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.

Zu Artikel 58 (Ruckkehr zum einheitlichen Verordnungsrang)

Die Regelung gewahrleistet, dass die vorgesehenen Anderungen bei den Rechtsverordnungen
auch kinftig aufgrund der jeweils einschlagigen Erméachtigung gedndert oder aufgehoben wer-

den konnen.

Zu Artikel 59 (Neufassung des Wohngeldgesetzes)

Dieser Artikel enthalt die Ermé&chtigung fir das Bundesministerium fur Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen, die Neufassung des Wohngeldgesetzes in der ab 1. Juli 2004 geltenden Fassung

im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

Zu Artikel 60 (Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes)

Dieser Artikel enthalt die Ermachtigung fur das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend, die Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes in der ab 1. Juli 2004 gelten-

den Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.
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Zu Artikel 61 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt. Absatz 1 stellt mit der Verklrzung der Bewilligungsdauer fur die Arbeitslosenhilfe
zum 1. Januar 2004 einen gleitenden Ubergang der Bezieher von Arbeitslosenhilfe in den Be-
zug von Arbeitslosengeld Il sicher. Die Regelung, dass die Bundesagentur fir Arbeit Trager der
Leistungen nach dem Zweiten Buch ist, muss bereits zum 1. Januar 2004 in Kraft treten, um
sicherzustellen, dass die fur die Leistungsgewahrung nach dem Zweiten Buch erforderlichen
personellen, organisatorischen und datenverarbeitungstechnischen Vorarbeiten durchgefihrt

werden.

Absatz 2 lasst dieses Gesetz im Ubrigen zum 1. Juli 2004 in Kraft treten.

C. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

a) Haushaltsausgaben fir die Grundsicherung fir Arbeitsuchende

Im folgenden Abschnitt werden allein die Be- und Entlastungen durch die Einfihrung der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende dargestellt. Die Verdnderungen beim Wohngeldrecht
werden hier noch nicht berlicksichtigt. Die Auswirkungen der Verkirzung des Arbeitslosen-
geldes durch das Gesetz zur Reformen am Arbeitsmarkt sind berlcksichtigt. Fir die Grund-
sicherung fur Arbeitsuchende sind fir die Jahre 2004 bis 2007 die folgenden Ausgaben zu

erwarten:
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Grundsicherung fir Arbeitsuchende
Transferleistungen
davon Grundleistung
Zuschlage
Kosten der Ubergangsregelung

Sozialversicherungsbeitrage

davon Rentenversicherung
Krankenversicherung
Pflegeversicherung

Eingliederungsleistungen
Personal und Verwaltung

Summe der Ausgaben fir die Grundsicherung
fur Arbeitsuchende

Mehrausgaben des Bundes fiir Wohngeld
fur bisherige Arbeitslosenhilfebezieher*

Ausgaben des Bundes fur Kinderzuschlag
Mehrausgaben des Bundes fiir Bafog
Summe der Kosten der Grundsicherung fir den Bund
Wegfall der Arbeitslosenhilfe (Entlastung des Bundes)

Wegfall von Eingliederungsleistungen, Unterhaltsgeld,
Personalkosten fur bisherige Arbeitslosenhilfebezieher

Wegfall der Sozialhilfe (Entlastung der Kommunen)

Mehrausgaben der Lander fiir Wohngeld fur bisherige
Arbeitslosenhilfebezieher*

Entlastung der Lander bei Eingliederungsleistungen
fur erwerbsféhige Bezieher von Sozialhilfe

Summe der Kosten der Grundsicherung tber alle
Koérperschaften

Juli-Dez. 2004

in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung

7,2
58
0,5
10

3,0
1,26
1,57
0,19

31
15

14,8

2005

11,0
10,2
0,8
0,0

52
2,20
2,63
0,33

6,2
3,2

25,5

0,6
0,22
0,02
26,3

-12,8

2006

10,1
9,3
0,8
0,0

4,7
2,03
2,37
0,30

57
3,0

23,5

0,5
0,20
0,02
24,2

-12,2

2007

9,8
9,0
0,8
0,0

4,6
2,02
2,26
0,30

5,6

3,0

230 |

05 |
0,19 |
0,02 |
237 |

12,4 |

-6,5 |

Annahmen: Okonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung

derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006

* hier noch ohne Auswirkungen der Reform des Wohngeldgesetzes

Bei der Berechnung der finanziellen Auswirkungen wurden die mittelfristigen Wirtschaftsan-

nahmen der Bundesregierung zugrundegelegt. Weiterhin wurde angenommen, dass auf-

grund von Effizienzgewinnen die Zahl der Leistungsempfanger ab dem Jahr 2006 um 15

vom Hundert (2004 3,7vom Hundert, 2005 12vom Hundert) niedriger liegt, als es dem mittel-

fristigen Trend entspricht. Mit der Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende wird

die Betreuung der Leistungsbezieher intensiviert. Zum einen wird die Zahl der Fallmanager
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erhoht, zum anderen werden mehr Mittel fir Eingliederungsleistungen bereitgestellt. Wegen

der intensiveren Betreuung sinkt die Zahl der Leistungsbezieher.

Die ersten Zeilen der Tabelle geben die Ausgaben fir Transferleistungen wieder. Da eine
gleichzeitige Umstellung aller Arbeitslosenhilfebezieher auf die neue Leistungshthe verwal-
tungstechnisch nicht moglich ist, gibt es eine Ubergangsregelung. Aufgrund dieser Uber-
gangsregelung werden Personen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes Arbeitslosenhilfe
bezogen haben, in der zweiten Hélfte des Jahres 2004 bis zum Ende ihres jeweiligen Bewil-
ligungsabschnitts weiter Arbeitslosenhilfe beziehen. Dadurch sind im zweiten Halbjahr 2004

Ausgaben fir Arbeitslosenhilfe in Hohe von 1,0 Mrd. Euro erforderlich.

Die Streichung der Arbeitslosenhilfe wirde - ohne Vereinfachung des Wohngeldrechts - zu
Mehrausgaben beim Wohngeld in H6he von 0,5 Mrd. Euro im Jahre 2004, 1,1 Mrd. Euro in
2005, 1,0 Mrd. Euro in 2006 und 1,1 Mrd. Euro in 2007 fihren. Diese zusatzlichen Ausgaben
fur Wohngeld haben Bund und Lander jeweils héalftig zu tragen. (Abweichungen zu den in der

Tabelle fir Bund und L&ander ausgewiesenen Werten rundungsbedingt).

Die Kosten fur den neu eingefuihrten Kinderzuschlag betragen 0,12 Mrd. Euro im Jahre 2004,
0,22 Mrd. Euro in 2005, 0,20 Mrd. Euro in 2006 und 0,19 Mrd. Euro in 2007. Die Einfuhrung
des Kinderzuschlags fuhrt dazu, dass geringere Leistungen in der Grundsicherung flr Ar-
beitsuchende erforderlich sind. Nur etwa ein Drittel der hier ausgewiesen Kosten sind echte
Mehrkosten, die anderen zwei Drittel werden durch entsprechend geringere Ausgaben bei
der Grundsicherung fur Arbeitsuchende kompensiert. Die Verminderung der Transferleistun-
gen aufgrund des Kinderzuschlags ist in den in der Tabelle angegebenen Betragen enthal-

ten.

Die Einkommensverluste der bisherigen Arbeitslosenhilfebezieher fihren zu Mehrausgaben
beim BAf6G. Diese Mehrausgaben sind aber verhaltnismaRig gering. Mit dem Ubergang des
Systems Arbeitslosenhilfe in ein bedarfsabhéngiges System kommt es aul3erdem zu Steuer-
ausfallen, weil der Progressionsvorbehalt der Arbeitslosenhilfe nicht mehr greift. Diese Steu-
erausfalle werden auf ca. 50 Mio. Euro im Jahr geschéatzt. Davon entgehen dem Bund ca. 23

Mio. Euro.

Durch die neue Leistung fur Arbeitsuchende entfallen auch Ausgaben: Der Bund wird um die
Zahlungen fur die Arbeitslosenhilfe in Hohe von Gber 12 Mrd. Euro im Jahr entlastet. Die BA
wird um die Ausgaben fir Eingliederungsleistungen und Personalkosten fur bisherige Ar-
beitslosenhilfebezieher und fir Unterhaltsgeld fur ehemalige Arbeitslosenhilfebezieher in

Hohe von 6,2 Mrd. Euro im Jahr entlastet. Die Kommunen werden um die Sozialhilfe fir er-
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werbsféahige Sozialhilfebezieher in Hohe von 11,6 Mrd. Euro entlastet. AuRerdem werden die
Lander um Ausgaben fir Eingliederungsleistungen entlastet, welche sie auf Landesebene fir

erwerbsféhige Sozialhilfebezieher und Arbeitslosenhilfebezieher erbringen.

b) Haushaltsausgaben der Anderung des Wohngeldgesetzes

Im folgenden Abschnitt werden die Be- bzw. Entlastungen durch die Reform des Wohngeld-
gesetzes aufsetzend auf den Be- und Entlastungen der Einfihrung der Grundsicherung fur

Arbeitsuchende dargestellt.

Die Einfuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende wurde fiir sich genommen einen An-
stieg der Empfanger von Wohngeld auf 3,5 Mio. Haushalte und einen Anstieg der Wohn-
geldausgaben auf 5,7 Mrd. Euro bewirken. Denn durch die Einfihrung der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende wirden sich bei geltendem Wohngeldrecht die Ausgaben des Bundes
und der Lander fir Wohngeld um rund 1,2 Mrd. Euro im Jahr (derzeitiger Stand ohne Effi-

zienzgewinne bei der Grundsicherung fur Arbeitsuchende) erhdhen.

Durch die gleichzeitige Vereinfachung des Wohngeldgesetzes erhalten Transferleistungs-
empfanger — neben den Empfangern der Grundsicherung fur Arbeitsuchende auch Empfan-
ger von Sozialhilfe und bedarfsorientierter Grundsicherung - kein Wohngeld mehr. Fir die
Transferleistungsempfanger andert sich aber nichts. Ihre Unterkunftskosten sind von der je-
weiligen Transferleistung gedeckt. Fallt das Wohngeld weg, steigen die Ausgaben der jewei-

ligen Trager der Transferleistungen fir Unterkunftskosten.

Im Vergleich zur Einfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ohne Anderung des
Wohngeldgesetzes ergeben sich durch die Vereinfachung des Wohngeldrechts die folgen-

den finanziellen Auswirkungen:

Juli-Dez. 2004 | 2005 | 2006 | 2007
in Mrd. Euro, + Belastung / - Entlastung

Mehrausgaben des Bundes fur Unterkunftskosten fiir

Bezieher der Grundsicherung fir Arbeitsuchende 19 37 34 34
Minderausgaben des Bundes fiir Wohngeld durch
die Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 24 24

Mehrausgaben der Kommunen fir Unterkunfstkosten
fur Bezieher von Sozialhilfe und bedarfsorien-

tierter Grundsicherung 0,6 1,3 1,3 1,3
Minderausgaben der Lander fiir Wohngeld durch
die Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 2,4 -2,4

Die Ausgaben des Bundes und der Lander fiir Wohngeld wirden sich also — im Vergleich zu

den erwarteten Wohngeldkosten einer Einfiihrung der Grundsicherung fiur Arbeitsuchende
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ohne gleichzeitige Anderung des Wohngeldgesetzes - um insgesamt rd. 2,4 Mrd. Euro in
2004, rd. 5,0 Mrd. Euro in 2005 und rd. 4,8 Mrd. Euro in 2006 und 2007 verringern.

Die Ausgaben des Bundes fur Unterkunftskosten fur die Bezieher der Grundsicherung fur
Arbeitsuchende steigen durch die Anderungen des Wohngeldgesetzes um rd. 1,9 Mrd. Euro
in 2004, 3,7 Mrd. Euro in 2005 und 3,4 Mrd. Euro in 2006 und 2007. Die Ausgaben der Ge-
meinden fir Sozialhilfe und bedarfsorientierte Grundsicherung steigen im Jahr 2004 um ins-
gesamt rd. 0,55 Mrd. Euro und danach um rd. 1,3 Mrd. Euro im Jahr.

Der Biirger hat von dieser Anderung keine Nachteile, weil von den betroffenen Transferleis-
tungen ohnehin die Wohnkosten gedeckt werden. Die Abschaffung des Wohngeldes besei-

tigt nur aufwéandige finanzielle Erstattungen zwischen 6ffentlichen Stellen.

Auf der anderen Seite sind erhebliche Einsparungen beim Verwaltungsvollzug zu erwarten,

weil aufwandige Erstattungsverfahren entfallen.

c¢) Haushaltsausgaben fir die Einfuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende

und die Reform des Wohngeldgesetzes

Die folgende Tabelle gibt die finanziellen Auswirkungen der Einfihrung der Grundsicherung
fir Arbeitsuchende und der gleichzeitigen Anderung des Wohngeldgesetzes auf die Gebiets-
korperschaften und die Bundesanstalt fiir Arbeit wieder:
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Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Bundesanstalt fir Arbeit
Entlastung der BA bei Eingliederungsleistungen

Personalkosten, Unterhaltsgeld -3,1 -6,2 -6,2 -6,2
Belastung der BA durch Aussteuerungsquote 31 59 5,6 52
Saldo der Be-/Entlastung der BA 0,0 -0,3 -0,6 -0,9
Lander
Entlastung der Lander bei Eingliederungsleistungen
fur erwerbsfahige Bezieher von HLU -0,3 -0,5 -0,5 -0,5

Mehrausgaben der Lander fur Wohngeld aufgrund
der Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeit-

suchende 0,3 0,6 0,5 0,5
Minderausgaben der Lander fir Wohngeld aufgrund

der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung der Lander durch Verminderung des Umsatz-

steueranteils der Lander 1,2 2,4 2,3 24
Saldo der Be-/Entlastung der Lander 0,0 0,0 0,0 0,0

Kommunen

Entlastung der Kommunen durch Wegfall der

Sozialhilfeausgaben fiir Erwerbsfahige -5,8 -11,6 -11,6 -11,6
Belastung der Kommunen durch die Ubergangsregelung

der Grundsicherung fir Arbeitsuchende 1,8 2,5 1,7 0,0

Belastung der Kommunen durch héhere Ausgaben fir
Unterkunftskosten fir verbleibende Sozialhilfe-
bezieher und Bezieher von Grundsicherung

aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 0,6 1,3 1,3 1,3
Belastung der Kommunen durch Verminderung des
Umsatzsteueranteils der Lander* 15 53 6,2 7.8

Saldo der Be-/Entlastung der Kommunen
zur Starkung der Investitionskraft und

zum Ausbau der Kinderbetreuung -1,9 -2,5 -2,5 -2,5
Bund

Belastung des Bundes durch Grundsicherung fir

Arbeitssuchende*** 15,2 26,3 24,2 23,7
Entlastung des Bundes durch die Ubergangsregelung

der Grundsicherung fur Arbeitsuchende -1,8 -2,5 -1,7 0,0
Entlastung des Bundes durch den Wegfall der

Ausgaben fir Arbeitslosenhilfe -6,7 -12,8 -12,2 -12,4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von BA -3,1 -5,9 -5,6 -5,2
Minderausgaben des Bundes fir Wohngeld aufgrund

der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4

Belastung des Bundes durch héhere Ausgaben fiir Unter-
kunftskosten fir Bezieher der Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 1,9 3,7 34 3,4

Entlastung des Bundes durch Kompensation von
Landern und Kommunen (Erhéhung des Umsatz-

steueranteils des Bundes) -2,7 -1,7 -8,5 -10,2
Saldo der Be-/Entlastung des Bundes 15 -1,6 -2,7 -3,1
davon bereits in den Haushaltsplan eingestellt 15
verbleibender Saldo der Be-/Entlastung

des Bundes 0,0 -1,6 -2,7 -3,1

Annahmen: Okonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung
derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006

* es wird davon ausgegangen, dass die Lander die Belastungen durch Abgabe von Umsatzsteuerpunkten bei den Kommunen

refinanzieren, soweit sie nicht Entlastungen der Lander ausgleichen; vgl. Begriindung zu Art. 29 und 30 zur Anpasung
der Umsatzsteuerverteilung im Einzelnen

Hinweis: Abweichungen der Summen aufgrund von Rundungen méglich

Die Bundesanstalt fur Arbeit wird, wie bereits oben dargestellt, um Ausgaben fur Eingliede-

rungsleistungen, Personalkosten und Unterhaltsgeld entlastet. Sie zahlt aber nach § 46 Ab-
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satz 2 des Zweiten Buches an den Bund einen Aussteuerungsbetrag fir Arbeitslose, die vom
Arbeitslosengeldbezug in den Bezug von Arbeitslosengeld 1l wechseln. Im Saldo wird die

Bundesanstalt fur Arbeit finanziell entlastet.

Die Bundeslander werden bei den bisher von ihnen erbrachten Eingliederungsleistungen
entlastet. Durch die Einfihrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende waren ihnen zusatz-
liche Ausgaben fur Wohngeld entstanden. Durch die gleichzeitige Anderung des Wohngeld-
rechts entfallen diese zusatzlichen Ausgaben, aul3erdem entfallen Ausgaben fur Wohngeld
fur Bezieher von Sozialhilfe und bedarfsorientierter Grundsicherung. Durch die Verminde-
rung der Wohngeldausgaben werden die Bundeslander im Saldo entlastet. Diese Entlastung
wird aber durch eine Verminderung des Umsatzsteueranteils der Lander ausgegleichen, so
dass die Einfuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende und die gleichzeitige Vereinfa-

chung des Wohngeldrechts fir die Landeshaushalte kostenneutral ist.

Die Kommunen werden um die Ausgaben fir erwerbsfahige Sozialhilfebezieher entlastet.
Vom 1.7.2004 bis zum 31.12.2006 entstehen ihnen Belastungen durch die Ubergangsbe-
stimmungen. Die Ubergangsbestimmungen legen fest, dass alle Bedarfsgemeinschaften, die
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes Sozialhilfe bezogen haben (Altfalle der Sozialhilfe), bis
langstens zum 31. 12. 2006 weiter von den Kommunen betreut werden. Nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes tragt der Bund die vollen Verwaltungsausgaben und zwei Drittel
der Leistungsausgaben fiur diese Bedarfsgemeinschaften. In der folgenden Tabelle werden
Schéatzungen der Ausgaben fir diesen Personenkreis in den Jahren 2004 bis 2006 angege-
ben (in Mrd. Euro):

Juli-Dez. 2004 2005 | 2006
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Transferleistungen 3,0 4,2 2,8
SV-Beitrage 1,1 15 0,9
Eingliederungsleistungen 1,3 2,0 1,3
Personal und Verwaltung 0,6 1,0 0,7
Summe 6,1 8,7 5,7
davon: vom Bund zu tragen 4,2 6,1 4,1
von den Kommunen zu tragen 1,8 2,5 1,7

Durch den Wegfall des Wohngeldes fur Transferleistungsempfanger entstehen den Kommu-
nen hoéhere Ausgaben fur Unterkunftskosten fur Empfanger von Sozialhilfe und bedarfsori-

entierter Grundsicherung.
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Um Lastenverschiebungen zwischen den Gebietskdrperschaften aufgrund der Aufgaben-
verlagerung zu vermeiden, wird die Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Landern
entsprechend angepasst. Dabei werden den Kommunen 2004 1,9 Mrd. Euro und jeweils 2,5
Mrd. Euro jahrlich ab 2005 zur Stérkung ihrer Investitionskraft und zur Verbesserung der
Kinderbetreuung belassen. Der verbleibende Kompensationsbetrag belduft sich demnach
auf 1,5 Mrd. Euro in 2004, 5,3 Mrd. Euro in 2005, 6,2 Mrd. Euro in 2006 und 7,8 Mrd. Euro in
2007.

Der Bund tragt die Kosten der Grundsicherung fur Arbeitsuchende. Er wird aber dadurch
entlastet, dass die Gemeinden in der Ubergangszeit einen Teil der Transferleistungen (ber-
nehmen. Auferdem muss der Bund nicht mehr fur die Arbeitslosenhilfe aufkommen. Der
Bund enthalt zur weiteren Entlastung von der BA den Aussteuerungsbetrag. Durch die Ver-
einfachung des Wohngeldrechts wird der Bund um Wohngeldausgaben fur Transferleis-
tungsbezieher entlastet. Er muss aber mehr fir die Unterkunftskosten der Bezieher der

Grundsicherung fur Arbeitsuchende ausgeben.

Der Bund wird durch die Neuverteilung der Umsatzsteuereinnahmen kompensiert. Diese
Neuverteilung der Umsatzsteuereinnahmen ist so geregelt, dass die die Kommunen um jahr-
lich 2,5 Mrd. Euro (in 2004 um 1,9 Mrd. Euro, davon 1,5 bereits im Bundeshaushalt veran-
schlagt) zur Starkung der Investitionskraft und zum Ausbau der Kinderbetreuung entlastet
werden. Im Saldo verbleibt im Jahr 2005 eine Entlastung von 1,6 Mrd. Euro, im Jahr 2006
eine Entlastung von 2,7 Mrd. Euro und im Jahr 2007 eine Entlastung von 3,1 Mrd. Euro. In
2004 wird der Bund nicht entlastet.

. Vollzugsaufwand

Die Einfuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende fuhrt zur Einsparung von rund 1,3
Mrd. Euro Personal- und Verwaltungskosten bei den Kommunen. Diesen Einsparungen ste-
hen entsprechende Mehraufwendungen fir Personal- und Verwaltungskosten bei der Bun-
desagentur gegenlber. Alle internationalen Erfahrungen belegen, dass eine entscheidende
Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit nur mit einer intensiven Betreuung mdglich ist. Die
Bundesregierung plant deshalb eine erhebliche Aufstockung des Personaleinsatzes fir die
Integration von Langzeitarbeitslosen. Angestrebt wird ein Verhaltnis zwischen Fallmanagern
und Leistungsempfangern von 1:75. Im Vergleich zu den Uber 34.000 bisher bei der Bun-
desanstalt flr Arbeit flr Arbeitslosenhilfe und den Sozialhilfetragern beschéftigten Mitarbei-
tern ist der zusatzliche Einsatz von ca. 11.800 Mitarbeitern erforderlich, um die Betreuungs-

relation von 1:75 zu erreichen.
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Den Mehrausgaben fir die zusatzlichen Fallmanager stehen deutlich héhere Einsparungen
durch eine Steigerung der Effizienz bei der verwaltungsmafigen Durchfiihrung der Grundsi-
cherung fur Arbeitsuchende gegenuber, die mittelfristig zu einem erheblichen Absinken der

Zahl der Leistungsbezieher fuhren wird.

D. Preiswirkungsklausel

Mit zusatzlichen Kosten fur die Wirtschaft, insbesondere fir mittelstandische Unternehmen
ist nicht zu rechnen. Negative Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-

sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind ebenfalls nicht zu erwarten.

E. Sonstige Kosten

Keine.

F. Gleichstellungspolitische Bedeutung

Das Gesetz bericksichtigt die Prinzipien des ,Gender Mainstreaming“. Sein Ziel ist es, ge-
schlechtsspezifischen Nachteilen entgegenzuwirken. Das Gesetz sieht vor, dass die famili-
enspezifischen Lebensverhdltnisse von erwerbsfahigen Hilfebedirftigen, die Kinder oder
pflegebedirftige Angehdrige betreuen, zu beachten sind. Hilfebedirftigen, die ein eigenes
Kind oder ein Kind des Partners bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres betreuen, ist
eine Arbeit nicht zumutbar. Kindern Arbeitsuchender ist bevorzugt ein Platz in einer Ta-

geseinrichtung zur Verfigung zu stellen.
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Anlage
zur Kabinettvorlage

des BMWA vom 11. August 2003
- 11B4 / 1IB5 - 20033/26

Beschlussvorschlag

Die Bundesregierung stimmt dem Entwurf eines Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt in der vom Bundesminister fur Wirtschaft und Arbeit in der Kabinettsitzung am

13. August 2003 vorgelegten Fassung zu.



Sprechzettel fur den Regierungssprecher
zum

Entwurf eines Vierten Gesetzes fir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Vierten Gesetzes fiir moderne Dienstleistun-

gen am Arbeitsmarkt beschlossen.

Das Gesetz ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Umsetzung der Reformvorhaben, die Bundes-
kanzler Gerhard Schroder in der Regierungserklarung vom 14. Marz 2003 angekundigt hat. Mit
den vorgesehenen Gesetzesanderungen zur Zusammenfihrung von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe fur erwerbsfahige Hilfebedurftige zu einer Grundsicherung fir Arbeitsuchende wird eine

deutlich intensivere Unterstitzung der Hilfebedurftigen bei der Eingliederung in Arbeit erreicht.

Die zentralen Regelungen sind:

« Im Rahmen des neuen Hilfesystems sind Eingliederungsleistungen vorrangig zu gewéahren
und auf den Einzelfall zuzuschneiden. Ziel ist es, ein individuelles Fallmanagement durch-
zufiihren, die Eingliederung in Beschéftigung umfassend zu férdern und allen erwerbsfahi-
gen und hilfebeddrftigen jungen Menschen eine Beschéftigung oder Ausbildung anzubieten.
Um dies zu gewabhrleisten, wird ein Betreuungsschlissel von einem Fallmanager pro 75 er-
werbsfahigen Hilfebedurftigen angestrebt.

* In den Job-Centern werden die Dienstleistungskompetenzen, die zur Eingliederung in Er-
werbsarbeit und zur Uberwindung der Hilfebedurftigkeit notwendig sind, gebiindelt. Damit
wird die Bereitstellung von arbeits- und berufsbezogenen sowie sozialen Eingliederungs-
leistungen, die durch unterschiedliche Dienstleister erbracht werden kénnen, durch eine
Stelle gesteuert. Das erleichtert den Zugang zu den erforderlichen aktivierenden Leistun-
gen.

« Um die Eigeninitiative zu fordern und die Eigenverantwortlichkeit zu fordern, werden gezielt
Arbeitsanreize geschaffen und die Sanktionen transparent gestaltet und verstarkt. Damit
wird der Grundsatz umgesetzt, dass derjenige, der arbeitet, mehr Geld zur Verfigung haben
soll als derjenige, der trotz Erwerbsfahigkeit nicht arbeitet. Neu geschaffen wird ein Ein-
stiegsgeld in Form eines zeitlich befristeten Arbeitnehmerzuschusses. Um die Beibehaltung
einer Erwerbstatigkeit, bei der ein Einkommen unterhalb des Existenzminimums erzielt wird,
attraktiver zu machen, wird der Freibetrag, der nicht auf die Hilfeleistung angerechnet wird,

in Abhangigkeit von der HaushaltsgrofRe erhoht.



* Um eine angemessene soziale Sicherung zu gewahrleisten und die Integration in Beschéfti-
gung zu erleichtern, werden die erwerbsfahigen Hilfebedirftigen in die gesetzliche Kranken-
versicherung, die soziale Pflegeversicherung und gesetzliche Rentenversicherung einbezo-
gen.

« Finanzielle Harten werden beim Ubergang von Arbeitslosengeld in die neue Leistung abge-
federt. Dazu soll ein auf zwei Jahre befristeter Zuschlag zum Arbeitslosengeld Il gezahlt
werden. Die Hohe des Zuschlags wird nach einem Jahr halbiert. Er entfallt nach dem Ende
des zweiten Jahres.

e Der Bund wird die Aufwendungen fir die neue Leistung tragen. Um die Aufgaben- und Fi-
nanzierungsverantwortung in Ubereinstimmung zu bringen, ist es folgerichtig, dass
die Bundesagentur fiir Arbeit Trager der neuen Leistung wird. Auch beim Ubergang auf das
neue System bleibt es erforderlich, die vorhandenen Kompetenzen zur Bekampfung von Ar-
beitslosigkeit zu bundeln. Die Mitwirkung der Kommunen bei der Betreuung der erwerbsfa-
higen Hilfebediirftigen soll deshalb dauerhaft gesichert werden. Der schwierige Ubergang in

das neue Leistungssystem ist nur schrittweise unter Beteiligung der Kommunen moglich.

Die Einfuhrung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende fuhrt insgesamt zu einer Entlastung der
Kommunen durch den Wegfall der Sozialhilfe fir Erwerbsfahige. Die Aufwendungen fur die
Grundsicherung fur Arbeitsuchende tragt kinftig allein der Bund; sie betragen unter Bertck-
sichtigung von Effizienzgewinnen in Héhe von 15% im Jahr 2005 rund 26 Mrd. €. Die Mehrauf-
wendungen des Bundes werden durch eine Veranderung der Verteilung des Aufkommens der
Umsatzsteuer zwischen Bund und Landern ausgeglichen. Die mit der Reform verbundenen
Einsparungen kommen je zur Halfte der Kommunen und dem Bund zugute; sie betragen bei
den Kommunen ab 2005 rund 2,5 Mrd. € zusatzlich.

Die vorgesehenen Gesetzesanderungen bedurfen der Zustimmung des Bundesrates. Sie sollen
gestuft in Kraft treten. Das Arbeitslosengeld Il soll ab 01. Juli 2004 die bisherigen Leistungen

Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe fir Erwerbsfahige ersetzen.
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	Gesetzentwurf Hartz IV Kabinett  Artikel 2 ff.pdf
	Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch� (860-1)
	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	Die Angabe zu § 19a wie folgt gefasst:

	„§ 19a	 Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende“
	Die Angabe zu § 28a wird wie folgt gefasst:

	In § 19 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort „Kurzarbeitergeld“ das Komma gestrichen und die Wörter „Insolvenzgeld und Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „und Insolvenzgeld“ ersetzt.
	Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:
	„§ 19a
	Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
	(1) Nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende können in Anspruch genommen werden
	Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,
	Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.

	Die Überschrift zu § 28a wird wie folgt gefasst:
	In § 51 Abs. 2 werden die Wörter „soweit der Leistungsberechtigte dadurch nicht“ durch die Wörter „wenn der Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch“ ersetzt.
	§ 54 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 2 werden die Wörter „oder anstelle von Arbeitslosenhilfe gewährt wird“ gestrichen.
	Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:


	Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch�(860-3)
	
	Vor der Angabe zu § 53 wird die Angabe
	Nach der Angabe zu § 55 wird die Angabe
	Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst:
	Die Angaben zum Viertel Kapitel, Achter Abschnitt, Siebter Unterabschnitt werden wie folgt gefasst:
	Die Angaben zu den §§ 368a, 418, 421, 421b und 421d werden wie folgt gefasst:
	§ 418   	(weggefallen)
	§ 421   	(weggefallen)
	In der Angabe zu § 427 werden die Wörter „und Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Nach der Angabe zu § 434i wird folgende Angabe eingefügt:

	§ 3 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 3 werden die Wörter „und Arbeitnehmerhilfe“ gestrichen.
	In Nummer 8 werden die Wörter „und Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	In Absatz 4 werden nach dem Wort „Teilarbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	In § 9 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefügt:
	Dem § 22 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	„(4) Leistungen nach §§ 37, 37c, nach dem Ersten bis Sechsten Abschnitt des Vierten Kapitels, nach dem Ersten Abschnitt des Fünften Kapitels, nach dem Ersten, Fünften und Siebten Abschnitt des Sechsten Kapitels, sowie nach §§ 417 und 421g und 421k  werde
	In § 41 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 48 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden jeweils die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 53 Abs. 3 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Der Dritte Abschnitt des Vierten Kapitels wird wie folgt geändert:
	Die Angaben „Erster Unterabschnitt Mobilitätshilfen“ und „Zweiter Unterabschnitt Arbeitnehmerhilfe“ werden gestrichen.
	§ 56 wird aufgehoben.

	In § 57 Abs. 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 74 Satz 1 werden nach den Wörtern „auf Arbeitslosengeld“ die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ und nach den Wörtern „des Arbeitslosengeldes“ die Wörter „oder der Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 100 Nr. 3 werden nach dem Wort „Beschäftigung“ das Komma und die Wörter „mit Ausnahme der Arbeitnehmerhilfe“ gestrichen.
	§ 116 Nr. 6 wird aufgehoben
	In § 123 Satz 2 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 190 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Die Arbeitslosenhilfe soll für längstens sechs Monate bewilligt werden; sie darf längstens bis zum 31. Dezember 2004 bewilligt werden.“
	Im Vierten Kapitel, Achter Abschnitt wird der Siebte Unterabschnitt aufgehoben.
	In § 207 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 207a Abs. 1 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 226 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 270a Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt:
	In § 304 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „diesem“ die Wörter „und dem Zweiten“ eingefügt.
	In § 309 Abs. 1 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 311 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 312 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 313 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 323 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt.
	In § 324 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ausbildungsgeld“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „und Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 325 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 werden die Wörter „und Arbeitslosenhilfe werden“ durch das Wort „wird“ ersetzt.
	In Satz 2 werden jeweils die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	In § 330 Abs. 4 werden die Wörter „oder der Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 335 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 werden jeweils nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 339 Satz 3 wird wie folgt geändert:
	Die Angabe „1.“ vor den Wörtern „der Vorschriften“ wird gestrichen.
	Nach den Wörtern „Teilhabe am Arbeitsleben“ wird das Komma durch einen Punkt ersetzt.

	Nummer 2 wird aufgehoben.
	In § 363 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Ausgaben der Arbeitnehmerhilfe, der Arbeitslosenhilfe und“ und das Wort „weiteren“ gestrichen.
	In § 394 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	Satz 1 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 10 wird nach dem Wort „Ersatzansprüchen“

	das Komma durch einen Punkt ersetzt.
	Nummer 11 wird aufgehoben.

	Satz 3 wird aufgehoben.

	§ 418 wird aufgehoben.
	§ 419 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
	Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	Im neuen Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „Absatz 1“ die Wörter „oder 2“ eingefügt.

	Die §§ 420, 421 werden aufgehoben.
	In § 421a Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 421b wird aufgehoben.
	§ 421d wird aufgehoben.
	In § 421g Abs. 1 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 427 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden die Wörter „und Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In Absatz 4 wird die Angabe „oder Arbeitslosenhilfe nach § 191 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 3 und 4, “ gestrichen.
	In § 427 Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	§ 434 Abs. 2, § 434b, §434c Abs. 4 und 5, § 434g Abs. 4 und 6 werden aufgehoben.
	Nach § 434j wird folgender § 434k eingefügt:

	Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch�(860-4-1)
	§ 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	„(2) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts gelten auch für die Sozialhilfe und die Grundsicherung für Arbeitsuchende; außerdem gelten die §§ 18f, 18g für die Grundsicherung für Arbeitsuchende“.
	In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.

	Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch �(860-5)
	§ 5 Abs. 1wird wie folgt geändert:
	In Nummer 2 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:
	„2a.  Personen in der Zeit, für die sie nicht nur darlehensweise Arbeitslosengeld II beziehen, soweit sie nicht familienversichert sind, „.

	In § 6 Abs. 3a wird folgender Satz 4 angefügt:
	„Satz 1 gilt nicht für Bezieher von Arbeitslosengeld II.“
	In § 8 Abs. 1 Nr. 1a werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und die Wörter „Arbeitslosenhilfe oder“ gestrichen und nach der Angabe „(§ 5 Abs. 1 Nr. 2)“ die Angabe
	„oder Arbeitslosengeld II (§ 5 Abs. 1 Nr. 2a)“ eingefügt.
	In § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 1“ die Angabe „ ,2, 3“ eingefügt.
	§ 47b wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	Nach den Wörtern „des Arbeitslosengeldes“ werden das Komma und die Wörter  „der Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Nach Satz 1 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
	„Versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a erhalten Krankengeld in Höhe des Betrages des Arbeitslosengeldes II.“

	In Absatz 2 Satz 2 wird jeweils das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.

	In § 49 Abs. 1 Nr. 3a wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
	In § 61 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten Buch“ durch die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.
	In  § 186 Abs. 2a werden nach den Wörtern „der Bezieher von“ die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch und“ eingefügt und nach dem Wort „ Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „ ,Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 190 Abs. 12 werden nach den Wörtern „der Bezieher von“ die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch und“ eingefügt und nach dem Wort „ Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „ ,Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 203a wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
	Nach der Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 2“ wird die Angabe „und“ „Nr. 2a“ eingefügt.

	§ 232a wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

	Nach § 245 wird folgender § 246 eingefügt:
	In § 252 Satz 2 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten Buch“ durch die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.

	Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch�(860-6)
	1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	Nach der Angabe zu § 233a wird eingefügt:
	Die Angabe zu § 276a wird gestrichen.
	Nach der Angabe zu § 276a werden folgende Angaben eingefügt:

	In § 3 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch die Angabe „nicht nur darlehensweise Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	In § 20 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslo˜sengeld€II“ ersetzt.
	In § 21 Abs. 4 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	In § 58 Abs. 4 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	In § 74 Satz 5 Nr. 1 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	In § 166 Abs. 1 werden die Nr. 2a und 2b gestrichen und nach Nr. 2 eingefügt:
	In § 170 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	In § 173 Satz 2 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld€II“ ersetzt.
	Dem § 229 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	Nach § 233a wird eingefügt:
	In § 252 wird nach Absatz 8 angefügt:
	Dem § 254d Abs. 1 Nr. 2 wird angefügt:
	Dem § 256a Abs.1 wird folgender Satz 3 angefügt:
	Dem § 263 Abs. 2a wird angefügt:
	§ 276a wird gestrichen.
	Nach § 276a wird eingefügt:

	Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch�(870-7)
	„In § 2 Abs. 1 Nr. 14 werden die Wörter „des Dritten Buches oder des Bundessozialhilfegesetzes“ durch die Wörter „des Zweiten oder des Dritten Buches“ ersetzt.“
	In § 45 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
	§ 47 Abs.  2 wird wie folgt geändert:
	Das Wort „Arbeitslosenhilfe“ und das nachfolgende Komma werden gestrichen.
	Nach dem Punkt wird folgender Satz 2 eingefügt:
	„Dies gilt auch für versicherte erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Leistungen nach § 20 des Zweiten Buches bezogen haben.“

	§ 58 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 werden die Wörter „oder der Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	„Dies gilt auch für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Leistungen nach § 20 des Zweiten Buches bezogen haben; in diesen Fällen wird der Unterschiedsbetrag beim Arbeitslosengeld II nicht als Einkommen berücksichtigt.“


	Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch�(860-8)
	Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch�(860-9)
	Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch�(860-10-1/2)
	§ 64 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
	„2. Im Sozialhilferecht, im Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende, im Recht der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, im Kinder- und Jugendhilferecht sowie im Recht der Kriegsopferfürsorge aus Anlass der Beantragung, Erbringung oder Ers
	In § 71 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.

	Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch �(860-11)
	
	In Nummer 2 wird das Wort „ ,Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a eingefügt:


	Änderung des Infektionsschutzgesetzes �(2126-13)
	Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes�(2212-2)
	Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes�(2212-4)
	Änderung des Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen�(2330-22)
	In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c des Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. September 2001 (BGBl. I 2414), das zuletzt durch ..... geändert worden ist, werden die Wörter „Arbeitslosenhil

	Änderung des Wohnraumförderungsgesetzes�(2330-32)
	§ 21 wird wie folgt geändert:
	Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 1.7 Buchstabe d wird die Angabe „§§ 10 bis 15 des Flüchtlingsgesetzes, „ durch die Angabe „§§ 10 bis 15 des Flüchtlingshilfegesetzes, „ ersetzt.
	Nach Nummer 1.7 werden folgende Nummern 1.8 bis 1.10 eingefügt:

	Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte und frühere Ruhestandsbeamte nach §€38 des Beamtenversorgungsgesetzes,
	Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigenden Linie nach § 40 des Beamtenversorgungsgesetzes,
	Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene nach § 41 des Beamtenversorgungsgesetzes,
	Nummer 2.2 wird aufgehoben.
	Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.
	Nach Nummer 5.4 wird folgende Nummer 5.5 eingefügt:
	Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.
	Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:
	Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3 eingefügt:
	Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 eingefügt:
	Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10.

	In Absatz 3 werden das Wort „steuerfreien“ gestrichen und die Angabe „Nummern 5.3 und 5.4“ durch die Angabe „Nummern 5.3 bis 5.5“ ersetzt.

	In § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach den §§ 190 bis 195 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
	§ 48 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:
	In Buchstabe c werden das Wort „geförderten“ durch das Wort „geförderte“ und die Angabe „§ 47 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 47 Abs. 4“ ersetzt.
	In Buchstabe e wird die Angabe „§ 88e Abs. 2, 3 und 5 Satz 2“ durch die Angabe „§ 88e Abs. 2, 3 und 5 Satz 2 Nr. 1“ ersetzt.

	In § 51 Abs. 1 wird die Angabe „in der ab 1. Januar 2002“ durch die Angabe „ab 1. Januar 2002 in der jeweils“ ersetzt.
	In § 52 Abs. 2 wird jeweils das Wort „Satzes“ durch das Wort „Absatzes“ ersetzt.

	Änderung des Bundesvertriebenengesetzes�(240-1)
	In Satz 1 wird die Angabe „Eingliederungshilfe nach § 418 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
	Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	„Die Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch über die Bedürftigkeit und das bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts zu berücksichtigende Einkommen sind nicht anzuwenden.“

	Änderung des Ausländergesetzes�(26-6)
	In § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „oder noch für sechs Monate durch einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 werden jeweils die Wörter „Sozial- oder Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „Sozialhilfe oder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.

	Änderung des Asylverfahrensgesetzes�(26-7)
	Änderung des Mikrozensusgesetzes�(29-12)
	Buchstabe „c“ wird wie folgt geändert:
	Die Angabe„-hilfe“ wird durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
	Nach der Angabe „Altenteil; Sozialhilfe;“ wird die Angabe „Sozialgeld;“ eingefügt.


	Änderung der Zivilprozessordnung �(310-4)
	In § 646 Abs. 1 Nr. 12 werden nach den Wörtern „für die das Kind Hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz, „ die Wörter „Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, „ und nach den Wörtern „§ 91 Abs. 3 Satz 2 des Bundessozialhilfegesetzes“ die Angabe
	In § 850 f Abs. 1 Buchstabe a werden nach den Wörtern „des Bundessozialhilfegesetzes“ die Wörter „oder nach Kapitel 3 Abschnitt 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ eingefügt.

	Änderung des Sozialgerichtsgesetzes�(330-1)
	Änderung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes�(362-1)
	Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung�(340-1)
	Änderung des Wohngeldgesetzes �(402 - 27)
	In der Inhaltsübersicht wird die Angabe
	§ 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
	In § 3 Abs. 1 werden die Wörter „außer beim Mietzuschuss nach dem Fünften Teil“ gestrichen.
	§ 4 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „rechnen“ ein Komma und die Angabe „vorbehaltlich des Absatzes 1 Satz 2, „ eingefügt.
	In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „rechnen“ ein Komma und die Angabe „vorbehaltlich des Absatzes 1 Satz 2, „ eingefügt.

	In § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	§ 10 wird wie folgt geändert:
	Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	Nach Nummer 1.8 werden folgende Nummern 1.9 bis 1.11 eingefügt:
	Nummer 2.2 wird aufgehoben.
	Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.
	Nach Nummer 5.4. wird folgende Nummer 5.5 eingefügt:
	Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.
	Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:
	Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3 eingefügt:
	Die Nummern 7 und 8 werden aufgehoben.
	Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden Nummern 7 und 8.

	In Absatz 3 werden das Wort „steuerfreien“ gestrichen und die Angabe „Nummern 5.3 und 5.4“ durch die Angabe „Nummern 5.3 bis 5.5“ ersetzt.

	§ 27 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
	§ 28 Abs. 3 wird aufgehoben.
	§ 29 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:
	Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	Der Fünfte Teil wird aufgehoben.
	§ 34 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach dem Fünften Teil“ durch die Wörter „nach dem Ersten bis Vierten Teil“ ersetzt.

	§ 35 wird wie folgt geändert:
	Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 5 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 und 2“ durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.
	In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c und Nr. 2“ durch die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 bis 3“ ersetzt.
	In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a und c“ durch die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 und 3“ ersetzt.
	In Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c bis h und Nr. 2“ durch die Angabe „Absatz 2 Nr. 3 bis 8“ ersetzt.

	In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.
	Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben.
	In Absatz 9 werden die Wörter „sowie im Anwendungsbereich des Fünften Teils der Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtigte“ gestrichen.

	§ 36 Abs. 2 wird aufgehoben.
	In § 37b Satz 1 werden die Wörter „vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523, 1542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 1989 (BGBl. S. 1058), „ gestrichen.
	In § 39 wird das Wort „zwei“ durch das Wort „vier“ ersetzt.

	Änderung des Gesetzes zur Hilfe für Frauen bei �Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen�(404-26)
	Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes�(53-3)
	Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes�(53-4)
	In der Inhaltsübersicht werden in der Zwischenüberschrift des Vierten Teils nach dem Wort „Arbeitslosenbeihilfe“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	§ 86a wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 wird die Zahl „156“ durch die Zahl „180“ ersetzt.
	Absatz 2 wird aufgehoben.
	Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2.
	Im neuen Absatz 2 wird die Angabe  „Die Absätze 1 und 2 gelten“ durch die Wörter „Absatz 1 gilt“ ersetzt.


	Änderung des Finanzausgleichsgesetzes�(603-10)
	Änderung des Solidarpaktfortführungsgesetzes�(603-10)
	Änderung der Abgabenordnung�(610-1-3)
	Änderung des Berlinförderungsgesetzes 1990 �(610-6-5)
	Änderung des Einkommensteuergesetzes�(611-1)
	In § 3 wird nach Nummer 2a folgende Nummer 2b eingefügt:
	In § 75 Abs. 1 werden nach dem Wort „Lebensunterhalt“ die Wörter „oder im Sinne der Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch über die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts“ eingefügt.

	Änderung des Lastenausgleichsgesetzes�(621-1)
	§ 292 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden die Wörter „zur Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „zu Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts“ ersetzt.
	Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	Nach dem Wort „Sozialhilfe“ werden ein Komma und die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts eingefügt“.
	Nach den Wörtern „gelten ergänzend die Vorschriften“ werden die Wörter „des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, „ eingefügt.

	In Absatz 2 werden nach dem Wort „Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts“ eingefügt.
	Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 werden nach den Wörtern „des Bundessozialhilfegesetzes“ ein Komma und die Wörter „nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ und nach dem Wort „gewährte“ die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensu
	In Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wörtern „Träger der Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „die Bundesagentur für Arbeit“ eingefügt.

	Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	In Satz 1 werden nach der Angabe „Hilfe zum Lebensunterhalt nach Abschnitt 2 des Bundessozialhilfegesetzes“ ein Komma und die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des Zweiten Buches Sozialg
	In Absatz 4 Nr. 1 werden nach den Wörtern „Hilfe zum Lebensunterhalt“ ein Komma und die Wörter „oder die Leistung zur Sicherung des Lebensunterhalts“ eingefügt.
	In Satz 5 werden nach den Wörtern „Träger der Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „die Bundesagentur für Arbeit“ eingefügt.
	In Satz 6 werden nach den Wörtern „Träger der Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „der Bundesagentur für Arbeit“ eingefügt.

	Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
	„(6)Das Arbeitslosengeld ist Einkommen im Sinne des § 267 Abs. 2 und Rentenleistung im Sinne dieses Abschnitts.“

	§ 363 wird wie folgt geändert:
	In der Überschrift werden die Wörter „der Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ ersetzt.
	Die Wörter „Arbeitslosenhilfe gewährt worden ist“ werden durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch gewährt worden sind“ ersetzt.


	Änderung des Entwicklungshelfer-Gesetzes�(702-3)
	§ 15 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
	In § 23b Abs. 1 werden die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	Änderung des Kündigungsschutzgesetzes�(800-2)
	Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien�(800-7)
	Änderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes�(800-18)
	Änderung des Berufsbildungsförderungsgesetzes�(806-3)
	Änderung des Berufsbildungsgesetzes�(806-21)
	In §€47 wird nach Absatz 3 folgender Absatz€3a eingefügt:
	§€52 wird wie folgt geändert:
	Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	„52
	Überwachung, Beratung“
	Nach Absatz€1 wird folgender Absatz€1a eingefügt:
	In Absatz€3 wird nach der Angabe „Absätze€1“ das Wort „und“ durch das Wort „bis“ ersetzt und folgender Satz 2 angefügt:


	Änderung des Vorruhestandsgesetzes �(810-34)
	Änderung des Altersteilzeitgesetzes�(810-36)
	In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Arbeitslosenhilfe“ ein Komma und die Wörter „Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld II“ eingefügt.
	Dem in § 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:
	„Die Beschäftigung eines Beziehers von Arbeitslosengeld II erfüllt die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2a nur dann, wenn eine Zusage nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erfolgt ist.“

	Änderung des Beiträge-Rückzahlungsgesetzes�(826-25)
	In Satz 1 werden nach dem Wort „Bundessozialhilfegesetz“ ein Komma und die Wörter „den Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende“ eingefügt.
	In Satz 2 werden die Wörter „der Arbeitslosenhilfe sowie“ gestrichen.

	Änderung des Bundesversorgungsgesetzes�(830-2)
	In § 1a wird folgender Absatz 4 angefügt:
	In § 16 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In § 16b Abs. 5 Buchstabe c werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.

	Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes �(85-3)
	In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe, Eingliederungshilfe für Spätaussiedler, „ gestrichen.
	§ 8 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	„Im Übrigen gilt für die Dauer der Elternzeit, in der dem Berechtigten kein Erziehungsgeld gezahlt wird, der Nachrang der Sozialhilfe und der Nachrang der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende, insbesondere § 2 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Buches

	Änderung des Bundeskindergeldgesetzes�(85-4)
	§ 3 wird wie folgt geändert:
	In Absatz 1 werden nach dem Wort „Kindergeld“ die Wörter „und Kinderzuschlag“ eingefügt.
	In Absatz 2 werden jeweils die Wörter „wird das Kindergeld“  durch die Wörter „werden das Kindergeld und der Kinderzuschlag“ und die Wörter „es wird“ durch die Wörter „sie werden“ ersetzt.

	In § 5 werden die Wörter „Das Kindergeld wird“ durch die Wörter „Das Kindergeld und der Kinderzuschlag werden“ ersetzt.
	Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:
	§ 9 wird wie folgt gefasst:
	Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Das Kindergeld und der Kinderzuschlag sind schriftlich zu beantragen.“
	Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Vollendet ein Kind das 18. Lebensjahr, so wird es für den Anspruch auf Kindergeld nur dann weiter berücksichtigt, wenn der oder die Berechtigte anzeigt, dass die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 vorliegen.“

	§ 11 wird wie folgt geändert:
	Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	Zahlung des Kindergeldes und des Kinderzuschlags“
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Das Kindergeld und der Kinderzuschlag werden monatlich gezahlt.“

	§ 12 wird wie folgt gefasst:
	§ 14 wird wie folgt geändert:
	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Wird der Antrag auf Kindergeld oder Kinderzuschlag abgelehnt oder das Kindergeld oder der Kinderzuschlag entzogen, ist ein schriftlicher Bescheid zu erteilen.“
	In Absatz 2 werden nach dem Wort „Bescheides“ die Wörter „über die Entziehung des    Kindergeldes“ eingefügt.

	Nach § 21 wird folgender § 22 angefügt:

	Änderung der Verordnung über die Ersatzleistungen an die zum Luftschutzdienst herangezogenen Personen und über die Erstattung fortgewährter Leistungen �(215-3)
	Änderung der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung �(2170-1-21)
	Änderung der Ausländergebührenverordnung�(26-1-9)
	Änderung der Arbeitsaufenthalteverordnung�(26-1-12)
	§ 4 wird wie folgt geändert:
	Absatz 4a wird aufgehoben.

	In Absatz 5 wird die Angabe „4a“ durch die Zahl „4“ ersetzt.
	In § 8 werden die Wörter „ dem Landesarbeitsamt“ durch die Wörter „der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit oder einer von ihr benannten Dienststelle“ ersetzt.

	Änderung der Freizügigkeitsverordnung/EG�(26-2-1)
	Änderung der Kindesunterhalt-Vordruckverordnung �(310-4-7)
	Änderung der Prozesskostenhilfevordruckverordnung�(310-19-3)
	In Abschnitt D werden nach dem Wort „Bundessozialhilfegesetz“ die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ und nach dem Wort „Sozialamtes“ die Wörter „oder des Arbeitsamtes“ eingefügt.
	In Abschnitt E wird die Angabe „Arbeitslosenhilfe mtl.“ gestrichen.

	Änderung der Wohngeldverordnung� (402-27-1)
	In der Inhaltsübersicht wird die Angabe
	§ 1 Abs. 2 wird aufgehoben.
	§ 8 wird aufgehoben.

	Änderung der Verordnung über die Berufsausbildung zum / zur �Fachangestellten für Arbeitsförderung �(806-21-1-267)
	§ 3 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 7.2 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	In Nummer 9 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt.
	Nach Nummer 9 werden folgende Nummern 10, 11. 11.1 und 11.2 angefügt:
	„10. 	Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Recht der Grundsicherung für
	Arbeitsuchende,
	11.  	Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts,
	11.1 	Arbeitslosengeld II,

	§ 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 1 Buchstabe b wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgender Buchstabe c angefügt:
	„c) Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben.“
	In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.

	Anlage I zu § 4 wird wie folgt geändert:
	In Nummer 7.2 werden nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Es wird folgende Nummer 10 angefügt:
	In der Rubrik „Laufende Nummer“: „10.“
	der Rubrik „Teil des Ausbildungsberufsbildes“:
	„Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende (§ 3 Nr. 10)“
	In der Rubrik „Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse“:

	Es wird folgende Nummer 11 angefügt:
	In der Rubrik „Laufende Nummer“: „11.“
	In der Rubrik „Teil des Ausbildungsberufsbildes“:
	In der Rubrik „Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse“:


	Anlage II zu § 4 wird wie folgt geändert:
	Jeweils in Nummer 7.2 wird nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
	Der Abschnitt „Erstes Ausbildungsjahr“ wird wie folgt geändert:
	In Absatz 2 wird nach Nummer 6.1 folgende Nummer 10 eingefügt:� „10. Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbsleben, Lernziele a und b“
	In Absatz 3 werden nach Nummer 7.2 folgende Nummern 11.1 und 11.2 eingefügt: „11.1 Arbeitslosengeld II �11.2 Sozialgeld, Lernziele a bis c.“

	In Absatz 3 des Abschnitts „Zweites Ausbildungsjahr“ werden nach Nummer 7.2 folgende neue Nummern 10, 11.1 und 11.2 eingefügt: �„10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit �11.1 Arbeitslosengeld II �11.2 Sozialgeld“
	In Absatz 3 des Abschnitts „Drittes Ausbildungsjahr“ werden nach Nummer 7.2 folgende neue Nummern 10, 11.1 und 11.2 eingefügt: �„10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit �11.1 Arbeitslosengeld II �11.2 Sozialgeld“


	Änderung der Ausgleichsrentenverordnung�(830-2-3)
	In Nummer 1 werden nach dem Wort „Leistungen“ die Wörter „zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, „ eingefügt.
	In Nummer 5 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe sowie das an Stelle der Arbeitslosenhilfe gezahlte Krankengeld nach § 47b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, Eingliederungshilfe nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, „ gestrichen.

	Aufhebung der Arbeitslosenhilfe-Verordnung�(860-3-20)
	Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
	Neufassung des Wohngeldgesetzes
	Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes
	Inkrafttreten
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